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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Sie zur 17. Sitzung des Wiener Gemeinderats begrüßen. 

Ich darf die Sitzung für eröffnet erklären und darf Sie ersuchen, sich von den Plätzen zu erheben. (Die Anwesenden erheben sich von ihren Plätzen.)

Vor wenigen Stunden ist ein Mitglied des Wiener Gemeinderats, Prof Josef Rauchenberger, verstorben. Pino, wie wir ihn im Namen der sozialdemokratischen Familie genannt haben, war erst sehr kurz Mitglied des Hauses, war aber ein Bestandteil dieses Haus, da er über zehn Jahre Klubsekretär der Sozialdemokratischen Fraktion hier im Wiener Landtag und Gemeinderat war. Er hat auch zehn Jahre lang im Bundesrat Wien vertreten und war auch dort ein Anwalt des Landes Wien. 

Pino hat viele Funktionen im Rahmen der Sozialdemokratie innegehabt, Funktionen, die einerseits sehr basisorientiert waren, aber auch Funktionen, die weit über das hinaus gegangen sind. 

Und darüber hinaus hat er uns etwas hinterlassen, einen Nachlass hinterlassen, der ihn charakterisiert als Chronist, als Archivar, als einer, der auch nebenberuflich ein Studium der Politikwissenschaften und Publizistik begonnen hat, dieses Studium zwar nicht abschließen konnte, aber das Ergebnis dessen, was dieses Studium gebracht hat, wird immer ein Teil dieser Stadt sein. Ich darf ein einziges Standardwerk hier erwähnen, das Standardwerk "Die Geschichte der Bezirksvertretungen Wiens".

Er hat uns aber auch eines gelehrt und als Nachlass hinterlassen, nämlich was es heißt, Kraft und Energie zu entwickeln, um mit einer sehr, sehr schwierigen Krankheit umgehen zu können. Er hat nie aufgegeben, er hat unermüdlich gekämpft und hat auch in schwierigsten Zeiten dieser Erkrankung noch Optimismus verstreut. 

Es sei mir gestattet, das persönliche Erlebnis der letzten Maifeier der Sozialdemokratie hier wiederzugeben. Es war berührend. Es war für uns aber auch eine Mahnung, dass wir immer noch mehr Energie aufnehmen und geben können. Es war ihm, der so schwer gezeichnet war von einer Erkrankung, möglich, uns, den so genannten Gesunden, Kraft und Optimismus zu geben.

Er hat die letzten drei Jahren, die er diesem Haus angehört hat, im Planungsausschuss, offiziell im GRA für Stadtentwicklung und Verkehr, gewirkt. 

Wir werden ihm stets ein ehrendes Angedenken bewahren. (Die Versammlung verharrt in stillem Gedenken.)

Ich danke für die Kundgebung. (Die Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.)

Ich darf nun zum offiziellen Teil der Sitzung kommen und darf weiters noch mitteilen, dass Frau GRin Prof Stubenvoll für heute entschuldigt ist.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass von den GRÜNEN 7 schriftliche Anfragen, von der ÖVP 1, vom Klub der Freiheitlichen 5 eingelangt sind.

Weiters ist vor Sitzungsbeginn 1 Antrag seitens des Grünen Klubs eingelangt. Den Fraktionen wurde dieser Antrag schriftlich bekannt gegeben und die Zuweisung wird, wie beantragt, erfolgen.

Die Postnummer 1 (02585/2002-MDALTG) der Tagesordnung betrifft den Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2001. 

Für die Beratung und Erledigung des Rechnungsabschlusses schlage ich folgende Vorgangsweise vor: Nach einem einleitenden Referat von Herrn VBgm amtsf StR für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, Dr Sepp Rieder, folgt die allgemeine Beratung des Rechnungsabschlusses und im Anschluss daran die Debatte über die Geschäftsgruppe FiWi und Wiener Stadtwerke. 

Voraussichtlich am Dienstag dieser Woche wird nach dem Schlusswort des Berichterstatters über die Anträge zum Rechnungsabschluss und zum Inventar abgestimmt werden. 

Ich nehme an, Sie sind mit dieser Vorgangsweise einverstanden. 

Ich bitte nun den Berichterstatter, Herrn VBgm Dr Rieder, die Verhandlung über die Postnummer 1, den Rechnungsabschluss 2001, einzuleiten. - Bitte.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man sagt, dass das Budget die in Zahlen gegossene Politik ist, dann ist der Rechnungsabschluss gewissermaßen die in Zahlen gegossene Rechenschaft darüber, wie man mit den Steuermitteln umgegangen ist, wie man sie eingesetzt hat zur Verwirklichung und Umsetzung der Aufgaben, die dem Land und der Stadt Wien übertragen sind. 

Wenn wir uns das Ergebnis des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2001 vor Augen führen, dann, glaube ich, und das ist durchaus eine nicht selbstbehübschende Beschreibung, brauchen wir keinen Vergleich zu scheuen. Wir brauchen weder den Vergleich zu scheuen mit der Politik der Bundesregierung, die sich im Großen und Ganzen in Belastungen erschöpft, wir brauchen nicht zu scheuen den Vergleich mit anderen österreichischen Städten und Gemeinden, die, wie das vor kurzem der Gemeindebund und der Städtebund zum Ausdruck gebracht haben, unter dem Druck der Nulldefizitpolitik den Atem verlieren, und wir brauchen auch nicht den internationalen Vergleich mit anderen europäischen Großstädten zu scheuen.

Vor wenigen Tagen ist in einem deutschen Magazin, im "Spiegel", ein Bericht veröffentlicht worden unter dem Titel "Blut, Schweiß und Tränen", und da wird geschildert, wie die finanzielle Wirklichkeit dem Bürgerblock in Hamburg die Möglichkeit nimmt, alle die Wahlversprechungen, die ja gemacht worden sind, einzulösen, und es wird hier geschildert, dass in der Hansestadt pro Sekunde 33 EUR an Zinsen für 22 Milliarden EUR Schulden gezahlt werden und dass im Jahre 2001 ein Defizit von 1,5 Milliarden EUR hingenommen werden muss.

Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, hat im Jahre 2001 nicht nur den erforderlichen Maastricht-Überschuss von 341,57 Millionen EUR hergestellt, sondern auch in administrativer Hinsicht einen Überschuss von 130,81 Millionen EUR erzielt. In Wien wurden 2001 nicht Wahlversprechen gebrochen, sondern es wurde in Konsequenz das Regierungsprogramm umgesetzt, und Wien stellt sich weiterhin, auch nach einem nicht einfachen Budgetjahr und einem nicht einfachen Jahr für die Wiener Wirtschaft, als eine der bestverwalteten Städte Europas dar.

Ich meine, meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist in erster Linie das Verdienst der Mitarbeiter der Stadt Wien, der Mitarbeiter in den Unternehmen der Stadt, in den kommunalen Betrieben, und ich möchte mich dafür bei den Beamten und bei den Bediensteten dieser Unternehmen herzlichst bedanken. (Beifall bei der SPÖ und bei Gemeinderäten der ÖVP und der GRÜNEN.) 

Ich bedanke mich umso mehr, als es offensichtlich auf Bundesebene modern geworden ist, in den Beamten und Bediensteten des öffentlichen Dienstes nur noch unerwünschte Kostenfaktoren zu sehen, die man am schnellsten wegrationalisiert oder mit dem Geld des Steuerzahlers einfach in Pension schickt. Es mag sein, dass es auch andere Bundesländer gibt - heute berichtet der "Standard" etwas über die Landeslehrer in Kärnten, wo das ähnlich ist -, aber ich denke, gerade unter den Bedingungen sollten wir Respekt haben vor den Leistungen, die Beamte und öffentlich Bedienstete, auch zur Erstellung dieser Qualität, bestverwaltete Stadt zu sein, erbringen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 2001 war das erste Jahr, für das der Stabilitätspakt gilt, und - ich habe es schon erwähnt - Wien war dementsprechend verpflichtet, einen maastricht-gemäßen oder maastricht-konformen Überschuss von 341,5 Millionen EUR abzuliefern. Entgegen allen Unkenrufen - ich erinnere an das, was in vergangenen Debatten auch hier im Haus gesagt worden ist - hat Wien diesen Stabilitätspakt voll erfüllt, obwohl Wien den größten Beitrag zum österreichischen Nulldefizit leisten musste und obwohl Wien auf der Ausgabenseite außerordentliche Belastungen zu tragen hatte, einmal die Ausgaben für die Volkszählung, die besonders in Wien, aber nicht nur in Wien, sondern auch in anderen Bundesländern, durchgeschlagen haben, das sind immerhin 10,9 Millionen EUR gewesen, aber vor allem der Beitrag zum Entschädigungsfonds für die Opfer des Nationalsozialismus, wo Wien einen Beitrag von 37,28 Millionen EUR geleistet hat. 

Und ich erwähne nur der Vollständigkeit halber: Wien hat auch als Bundesland im Rahmen der Vereinbarung zwischen den Bundesländern und den Israelitischen Kultusgemeinden Österreichs für diese Vermögensentschädigungen, die in diesem Bereich geleistet worden sind, einen überproportionalen Beitrag von 4,5 Millionen EUR geleistet. Ich halte das für umso gewichtiger, als ja nicht alle Bundesländer dem Beispiel Wiens gefolgt sind und ihren Beitrag zum Entschädigungsfonds des Bundes geleistet haben.

Und ich erwähne, dass zu den Haushaltsüberschussverpflichtungen, die Wien im Jahr 2001 betroffen hat, auf Grund des Finanzausgleichsfaktums noch dazugekommen ist der Vorwegabzug von 3 Milliarden - in ATS ausgedrückt - der Länder, dann die 3,5 Milliarden ATS jährliche Ausgabenentlastung des Bundes, die so genannte Verwaltungsreform.

Und ich denke nur, um eine kleine Bemerkung am Rande anzubringen: Es ist schon absurd, dass sich in einem Konzept, das darauf angelegt war, zu einer gemeinsamen Entlastung zu kommen, derzeit ein widerborstiges Thema zeigt, nämlich das Fundwesen, wo die Stadt Wien eintritt - übrigens nicht allein - für eine Privatisierung der Verwertung und Verwahrung und weiterhin der Abgabemöglichkeit bei den Polizeiwachzimmern, wie es bisher gewesen ist, der Bund sich dagegen wendet und jede Privatisierung in diesem Bereich ablehnt - eine Lösung, die alles andere als bürgerfreundlich ist. Nur in Klammer, weil sich ja Bundespolitiker, und nicht nur diese, gelegentlich hinstellen und sagen, die Verwaltungsreform ist so bürgernah. Das Fundwesen ist ein Paradebeispiel, wo man es eigentlich besser machen könnte, und wir haben hier in diesem Punkt auch den Konsultationsmechanismus angemeldet, weil der Verwaltungsaufwand, der damit verbunden ist, gewaltig ist. Ich erwähne es nur deswegen, weil bei der Frage, was Stadt und Land mit ihrem Budget zu realisieren haben, eine Menge auf Wien zugekommen ist.

Und ich erwähne als weiteren Punkt die "Ausfallshaftung" - unter Anführungszeichen -, die sich daraus ergibt, dass Länder und Gemeinden dort, wo sie Spitalsträger sind, mit quasi dem Ausfall der Spitalsfinanzierung belastet sind, da ja der Zuschussrahmen des Bundes gedeckelt ist und gewissermaßen alles, was teurer ist, dann nicht mehr zu Lasten des Bundes geht, sondern entweder die Sozialversicherung trifft oder die Länder und Gemeinden als Träger trifft. 

An die Adresse des Budget- und Wirtschaftsexperten der Wiener Grünen, der uns jüngst im Vorfeld der heutigen Debatte empfohlen hat, man hätte den österreichischen Stabilitätspakt nicht unterschreiben sollen, möchte ich nur aufmerksam machen: Hätte Wien nicht unterschrieben, so wären auf Grund des § 27 Abs. 7 des Finanzausgleichsgesetzes 2001 die Wiener Ertragsanteile durch den Bund monatlich um 28,74 Millionen EUR gekürzt worden. Pro Jahr wären dies 344,88 Millionen EUR weniger im Wiener Budget gewesen.

Und noch eine zweite Bemerkung: Der grüne Budgetsprecher hat uns auch empfohlen, die Investitionen bei den marktbestimmten Unternehmen mehr zu nützen. Als würde nicht der Saldo von Einnahmen und Ausgaben der Betriebe sehr wohl auf das Maastricht-Ergebnis der Stadt durchschlagen. Daher müsste man, wenn man in diesem marktbestimmten Unternehmen mehr investiert, auch für mehr Einnahmen sorgen oder Rücklagen auflösen, und eine solche Rücklagenauflösung hat ja be-
kanntlich im Krankenanstaltenverbund stattgefunden, um dort die 40 Millionen EUR lockerzumachen, die man dann für Investitionen eingesetzt hat und einsetzen wird, auch unter dem Gesichtspunkt, dass das eine Investitionsmaßnahme vor dem Hintergrund der Wirtschaftskonjunktur gewesen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist bekannt, dass der Finanzminister 2001 das ihm nach dem Stabilitätspakt zugestandene Bundesdefizit von maximal 2,05 Prozent des Bruttoinlandsprodukts nicht ausschöpfen musste und mit Hilfe der Länderüberschusse und der ausgeglichenen Gebarungen der Gemeinden schon 2001 das Gesamtnulldefizit, also das österreichische Nulldefizit, bejubeln durfte. Umso größer ist eigentlich dann auch das Desaster jetzt, wo dieses Nulldefizit ungeachtet aller Zahlenkunststücke der Frau Vizekanzlerin und ungeachtet des beredten Schweigens des Bundeskanzlers diesmal, 2002, nicht wird hergestellt werden können. Und ob die Bandbreite jetzt bei 0,4 - so der Finanzminister - oder nach anderen etwas höher liegen wird, ist letztlich egal. Es ist vor dem Hintergrund der seinerzeitigen Bejubelung des Nulldefizits eigentlich sehr deprimierend. 

Möglich wurde diese Entwicklung im Jahr 2001 durch deutliche Mehreinnahmen auf Grund von Vorauszahlungen und Anzahlungen im Bereich der Einkommenssteuer und der Körperschaftssteuer, die insgesamt 4,7 Milliarden EUR ausgemacht haben, während die Lohnsteuer um eine halbe Milliarde hinter den Erwartungen zurückgeblieben ist. Von diesen 4,7 Milliarden hat der Bund rund 3,7 Milliarden vorweg einmal kassiert, an die Länder sind aus diesen Mehreinnahmen 624 Millionen und an die Gemeinden 341 Millionen gegangen.

Es ist auch bekannt - ich komme dann gleich auf den kooperativen Teil für Wien -, dass ungeachtet der Tatsache, dass der Finanzminister immerhin schon den größten Teil des Kuchens für sich an Bord gezogen hat, der Finanzminister es nicht unterlassen hat, trotzdem den Versuch zu unternehmen, die Leistungen, die den Ländern und Gemeinden zugestanden sind, unter Berufung auf eine Bestimmung des Finanzausgleichspakts, wieder an sich zu holen. Dass das als unsittliches Angebot von Seiten der Länder, Städte und Gemeinden gesehen wurde, liegt auf der Hand und es ist letztlich abgelehnt worden. 

Die Tatsache ist aber die, dass damit natürlich auch im Budget des Jahres 2001 Wien mehr Mittel zur Verfügung gestanden sind, als im Voranschlag eigentlich zu erwarten war, und im Gegensatz zu einigen Bundesländern, deren angespannte Budgetsituation sie gezwungen hat, diese Mehreinnahmen zu verwenden, um den Stabilitätsbeitrag zu leisten, war das für Wien auf Grund unserer günstigen Budgetpolitik nicht notwendig - mit der Konsequenz, dass wir diese Mittel nicht Ende des Jahres 2001 verputzt haben, sondern dass wir diese Mittel herübergezogen haben in das laufende Budget 2002, und sie sind die Grundlage für das Investitionsprogramm, das im Februar mit rund 75 Millionen, davon ein Teil, wie gesagt, im Bereich der Spitäler, aber 35 Millionen außerhalb der Spitäler, finanziert wurde, um Maßnahmen im Bereich der Beschäftigungspolitik zu finanzieren, um Maßnahmen im Bereich der Fachhochschulen zu finanzieren.

Das ist sozusagen auch eine Erklärung für die Diskrepanz, die möglicherweise ungewöhnlich ist, dass wir in unserem Rechnungsabschluss deutlich mehr Einnahmen und ein administratives Überschussergebnis darstellen können, denn sonst würde man sich fragen: Ist das eine schlechte Kalkulation gewesen oder hat man sich da ein Körbergeld schaffen wollen?

Wie gesagt, wir haben diese Mittel eingesetzt, um vor dem Hintergrund der schlechten Konjunkturlage gegenzusteuern, Geld, öffentliche Mittel, für Investitionen einzusetzen.

Ich bedaure es, dass der Finanzminister nicht Ähnliches getan hat, denn er hätte genauso die Mittel, die ihm in den Schoss gefallen sind, die quasi nicht verplant waren - 3,7 Milliarden sind kein Lercherl - verwenden können, um ein wirkliches Konjunkturpaket zustande zu bringen und etwas unmittelbar Wirksames auf die Beine zu stellen. Denn wir leiden alle darunter, hier in Wien auch oder ganz besonders, je nachdem, wie man hier den Akzent setzen will, dass das, was die Bundesregierung als Konjunkturpaket verkauft hat, wirklich ein Flop ist. Wenn ich das hier sage, dann ist das nicht eine persönliche Wertung, sondern ich gebe hier ein Zitat aus einer österreichischen Tageszeitung vom 11. Juni wieder, wo es heißt: "Konjunkturpaket ein Flop. Die Maßnahmen der Regierung taugen nur beschränkt zur Belebung der Konjunktur." Dann heißt es weiter, aus gutem Grund versteckt, weil in dem Artikel vorher gesagt wird, es ist auffallend, dass die Bundesregierung das Konjunkturpaket nicht wirklich dargestellt hat, nicht wirklich in die Öffentlichkeit gebracht hat: "Der Fehler ist nicht in der schlechten Verfassung zu suchen, sondern im Inhalt, dieser ist höchst bescheiden." Und dann heißt es weiter: "Einige Maßnahmen wirken nur langfristig" - das ist okay; der Herr Kollege Schock hat ja vor nicht allzu langer Zeit einmal das Konjunkturpaket gerühmt -, "andere wiederum sind zu mickrig, um eine Wirkung entfalten zu können. Zudem kommen sie zu spät. Von den ersten Plänen bis zum Beschluss im Parlament verging ein halbes Jahr." Bekanntlich ist das ja erst vor kurzem beschlossen worden. 

Ich sage das deswegen, weil die Frage "Wie reagiert die Bundesregierung auf die Konjunktursituation?" ja immer in der Diskussion - ob wir es wollen oder nicht - in Gegensatz gebracht wird, gerade auch von der Bundesregierung, gegenüber der Vorgangsweise in Wien. 

Wir haben uns in der Budgetpolitik - auch das soll erwähnt sein - auf keine eurostartgefährdeten Experimente eingelassen. Auch dafür ist der Rechnungsabschluss ein Beweis. Also wir haben nicht die Darstellungsprobleme, die es anderswo gibt. Aber das schließt nicht aus, dass wir natürlich auch Möglichkeiten nutzen, die bisher vielleicht nicht in dem Umfang eingesetzt worden sind. Ein Beispiel ist das Cross-Border-Leasing-Projekt, das jetzt umgesetzt wird. Im Stadtsenat ist es schon beschlossen, in dieser Woche wird es im Gemeinderat behandelt werden. Es geht dabei um zusätzliche Finanzmittel, die es uns ermöglichen, im 21. und 22. Bezirk das Kanalnetz, das dort nicht völlig fertig gestellt ist, auch tatsächlich voll fertig zu stellen. Das ist ökologisch wichtig. Aber es ist darüber hinaus natürlich auch eine Auftragserteilung an vermutlich heimische, möglicherweise heimische Unternehmungen mit einem Größenvolumen von 146 Millionen EUR. Ich räume ein, dass es in der Zeit, in der wir uns befinden, wichtig ist, öffentliche Mittel für Investitionen einzusetzen, um auch tatsächlich für die Belebung der Wirtschaft durch zusätzliche Aufträge zu sorgen. 

Ich rufe in Erinnerung, dass einschließlich der Auftragsvolumen der Unternehmungen und Betriebe der Stadt in diesem Jahr 2,45 Milliarden EUR an Auftragsvolumen eingesetzt werden wird, und das ist eine beachtliche Dimension. 

Am vergangenen Freitag konnten die Wiener Linien den Auftrag erteilen an Siemens SGP Verkehrstechnik auf 25 U‑Bahn-Züge der neuesten Generation. Auch hier geht es nicht nur um mehr Komfort, um mehr Sicherheit für die Fahrgäste, sondern auch - die Züge werden 2004, 2005 bereits in Betrieb gehen - um ein Auftragsvolumen von 190 Millionen EUR, das wirklich für diesen Betrieb wichtig ist. Und wenn Sie sich den Betrieb anschauen, dann sehen Sie, dass dort diese Hallen, die noch vor vier, fünf Jahren leer waren, wo es noch eine wirkliche Krise gegeben hat, voll sind mit Produkten, die in alle Welt gehen. Dieses Unternehmen hat mittlerweile Weltruf und ist auf dem Weltmarkt offensiv. Das zeigt, dass es sehr wohl in der österreichischen Situation - und das ist nicht das einzige Unternehmen - eine Reihe von Wirtschaftsunternehmen gibt, die ungeachtet der Schlechtmacherei, die manchmal gegenüber der österreichischen Wirtschaft betrieben wird, tatsächlich in der Lage sind, auf ihrem Gebiet eine hervorragende Leistung anzubieten. Und ich sage, sie erbringen diese Leistung und sie haben diesen Weltruf, weil sie hoch qualifizierte Mitarbeiter haben. Denn bei jedem Ranking internationaler Art stellen wir fest, dass die Bedeutung Österreichs als Wirtschaftsstandort - nicht nur Wiens - darin liegt, dass wir über derart hoch qualifizierte, gut ausgebildete Mitarbeiter verfügen. 

Es ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Frage der Auftragserteilung, also der öffentlichen Auftragserteilung natürlich auch wichtig vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Beschäftigungssituation. Niemand kann uns vorwerfen, wir hätten das Problem der Arbeitslosigkeit verschlafen oder wir hätten es verharmlost. Wir haben bereits im Budget 2001, also bereits im Frühherbst des vergangenen Jahres, für konkrete Maßnahmen die finanziellen Vorsorgen im Budget getroffen. Wir haben im November 2001 - hier sitzen ja auch eine Reihe von Mitgliedern des Gemeinderats, die dem Beirat des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds angehören - Maßnahmen für die Ausbildung von Jugendlichen als Gegenmaßnahme gegen die Jugendarbeitslosigkeit getroffen, und wir haben auch - ich erinnere daran - an die Bundesregierung, an den Bundesminister Bartenstein, die Aufforderung gerichtet, er soll doch endlich einmal die Reserven, über die er verfügt, in die Hand nehmen, um daraus gemeinsam mit den Ländern zusätzliche Maßnahmen zu finanzieren. Es ist damals von Seiten der Stadt Wien die Aufforderung gemacht worden, 3 Millionen EUR zusätzlich in die Hand zu nehmen. Bartenstein hat das abgelehnt. Es hat dann von Seiten der Stadt Wien noch einmal das Angebot gegeben: Auch wenn Bartenstein nicht mitmacht, wir setzen diese 3 Millionen EUR ein. Und in der Tat sind jetzt dann auf Grund des Sozialpartnergipfels in Wien, auf den ich noch zu sprechen komme, diese Finanzierungsschubs wirksam geworden. Es sind insgesamt jetzt zwei Maßnahmenpakete, die vom AMS und vom WAFF gemeinsam umgesetzt werden, in Gang. Gerade diese Projekte sind deswegen wichtig, weil wir damit rechnen müssen, dass im kommenden Herbst der Druck auf den Lehrlingsmarkt extrem groß ist. Niemand braucht sich da Gedanken zu machen, wenn wir jetzt in dem Zeitpunkt sind, wo die starken Geburtenjahrgänge durchschlagen auf den Schulabschluss, dass gerade in dieser Phase einer schwierigen Wirtschaftslage eine erhöhte Zahl von Lehrlingsabgängen schon demographisch zu einem Problem führen muss. 

Daher ist es notwendig, und das war auch die Meinung der Sozialpartner und auch der Stadt Wien, dass es wirklich Alarmstufe rot ist und dass es notwendig ist, dass Bartenstein rechtzeitig dafür sorgt, dass das Jugendausbildungssicherungsgesetz so verlängert wird, dass es bereits im Frühherbst wirksam wird. Ich erinnere daran, dass im vergangenen Jahr 2001, über das wir sprechen, die Verzögerung bewirkt hat, dass erst Ende November die Programme überhaupt beschlussmäßig möglich waren, weil es bis dahin überhaupt an der Grundlage, an der Finanzierung und an den Absprachen mit den Ländern gefehlt hat. Wenn sich das heuer durch Verzögerungen auf der Bundesseite wieder ergibt, dann ist das ein Sparen zu Lasten junger Menschen, die durch diese Maßnahme an ihrem Zugang in Lehrplätze oder zumindest in Ausbildungsprogramme verhindert werden. Das soll hier mit allem Nachdruck gesagt werden. 

Letztlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, liegt auch noch das Ergebnis der drei Verhandlungsrunden zwischen den Sozialpartnern in Wien und der Stadt Wien vor. Also Wirtschaftskammer, Industriellenvereinigung, Arbeiterkammer, ÖGB, WAFF und Wirtschaftsförderungsfonds haben hier mit dem AMS gemeinsam ein Paket entwickelt, das die Sozialpartner als Wiener Arbeitsmarktoffensive bezeichnet haben. Auch in diesem Paket geht es im Wesentlichen - nicht ausschließlich, aber im Wesentlichen - um die Frage der Ausbildung, der Berufsausbildung, junger Menschen. Das ist das zentrale Thema dieser gemeinsamen Arbeitsmarktoffensive der Sozialpartner und der Stadt Wien. Es geht hier darum, dass wir uns neben einer Reihe von Maßnahmen, die ich jetzt aus zeitlichen Gründen nicht im Detail wiedergeben will, vor allem auch konzentrieren auf die gemeinsame Förderung und Initiierung von Ausbildungsverbünden und die Ausbildung in Zukunftsbranchen, weil es gerade in den Zukunftsbranchen sehr schwierig ist, im herkömmlichen traditionellen System der dualen Ausbildung für Lehrplätze zu sorgen, ohne dass es eine Unterstützung gibt. Und diese Unterstützung und dieses gemeinsame Vorgehen der Sozialpartner und der Stadt Wien, die auch dazu Budgetmittel einsetzen wird, wird hier eine, glaube ich, entscheidende Verbesserung bringen.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, weder die Sozialpartner noch geschweige die Stadt Wien sind in der Lage, was immer sie unternehmen, was immer sie hier finanziell zustande bringen, die Arbeitsmarktpolitik des Bundes zu ersetzen. Wir können begleitende Maßnahmen treffen, wir können uns konzentrieren auf die Jugendausbildung, aber wir können die Arbeitsmarktpolitik des Bundes nicht ersetzen, und wir werden wenig Chancen haben, wenn sich der Arbeitsminister weiterhin versteckt. Ich höre nie das Thema der Arbeitslosenfrage aus seinem Mund in die Öffentlichkeit gebracht. Wir laden Sie alle ein aus der ÖVP, Zitate zu bringen, wann sich der Herr Bartenstein in letzter Zeit zu diesem Thema gemeldet hat. Und wir werden nur dann in der Lage sein, wirklich erfolgreich zu sein, wenn der Bundesminister Bartenstein als Arbeitsminister jene 109 Millionen EUR, die ja Reserve sind und die Mittel sind, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam aufgebracht haben, für eine Situation der Krise in der Beschäftigungspolitik, in die Hand nimmt und tatsächlich für die Arbeitsmarktpolitik einsetzt, statt das Nulldefizit zu finanzieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich füge auch hinzu: Es wird notwendig sein, dass sich der Bundesminister Bartenstein ernsthaft Gedanken macht, ob es nicht Sinn gibt, Lehrlingsstiftungen zu ermöglichen oder eine Regionalstiftung oder/und eine Regionalstiftung für die Bundesländer Niederösterreich, Burgenland und Wien gemeinsam einzurichten. Die Ostregion ist zwar eine wirtschaftlich starke Region, aber trotzdem besteht hier Bedarf nach einer Regionalstiftung, und die zu ermöglichen ist Sache des Ministers Bartenstein.

Ich möchte das noch einmal sagen, weil das ja auch in der politischen Diskussion so sehr in den Vordergrund getragen worden ist. Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik einschließlich der Lehrlingsfrage ist Bundessache pur. Nicht weil es so in der Verfassung steht, das auch, sondern weil die Mittel dafür von den Arbeitgebern und Arbeitnehmern gemeinsam aufgebraucht werden und die Stadt Wien diese Mittel nicht hat. Die Mittel aus der Arbeitslosenversicherung sind auf der Bundesseite da, sie sind nicht da auf Seiten der Stadt und daher haben wir nicht die Möglichkeit, sie einzusetzen. 

Und ich rufe uns allen in Erinnerung, man kann aus dem politischen Blickwinkel, den man einschlägt, was den Erfolg betrifft, unterschiedlicher Meinung sein, aber es hat bisher keinen Sozialminister und keine Bundesregierung gegeben, die sich nicht dem Thema der Arbeitslosigkeit und dem Thema der Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit gestellt hat, nicht dem Thema gestellt hat, dass man sich gegen die Jugendarbeitslosigkeit besonders einsetzen muss. Und es ist diese Bundesregierung, die die Erste ist, die sich dieser Verantwortung entzieht. Und wenn es keinen anderen Beweis dafür gäbe, dann sind es, Herr Dr Serles, die 109 Millionen EUR, die angespart sind für diesen Zweck, jetzt eingesetzt zu werden, und die eigentlich aus der Beschäftigungspolitik verschwunden sind. Das ist meines Erachtens der deutliche Beweis. 

Und wenn, meine sehr geehrten Damen und Herren, jetzt gerade sich die Politiker der ÖVP und der FPÖ überbieten, wirklich überbieten, tagtäglich sozusagen die Verantwortung für die Situation am Wiener Arbeitsmarkt auf Wien zu schieben, dann halte ich das entweder für makaber oder lächerlich. Ich sage Ihnen warum: Es kann doch nicht sein, dass der Wiener Arbeitsmarkt exterritorial ist, also quasi außerhalb von Österreich liegt, so als wenn für die ÖVP/FPÖ-Bundesregierung nur dort Österreich existiert, wo auch in den Ländern schwarz und blau regiert wird. (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) Es kann doch nicht sein, dass es gute Arbeitslosenzahlen gibt in den Bundesländern, wo die Schwarzen und die Blauen regieren, und schlechte Arbeitslosenzahlen, wo die Roten regieren. Das gibt es einfach nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.)
ÖVP und FPÖ werden es einfach zur Kenntnis nehmen müssen (GR Mag Hilmar Kabas: Sie werden zur Kenntnis nehmen müssen!), dass wir für eine Hasenrolle in ihrem Igel-Hase-Stil nicht zur Verfügung stehen und auch nicht als Prügelknabe.

Was die Regierung macht, ist die Politik nach dem Drei-Affen-Prinzip. Das ist jetzt nicht ein wörtliches Zitat von mir, sondern ich zitiere wieder einmal aus einer österreichischen Tageszeitung. In dieser Tageszeitung vom 18. Mai heißt es eben unter der Überschrift "Politik nach dem Drei-Affen-Prinzip": "Die Arbeitslosigkeit ist schlimmer als prognostiziert. Bekommt das AMS kein zusätzliches Geld, müssen Kurse und Schulungen zurückgefahren werden. Arbeitsmarktpolitik" - wörtliches Zitat - "ist an sich Bundessache. In ihrer Not wenden sich viele AMS-Landesstellen nun an die Länder, um dort zusätzliche Gelder aufzutreiben." Und es heißt weiter in diesem Beitrag: "Das Arbeitslosengeld wurde zwar gekürzt" - das sollte man auch einmal zur Kenntnis nehmen -, "die Arbeitslosen selbst werden aber nicht ernst genommen. Nichts sehen, nichts hören, nichts reden, das ist das Prinzip der Bundesregierung."

Also die Tatsache, dass wir uns hier wehren, Prügelknabe zu sein, ist nicht etwas, was quasi wir hier erfinden in einer politischen Diskussion, sondern das ist die Meinung, die von Kommentatoren, von Wirtschaftsexperten in Österreich zum Ausdruck gebracht wird.

Wir werden, meine sehr geehrten Damen und Herren, auf Grund des Ergebnisses des Sozialpartnergipfels zwei Maßnahmen noch zusätzlich setzen. Wir werden auf der einen Seite die Richtlinien des Wirtschaftsförderungsfonds ergänzen und eine zusätzliche Förderungsschiene aufmachen für den Bereich der Berufsausbildung, insbesondere der Berufsausbildung junger Menschen, abgestimmt mit dem Maßnahmenpaket, das im Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds entwickelt wird, und wir werden zweitens, gestützt auf das neue Bundesvergabegesetz 2002, die dort vorgesehene Bestimmung des § 21 Abs. 7 voll mit Leben erfüllen. Dort heißt es: "Im Vergabeverfahren kann auf die Beschäftigung von Frauen, von Personen im Ausbildungsverhältnis, von Langzeitarbeitslosen, von Behinderten und älteren Arbeitnehmern sowie auf Maßnahmen zur Umsetzung sonstiger sozialpolitischer Belange Bedacht genommen werden." Auf dieser Grundlage wird es in Zukunft besser und effizienter möglich sein, diese Komponenten, die immer wieder in der Beschäftigungspolitik eine Rolle spielen, umzusetzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben in der Wiener Wirtschaftsförderung - um auf das Jahr 2001 wieder zurückzukommen - die Richtlinien weitgehend neu gestaltet, umgestaltet. Wir haben die Doppelgleisigkeiten, die es bis dahin gelegentlich im Bereich zu den Kooperationsmöglichkeiten mit dem Bund gegeben hat, ausgeräumt und wir haben die Innovation zur Technologiepolitik komplett erneuert.

2001 wurden mit 1 462 Förderungsfällen mehr Unternehmen gefördert als im Vorjahr, also 2000, und es wurden mit 40,4 Millionen EUR mehr Förderungsmittel ausbezahlt als im Vorjahr, wo es sich um 34,9 Millionen EUR gehandelt hat. 

Der Strukturwandel in der Wiener Wirtschaft in Richtung einer modernen Dienstleistungswirtschaft fand auch 2001 statt. Und ich möchte das besonders hervorheben: Es ist der Wirtschaftsstandort Wien auch im Jahr 2001 so, dass er nichts an Attraktivität und nichts an internationaler Reputation verloren hat. Im Gegenteil, unsere Position in diesem Wettbewerb der Wirtschaftsstandorte, insbesondere auch im Hinblick auf den Technologiewettbewerb, ist stärker denn je. Und es ist nur eine Kleinigkeit, aber am 8. April wurde die Vienna Region, also Wien und Teile Niederösterreich, von der Europäischen Kommission in Stockholm als Topstandort für innovative Unternehmungen mit der Auszeichnung Region of Excellence bedacht. Auch das ist ein Zeichen dafür, welche Anerkennung dieser Wirtschaftsstandort Vienna Region in der Europäischen Union hat.

Es haben sich in Österreich 2001 120 ausländische Firmen angesiedelt mit einem Investitionsvolumen von 591 Millionen EUR, das ist mehr, als es im Jahr 2000 waren, und es sind damit 5 113 neue Arbeitsplätze geschaffen worden. Die Hälfte, mehr als die Hälfte von diesen 120 neu in Österreich angesiedelten Unternehmungen, hat sich hier in Wien angesiedelt. Und es ist überhaupt die Unternehmensneugründung im Jahr 2001 in Wien mit 6 318 neuen Unternehmungen ein Spitzenwert, und fast ein Viertel sämtlicher Unternehmensneugründungen in Österreich entfällt auf Wien. Und wenn man die Vienna Region nimmt, dann ist es fast die Hälfte aller Unternehmensneugründungen, die hier erfolgt ist. 

Es geht dabei nicht nur - und ich lege Wert darauf, dass wir auch diese Dinge erwähnen wollen - um internationale Ansiedlungen, sondern auch um Übersiedlungen nach Wien aus anderen Bundesländern, und zwar nicht nur aus dem Bereich der Hochtechnologie, sondern zum Beispiel die Firma Kelly, die hier ihre Europazentrale einrichten wird, hat ihre volle Betriebsstätte, also das Stammhaus, in den 22. Bezirk verlagert und baut dort aus. Das ist ein gemeinsames Förderungsprojekt von Europäischer Union und Land Wien, und das ist vor kurzem in der Wiener Landesregierung so beschlossen worden.

Die ungebrochene Attraktivität Wiens als Wirtschaftsstandort, meine sehr geehrte Damen und Herren, beruht aber vor allem auf der Entwicklung im Technologiebereich. Wir sind, Wien, zu einem Technologiezentrum geworden. Es gibt eine jüngst veröffentlichte Untersuchung, aus der sich zwei bemerkenswerte Tatsachen ergeben.

Erstens: Wien ist nach Stockholm, Braunschweig und Oberbayern jene EU-Region mit dem vierthöchsten Anteil an Personal in Forschung und Entwicklung. 

Und zweitens: Wien ist mit 52 Prozent Anteil an den nationalen, also österreichweiten Mitteln für Forschung und Entwicklung die höchste Konzentration der technologischen Investitionskapazität eines Landes. Also, beide Faktoren, viertbeste Region, was den Personaleinsatz betrifft, und unter allen EU-Ländern hervorragend durch die starke Konzentration des Mitteleinsatzes für Forschung und Entwicklung auf Wien, sind natürlich eine enorm günstige Ausgangsbasis, um uns auf dem Gebiet weiterzuentwickeln. Ich möchte darauf hinweisen, dass seit 1997 die Stadt Wien für den Technologiebereich 293,3 Millionen EUR zur Verfügung gestellt hat.

Wir sind gerade auch oder vor allem im Bereich der Biotechnologie auf dem besten Weg, zur Weltklasse aufzuschließen. Und niemand soll sagen: Was ist das schon? Wir alle wissen, wie stark die Biotechnologie in den USA konzentriert ist und wie wenige europäische Staaten es gibt, Großbritannien vielleicht noch, die hier mithalten können. Sich auf diesem Weg zu befinden, ist beachtlich. Und man muss auch hinzufügen: Es gibt in diesem Bereich keine Landesliga, keine Unterklassenliga, sondern hier gibt es nur die Weltklassenliga, in der man entweder mitspielen kann oder nicht mitspielt.

Einige Punkte, um das zu untermauern. Wir haben in den letzten drei Jahren rund 20 erfolgreiche Startups-Unternehmungen, das heißt, die frisch begonnen haben und sich im Umfeld der großen Universitätsballungszentren und im Zusammenhang mit den großen Unternehmungen in der Pharmaindustrie hier in der Vienna Region entwickelt haben, wir haben am Biotech-Standort Wien mehr als 2 000 Personen in Forschung und Entwicklung tätig, wir haben an zehn Universitäten rund 3 000 StudentInnen in einschlägigen Fachrichtungen und viertens sind 80 Prozent aller österreichischen Biotech-Unternehmen in der Vienna Region angesiedelt. 

Fünftens: In Wien gibt es in dieser Wachstumsbranche bis 2010 ein Potenzial von 10 000 zusätzlichen Jobs. 

Sechstens: Mit dem Investitionsprogramm für Technologie und Gründerzentrum planen und errichten wir sechs Zentren. Das bekannteste ist das Vienna Biotech-Zentrum in der Bohr-Gasse im 3. Bezirk. In Planung ist ein Gründerzentrum für Laser- und Kunststofftechnologie in Floridsdorf. Bereits in Entwicklung und in Umsetzung ist das Gründerzentrum für New Technologies am Höchstädtplatz im 20. Bezirk. Das Vierte ist der Technologiepark Verkehrstechnologie auf den Paukergründen, wo der Klima-Wind-Kanal ja auch situiert worden ist. Das Fünfte ist das Technologiezentrum Muthgasse, das jetzt in die konkrete Planung geht. Und das Sechste ist das bekannte Techgate in der Donaucity, auf der so genannten Platte, wo bereits vier Kompetenzzentren mit 150 hoch qualifizierten Mitarbeitern im Bereich der Informations- und Telekommunikation sehr wirksam und sehr positiv tätig sind. 

Dazu kommt, siebtens, das jetzt vorgestellte Kompetenzzentrum für Elektronikschrott-Recycling und nachhaltige Produktion, eine wirklich geniale Kooperation zwischen Industrieunternehmungen und Wissenschaftseinrichtungen, wo es nicht nur um die Entwicklung von Strategien für komplizierte Entsorgungsaufgaben geht, sondern wo es auch darum geht, daraus Schlussfolgerungen für die Produktion zu ziehen. Also wie produziert man in diesem Bereich Produkte, dass sie wieder verwertbar sind und nicht sozusagen große Probleme bei der Entsorgung schaffen? Dieses Unternehmen wird dann auf den Höchstädtplatz übersiedeln.

Und achtens: Es ist jetzt fertig gestellt worden der Gesellschaftsvertrag über die Errichtung der Zentrum Inits GmbH, das ist ein Zusammenwirken in einer Gesellschaft von Universität Wien, Universität Technik Wien und ZIT, das ist die Tochtergesellschaft des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, von Industrieunternehmungen und privaten Bereichen, wo es darum geht, dass die Umsetzung von wissenschaftlichen Erkenntnissen durch unternehmerische Nutzung professionell begleitet und gefördert werden soll.

Und neuntens, das ist auch erst vor kurzem vorgestellt worden: Das Österreichische Zentrum für Biopharmazeutische Technologie, also ACPT, eine gemeinsame Initiative großer österreichischer Pharmaunternehmungen, gefördert vom Bund und Stadt Wien, wo es wiederum darum geht, dass gemeinsame Technologien entwickelt werden. Die internationale Bedeutung dieser Gründung ist im Ausland offenbar bereits bekannt, weil es auch sehr hohen Anklang in der internationalen Presse gefunden hat. 

Zehntens: Innovation ist eine Förderschiene neuer Form, wo es jetzt schon zwei Calls gibt, also Aufforderungen, an einem Wettbewerb mitzumachen. Der eine Call betrifft Lifescience, also Biotechnologie, und der andere, erst vor kurzem präsentierte Call, betrifft Creative Industries.

Also wir haben in zehn Punkten konkret dargestellt, wie hier ein Entwicklungsschub stattfindet, der außerordentliche Bedeutung hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 2001 war, ungeachtet der durchaus positiven Entwicklungen, die es hier auch gegeben hat, für viele Teile der österreichischen und natürlich auch der Wiener Wirtschaft außerordentlich schwierig. Das Wirtschaftsforschungsinstitut, also WIFO, hat vor kurzem die ersten Prognosen über die Entwicklung im vergangenen Jahr präsentiert. Es ist eine vorläufige Darstellung, wir nehmen die aber durchaus ernst und kommt hier zum Ergebnis, dass die Wirtschaft in Wien im vergangenen Jahr nicht gewachsen ist, sondern um 0,2 Prozent zurückgegangen ist in der Bruttoinlandsproduktschöpfung, was eine bedauerliche Tatsache ist, aber auch ein Anlass ist, sehr konkret und verstärkt und - so hoffen wir - auch in einer gemeinsamen Kooperation mit den einzelnen Förderungseinrichtungen des Bundes zu einer Verbesserung zu kommen.

Ein ähnlich unerfreuliches Ergebnis hat das Wirtschaftsforschungsinstitut in dieser Studie auch dem Bundesland Kärnten präsentiert. Dort hat es aber zu einer landeshauptmännlichen Erregung der besonderen Art geführt und hat dem Wirtschaftsforschungsinstitut seitens des Lhptm Haider die Kritik eingehandelt, es sei hier manipuliert worden. Nun verstehe ich schon sozusagen die Erregung des Landeshauptmanns angesichts einer gar nicht so billigen Kampagne für die eigene Wirtschaftspolitik und dann das, ja? Dann kommt das Wirtschaftsforschungsinstitut und sagt, es ist alles in die Hosen gegangen. Und zweitens ist es natürlich ein Unterschied, wenn man hier davon ausgehen kann, dass die Bruttoinlandsproduktschöpfung in Wien um 30 Prozent höher ist als im übrigen Bundesdurchschnitt. In Kärnten schaut es - ersparen Sie mir das - ganz anders aus. Aber es hat dazu geführt, dass Kramer, der Chef des Wirtschaftsforschungsinstituts, zurückgeschlagen hat. Im "WirtschaftsBlatt" wird das zitiert: "WIFO wehrt sich gegen Prügel aus Kärnten." Ich darf auch hier kurz zitieren: "Zwar weise die Tatsache, dass Kärnten seit 1995 unterdurchschnittlich gewachsen sei, auf Strukturschwächen hin. Ohne eingehende Untersuchung könne dies aber nicht auf Versäumnisse der Landespolitik zurückgeführt werden. Auch nicht in Wien" - wörtliches Zitat von Kramer -, "wo FP-Chef Hilmar Kabas dieselben Zahlen als Armutszeugnis für die SPÖ-Regierung interpretiert." Also ich sage nur, Kramer verteidigt hier nicht nur Kärnten, sondern auch Wien, und nehmen Sie die Kritik Kramers, lieber Hilmar Kabas, auch sehr ernst. 

Tatsächlich, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist die Steuer- und Abgabenquote - und ich bin gespannt, was Sie dazu sagen werden -, mit 45,9 Prozent in Österreich rekordverdächtig, wenn nicht Rekord, wir wissen das alles. Es ist in einer Zeitung auch gesagt worden, dass die Österreicherinnen und Österreicher bis zum 16. Juni quasi für den Finanzminister arbeiten. Ich denke, dass wir diese Frage sehr wohl sehr ernst nehmen sollen, denn es gibt ja auch immer wieder die Diskussionen an die Adresse Wiens: Wie gehen wir mit der Entwicklung von Abgaben um? Aber gemessen an den 45,9 Prozent, die von der Bundesseite entwickelt worden sind, ist es einfach lächerlich, hier eine Kritik an der Abgabenpolitik der Stadt zu üben. 

Die Tatsache, dass jetzt eine Steuerreform angekündigt worden ist von der Bundesregierung, oder zumindest korrekterweise von einer Partei der Bundesregierung, wäre ja so etwas wie ein Hoffnungszeichen. Allerdings hat uns der Herr Finanzminister dieses Hoffnungszeichen sofort vergällt mit dem Hinweis, dass dann 2004 ein weiteres Sparpaket kommt. Er hat zwar dann bei einer gemeinsamen Pressekonferenz, wo er unter der Kuratel Haiders gestanden ist, das widerrufen, aber ich glaube, dass man tatsächlich die Sorge haben muss, dass eine mögliche Steuerreform dann wiederum mit so etwas verbunden wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte schon zum Schluss kommen und möchte mich noch an den Klubobmann der Wiener ÖVP, Tschirf, wenden, der im Vorfeld zur heutigen Debatte der Stadt Wien eine miserable Wirtschaftsbilanz vorgeworfen hat. Also ich nehme an, dass sozusagen durch die Wiener ÖVP mit dem Parteitag ein Ruck gegangen ist, allerdings ist es eher ein Ruck, an die kurze Leine genommen zu werden, und Sie exekutieren jetzt offenbar das, was vor nicht allzu langer Zeit auch von Seiten der ÖVP-Bundespolitiker immer wieder gesagt worden ist, wie schlecht die Situation in Wien ist. 

Und daher gestatten Sie mir einige Fragen an Sie. Ist es eine miserable Wirtschaftsbilanz, wenn Wien zu den Top Ten der reichsten EU-Regionen zählt und wenn Wien zu einem anerkannten Technologiestandort und Kompetenzzentrum geworden ist? Ist das eine miserable Wirtschaftsbilanz? 

Ist es eine miserable Wirtschaftsbilanz, meine sehr geehrten Damen und Herren, und jetzt an alle von uns dieselbe Frage gerichtet, wenn in Wien das standardisierte Bruttojahreseinkommen der unselbständig Erwerbstätigen mit 22 835 EUR das höchste ist in ganz Österreich? 

Und wenn Wien die höchste Frauenbeschäftigungsquote aufweist? Und wenn das standardisierte Bruttojahreseinkommen der Frauen in Wien mit 19 345 EUR das höchste ist von ganz Österreich? Und zwar im Vergleich zu dem geringsten Fraueneinkommen in der Steiermark um 20 Prozent mehr?

Und ist es eine miserable Wirtschaftsbilanz, Herr Klubobmann der ÖVP, wenn eine Studie eines internationalen Unternehmensberaters, Mercer mit Sitz in Großbritannien, Wien attestiert, dass wir der zweitbeste Wirtschaftsstandort auf der Welt sind, und zwar weltweit nach Zürich?

Und ist es ein Zeichen einer miserablen Wirtschaftsbilanz, wenn uns, vor kurzem in einer Studie, die die Mailänder Wirtschaftskammer in Auftrag gegeben hat, wiederum im Vergleich mit 12 europäischen Großstädten, bestätigt worden ist, dass wir, jetzt nach Stockholm, der zweitbeste Standort sind, und zwar was Lebensqualität, aber nicht nur Lebensqualität, nicht nur Sicherheit, sondern auch was die Frage der Innovation und der Infrastruktur betrifft?

Und sind das nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren, Indikatoren für eine sehr gute Wirtschaftsbilanz, auf die man eigentlich gemeinsam stolz sein kann? Muss man da wirklich der Stadt und dem Land eine miserable Wirtschaftsbilanz attestieren, was ja bedeutet, dass man damit auch die gesamten Leistungen der Wirtschaft abwertet und abqualifiziert? 

Ich hätte ja noch Verständnis, wenn man an einzelnen Maßnahmen der Politik der Stadt Kritik übt. Das verstehe ich. Aber dass man so pauschal einer Stadt, einem Land eine negative, miserable Wirtschaftsbilanz unterstellt, ist eine schlimme Sache, weil das eigentlich Rufschädigung ist. Wenn das die allgemeine Auffassung ist, die Wienerinnen und Wiener wissen das gar nicht zu schätzen oder die schätzen das ganz anders ein, dann ist das ja sozusagen eine negative Botschaft. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, in der von mir zitierten Studie, die im Auftrag der Mailänder Wirtschaftskammer entwickelt worden ist, ergibt sich noch eine wichtige Tatsache. Dort steht nämlich auch drinnen, dass Wien jene Stadt ist, von der die befragten Wienerinnen und Wiener gesagt haben, sie sind hochzufrieden mit dieser Stadt und sie haben das beste Urteil über die eigene Stadt abgegeben. Und das, muss ich sagen, macht uns schon froh, weil es unser Bedürfnis ist, den Interessen, den Wünschen und den Bedürfnissen der Wienerinnen und Wiener Rechnung zu tragen. Und Sie werden verstehen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, dass uns die Einschätzung der Wienerinnen und Wiener und deren Bedürfnisse wichtiger ist als die Tatsache, ob Sie jetzt unseren Rechnungsabschluss ablehnen oder ihm zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ungeachtet dessen nütze ich hier die Gelegenheit, die sich mir bietet, und die Einladung richtet sich an alle drei Oppositionsparteien, an unserer Politik mitzumachen, im Interesse künftiger Generationen, denn das, was heute zustande gebracht wird an Innovation, ist das Kapital, das den nächsten Generationen zur Verfügung steht. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Ich darf nun die Debatte eröffnen. Als erster Debattenredner ist Herr GR Mag Chorherr gemeldet. - Bitte schön. 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Herr Vizebürgermeister! Ich möchte nach Ihrer Rede in drei Punkten den Rechnungsabschluss nutzen, der erste durchaus zu den Pickerln, die hier zur Schau gestellt werden: "Macht’s Wien wirklich besser?" (Ja-Rufe bei der SPÖ.) Ja? Dann werde ich in aller Demut ein paar Anmerkungen dazu machen, wenn es genehm ist. Wenn man es noch sagen darf. 

Und zweitens werde ich mich mit der Frage beschäftigen: Ist Wien wirklich so gut verwaltet, wie alle jetzt so überzeugt sind (Neuerlich Ja-Rufe bei der SPÖ.), und ein bisschen erzählen, was ein paar Leute anders sehen, was sich da vor ein paar Tagen in einem Untersuchungsausschuss zugetragen hat. 

Beginnen wir mit der Wirtschaftspolitik. Wenn man dem Herrn Vizebürgermeister zuhört, hat man das Gefühl, Wien ist so etwas wie dieses berühmte gallische Dorf. Rundherum haben sich die Römer durchgesetzt und irgendwo gibt es ein Dorf, wo es so den roten Zaubertrank gibt, wo alles anders ist. 

Es gibt ein Problem, irgendwo fehlen mir der Asterix und der Obelix bei dieser Geschichte, denn irgendwie kann ich dem nicht ganz Rechnung tragen. In einem gebe ich jetzt dem Vizebürgermeister Recht: Rundherum die schwarz-blaue Bundesregierung führt in der Tat dazu, dass in wesentlichen Bereichen gekürzt wird, dass die Politik hauptverantwortlich für die Zunahme der Arbeitslosigkeit ist, dass Arbeitsmarktmittel kontraproduktiv eingesetzt werden, dass gespart werden muss mit dem Dogma Nulldefizit zu Lasten der Wirtschaft und zu Lasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Österreich und dass alles getan werden muss, dass diese Bundesregierung so rasch wie möglich abgelöst wird.

Stünde ich jetzt am Pult des Parlaments, würde ich im Detail die Versäumnisse von Schwarz-Blau auflisten. Es verhält sich aber so, dass ich mich am Pult des Wiener Rathauses befinde, mir gegenüber eine absolut regierende SPÖ ist und ich mich deswegen, auch wenn es nicht gefällt, mit der Politik der Wiener SPÖ auseinander setzen möchte.

Macht es Wien besser? - Ich bin fasziniert über die Wahrnehmung der Wiener SPÖ. Nur an zwei Punkten, die in den letzten Wochen auch durch die Medien gegangen sind, möchte ich es festmachen, denn es ist, glaube ich, unstrittig, dass die Bundesregierung Politik für alle neun Bundesländer macht. Wie sieht hier die Bilanz aus? - Das WIFO hat festgestellt, dass acht Bundesländer in jüngster Zeit Wirtschaftswachstum verzeichnet haben und ein einziges Bundesland ein Minus in der Wirtschaftsentwicklung hatte, also eine Schrumpfung vorgenommen wurde. Welches ist dieses Bundesland? - Das ist das "Wien macht es besser"-Bundesland. Von neun Bundesländern als einziges Bundesland ein Minus, das ist das Land und die Stadt Wien. Dass die gesamte Ostregion schwächelt, führt das WIFO ausschließlich auf die schwache Entwicklung der Wiener Wirtschaft zurück. 

Wien macht es besser. Wo haben wir eine der höchsten Arbeitslosigkeiten im Vergleich aller neun Bundesländer? - Hier matchen sich zwei Bundesländer um die Führungsposition, das sind Wien und Kärnten. Wo hatten wir einen der größten Zuwächse an Arbeitslosigkeit von allen neun Bundesländern? - Das ist Wien. (GR Mag Thomas Reindl: Warum?) Irgendwie erinnern mich das rote Pickerl "Wien macht es besser" und die Diskussion an das Orwell'sche Wahrheitsministerium. Es wird nicht richtiger, wenn man das Falsche permanent als richtig bezeichnet (GRin Mag Sonja Wehsely: Redest du über deine Wortmeldung?) Zum Glück kann man sich noch über Daten informieren. 

Gerade als jemand, der, wie wir, darauf hinarbeitet, dass diese Bundesregierung abgelöst wird, wird es trotzdem nicht richtiger, wenn man die Wiener Politik so darstellt, als wäre alles paletti. Ich gebe das dem Herrn Vizebürgermeister zurück. Eine Spur auf die Schwächen der Wirtschaftspolitik in Wien einzugehen, hätte zumindest gezeigt, dass man irgendwie bereit ist, Reformen anzugehen. (GRin Josefa Tomsik: Aber dass es Wien besser macht als der Bund, ist doch wohl klar!) Es ist nicht alles schlecht in Wien, aber die Zeugnisse, die Daten, die Sie bekommen haben, sind eigentlich verheerend im Vergleich der neun Bundesländer. Das sollte Ihnen, vor allem von einer Partei, die in der Tat kein gutes Haar an dieser Regierung lässt, ein bisschen zu denken geben. Die schwächste Wirtschaftsentwicklung von neun Bundesländern, eine der höchsten Arbeitslosigkeiten von neun Bundesländern, eine der größten Zuwächse an Arbeitslosigkeit. Hier zu sagen, Wien macht es besser, zeigt eine Wahrnehmungsebene, die unbeschreiblich ist! Hier müssen sich Dinge grundlegend ändern. 

Ich sehe kaum Impulse von dieser absolut regierenden SPÖ. Punkt eins: Macht es Wien besser? - Nein, sicherlich nicht!

Zweiter Punkt - Wien ist doch so gut verwaltet. Da gab es vor einigen Tagen, letzte Woche, einen Untersuchungsausschuss, der das schwer erschüttert, was bisher als gut verwaltet dargestellt wurde. Lassen Sie mich jetzt, in der Mitte dieses Untersuchungsausschusses, das hier einmal als Sittenbild schildern, wie diese Stadt verwaltet ist, wie es in dieser Stadt zugeht und auch wie eine Verwaltung, wie eine Regierung, wie auch ein amtsführender Stadtrat, der damals nicht der SPÖ zugeordnet war und ist, darauf reagiert hat. 

Wie ist es möglich - jetzt stelle ich Fragen an das Haus -, dass im Zuge der Widmung, wo es um so viel Geld geht, nachweislich ein Spitzenbeamter in diesem Haus bezahlter Konsulent einer Wohnbaugenossenschaft ist, das jahrelang in diesem Haus bekannt ist und alle das okay finden? Wie ist es möglich, dass es immer wieder auftauchende Vorwürfe gab und gibt, und - das war interessant letzte Woche - nicht erst seit einem halben Jahr oder einem Jahr, sondern wie wir der Aussage eines Senatsrats entnehmen konnten, dass bereits der frühere MagDior Dr Bandion den Vorvorvorgänger Swoboda vor Vokaun gewarnt hat, dass offensichtlich bekannt war, was es für Machenschaften in diesem Haus gibt, nichts passiert, das alle okay finden und das normale Geschäft weitergeht?

Ein Spitzenbeamter nimmt diese Unterlagen, geht zum Planungsstadtrat Görg und zeigt ihm all das, was das Kontrollamt jetzt bei all diesen Dingen an Gesetzwidrigkeiten festgestellt hat. Was passiert? - Nichts passiert! Nach 14 Tagen stellt dieser Stadtrat fest, dass die Suppe zu dünn ist. (GR Mag Thomas Reindl: Was ist festgestellt worden?) Bis heute spricht die SPÖ von Einzelfällen und tut so, als wäre all das nichts und nimmt es nicht zur Kenntnis. (GR Franz Ekkamp: Keine Beweise!)
Allein die Reaktion, meine Damen und Herren, zeigt, dass Sie bis heute nichts begriffen haben. Hier ist einiges öffentlich geworden, was Sie sich selber in diesem Untersuchungsausschuss anhören konnten. (GR Kurt Wagner: Sie schütten nur Leute ohne Zeugen an!) Und wer ist schuld? - Diejenigen, die es aufgedeckt haben, sind schuld! (GR Godwin Schuster: Was haben Sie denn aufgedeckt?) Es wird nicht festgestellt, dass Sie schwere Fehler gemacht haben und das Kontrollsystem überhaupt nicht funktioniert hat! Was muss in dieser Stadt noch passieren, dass sich irgendetwas ändert? (GR Kurt Wagner: Wo ist denn Ihr Zeuge?) Was muss sonst noch passieren? (GR Gerhard Pfeiffer: Keine Vorverurteilung! Das ist ungeheuerlich!) - Der Herr Pfeiffer wacht jetzt auf und erinnert sich an diese großkoalitionären Vertuschungszeiten. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ungeheuerlich!)

Ich bin fasziniert, meine Damen und Herren. Ich bin nur froh, dass dieser Untersuchungsausschuss Protokolle anfertigt (GR Mag Thomas Reindl: Haben Sie Protokolle, wo Sie Zeugen bekannt geben?), denn es wird jetzt Ungeheuerliches gesagt, nicht zu dem, was fünf Jahren passiert ist und was an Kontrolle nicht funktioniert hat, falsche Zeugen und Gesetzwidrigkeiten bei der Widmung, dass das ungeheuerlich ist, sondern dass man versucht, die Oppositionspolitiker zu kriminalisieren, anstatt die Kritikpunkte aufzugreifen, die inzwischen offensichtlich geworden sind (GR Kurt Wagner: Ihre Zeugen lügen, weil Sie sie nicht nennen können! Nennen Sie Namen!), dass es zu Gesetzwidrigkeiten, zu Aussprachen und zu Gesprächen mit Bauträgern gekommen ist! (GR Kurt Wagner: Nennen Sie Namen, Herr Kollege!) Es ist nicht ungeheuerlich, Herr Kollege Pfeiffer, meine Damen und Herren von der SPÖ, dass Handakten gesäubert wurden! (GR Godwin Schuster: Was ist gesäubert worden? Wer sagt das?) - Waren Sie im Untersuchungsausschuss? Haben Sie gehört, was der Herr SR Steiner gesagt hat (GR Godwin Schuster: Was hat er gesagt?), dass er Akten kopiert hat, diese dem Kontrollamt übermittelt hat, im Nachhinein der Handakt gesäubert wurde und dass Akten verschwunden sind? Habe ich das gesagt oder hat das der Zeuge Steiner gesagt? (GR Kurt Wagner: Das muss ja nicht wahr sein? Reicht es Ihnen, wenn es einer sagt?) 

Sie finden das alles in Ordnung! So funktioniert offensichtlich Kontrolle in diesem Haus. Das Säubern von Akten, das Vertuschen, das Auslacken von Zetteln, das ist alles okay, das passt! Es wird bei fünf kontrollierten Fällen festgestellt, dass Bauträger begünstigt wurden. Das ist alles in Ordnung, das funktioniert alles! Es ist in Ordnung, dass der, der widmet, auf der Pay-roll dessen steht, der begünstigt wird. Das ist alles in Ordnung! Da geht es um Wertzuwächse im signifikanten Ausmaß. Alles das ist in Ordnung!

Wenn diese Stadt gut verwaltet ist, dann habe ich fundamentale Zweifel. Ich habe ehrlich tiefe Zweifel am Willen von Ihrer Seite, dass Sie das aufklären und ändern wollen. Da gibt es null Beweise. (GR Godwin Schuster: Unterlagen auf den Tisch, Herr Kollege!) Sie bemühen sich nur alles darzustellen, als wäre es in Ordnung! Gott sei Dank gibt es ein Kontrollamt, das es aufgedeckt hat! Gott sei Dank gibt es einen Untersuchungsausschuss mit Protokollen! (GR Kurt Wagner: Und Sie nennen keine Namen!) Alle, die unvoreingenommen, meine Damen und Herren, diese Akten lesen, werden das wahrnehmen. (GR Franz Ekkamp: Keine Beweise!)

Jetzt komme ich zum zentralen Punkt, meine Damen und Herren. (GR Kurt Wagner: Ich habe auch einen anonymen Zeugen, der sagt, dass Ihr Zeuge lügt!) - Gibt es ein Glockerl, Herr Vorsitzender? Das wäre manchmal ganz nett, auch wenn man sich erlaubt, heutzutage einige kritische Bemerkungen zur Politik anzubringen. Wir können natürlich auch eine Geschäftsordnungsänderung machen: "Wien macht's besser." - Wer sagt, dass das nicht stimmt, der wird mit einem Ordnungsruf bedingt. Das können wir auch machen und wir bleiben alle sitzen. Aber ich möchte mir weiterhin als Oppositionspartei erlauben, das eine oder andere Kritikwürdige in dieser Stadt zu thematisieren. 

Wissen Sie, was der Kern ist, was mir auch jetzt irgendwie die Stimmung von der SPÖ - gerade von der SPÖ - entgegenschlägt? - Ich zitiere den Herrn Steiner: "Wer an der Causa 'Flächenwidmung' angestreift hat, war in großer Gefahr. Das war schädlich für die Karriere." - Langsam beginne ich das zu verstehen. Ich stelle mir vor, ich bin als Beamter, der Karriere machen will, ausgesetzt und melde, dass ich etwas vermute und lege Beweise auf den Tisch. (GR Franz Ekkamp: Um wen geht es jetzt?) Was passiert so jemandem? (GR Franz Ekkamp: Welche Beweise haben Sie?) - Er fragt jetzt noch, welche Beweise. Wenn ich Ihnen fünfmal sage, das ist ein Glas Wasser, sagen Sie: Wieso ist das ein Glas Wasser? Das ist ein Glas Bier, das ist doch kein Glas Wasser! Was brauchen Sie noch mehr an Unterlagen, an Beweisen, an Kontrollamtsakten, die wörtlich "Gesetzwidrigkeiten, "ausgelackte Zettel" und so weiter festgestellt haben? Welche Beweise brauchen Sie noch? Was ist mit Ihrer Wahrnehmung passiert? Das können Sie nur in "Wien macht's besser." mit den schlechtesten Wirtschaftsdaten machen. Das ist wirklich unglaublich!

Unglaublich ist in der Tat auch ein Klima in diesem Hause, das sich nicht bemüht, die Fehlentwicklungen aufzuzeigen, von denen wir nie gesagt haben, dass sie der Regelfall sind! Das ist ein mehr als bedenklicher zu korrigierender Fall, was rund um Vokaun passiert ist. Selbst da ist eine Maschinerie Angstmache, eine Maschinerie der Vertuschung, eine Maschinerie, die ich jetzt bei Ihrer Reaktion verstehen kann. Wer an der Causa "Flächenwidmung" angestreift hat, war in großer Gefahr. Das war schädlich für die Karriere. Jetzt beginne ich zu verstehen, was das für ein Klima in diesem Hause sein muss und dass es null Interesse gibt, wenn von Seiten der Beamten oder der Oppositionspartei Kritikpunkte angebracht werden, dass sie nicht gefördert werden, sondern dass sie stillgelegt werden. Ich halte das für absurd!

Ein Letztes: Wir werden zur Kenntnis nehmen, dass es einen einzigen Schuldigen rund um diesen Widmungsskandal gibt. Dieser Schuldige heißt Günter Kenesei, weil er es gewagt hat, einige kritische Punkte an die Öffentlichkeit zu bringen. (GR Kurt Wagner: Sie haben keine Zeugen!) Aber was haben Sie in Ihren Ohren, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie? Was haben Sie in Ihren Ohren, Herr Klubobmann Hatzl? Was haben Sie in Ihren Ohren? Oder was haben Sie für Brillen, dass das, was bisher vorliegt, Ihnen nicht mehr zu denken gibt? (GR Johann Hatzl: Herr Chorherr, bitte sachlich!)

Ich nehme nur einen Punkt her, der in der Tat dazu führen wird, dass es auch ein Verfahren wegen falscher Zeugenaussage geben wird müssen. Ich sage nur einen einzigen Punkt von vielen. Wir sind auch noch gar nicht am Ende dieses Untersuchungsausschusses. Der Kollege Görg hat nach Mitteilung der Unterlagen nach 14 Tagen gefunden, dass die Suppe zu dünn ist. Die Suppe war so dünn, dass er dann selber zugestimmt hat, dass es einen Untersuchungsausschuss gibt. Ich möchte aber auf einen Punkt hinweisen, allein von den Aussagen vor ein paar Tagen. Es ging um die spannende, um die wertschöpfende Frage, wer zuerst Informationen an Bauträger gibt, dass im Stadtentwicklungsplan gewidmetes Grünland Bauland werden könnte. Wer gibt zuerst diese Information? Da sind schon einige wesentliche Fragen gestellt worden. Jetzt hat die Kollegin Mischek - nennen wir sie Kollegin, weil alle hier Kollegen und Kolleginnen sind - gesagt, bereits 1995 hat es Gespräche zwischen den Bauträgern und dem Herrn Vokaun gegeben. Jetzt stelle ich nur dar, was der Herr Vokaun auf Befragung gesagt hat. Ich zitiere wörtlich aus dem Protokoll einer früheren Vernehmung: "Erfahren habe ich von den Ansuchen beziehungsweise von den Wünschen dieser Genossenschaften erst am 11. September 1997, nachdem die offenliegende Stellungnahme eingebracht worden ist." - Derbolav fragt noch extra nach: "Vor diesem Zeitpunkt keinerlei Kontakt zu den beiden Wohnbauträgern?" - Vokaun sagt: "War bei mir kein Kontakt, außerdem hätte ich sie sicher weggeschickt, auf Grund der Situation, dass hier im STEP und Land-schaftsrahmenplan Grün aussagt." - Also was stimmt jetzt? Gab es Gespräche vor den Bezirksratsbeschlüssen, dass das Bauland werden kann? Mischek sagt Ja, Weikhart wird erst befragt werden. Hier gibt es deutliche Hinweise aus dem Hause - von wem kontrolliert, von wem gewusst -, dass dort mit einem Federstrich Duzende Millionen S geschaffen werden können. Oder nicht? 

Jetzt wird es eine Spur ruhiger. (GR Godwin Schuster: Nein!) Das ist einer der vielen Punkte, wo Sie sich eigentlich fragen sollten, was in diesem Hause los ist? Was hat gestimmt? (GR Christian Oxonitsch: Das werden wir da jetzt nicht klären!) Wie ist es möglich, dass ein Spitzenbeamter solche Aussagen tätigt? (GR Franz Ekkamp: Das werden wir in der Kommission klären!) Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit wird dieser Untersuchungsausschuss vor dem Strafgericht weitergehen, weil irgendwer in einem signifikanten Punkt die Unwahrheit gesagt hat. (GR Franz Ekkamp: Das wird die Untersuchungskommission klären!) Dutzende andere Aussagen überprüfen wir in diesem Bereich. Sie sollten einmal nachfragen, was ist denn da wirklich los und wie ist das möglich - darauf bin ich neugierig -, dass seit 1995 und früher derjenige, der widmet, in bezahlter Weise Konsulententätigkeiten für die, für die er widmet, macht. Wie gibt es das? Jeder, dem ich das erzähle, sagt, das ist unmöglich. Ich sage, nein, das ist nicht unmöglich. Das haben die SPÖ und dann auch die ÖVP immer für in Ordnung befunden. (GR Godwin Schuster: Vorsichtig!) Das ist in Ordnung, da schreien Sie nicht! Das war ein schwerer Fehler! In diesem Punkt muss ich zumindest den Kollegen Schicker in Schutz nehmen. Er hat, als er davon erfahren hat, als Planungsstadtrat zumindest versucht, diese aus meiner Sicht selbstverständliche Unvereinbarkeit zu ändern. 

Diese Stadt ist nicht gut verwaltet. Diese Stadt ist mit Sicherheit schlecht verwaltet. Ihre Reaktionen zeigen, wie schlecht sie verwaltet ist, weil es auch nur keinerlei Anflug von Selbstkritik gibt, dass da etwas falsch gelaufen sein könnte. Ich bin gespannt darauf, wenn die Protokolle vorliegen und sie über das Internet entsprechend verteilt werden, dass einige eine Spur anders interpretieren als die Sozialdemokratie und bin auch auf den Kollegen Görg mit der dünnen Suppe gespannt, warum er die dünne Suppe so genommen hat. Ich spare mir jetzt mehr darüber zu sagen, weil ich nicht dem Untersuchungsausschuss und Ihrer Zeugenaussage vorgreifen möchte, dass vieles von dem, was Sie im Gemeinderat gesagt haben und das, was bisher im Untersuchungsausschuss aufgetaucht ist, nicht übereinstimmt. Sie werden im Untersuchungsausschuss ausführlich Gelegenheit haben, Ihr Verhalten und das Verhalten der Spitzenbeamtenschaft ausführlich zu begründen. 

Damit bin ich beim nächsten Punkt. Ich möchte mich kurz noch eine Spur mit der ÖVP auseinander setzen, weil sie sich im letzten Jahr auch ein bisschen verändert hat und die uns Tag für Tag Rätsel aufgibt. Die ÖVP hat jetzt einen neuen Obmann. In der Tat ist es nicht ganz leicht zu verfolgen, was wirklich gewünscht wird. Der Kollege Finz kommt mit der Ansage, er wird jetzt Grünwählerinnen und Grünwähler zurückgewinnen und teilt seine Strategie und sein Profil mit. Wie macht er das? Weil einer ein Punker ist oder ein Flinserl trägt, ist er noch nicht automatisch ausgeschlossen. Das, glaube ich, ist eine Ansage, die uns zum Zittern bringen wird. 

Auch die Strategie des tanzenden Finz hat uns zum Nachdenken angeregt. Er wird ein paar Konzessionen machen. Er wird einmal auf ein Clubbing gehen, sagt Finz im "profil", obwohl er eher ein traditioneller Tänzer sei, denn - Zitat -: "Was mir so überhaupt nicht gefällt, ist das isolierte Tanzen." - (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) - "Bei mir ist Tanz eine erotische Ausstrahlung, etwas Schönes, und im Nebel da so zucken, das liegt mir halt nicht so." - Da gibt es jetzt Alarmstimmung bei den Grünen, weil mit einer derartigen Strategie, fürchte ich, werden wir, GrünwählerInnen kaum halten, wenn Finz mit Ihnen im Nebel zucken wird. 

Aber ich bin noch nicht fertig. Das Allerbeste war Klubobmann Tschirf. Herr Klubobmann Tschirf, Sie haben mich in tiefe Nachdenklichkeit gestürzt. Was ist die Strategie von Tschirf? Tschirf will - bitte hören Sie jetzt zu - "die bäuerliche Partei moderner gestalten". (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Da habe ich nachzudenken begonnen, sei es über den bisherigen Oberbauern Görg oder die Bäuerinnen oder wie die Mägde und Knechte verteilt sind, vielleicht Tschirf und Finz mit Mundharmonika und Querflöte, vielleicht die Kollegin Korosec mit der Querflöte oder das Heimatlied wäre eigentlich angesagt. Vielleicht war mit der bisher bäuerlichen Partei auch der Kollege Pfeiffer gemeint. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich weiß nicht so recht, aber wir werden noch darüber nachdenken bei der Rede des Klubobmanns, der seine bäuerlichen Wurzeln endgültig abschickt und Kollege Görg wird zurück auf die Scholle gehen. Wie gesagt, meine Damen und Herren, wir sind in tiefer Depression, das wissen wir nicht. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist wirklich peinlich!) Das ist peinlich! Das glaube ich auch, dass das peinlich ist, aber das wollte ich Ihnen nicht so direkt sagen, Herr Kollege Tschirf! (GR Dr Matthias Tschirf: Diese autistische Darstellung hat nicht viel Sinn!)
Ein letztes Ernsthaftes in diesem Zusammenhang, was der Kern auch ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie können auf der Tschauner-Bühne auftreten!) Der Kern ist, dass die ÖVP angekündigt hat, dem so genannten Ausländerwahlrecht sicherlich nicht zuzustimmen. Einerseits hat Finz angekündigt, in Wien mit der FPÖ deutlich zusammenzuarbeiten, was sicherlich eine weitere siegbringende Strategie ist, GrünwählerInnen zurückzugewinnen, weil die GrünwählerInnen wollen ganz sicher, dass man möglichst eng mit der FPÖ zusammenarbeitet. Das ist mir bisher zwar verborgen geblieben, aber Sie werden das tun. 

Ernsthaft jetzt: Im wichtigen Symbolbereich des Wahlrechts für alle Wienerinnen und Wiener haben Sie bereits Ihre Linie vorgegeben: Nein, nein, nein. Wir halten das für eine zentrale wichtige Zukunftsmaßnahme, die aber grundlegend und ehrlich umgesetzt werden soll. Deswegen werde ich auch einen Beschlussantrag einbringen, der sich von dem Vorschlag, den die Sozialdemokratie macht, unterscheidet. Ich möchte noch begründen, warum. 

Nicht nur halten wir fünf Jahre für falsch, weil es nicht einzusehen ist, warum Deutsche, SpanierInnen, EngländerInnen, PortugiesInnen nach sechs Monaten das Wahlrecht haben und warum Menschen, die einige Jahre bereits in Wien leben und arbeiten, dieses Wahlrecht nicht bekommen. Ein Detail, das in der Öffentlichkeit bisher nicht so wahrgenommen worden ist, gehört noch dazu. Dieses Detail heißt, Sie sehen vor, dass man fünf Jahre lang in Wien gemeldet sein muss. 

Eine türkische Familie, die drei Jahre lang in Niederösterreich, in Brunn am Gebirge, arbeitet und dann von Niederösterreich nach Wien übersiedelt - in Summe bereits sechs Jahre da ist, aber drei Jahre in Niederösterreich war -, ist nach Ihrem Vorschlag nicht wahlberechtigt. (GR Gerhard Pfeiffer: Ein Niederösterreicher darf ja auch nicht in Wien wählen!) 
Zweites Beispiel: Bei jemandem, der sich bereits sieben Jahre lang in Österreich befindet und mittendrin - zum Beispiel aus beruflichen Gründen - ein halbes Jahr lang ins Ausland geht, beginnt die Uhr, wenn er oder sie zurückkommt, bei Null zu laufen. Dieses Beispiel des Vorschlags der SPÖ halten wir für derartig absurd und diskriminierend, dass wir sagen, hier kann es nur eine gerechte Regelung geben. 

Diese gerechte Regelung heißt Gleichstellung mit EU-BürgerInnen. Deswegen ersuchen wir die zuständige Stadträtin, einen diesbezüglichen Entwurf vorzulegen, ihn noch heuer dem Landtag zur Beschlussfassung vorzulegen und ersuchen um die sofortige Abstimmung. Ich glaube, dass das eine sehr grundlegende Geschichte ist. Wenn Wien das so macht, dann wäre Wien in diesem Punkt wirklich besser. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr DDr Görg gemeldet. - Bitte, Redezeit: 3 Minuten.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich melde mich nicht nur zu einer tatsächlichen Berichtigung, Herr Kollege Chorherr, um das Bild des Oberbauern zu korrigieren, sondern um darauf einzugehen und um zu falsifizieren, was Sie offensichtlich jetzt in Bezug auf meine Rolle im Zusammenhang mit Herrn Steiner gesagt haben. 

Ich selbst war auch nicht im Untersuchungsausschuss. Ich weiß daher nicht wirklich, was der Herr Steiner gesagt hat. Ich bin auf zwei Presseberichte angewiesen und jetzt auf Ihre Aussage. (GR Günter Kenesei: Verrät Ihnen der Herr Pfeiffer nichts? Redet er nichts mit Ihnen?) 
Ihre Aussage ist in zweifacher Hinsicht falsch. 

Ich fange mit dem Richtigen an. Es ist richtig, dass der Herr Steiner immer einer von denen war, die behauptet haben, der Herr Vokaun hat Nehmerqualitäten. Erinnern Sie sich, ich habe das schon in den ersten drei Wochen meiner Amtszeit von vielen Seiten gehört. 

Es ist aber völlig falsch, dass der Herr Steiner mir je irgendeine Unterlage überreicht hätte, aus der ich erkennen hätte können, dass dieser Vorwurf zu Recht besteht. Der Herr Steiner hat einmal gesagt, wenn ich nichts tue, dann wird er zum Staatsanwalt gehen. Ich habe gesagt, der Herr Steiner soll zum Staatsanwalt gehen, ich bin es langsam leid, immer mit dem Vorwurf konfrontiert zu werden, der Herr Vokaun wäre ein Nehmer, aber es gibt keinen einzigen Menschen, der in der Lage wäre - der Herr Kenesei wird sich an unsere Diskussion erinnern -, das halbwegs zu substantiieren. Also es gibt keine Unterlagen, die der Herr Steiner mir je übergeben hätte. 

Zum Zweiten ist zu 95 Prozent falsch, der Herr Steiner hat behauptet, ich hätte ihm versprochen, dass ich die Vorwürfe untersuchen lasse - ich weiß gar nicht welche, er hat mir ja nichts gegeben - und dass ich dann in der Presse erklärt hätte, die Suppe sei zu dünn. Jetzt kann ich mich nicht an alles erinnern, was ich je der Presse gegenüber gesagt habe, aber ich glaube, der Herr Steiner hat hier etwas verwechselt. Erinnern Sie sich, Herr Kollege Chorherr, an den so genannten Bauskandal um die MA 28, der, glaube ich, 1997 stattgefunden hat. Ich habe damals im Zusammenhang mit den Preisabsprachen bei der MA 28 gesagt, dass die Suppe zu dünn wäre, warum ich mich damals gegen einen Untersuchungsausschuss ausgesprochen habe. Da habe ich immer von der zu dünnen Suppe gesprochen. Ich habe betreffend den Herrn Vokaun nur einmal den Medien gegenüber etwas gesagt. Da habe ich gesagt: "Solange nichts bewiesen ist, gilt die Unschuldsvermutung." - Das ist ein ganz großer Unterschied.

Ich lege Wert auf diese Feststellung, weil ich auch Wert darauf lege, Herr Kollege Chorherr, dass das, was ich in diesem Gemeinderat zu der Causa gesagt habe, sich als wahr und wahrhaftig herausstellt. Es stört mich, wenn Sie sagen, Sie warten auf meine Aussage im Untersuchungsausschuss, da sich meine Darstellung in diesem Raum vehement von dem unterscheidet, was als Bild des Bernhard Görg im Untersuchungsausschuss geboten wird. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu dem, was wir vorhin von Seiten der Grün-Alternativen erlebt haben, ist nur zu sagen, das ist jämmerlich und niveaulos. Es ist traurig, wenn eine Partei, die hier immerhin mehr als zehn Abgeordnete hat, überhaupt nichts mehr zur Politik dieser Stadt zu sagen hat. Uns wird es gut tun, weil wir werden darauf hinweisen können, dass wir hier Wähler leicht holen können. Ich weiß, dass Klubobmann Chorherr nicht mehr den stärksten Stand in seiner Fraktion hat - das ist ein internes Problem -, ich würde aber trotzdem darum bitten, dass diese Fraktion auch einen konstruktiven Beitrag in diesem Hause leistet. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Vizebürgermeister, es ist eigentlich für einen Klubobmann einer Oppositionspartei sehr schön, wenn man einem Teil der Rede zuhören kann und dieser Teil der Rede sich mit einem selbst beschäftigt. Auf der anderen Seite ist es aber beschämend, wenn vom Vizebürgermeister und Finanzstadtrat dieser Stadt fast eine Stunde mit nichts anderem als mit Kritik an der Bundesregierung, mit einer larmoyanten Abrechnung, mit Hinweisen, was alles auf Bundesebene nicht geschieht, zugebracht wird und dass eigentlich gar nichts von Kreativität zu hören ist.

Wenn ich mich zurückerinnere, gab es beispielsweise einen VBgm Mayr und ich kann mich gut an Rechnungsabschlussdebatten erinnern, in denen er nicht nur Konvoluts von Reden mit Ideen ausgeteilt hat, sondern in denen er einiges, was er für diese Stadt entwickeln will, dargestellt hat. Wir waren nicht immer mit ihm einer Meinung, aber wir hatten den Eindruck, das ist einer, der für diese Stadt etwas tun will. Wir hatten nicht den Eindruck, dass das ein Vizebürgermeister und Finanzstadtrat ist, der kein anderes Anliegen hat, als billige Parteipolemik zu betreiben, billige Polemik gegen die österreichische Bundesregierung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Herr Vizebürgermeister, Sie haben mir einige Fragen gestellt. Es war interessant, das war offensichtlich eine Fragestunde. (GR Johann Driemer: Geben Sie Antworten darauf!) Brauchen Sie einiges an Nachholbedarf? Ich hätte ganz gerne zwei Fragen an Sie gestellt. Wie sehen Sie es, dass die Arbeitslosigkeit in Wien seit etlichen Monaten im Vergleich zum Vormonat des Vorjahrs um die 30 Prozent ansteigt? Wie sehen Sie es, dass für das Jahr 2001 Wien im Gegensatz zu den anderen Bundesländern eine Rezession von 0,2 Prozent hat? Während woanders Wirtschaftswachstum festzustellen ist, fallen die Zahlen in Wien. Während woanders die Wirtschaft wächst, wird sie in Wien schlechter. Wie sehen Sie das? Ist das etwas, was einfach so kommt oder ist hier auch bei Ihnen, bei der Stadtregierung, ein Versagen festzustellen?

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es war interessant, Ihre Rede, die eigentlich kaum Applaus in der eigenen Fraktion gefunden hat, zu beobachten, wo ein unruhiges Miteinanderreden war. Man hat das schon mehrmals bei verschiedenen Parteitagsauftritten und Ähnlichem gehört. (GR Johann Driemer: Wir sind so überzeugt von diesen Aussagen!) Wenn ich überzeugt bin, höre ich zu und tratsche nicht mit dem Nachbarn, aber das ist eben nicht der Fall. Hier wird lediglich eine Bundeswahl, die in eineinhalb Jahren stattfindet, vorweggenommen und man beschäftigt sich nicht mit dem, was tatsächlich diese Stadt betrifft und was sich in dieser Stadt abspielt. 

Was spielt sich in dieser Stadt ab? - Das, was sich abspielt, ist vor allem eine Anhebung der Gebühren. Wien wird einfach teurer. Ich habe hier etwas mitgebracht und kann das herzeigen. (Der Redner zeigt eine Tafel mit dem Schriftzug "SPÖ > Macht > Wien > Teurer." auf schwarzrotem Hintergrund her.) Die SPÖ macht Wien teurer. Das ist das, was sich in dieser Stadt abspielt. Das ist das, mit dem die Bürger in dieser Stadt zu tun haben. Das ist der Skandal! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Die Bundesregierung macht es in ganz Österreich!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich verstehe es sehr gut, wenn Sie jetzt etwas nervös werden. (GRin Ursula Lettner: Herr Kollege Tschirf, schauen Sie einmal nach, was die Leute bei den Tramwayhütteln hinten auf Ihre Tafeln schreiben!) Wenn wir uns die Periode des Rechnungsabschlusses ansehen, was ist passiert? - Es ist in dieser Zeit unter anderem eine Stromsteuer in Wien eingeführt worden, die doppelt so hoch ist, als sie in anderen Städten oder in anderen Bundesländern ist. Was macht die Stadtregierung? Was macht das Unternehmen? - Es bringt viel Geld für eine Werbekampagne auf, um das irgendwie zu erklären. Wir wollen, dass ein anderer Schritt gesetzt wird. (GR Johann Driemer: So wie bei der Bundesregierung?)

Mein Kollege Fritz Aichinger und ich bringen daher den Antrag ein, dass dieser so genannte Kraft-Wärme-Kopplungs-Zuschlag, der in Wien besonders hoch ist, herabgesetzt werden soll und die dadurch entstandenen Mehrkosten für die Wiener in Grenzen gehalten werden. Das ist unser Anliegen, nicht irgendwelche PR-Gags, sondern tatsächlich Maßnahmen für die Wienerinnen und Wiener, für die Wiener Haushalte. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wenn wir im Vorjahr darauf hingewiesen haben, dass eine Gebührenlawine auf uns zukommt, ist es immer in Abrede gestellt worden, gerade auch vom Herrn Vizebürgermeister. Aber was hat sich seither abgespielt? - Seither ist nicht nur diese Stromsteuer geschaffen worden, sondern seither sind beispielsweise die Straßenbahntarife angehoben worden. Seither sind Beschlüsse hinsichtlich einer Erhöhung der Müllgebühren gefasst worden, 26 Prozent plus. Seither sind einige Einschnitte, was die soziale Situation dieser Stadt betrifft, gesetzt worden. Kindergartenbeiträge werden um 7 Prozent erhöht, von 183 EUR auf 196 EUR. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was bleibt vom sozialen Erbe, das einmal das Rote Wien ausgemacht hat? - Nichts, meine Damen und Herren! Das ist die Realität! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Für Wenigerverdienende ist es verbessert worden!) 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Rechnungsabschluss ist ein Anlass, auf 14 Monate SPÖ-Alleinregierung zurückzublicken. Es sind 14 Monate des Stillstands in dieser Stadt. Wenn wir uns an die Beschlussfassung dieses Budgets zurückerinnern, war es noch eine Zeit des Aufbruchs der Ideen. Das, was wir heute am Anfang vom Herrn Vizebürgermeister gehört haben, ist eine Ideenlosigkeit. Es war bezeichnend, dass der einzige Applaus, den er bekommen hat, beim Lob für die Beamten war. Das ist schon richtig, das sind die Einzigen, die arbeiten. (GR Godwin Schuster: Schlecht aufgepasst! Auch für die Kritik an der Bundesregierung ist applaudiert worden!) Was wir uns erwarten würden, wäre, dass eine Stadtregierung Ideen entwickelt und Kreativität zeigt, wie es in dieser Stadt im 21. Jahrhundert weitergehen sollte. (GR Christian Oxonitsch: Dazu haben Sie in der letzten Zeit keine Zeit gehabt!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist vieles, was notwendig wäre. (GR Godwin Schuster: Im Moment habe ich keinen einzigen kreativen Ansatz gehört!) Es ist keine Frage, dass diese Stadt eine schöne Stadt ist, aber es gilt auch, diese Stadt als attraktive Stadt zu erhalten, den Umbau von der Industriestadt zur Wissensstadt durchzuführen und im Wettbewerb der Städte mit anderen Städten, mit anderen Wirtschaftsstandorten entsprechend zu bestehen, ebenso im Wettbewerb der Stadt mit dem Umland. 

Wir leben in einem Europa, das durch Reformansätze gekennzeichnet ist. Sie könnten sich einiges auch bei Tony Blair ansehen. Schauen Sie lieber nicht bei den Franzosen nach, weil da sieht man, was mit den Sozialdemokraten passiert, wenn sie einen Reformstau herbeiführen. (GR David Ellensohn: So wie mit der Wiener ÖVP!) Der rot-grüne Spuk in Deutschland wird Gott sei Dank in wenigen Wochen vorbei sein. Das wird übrigens gut für unsere Wirtschaft sein, weil damit wird Deutschland wieder jener Motor der europäischen Wirtschaft, der die Impulse gibt, damit auch die europäische Wirtschaft deutlich besser wird. Edmund Stoiber wird dafür sorgen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Rudolf Hundstorfer: Beim Salzamt!)
Meine Damen und Herren, auch auf Bundesebene sind viele Reformen angegangen worden (GR Godwin Schuster: Die Sicherheitsinitiative der Bundesregierung!), die Sie sich nicht vorstellen haben können, zum Beispiel die Sanierung des Staatshaushalts. Sie könnten stolz darauf sein, wenn jene Reformen des Apparats, die Minister Strasser durchgeführt hat, auch in Wien durchgeführt werden würden. Darauf könnten Sie stolz sein, aber das gelingt Ihnen leider nicht. (GR Christian Oxonitsch: Da würde ich aufschreien!)

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, meine Damen und Herren, was wäre zum Beispiel von der Bundesregierung zu übernehmen? (GR Godwin Schuster: So ideenlos!) Ideen, wie sie demnächst umgesetzt werden, mit einem der interessantesten sozialpolitischen Vorhaben, nämlich der Abfertigung neu. Es ist noch gar nicht so lange her, da ist gerade von Ihrer Seite an diesem Modell noch Kritik geübt worden. Oder die Pensionsreform. Oder eine Reform der Verwaltung. Das sind Ansätze, an denen sich auch die Wiener SPÖ ein Beispiel nehmen könnte. 

Was wir uns in dieser Stadt vorstellen, ist, dass Antworten gegeben werden, Antworten hinsichtlich vieler Fragen, die auf uns zukommen, nicht nur in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, hinsichtlich der Ostöffnung eine echte Integrationspolitik. Wir brauchen eine Stadtregierung, die handelt und nicht eine Stadtregierung, die eineinhalb Jahre lang Wahlkampf gegen die Bundesregierung führen will. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Stillstand zeigt sich in dieser Stadt in vielen Projekten, etwa Aspern Gründe. Unter Bernhard Görg wurde einer der renommiertesten Architekten, Stadtplaner der Welt, nämlich Norman Foster, damit beauftragt, ein Konzept für das größte Brachland innerhalb des Gürtels zu erstellen. Was ist seither geschehen? - Nichts! Was ist hinsichtlich der Westbahnhofüberplattung geschehen? - Nichts! Was passiert hinsichtlich einer stärkeren Förderung der Universitäten in dieser Stadt? - Der Herr Vizebürgermeister rühmt sich, wie viele Studenten im Bereich Biotechnologie in dieser Stadt sind. Er müsste dafür ein Dankeschön an den Bund und ein Dankeschön an die Bildungsministerin sagen, dass die Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden. (GR Christian Oxonitsch: Da müssen Sie selber schmunzeln!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wo ist die Positionierung Wiens in Besonderheiten der Wirtschaftspolitik? Wo ist der Ansatz hinsichtlich E‑Government, hinsichtlich einer Reform nicht nur der Stadt, sondern auch der stadtnahen Unternehmen? Wo sind die Ansätze hinsichtlich One-stop-Shop? Wo werden die Verfahren verkürzt, um tatsächlich auf diese Art und Weise für den Wirtschaftsstandort etwas zu leisten? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was geschieht, sind PR-Kampagnen. (GR Godwin Schuster: Sie reden von der Bundesregierung!) Alles und jedes wird gefeiert. Wien wird ein riesiger Heuriger. Aber das, was notwendig wäre, dass sich etwa die Stadtwerke viel stärker in Richtung Multi-Utility orientieren, geschieht nicht. Was erfolgt? - Der ÖPNV-Vertrag schafft ein Ruhebett für die Wiener Linien, dass sie nicht entsprechende Rationalisierungsmaßnahmen zu setzen haben, die notwendig wären. Oder noch einmal: KWK-Zuschlag. Das wird groß beworben. Dabei ist es einfach eine Stromsteuer, wo in die Taschen der Wienerinnen und Wiener gegriffen wird. Das ist es und über das wird einfach drübergespielt. (Beifall bei der ÖVP. - GR Peter Juznic: Wien doch nicht! Das ist gesetzeskonform!) 

Wenn ich da den Zuruf bekomme, dass es ein Bundesgesetz ist, so ist das richtig, aber Sie wissen ganz genau, dass es Passagen in diesem Gesetz gibt, wo die Zweidrittelmehrheit notwendig war und dass die SPÖ im Nationalrat verlangt hat, dass eine Möglichkeit hinsichtlich KWK-Zuschlag eingeräumt wird. Das wissen Sie und dazu sollten Sie auch stehen! Sie wollen den Wienerinnen und Wienern einfach in die Taschen greifen! Das will die Volkspartei nicht und daher wollen wir alles tun, dass Wien nicht teurer wird! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch im Bereich Wasser, Abwasser gilt es neue Organisationsformen zu finden. Bei der Kosteneffizienz geht es weder um Privatisierung noch um Entkommunalisierung. Es geht aber um effizienten Mitteleinsatz aus Verantwortung gegenüber dem Steuerzahler. Da sind Sie gefordert, Initiativen zu setzen. Da wäre auch einiges von dieser Stadtregierung zu tun. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Was wird das jetzt? Das war ein Nullsatz! Was heißt das? - GR Christian Oxonitsch: Was schlagen Sie vor?)
Etwa die Strukturen, dass das heute in Magistratsabteilungen hoheitlich organisiert wird. Ich glaube, es wäre vernünftig, auch hier neue Strukturen zu schaffen, so wie das in anderen Bereichen und auch in Städten geschieht, die von Ihren Bürgermeistern regiert werden. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie haben vorhin gesagt, die Beamten machen alles sehr gut! Das ist ein Widerspruch!) Schauen Sie sich das an! Da ist vieles drinnen. Da könnte man vieles machen, was gerade auch die Wasservergeudung betrifft. Das sind sehr viele Sachen, die noch nicht geschehen sind. An denen könnten Sie sich orientieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein Kapitel, das in dieser Stadt nicht so vor sich geht, wie es sein sollte, ist die Integrationspolitik. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Jetzt kommen die Vorschläge vom Herrn Strasser!) Integrationspolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren, erfolgt von Seiten der zuständigen Stadträtin eigentlich in einer starken Polemik gegenüber der Bundesregierung und in Rhetorik nach innen. Das, was aber notwendig wäre, ist, tatsächlich Maßnahmen zu setzen und an das anzuknüpfen, was österreichische Tradition ist. (GR Godwin Schuster: Demokratiereform! Wahlrecht!) Wir bekennen uns als Volkspartei zu Österreich als Asylland. Wir stehen auch zu einer Solidarität zwischen den reicheren und den ärmeren Ländern. Wir bekennen uns auch zur EU-Osterweiterung. Dafür ist schon die Mitteleuropapolitik unserer Politiker vor 20 Jahren gestanden, als sich SPÖ-Gewerkschafter beispielsweise noch mit den kommunistischen Gewerkschaftern getroffen haben, auch in einer Zeit, als es der SPÖ-Bundeskanzler noch für notwendig befunden hat, den letzten SED-Ministerpräsidenten Hans Modru zu besuchen. 

Wir haben ein anderes Verständnis vom Umgang mit unserer Umgebung und mit den anderen Staaten. Integration heißt vor allem ein Zusammenspielen, das bedeutet Rechte und Pflichten, vor allem aber auch ein Bekenntnis zu europäischen Werten, weil europäische Werte das sind, was wir, und zwar Generationen vor uns, sich durch einen sehr harten Kampf erarbeitet haben, jene Werte, die aus der Aufklärung erfolgen. Für uns ist es daher ganz entscheidend, dass wir diejenigen integrieren, die integrationsfähig und integrationswillig sind. Dazu haben wir einen Beitrag zu leisten. Das dürfen wir nicht auf die Seite schieben. Wir dürfen auch keinen Beitrag dazu leisten, dass parallel Gesellschaften in dieser Stadt entstehen. Wir dürfen auch keinen Beitrag dazu leisten, dass Fundamentalismen in dieser Stadt möglich sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Unser Bekenntnis ist das zu einer Rechtsordnung, zu einer Rechtsordnung der Grundrechte, der Meinungsfreiheit, des Staatsgrundgesetzes, der Menschenrechtskonvention. Wenn wir uns etwa die PISA-Studie ansehen, dann zeigt sich, dass Deutschland in dieser PISA-Studie unter anderem deshalb so schlecht liegt, weil Deutschland zu wenig für den Deutschunterricht für Ausländer macht, weit weniger als etwa Frankreich und England, die auch eine andere Tradition haben. Hier haben wir anzusetzen. Hier hat auch Wien mehr zu tun. Das wäre Aufgabe des Integrationsfonds. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das machen wir ja! Sie reden von Deutschland und wir sind hier in Wien!) 
Es ist leider nicht möglich, die PISA-Studie nach genauen Bereichen in Österreich zu zerlegen. Es wäre interessant, auch diesen Aspekt deutlicher untersuchen zu können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dort wo aber die SPÖ gefordert wäre, das sind die Stadtplanungspolitik und die Wohnungspolitik in dieser Stadt. Aber da wird einfach abgeschottet, da wird beispielsweise der Gemeindebau nicht für die Ausländer geöffnet. Das ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, nicht nur asozial, sondern zeigt auch die Doppelzüngigkeit, mit der die SPÖ das Thema "Integration" behandelt. (Beifall bei der ÖVP. - GR Johann Driemer: Sie brauchen niemanden asozial zu finden!)
Was notwendig wäre, ist, wie gesagt, eine andere Auseinandersetzung mit der Integration. Für uns steht am Schluss dieser Integration die Staatsbürgerschaft. Hierin unterscheiden wir uns von der SPÖ. Man hat manchmal den Eindruck, dass Sie in denen, die die Staatsbürgerschaft verliehen bekommen, lediglich eingebürgerte Ausländer sehen. Wie sonst wäre es verständlich, dass diese Stadtpläne in die Hand bekommen, also Hinweise auf die Sehenswürdigkeiten der Stadt. Was notwendig wäre, wäre ein Dialog über die europäische Wertehaltung zu führen, wie wir einen Beitrag dazu leisten können. Das wäre gerade eine Aufgabe von Wien. 

Wien ist eine Stadt mit einer hohen Tradition im Bereich der Islamkunde, der Orientalistik. Hier wäre es notwendig, dass wir hinsichtlich eines Euro-Islams, eines Islams, der sich zu den Menschenrechten entsprechend bekennt, Beiträge leisten. Das wäre die Aufgabe. Hier wären Impulse zu setzen, die wir aber vermissen. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Wahlrecht ist ein typisches Beispiel für diese Doppelzüngigkeit. Für die Österreichische Volkspartei ist ganz klar, das Wahlrecht knüpft an die Staatsbürgerschaft, weil es handelt sich hier um Rechte und Pflichten. (GR Godwin Schuster: Sie sind nur für die Pflichten!) Wir wollen das, wovon die österreichische Bundesverfassung ausgeht. Herr Kollege Schuster, Sie wissen, wir haben darauf hingewiesen, dass die Bundesverfassung hier eine klare und deutliche Sprache spricht. Es ist bedauerlich, dass Sie einen anderen Weg gehen, dass Sie sich einen Gutachter holen, der Ihnen das gutachtet, was Sie sich erwarten. Sie werden sehen, dass Herr Prof Mayer eine Minderheitenmeinung vertritt (GRin Mag Sonja Wehsely: Das unterstellen Sie dem Herrn Dr Mayer? Das ist interessant!) und Sie werden sehen, dass der Verfassungsgerichtshof das sicherlich anders sieht. (GR Godwin Schuster: Das wissen Sie jetzt schon?) Sie werden auch sehen, dass Sie einen völlig falschen Weg gehen. Weil was schaffen Sie? - Sie schaffen zwei verschiedene Arten von Bezirksräten. (GRin Mag Sonja Wehsely: Ist das die neue Art der Politik, dass Sie jetzt schon wissen, was der Verfassungsgerichtshof sagen wird?) 

Hören Sie mir zu! Sie schaffen zwei verschiedene Arten von Bezirksräten. Da gibt es einmal die, die ganz normale Bezirksräte mit allen Rechten und Pflichten sind und dann gibt es die Drittstaatsausländer, die nicht Bezirkvorsteher, nicht Bezirkvorsteher-Stellvertreter und nicht Mitglied des Bauausschusses sind. Was schaffen Sie damit? (GR Godwin Schuster: Eine neue Möglichkeit für 180 000!) Sie schaffen damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, selbst in den Bezirksvertretungen Parallelgesellschaften. Sie provozieren damit ethische Listen. Sie machen all das, was wir nicht wollen. (GR Godwin Schuster: Sie reden für einzelne Funktionäre und wir reden für mehr! Das ist der Unterschied!) Sie leisten keinen Beitrag zur Integration. Wir werden daher diesen Entwurf ablehnen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Christoph Chorherr: Super!)

Die Grünen haben eine andere Strategie. Denen ist die Verfassung egal. (GR Godwin Schuster: Das ist aber sehr gewagt!) Denen sind die Grundrechte egal. Das ist halt so. Das ist kein Problem, dass wir das unseren Wählern erklären werden. Damit haben Sie entsprechend zu leben. Das ist Ihr Problem!

Meine Damen und Herren, noch ein Thema, das diese Doppelzüngigkeit aufzeigt, ist die EU-Osterweiterung. Wir haben als Volkspartei eine Tradition und wir stehen zu dieser EU-Osterweiterung. Wir sehen auch, dass die Wirtschaft und Finanzdienstleister aus dieser Stadt viel weiter sind, als das, was die Stadt selbst tut. Hier hätte einfach mehr zu geschehen. Hier ist auch die Verantwortung der SPÖ, jene einzufangen, die für diese Doppelzüngigkeit stehen, beispielsweise der AK-Präsident Tumpel, der ganz ähnlich argumentiert, wie das etwa von Seiten der FPÖ geschieht. Und dann gibt es wieder die Rhetorik, die ganz anders hinsichtlich EU-Osterweiterung ist. Sagen Sie hier ganz ehrlich, was Sie wollen! 

Was wir wollen, ist klar. Wir wollen die Probleme lösen, aber wir wollen die Leute nicht verängstigen. Wir wollen die Chancen aufzeigen. Wir wollen die Chancen einer EU-Osterweiterung entsprechend nutzen. Das ist eine Aufgabe und eine Verpflichtung für diese Stadt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch wenn wir alle anderen Kapitel sehen, die sich in diesen 14 Monaten so abgespielt haben, sieht man, es sind 14 Monate des Stillstands, wenn wir zum Beispiel die Schulpolitik hernehmen, die damit begonnen hat, dass ein erfolgreicher Stadtschulratspräsident mit eigener Meinung geköpft wurde. Das ist leider der Umgang mit eigenständigen Persönlichkeiten. (GR Godwin Schuster: Eine Problematik mit dem Personal hat nur die ÖVP!) Was passiert seither? - Die Stadtschulratspräsidentin spricht von dem Stadtschulrat als SPÖ-Headquarter. Was aber nicht vorliegt, ist ein Schulentwicklungsplan. Es ist etwa ein Konzept über Entwicklung, Errichtung, Nutzung, Finanzierung von Sportstätten und Ähnliches. Alles das liegt nicht vor. Schulen sind teilweise in desolatem Zustand und Ähnliches. Wir werden darauf in der Diskussion im Einzelnen eingehen. 

Ein ganz schlimmes Kapitel ist die Gesundheitspolitik. Auch hier sind von der zuständigen Stadträtin überhaupt keine Initiativen festzustellen. Wir haben etwa beim Hepatitisfall im SMZ-Ost gesehen, dass die Stadträtin den Bereich einfach nicht im Griff hat. Das ist gerade in diesem sensiblen Bereich mehr als ein Jammer. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Wenn das das Einzige ist, was Ihnen dazu einfällt!)
Ganz schlimm schaut es hinsichtlich der Kulturpolitik aus. Die Kulturpolitik der letzten 14 Monate ist eine Kulturpolitik des Desaster. Ich sage nur Direktorenbesetzung, Theater in der Josefstadt, Rabenhof, Historisches Museum der Stadt Wien. Wir brauchen nur die Kulturseiten der Zeitungen aufzuschlagen, um dort zu lesen, dass wir nicht nur wieder einen Marboe brauchen, sondern was notwendig wäre, ist, dass sich diese Politik in der Stadt verändert. (GR Godwin Schuster: Das habe ich noch nie gelesen! Den Artikel gibt es nicht!) - Offensichtlich lesen Sie die Kulturseiten nicht! Sie können sogar manchmal in der Innenpolitik so etwas lesen. Ich stelle Ihnen gerne das Konvolut zur Verfügung. Lesen Sie nach! Kultur würde auch Ihnen, Herr Schuster, nicht schlecht tun! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Ich rede nicht zu einem Thema, wovon ich keine Ahnung habe!)
Das Ergebnis von 14 Monaten sozialdemokratischer Kulturpolitik ist, dass wir eine Künstlervertreibung - siehe Lohner und Hackl -, den Konkurs von Citycinemas und Ähnliches haben. Das ist leider das Ergebnis von 14 Monaten sozialdemokratischer Kulturpolitik. 

Die Verkehrspolitik: Ich sage nur "Schildbürgerstreich Roßauer Lände". Das ist ebenso ein trübes Kapitel wie die Umweltpolitik, wo es einfach zu keinen Entscheidungen kommt, die notwendig sind, etwa Müllverbrennungsanlage und Ähnliches, worauf die Leute warten. Es geht einfach nichts weiter. 14 Monate sind 14 Monate des Stillstands. Wir wollen auch ein Konzept der Müllvermeidung, um das klarzustellen, aber derzeit gibt es überhaupt nichts. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wer wartet auf die Müllverbrennungsanlage? Ich warte nicht darauf!) - Da haben wir manche gemeinsame Kritik an dieser Stadtregierung zu formulieren und werden das auch in den nächsten Monaten und Jahren einfordern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, resümierend ist festzustellen: Das, was sich in dieser Stadt abspielt, ist, dass es in dieser wunderschönen Stadt leider eine Stadtregierung gibt, die 14 Monate Stillstand aufzuweisen hat, die in diesen 14 Monaten lediglich durch schlechte Arbeitsmarktdaten und durch eine Gebührenerhöhung, wie sie diese Stadt schon sehr lange nicht mehr erlebt hat, aufgefallen ist. Gegen diese Gebührenerhöhung richtet sich unsere Kritik.

Mein Kollege Fritz Aichinger und ich stellen daher den Beschlussantrag, dass sich der Wiener Gemeinderat gegen jede weitere Gebühren- und Tariferhöhung im kommunalen Versorgungsbereich ausspricht, weil diese Gebühren vor allem die sozial Schwächsten betreffen. Diese Gebührenerhöhungen sind ein Debakel für das Selbstverständnis der SPÖ als Partei, die einmal eine soziale Veränderung in dieser Stadt durchgeführt hat. Sie sind ein Debakel für eine Partei, die seit 14 Monaten alleine regiert und zeigt, dass sie ohne Partner nicht im Stande ist, für diese Stadt entsprechend positive Initiativen zu setzen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag Kabas zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (GR Godwin Schuster zu GR Dr Matthias Tschirf: Was ist denn auf der Rückseite Ihrer Tafel, Herr Dr Tschirf? - GR Dr Matthias Tschirf: Das weiß ein jeder! - Er zeigt, bereits von seinem Sitzplatz aus, die Rückseite der zuvor gezeigten Tafel her, auf der sich der Schriftzug "Schwarz ist besser Wirtschaften - ÖVP." auf schwarzem Hintergrund befindet.)

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte auch ganz kurz auf diese Tafel zu sprechen kommen. Zweifellos ist der Inhalt "SPÖ > Macht > Wien > Teurer." richtig. Interessant ist, Herr Kollege Tschirf, nur die Farbgebung, die Sie auf dieser Tafel haben. Können Sie es noch einmal vielleicht herzeigen? (GR Dr Matthias Tschirf zeigt die Tafel mit der gleichen Seite wie kurz zuvor her.) Nein, die andere Seite. (GR Dr Matthias Tschirf dreht die Tafel um und zeigt sie her.) Die ist nämlich rot-schwarz. (GR Dr Matthias Tschirf: "Besser Wirtschaften" ist schwarz!) Das heißt, sie ist eine sehr ehrliche Tafel, weil damit die ÖVP zugibt, dass auch sie, weil sie hier viereinhalb Jahre lang mit der SPÖ in Koalition war, mitverantwortlich an den jetzt herrschenden Zuständen ist. (Beifall bei der FPÖ.) Daher hat er jetzt die Tafel schnell wieder verschwinden lassen. 

Der Herr Vizebürgermeister und Finanzstadtrat hat heute in seiner Darstellung des Rechnungsabschlusses eigentlich erkennen lassen, dass er nicht wirklich einsichtig ist. Trotz der alarmierenden Entwicklung der Wirtschaft und des Arbeitsmarkts in Wien hat er nicht gesagt, welche Maßnahmen er in Zukunft zu ergreifen gedenkt, sondern er hat nach dem Motto "alles in Ordnung" sein Referat abgespult.

Das Einzige, worauf er sich immer wieder zurückgezogen hat, ist darauf, dass die Bundesregierung an allem schuld ist (GR Godwin Schuster: Hauptschuldig!), vor allem daran, dass Wien heute am allerschlechtesten von allen österreichischen Bundesländern dasteht. Das hat er immer wieder wiederholt, wie etwa - ich möchte den Vergleich hernehmen - in der Menschheitsgeschichte über viele Jahrhunderte immer wieder die Meinung wiederholt wurde, die Erde ist eine Scheibe. Es ist nur nicht so, Herr Vizebürgermeister, sondern Sie haben schon durch Ihre Untätigkeit und durch Ihre falschen Maßnahmen Schuld daran, wie es in Wien tatsächlich ausschaut.

Da nehme ich jetzt vorweg nur ein Beispiel, weil Sie sich gerade auf die Frage der Arbeitsmarktsituation konzentriert haben. Wenn Sie gemeint haben, Sie haben in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres schon die richtigen Maßnahmen gesetzt, damit der Arbeitsmarkt in Wien wieder in Schwung kommt, dann möchte ich nur darauf hinweisen, dass das wirklich eine gefährliche Drohung ist, wenn Sie das tatsächlich ernst gemeint haben. Die Auswirkungen Ihrer Maßnahmen, die Sie angeblich im Herbst 2001 gesetzt haben, schauen nämlich so aus, dass im ersten Quartal 2002 Wien als einziges Bundesland in eine Rekordarbeitslosigkeit geschlittert ist, nämlich mit 9,1 Prozent, einem Plus von 2 Prozent, und dass Wien eine Arbeitslosigkeit aufweist, wie wir es noch nie in dem Maße gehabt haben, währenddessen - es ist auch das bedauerlich - österreichweit der Durchschnitt 6,8 Prozent sind. (GR Johann Driemer: Und in Kärnten über 11 Prozent!) 

Herr Kollege Driemer, ich würde mich jetzt nicht allzu sehr auf Kärnten konzentrieren, weil was Sie in Wien angestellt haben, hat etwa den "Kurier" zur Headline verleitet oder angeregt: "Wiens Wirtschaft ist beim Wachstum Schlusslicht". (GR Johann Driemer: In Kärnten über 11 Prozent!) Da können Sie sich nicht auf irgendetwas anderes, nicht auf die Bundesregierung und schon gar nicht auf Kärnten, ausreden, sondern das ist hausgemachte sozialistische Politik! (Beifall bei der FPÖ. - GR Johann Driemer: Schauen Sie sich die Strukturen von Kärnten an!) 

Herr Driemer, das ist Ihre Politik! Ich nehme das schon auf, wenn Sie glauben, Sie messen sich ununterbrochen mit einem natürlich noch immer relativ strukturschwächeren Land, das jahrzehntelang sozialistische Landeshauptleute und dann zwei Perioden lang einen ganz schwachen schwarzen Landeshauptmann gehabt hat. Erst seitdem Jörg Haider dort Landeshauptmann ist, geht es bergauf. Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen diese Vergleichszahlen hier zeigen, sehr schön und klar dargestellt, wie etwa die Arbeitslosenentwicklung in Wien und in Kärnten ist oder die jeweiligen Zuwächse in der Bauwirtschaft sind. (Der Redner zeigt eine als Grafik gestaltete Statistik her.) In Wien Minus, in Kärnten Plus und so weiter. Wenn Sie wollen, habe ich eine ganze Broschüre da, damit Sie einmal von dieser falschen Darstellung, die uns aber in Wien überhaupt nicht weiterhilft, wegkommen und sich endlich einmal die Sicht auf die Realität nicht selber verstellen (GR Johann Driemer: Wie ist der neueste Stand?), indem Sie sich in den Sack lügen und sagen, es ist ohnedies alles wunderbar, die Sozialisten sind so klasse, weil sie jetzt die absolute Mehrheit haben. Gott sei es geklagt, Sie haben die absolute Mehrheit und machen die falsche Politik weiter, ohne dass man erkennen kann, dass eine Umkehreinsicht bei Ihnen vorhanden ist. Das ist ja das Gefährliche für die Zukunft von Wien! (Beifall bei der FPÖ. - GR Johann Driemer: Schauen Sie sich die Entwicklungsstufe an, was Kärnten bisher an Maßnahmen gesetzt hat!) 

Daher versuchen wir - ich nehme das auf, was der Herr Vizebürgermeister zum Schluss gesagt hat und was schon ansatzweise beginnt -, dass wir eine vernünftigere Kooperation zwischen dem Bundesland Wien und der Bundesregierung beginnen. Ich sage, ansatzweise gibt es das schon. Wir Wiener Freiheitliche werden jedenfalls mit dabei sein, weil wir um das Wohl und Wehe von Wien interessiert sind und wir immer gesagt haben, wir haben eine Koalition mit dem Bürger. Daher setzen wir uns selbstverständlich auch mit den Wiener Sozialdemokraten und - wie es neulich einmal war - mit Bundesminister Reichhold an einen Tisch und versuchen, positive Lösungen für diese Stadt zu erarbeiten. Ich glaube, die Ansätze dazu sind sehr gut. Aber das ist die Zukunft und nicht nur, was Sie immer sagen, es ist ohnedies alles so wunderbar, es ist alles so klasse, sondern Sie müssen in der Analyse selbst darstellen und sehen, dass es schief gegangen ist.

Herr Vizebürgermeister, Sie haben vorhin ein paar Tageszeitungen zitiert. Sie haben nie gesagt, welche Tageszeitungen, das ist aber auch egal, Sie sollten mehr Quellenstudium betreiben. Sie sollten zum Beispiel das, was das Wirtschaftsforschungsinstitut tatsächlich über Wien gesagt hat, durchlesen. Dann hätten Sie heute nämlich eine ganz andere Rede gehalten. Das Wirtschaftsforschungsinstitut kommentiert die regionale Entwicklung der Arbeitslosenquoten folgendermaßen: "Wien hatte den weitaus höchsten Anstieg zu verzeichnen, Tirol und Burgenland den niedrigsten." Das heißt, es ist nicht so, dass Sozialdemokraten nur schlecht wirtschaften, denn im Burgenland haben Sie eine wesentlich bessere Darstellung. Aber die Burgenländer stellen sich auch nicht hin und sagen, sie sind die Besten, die Größten und die Schönsten. 

Dies spiegelt auch die regionale Beschäftigungsentwicklung Wiens wider. "Wien verlor die meisten Arbeitsplätze.", sagt das Wirtschaftsforschungsinstitut. Das ist nicht wegzudiskutieren, sondern Wien verlor die meisten Arbeitsplätze. (GR Johann Driemer: Wien schafft auch die meisten!) Sie sagen schon wieder, Wien schafft die meisten. (GR Johann Driemer: Schauen Sie sich die Bilanz an!) Darf ich Ihnen meine Brille borgen, Herr Kollege Driemer? Oder die Gewerkschaft wird doch noch im Stande sein, Ihnen eine richtige Brille zu geben, damit Sie das wirklich so lesen, wie es in dem Gutachten steht. (GR Godwin Schuster: Stolz können wir sein!)

Weil Sie sich, Herr Vizebürgermeister, so über das Nulldefizit mokiert haben: Es war notwendig, dass auf Bundesebene endlich die Schuldenpolitik eingebremst wurde. (GR Johann Driemer: Wie viele Arbeitsplätze wurden vom Bund eingespart?) Es war zutiefst notwendig. 30 Jahre sozialistische Schuldenpolitik sind genug, hat diese Regierung gesagt und hat den Trend umgekehrt, und zwar zum Wohle Österreichs. (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Warum machen Sie dann noch mehr Schulden?)
Ich werde Ihnen das jetzt gleich erklären, weil Sie immer nur sagen, dieses Nulldefizit ist sozusagen eine heilige Kuh. Das war notwendig, weil man auf Grund der sozialistischen Schuldenpolitik im Jahr allein 100 000 Milliarden S Zinsendienst bedienen musste. Durch diesen riesigen Schuldenberg, den Sie zu verantworten haben, den Sie angehäuft haben, Sie, die Sozialisten, haben wir bereits bei den Staatsschulden eine Risikoprämie in Form höherer Zinsen zu bezahlen gehabt. Nur durch diese Bundesregierung und die freiheitliche Handschrift in der Bundespolitik ist die erstklassige Bonität Österreichs jetzt wiederhergestellt (GR Johann Driemer: Und was ist mit der hohen Steuer- und Abgabenquote?) und wir müssen keine Risikoprämie mehr bezahlen! (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Haben wir das je zahlen müssen?)
Weil Sie letztendlich hoffentlich verstehen, warum das so wichtig ist, dass man die Schulden, die wir haben, und die Entwicklung herunterfahren musste, darf ich Ihnen sagen, die Stadt Wien hat die Schulden im vergangenen Jahr leider wieder ansteigen lassen, wobei ich zugebe, das waren nicht die Sünden des Herrn StR Rieder, des Finanzstadtrats Rieder, sondern die waren sozusagen schon am Beginn der Neunziger Jahre gemacht worden. Weil die Stadt Wien ausschließlich in Schweizer Franken verschuldet ist, kamen im Zuge der Euro-Abwertung im Jahr 2001 die Kursverluste zum Tragen. Daher sind die Schulden der Stadt Wien von 28,1 Milliarden S auf 28,7 Milliarden S angestiegen.

Weil Herr Kollege Driemer so gerne Kärnten als Vergleich heranzieht (GR Johann Driemer: Nein, ich nicht! Das machen Sie so gern!): Herr Kollege Driemer, Kärnten hat im selben Zeitraum den Schuldenstand von 14 Milliarden S auf nunmehr 4 Milliarden S verringert, also den Schuldenstand um 10 Milliarden S abbauen müssen. Ich hoffe, dass Sie sich dieses Beispiel endlich vor Augen führen. Diesem Beispiel nachzueifern, würde auch Wien sehr gut tun (GR Johann Driemer: Kärnten hat 190 Prozent, die höchsten Schulden!), weil man endlich dazukäme, dass man die Schulden abbaut und diese nicht weiter steigen müssen. (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben schon festgestellt - ich glaube aber, dass es notwendig ist, dass man das heute in der Debatte zum Rechnungsabschluss immer wieder feststellt -, dass der Wiener Arbeitsmarkt wirklich in einem Zustand ist, wie wir ihn bisher überhaupt nicht gekannt haben, dass die Arbeitslosigkeit etwa im Mai um 27 Prozent angestiegen ist, im März sogar um 33 Prozent. Ich habe schon gesagt, 9,1 Prozent ist diese Rekordarbeitslosigkeit. Im Bundesgebiet betrug der Anstieg 18,9 Prozent und Wien liegt im Vergleich zum Bundesgebiet um 46 Prozent höher. Das heißt, dass jeder zweite Arbeitslose ein Wiener Arbeitsloser ist. Da kann man nicht einfach zur Tagesordnung übergehen und kann man nicht einfach sagen, dass sowieso alles in Ordnung ist und nur die böse Bundesregierung schuld ist. Die hat überhaupt keine Schuld daran, dass es in Wien schief läuft, sondern daran ist Wien alleine schuld.

Ein anderer Vergleich wird Ihnen das noch deutlicher vor Augen führen. Seit dem Amtsantritt des Bgm Häupl im Jahre 1994 hat Wien netto insgesamt 30 000 Arbeitsplätze verloren. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Und wie viele sind dazugekommen?) Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen das genau sagen, nämlich 31 500, währenddessen in den anderen Bundesländern insgesamt 112 479 neue Arbeitsplätze geschaffen wurden. Allein im Jahr 2001, als Sie wieder die absolute Mehrheit hatten, gingen netto 10 000 Arbeitsplätze verloren. (GR Rudolf Hundstorfer: Weil die Frau Riess-Passer 15 000 Arbeitsplätze abgebaut hat!) Sie schauen sich die Statistiken nicht an! Worauf Sie sich beziehen, ist, dass im öffentlichen Dienst - ich sage, endlich - eine Reform eingetreten ist und endlich eine Verringerung des aufgeblähten Beamtenapparats eintritt, was nichts damit zu tun hat, dass wir selbstverständlich die Arbeit des österreichischen Beamten schätzen. Selbstverständlich macht er gute Arbeit, aber gerade Sie Sozialisten haben Schuld daran, dass der Beamtenapparat so aufgebläht wurde. In der Statistik der verloren gegangenen 10 000 Arbeitsplätze im Jahr 2001 macht der öffentliche Dienst nur ein Drittel aus. Alles andere ist Ihr Bier, ist Ihre Verantwortung! Schauen Sie sich daher vorher die Zahlen an, bevor Sie sich ständig selbst in den Sack lügen! Das ist nämlich das Gefährliche daran, Sie glauben das wirklich, was sich Ihre Propagandaküche in der Löwelstraße an Schmähs, an Unwahrheiten, an Tricks und so weiter ausdenkt. Darauf fallen Sie selber herein! (GR Godwin Schuster: So etwas gibt es bei uns nicht!) Gerade Sie als Wiener SPÖ können sich auf niemanden ausreden, weil Sie haben jetzt die absolute Mehrheit und alles, was in der Stadt schief geht, haben Sie alleine zu verantworten! (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Arbeitsmarkt stellt das Wirtschaftsforschungsinstitut folgendes fatales Zeugnis aus: "Die Besonderheit des Wiener Arbeitsmarkts lag in den letzten Jahren in der Vernichtung einer großen Anzahl von Arbeitsplätzen, die die allgemeine schlechtere Beschäftigungsentwicklung Wiens in den letzten Jahren widerspiegelt." Sie können jetzt natürlich sagen, Sie glauben es nicht, aber es ist so. (GR Johann Driemer: Sagen Sie auch die Ursachen dazu!) Das ist die schlechteste. Ich komme jetzt nochmals darauf zurück, dass Wien als einziges österreichisches Bundesland eine Schrumpfung der Wirtschaft im Jahr 2001 zu verzeichnen gehabt hat. Das heißt, da können Sie reden, was Sie wollen, das ist hausgemacht. 

Jetzt werde ich Ihnen auch einige der Ursachen kurz aufzählen. (GR Rudolf Hundstorfer: Wie viele Arbeitsplätze hat der Bund blockiert?) 30 000 haben Sie vernichtet. 30 000 seit 1994. Innerhalb von sieben Jahren, kann man sagen, haben Sie 30 000 netto vernichtet. (GR Rudolf Hundstorfer: Wie viele Projekte hat der Bund in Wien gestrichen?) Herr Hundstorfer, wie Sie da als Gewerkschafter überhaupt noch einen Zwischenruf machen können, dass das alles nicht wahr ist, würde mich wirklich interessieren. Wo nehmen Sie das her? (GR Rudolf Hundstorfer: Ich frage Sie nur, wie viele Arbeitsplätze der Bund in Wien vernichtet hat!) 
Ich werde Ihnen gleich sagen, worin einige Ursachen liegen. Zum Beispiel sind die kommunalen Investitionen der Stadt im Vorjahr um mehr als 5 Milliarden S eingebrochen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber sie sind noch immer viel höher als die des Bundes!) Die Investitionsquote im Wiener Haushalt sinkt dadurch - wir haben Sie immer gewarnt, weil das beschäftigungswirksame Investitionen sind - von 17,1 Prozent im Jahr 2001 auf 12,9 Prozent, also minus 4,2 Prozent im Jahr 2001. Die Wohnbauförderung hat im Jahr 2001 ein Minus von 3,4 Milliarden S zu verzeichnen. Die eigentliche Gebäudeinvestition der Stadt ist vom tiefen Niveau des Jahres 2000 um eine weitere halbe Milliarde S gesunken. Auch die Investitionen in Sonderanlagen, wie zum Beispiel Bäder und in die Betriebsausstattung sind im Vorjahr um fast 1 Milliarde S gesunken. Im U‑Bahn-Bau sank das Investitionsvolumen um weitere 200 Millionen S. Damit sind auch die U‑Bahn-Investitionen nur mehr die Hälfte des Investitionsvolumens der ersten Hälfte der Neunziger Jahre. Das alles ist beschäftigungswirksam und so ist eben auch die Konsequenz gesehen. 

Auf der anderen Seite machen Sie aber eine Politik, welche die Wettbewerbsfähigkeit Wiens weiter verschlechtert, etwa durch die heute schon erwähnte Stromsteuer in Wien, in der Höhe von 10 Groschen pro Kilowattstunde per 1. November 2001. Das verursacht der Wiener Wirtschaft Mehrkosten in einer dreistelligen Millionenhöhe. Die Wiener Müllsteuer, die ab 1. Juli 2002 eine Gebührenerhöhung von 26 Prozent mit sich bringt, geht genau in die selbe Richtung. Sie haben aber auch durch massive Investitionskürzungen einerseits sowie durch eklatante Verteuerung andererseits das sozusagen hausgemacht und halbieren jetzt noch die Wiener Wirtschaftsförderung. Die Wiener Innovationsförderung wird abgeschafft, die Telematic- und CETEC-Aktion läuft ersatzlos aus. Die eigenständige Wiener Unternehmungsgründungsaktion wird abgeschafft. Die Wiener Strukturverbesserungsaktion wird halbiert. Die Wiener Nahversorgungsaktion gedrittelt. Das heißt also, es ist kein Wunder, wenn sich die Entwicklung in Wien zum Schlechteren entwickelt hat. Dafür müssen Sie die Verantwortung übernehmen!

Es ist aber auch im sozialen Bereich, im Belastungsbereich für die Wienerinnen und Wiener, eine sehr negative Entwicklung durch Sie eingeleitet worden, zum Beispiel durch die Strompreiserhöhung durch KWK-Zuschlag. Die Müllsteuer trifft natürlich alle Wienerinnen und Wiener und besonders die sozial Schwächeren, weil es hier keine Staffelung gibt und Wohnen dadurch wieder teurer wird. Es kommt auch zu einer Mietenerhöhung im sozialen Wohnneubau um durchschnittlich eine halbe Milliarde S durch die Kürzung der Wohnbauförderungsmittel. Weiters gibt es seit 1. Juni eine kräftige Erhöhung bei den Wiener Linien um bis zu 25 Prozent. Anstatt sich unsere Forderung durch den Kopf gehen zu lassen, dass die Kindergartenplätze endlich beitragsfrei sind, werden die städtischen Kindergartengebühren auf bis zu 2 700 S angehoben. Die Verteuerung der Kindergartenplätze auch bei den privaten und konfessionellen Kindergärten durch Kürzung der Kinderbetreuungsmittel um 55 Millionen S im Jahr stellt einen weiteren Tiefpunkt dar. Sie haben die Bädertarife erhöht. (GR Christian Oxonitsch: Sagen Sie jetzt ehrlich, um wie viel!) - Es ist eine Erhöhung. (GR Christian Oxonitsch: Sie wissen genau, dass das eine Aufrundung um 60 Groschen war!) Wenn es so wenig gewesen wäre, dann hätten Sie es nicht gemacht, weil dann zahlt es sich eh nicht aus. Sie haben die Wienerinnen und Wiener, die auf ein öffentliches Bad angewiesen sind, auch hier zur Kasse gebeten. Oder umgekehrt: Sie können nun nur um etliches kürzer ins Bad gehen. (Beifall bei der FPÖ.)
Es gibt eine Verteuerung der städtischen Sportanlagen um 20 Prozent. Auch das ist natürlich negativ für die Gesundheit der Wienerinnen und Wiener. Sie erhöhen die Autoabschleppgebühren, haben auf der anderen Seite aber voriges Jahr einen Rekord bei den Parkometersteuern und Strafverfügungen erzielt, was sich natürlich durchaus positiv zu Buche schlägt, aber es ist wieder eine Belastung der Bürgerinnen und Bürger, sodass man zum Schluss kommen muss, dass der durchschnittliche Wiener Haushalt durch diese Maßnahmen der Wiener Sozialisten um etwa 4 000 S im Jahr belastet wird. Eine wohnungssuchende Jungfamilie muss zusätzlich 6 000 S an Wohnkosten verkraften. Eine Jungfamilie, die noch keine Wohnung hat, eine sucht, hoffentlich eine bekommt, wird insgesamt mit Mehrkosten von 10 000 S im Jahr belastet. (GRin Ursula Lettner: Und die Ambulanzgebühren! Und die Studiengebühren!)

Dass Sie bei den sozial Schwächsten den Rotstift angesetzt haben, zeigt, wo die soziale Kälte tatsächlich zu Hause ist, wenn etwa auf Kosten der Alten und Behinderten bei der Aktion "Essen auf Rädern" gekürzt wird und wenn auf Kosten der Gesundheit die Wiener Spitäler durch reale Kürzung des Budgetzuschusses an den Krankenanstaltenverbund ausgehungert werden.

Daher glaube ich, dass es ganz wichtig ist, dass wir uns genau über diese Themen unterhalten müssen. Der Herr Finanzstadtrat hat vorhin etwa gesagt, wie toll die Betriebsneugründungen von der Zahl her in Wien sind, nämlich 6 318. Der Bürgermeister hat das auch in der Postille "Wien.at" gemacht. Aber daraus jetzt den Schluss zu ziehen, in Wien ist alles wunderbar, stimmt nicht, weil nämlich in Wirklichkeit in ganz Österreich eine sehr positive Entwicklung bei den Betriebsgründungen zu verzeichnen ist und es insgesamt einen Gründungsrekord gegeben hat, nämlich von 27 000 Betrieben. Wenn man es hochrechnet, was der Bürgermeister sagt, dass 30 Prozent der Wertschöpfung von Österreich in Wien stattfinden, dann müsste in Wien eine wesentlich höhere Zahl von Betriebsneugründungen zu verzeichnen sein. Das ist aber leider nicht der Fall. Daher ist die Schlussfolgerung, die der Herr Bürgermeister sieht, dass er sagt, die Wiener Wirtschaft sei der Motor für die ganze Region, leider nicht richtig. (GR Godwin Schuster: Das stimmt aber nicht!) Herr Kollege Schuster, das stimmt leider nicht. 

Ich kann wieder nur auf den Bericht des Wirtschaftsforschungsinstituts verweisen. Das hat vorhin schon der Kollege Chorherr kurz angeschnitten. Das Wirtschaftsforschungsinstitut sagt, die Ostregion schwächle wegen der lahmen Wiener Wirtschaft. (GR Godwin Schuster: Sie müssen das komplett lesen!) Auch wenn Sie ununterbrochen den Kopf schütteln, damit können Sie die Realitäten nicht verändern. Es wäre aber so wichtig, dass gerade Sie die Realität zur Kenntnis nehmen, weil Sie ein Realitätsverweigerer sind, wie man es überhaupt noch nie erlebt hat. Das ist das, warum Sie von Ihrer falschen Politik, von Ihrer Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik nicht weggehen. Wir wollen Ihnen helfen, damit Sie endlich erkennen, dass das leider eine erfolglose und negative Politik ist. Da steht also weiters, das Zurückbleiben der Ostregion gegenüber dem Westen sei ausschließlich auf eine schwache Entwicklung der Wiener Wirtschaft zurückzuführen, nämlich auch durch das Minuswachstum, also minus 0,2 Prozent. Dagegen sei im Burgenland mit 2,5 Prozent das höchste Wachstum erzielt worden. Auch in Niederösterreich fiel das Jahreswachstum überdurchschnittlich aus, obwohl dort die Abkühlung in der zweiten Jahreshälfte beträchtlich gewesen sei.

Daher glaube ich, hat es keinen Sinn, wenn man sagt, das stimmt alles nicht, sondern es ist so und das muss auch erkannt werden. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Sie jetzt sagen, wir haben Motorfunktion, dann kann man nur sagen, der Bürgermeister verwechselt das Gaspedal mit der Bremse und da schleudert es einen bekanntlich. Das ist genau der Zustand, in dem die Wiener Wirtschaft ist. Sie schleudert leider. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Finanzstadtrat, da hilft es auch nicht, dass Sie sich mit einem zweiten Sozialdemokraten zu einer Pressekonferenz zusammensetzen und dann sagen, das ist alles nicht wahr, nämlich mit dem Herrn Präsidenten Nettig zusammen. Sie treten schon als sozialdemokratische Zwillinge auf und sagen, das ist nur ein Krankreden Wiens. Nein, Herr Finanzstadtrat und Herr Präsident Nettig! Er ist nicht von der Arbeiterkammer, seien Sie beruhigt, er ist schon noch bei der Wirtschaftskammer. Er macht sozialistische Politik. Er macht die Räuberleiter für diese schlechte sozialistische Politik. Es ist kein Krankreden. Glauben Sie mir, die Fakten sind am Tisch. Das ist das, was wir meinen, dass - von mir aus gemeinsam - verbessert werden soll. Ich habe vorhin gesagt, es gibt Ansätze. Wir von unserer Seite aus werden uns bemühen, dass man die weiter ausbaut. Ich erkenne, mit wenigen Ausnahmen, durchaus von Ihrer Seite, von der sozialdemokratischen Seite, dass man im sachpolitischen Bereich gemeinsam den Versuch machen könnte, etwas aufzubauen. Nur eines ist klar, wenn Sie selbst Wien als rotes Gegenmodell zu nicht sozialistisch verwalteten Bundesländern oder etwa zur blau-schwarzen Bundesregierung sehen, dann kann ich nur sagen, das ist gescheitert, das ist eindeutig gescheitert und ist in Wirklichkeit, wenn es nicht so traurig wäre - und es ist traurig -, die beste Werbung für die Arbeit der Bundesregierung schlechthin. (Beifall bei der FPÖ.) 
Das, glaube ich, sollten wir gerade bei der Generaldebatte versuchen, nämlich dass man dem anderen zuhört und schaut, dass man Fehler, die man selber macht, vielleicht korrigieren könnte. Es ist nicht so, dass man es gleich zugeben muss, aber man sollte es korrigieren. 

Das, was Sie momentan, meine sehr geehrten Damen und Herren von den Sozialdemokraten, in der Einwanderungs- und Integrationspolitik machen, ist genau das Entgegengesetze von dem, was momentan EU-weit im Gange ist. (GRin Martina LUDWIG: Genau das Gegenteilige vom Bund!) - Hören Sie einmal zu, Frau Kollegin! Ich würde vorschlagen, dass Sie einmal zuhören. - Es ist in Europa eine ganz grundsätzliche Änderung in der Diskussion über die Einwanderungspolitik im Gange. Da ist durchaus - das muss man anerkennen - an der Spitze ein Sozialdemokrat wie der britische Premierminister Blair, der das sehr stark aktualisiert hat. Oder auch der deutsche Bundeskanzler Schröder, der das aktualisiert und gesagt hat, eigentlich kann man so nicht weitermachen und man soll über die Köpfe der Bürger nicht so einfach hinwegfahren.

Ich möchte, damit Sie sich jetzt nicht gleich wieder echauffieren, ein paar Zeilen vom letzten "Format", vom Leitartikel des Christian Ortner vorlesen, damit auch Sie zuhören und sich überlegen, ob das, was Sie momentan in der Integrationspolitik machen, wirklich der Weisheit letzter Schluss ist. Christian Ortner schreibt am vergangen Freitag: "Das Ende der Heuchelei: Festung Europa: EU-Rote und EU-Schwarze machen jetzt die Grenzen gegen Immigration dicht, als wären sie bei Haider in die Lehre gegangen." Er schreibt weiters: "Die Folgen dieser teilweise unkontrollierten Immigration sind bekannt: heftige soziale Konflikte (der Streit ums Hammelbraten im Hinterhof), Gettobildung von Ausländern aus anderen islamischen Kulturkreisen, die sich in vielen Fällen nicht in die Gastkultur einfügen wollen, tatsächlicher oder auch nur eingebildeter Verdrängungskampf am Arbeits- und Wohnungsmarkt, eine Politik, die das allzu lange verdrängte, teils aus sozialdemokratischer Arroganz der eigenen Klientel gegenüber, teils aus naiver christlich-sozialer Glaubensüberzeugung, teils aus ökonomischem Interesse (der Markt braucht Immigranten, aber die Menschen wollen sie nicht). Eine derartige Politik europäischer Scheinheiligkeit ist jetzt am Ende. Am Ende ist sie nicht freiwillig oder dank Erkenntnis, sondern so ist das halt in der Demokratie kraft Wählervotum." Ich füge hinzu: Leider wurde zwölf Jahre lang ein falscher Weg beschritten (GRin Martina LUDWIG: Das haben die Wiener aber nicht so gesehen!), sodass wir alle die Zustände, die Ortner im "Format" beschreibt, bereits hautnah haben und spüren. (GR Christian Oxonitsch: Wie ist denn das Wahlergebnis gewesen?) 
Ich würde Ihnen auch empfehlen, nicht alles aufs Wahlergebnis umzulegen. Immerhin haben Sie jedenfalls auf Bundesebene Ihre Machtposition verloren. Das ist gut so, weil jetzt erstmalig seit zwölf Jahren eine vernünftige Integrations- und Fremdenpolitik gemacht wird. (Beifall bei der FPÖ.) 
Für diese Erkenntnisse des Herrn Ortner, wovor wir seit Jahr und Tag warnen und die jetzt endlich auch Schwarz auf Weiß vorliegen, sind wir zwar immer wieder beschimpft worden, aber jetzt wissen es Gott sei Dank auch die Kräfte, die dies alles zugelassen haben, die die Mauer gemacht haben und die jetzt allerdings nicht wissen, wie das, was sie selbst gerufen haben, nunmehr wieder in den Griff zu bekommen ist. 

Das, was sich hier jetzt abspielt, spielt sich unter einem Etikettenschwindel ab, den gerade die Linke in Europa an den Tag gelegt hat. Es ist keine Asylpolitik, es ist sozusagen auch keine Flüchtlingswanderung, sondern das, was sich hier abspielt, sind Völkerwanderungen, wenn auch globalen Ausmaßes. Das muss man ganz nüchtern sehen. Das ist das Wichtige, nicht mit einem Etikettenschwindel zu versuchen, möglichst viele dieser Immigranten ins eigene Land zu bekommen, weil sonst stehen Sie genau vor dem Resultat, vor dem jetzt auch die EU steht, warum Blair plötzlich sagt, das muss sich alles ändern und da müssen härtere Maßnahmen sein. Schröder steht kurz vor der Wahl und sagt auch, da muss man etwas ändern. Diese Völkerwanderung hat es in der europäischen Geschichte immer wieder gegeben. Diesmal war es aber so, dass sich die Staaten über viele Jahre hinaus nicht dagegen gewehrt, sondern die Türen aufgemacht haben. In dem Zustand sind wir jetzt.

In Österreich ist erstmalig durch die Regierungsbeteiligung der Freiheitlichen ein Fremden- und Integrationspaket geschnürt worden, das vernünftige Maßnahmen zur Eindämmung der Einwanderung vorsieht, aber auch zielführende Maßnahmen zur Integration vorsieht. Selbst der "Standard" schreibt Anfang Juni, dass Österreich mit seinem Fremdenpaket, das Sie immer noch verteufeln, im europäischen Mainstream liegt. Das heißt, das, was Sie verteufeln, sind vernünftige Maßnahmen, die durchaus im europäischen Trend liegen.

In Wien gehen Sie allerdings den entgegengesetzten Weg, vielleicht auch deshalb, weil Sie meinen, Sie können es sich leisten. Es ist aber, glaube ich, auch zum Schaden von Integrationsmaßnahmen.

Ich nenne hier nur zwei Beispiele: Das eine, was Sie auf schulischem Sektor anpeilen, ist der bilinguale Unterricht in den Pflichtschulen. Dieser wird mit nächstem Schuljahr beginnen. Anstatt dass Sie sich darauf konzentrieren, dass die Kinder, die Deutsch nicht als Muttersprache haben, perfekt Deutsch erlernen, fangen Sie mit bilingualen Schulen an. (GR Christian Oxonitsch: Bilinguale Schulen gibt es schon längst!) Ich kann nur sagen, das ist ein Irrweg, vor dem wir nur warnen können und wo wir auch alles versuchen werden, dass dieser Irrweg nicht begangen wird. (GR Christian Oxonitsch: Bilinguale Schulen gibt es schon seit fünf Jahren!)
Das Zweite ist das Wahlrecht. Ich kann mich noch an die Debatte mit dem damaligen StR Swoboda im Jahr 1988 erinnern. Wir haben immer gesagt, das ist ein Staatsbürgerschaftsrecht und nur derjenige, der die Staatsbürgerschaft anstrebt, der Ausländer, der hier bleiben will und sich auch mit diesem Staat identifiziert, soll nach der Verleihung der Staatsbürgerschaft auch das Wahlrecht bekommen. Das ist sowieso klar, weil es eben ein Staatsbürgerschaftsrecht ist. Sie wollen das jetzt durchbrechen. Sie wollen einen ersten Schritt machen und wollen jetzt das Wahlrecht auf Bezirksebene einführen. Ich stehe nicht an zu sagen, dass ich das sehr positiv sehe, dass die ÖVP hier umgedacht hat. Die ÖVP war seinerzeit, im Jahr 1987, überhaupt die erste Partei, die, durch GR Hawlik, als Erster dieses Wahlrecht für Ausländer gefordert hat. Es war ein langer Weg. Ich sage, Sie haben jetzt auch von der Verfassung her gesehen Ihre Bedenken und wir von der FPÖ werden jedenfalls alles versuchen, was legitim und rechtlich möglich ist, dass dieses Wahlrecht nicht eingeführt wird, weil klar ist, dass wir auch hier einen falschen Weg gehen. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Kollege Kabas, bitte, Sie sprechen bereits 41 Minuten.

GR Mag Hilmar Kabas (fortsetzend): Zum Schluss möchte ich nur eines sagen. Ich glaube, dass es wichtig ist und dass es positiv wäre, wenn man anhand von Entwicklungen diese nicht gesundbetet, sondern wenn man der Realität ins Auge schaut und sagt, da ist einiges schief gegangen, die Sozialdemokraten haben als allein-regierende Partei schwere Fehler gemacht und daher werden die Sozialdemokraten hoffentlich nicht sagen, dass die Schlussfolgerungen und die Resultate falsch sind, sondern dass ihre Politik falsch ist. Wir, als Wiener Freiheitliche, werden jedenfalls auf sachpolitischer Ebene alles unterstützen, was in Richtung einer positiven Entwicklung von Wien führen kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Oxonitsch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es war ja nicht zu erwarten, dass der Rechnungsabschluss und die wirtschaftliche Leistung, die mit diesem Rechnungsabschluss verbunden ist, hier ungeteilte Zustimmung finden. Es war aber durchaus zu erwarten, dass eine seriöse Auseinandersetzung mit den Zahlen und mit dem dahinter stehenden Geld hier stattfindet. Wenn ich mir angesehen habe, dass von einem Oppositionsredner der überwiegende Teil der Rede mit der Untersuchungskommission verbracht wurde und von einem anderen mit Krokodilstränen zwei Gebührenerhöhungen, die uns nicht leicht gefallen sind, beweint wurden und angesichts der Tatsache, dass sich diese Partei gerade einen neuen Parteivorsitzenden gesucht hat, kann ich schon verstehen, dass das ein bisschen den Blick trübt. Aber ich denke doch, wenn man sich vor Augen führt, dass das jener Staatssekretär ist, der im Finanzministerium für die Erhöhung der Ambulanzgebühren verantwortlich ist, wenn es derjenige ist, der für die Besteuerung der Unfallrenten verantwortlich ist, für die Erhöhung der Preise der Autobahnvignetten zuständig ist, für die Kfz-Steuererhöhung und der den Bundesbeitrag bei der Kinderbetreuung gestrichen hat (GR Dr Matthias Tschirf: Der den Staat saniert!), dann hier Krokodilstränen zu weinen, richtet sich das selbst und macht einmal mehr deutlich, wie ernsthaft man diese Auseinandersetzung führt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und wenn in einem Zeitungsinterview seitens des neuen ÖVP-Obmanns gesagt wurde, er wird sich vor allem für die Erhöhung der Kaufkraft der Arbeiter und Angestellten einsetzen, dann ist das, wie ich meine, sehr gut, ist das auch begrüßenswert. Nur es drängt sich ein wenig das Bild auf, wie wenn man jemandem auf die Zehen tritt und dann groß verkündet, man wird sich dafür einsetzen, dass die Zehenschmerzen weggehen. So einfach geht es nicht! Man muss von den Zehen runtersteigen! Das vielleicht als eine Botschaft an den Herrn Finz, meine Damen und Herren.

Es ist schon bezeichnend, dass in einer anderen Wortmeldung der Kollege Kabas einen sehr bedeutungsvollen Satz gesagt hat. Er hat beschrieben, wie die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen Österreichs vor Amtsantritt der blau-schwarzen Bundesregierung waren. Das teile ich nicht ganz. Aber den dann folgenden Satz teile ich durchaus: dass man "aus diesem Grund die Schulden und die Entwicklung herunterfahren musste". Die Entwicklung Österreichs in den letzten Jahren zeigt sehr deutlich, dass es dieser Bundesregierung tatsächlich gelungen ist, die Entwicklung in Österreich herunterzufahren, in der Einkommensentwicklung herunterzufahren und in der Wirtschaftsentwicklung herunterzufahren. Das ist das Verdienst dieser Bundesregierung. Ich glaube, das muss man zur Kenntnis nehmen. Denn so einfach kann man es sich nicht machen, wenn Bundeskanzler Schüssel und auch Frau Riess-Passer erklären, in Deutschland ist an der Arbeitslosigkeit die rot-grüne Bundesregierung schuld, aber in Wien ist die rote Regierung von Wien an der negativen Entwicklung dieses Staates und dieses Landes schuld. Denn dann verkaufen Sie die Menschen für blöd. Sie sind sehr gewieft und werden es überreißen. Sie merken letztendlich sehr deutlich, dass ihnen hier ein falscher Bär aufgebunden werden soll. 

Ich glaube daher, dass wir heute diese Auseinandersetzung nutzen sollten, um uns die Zahlen und die Entwicklung in dieser Stadt anzusehen. Heute, auf den Tag genau vor 150 Jahren, wurde Viktor Adler, der Gründer der österreichischen Sozialdemokratie, geboren. Ich bin der festen Überzeugung, wenn er sich die Entwicklung dieser Stadt unter sozialdemokratischer Verantwortung ansehen könnte, dann wäre er durchaus stolz auf diese Entwicklung. Und das mit gutem Grund, wie ich meine. (GR Dr Wilfried Serles: Wenn er sich die Partei anschauen könnte, würde er sich im Grab umdrehen!) Denn Wien ist eine Stadt mit hoher Lebensqualität, Wien ist eine Stadt mit hoher sozialer Verantwortung, Wien ist aber auch eine Stadt mit einer guten wirtschaftlichen Basis. Hier gibt es all das, was Kollege Kabas als Szenario beschrieben hat nicht. Ich glaube, es ist gerade das ein Beleg für die hervorragende Integrationspolitik in dieser Stadt gewesen, dass es all das nicht gibt, was hier beschrieben wurde. Es gibt hier keine Slums und keine Gettos. Es gibt ein friedliches Miteinander und das ist das Verdienst der Integrationspolitik in dieser Stadt, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich glaube, man kann schon zur Kenntnis nehmen - und ich glaube, man sollte das auch -, dass dieser Rechnungsabschluss den Erfolg dieser Kommunalpolitik sehr eindrucksvoll belegt. Mit dem Geld der Steuerzahler ist sparsam umgegangen worden. Es ist zielgerichtet umgegangen worden. Es ist sozial und zukunftsorientiert umgegangen worden. Und das - das kann ich Ihnen nicht ersparen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, vor allem von FPÖ und ÖVP - trotz einer Bundesregierung, die alles daransetzt, um Wien zu schaden. 

Es hat eine Vielzahl von Versprechungen seitens des Bundeskanzlers gegeben, wie sich die wirtschaftliche Entwicklung Österreichs darstellen wird. Es ist gesprochen worden von keinen neuen Steuern. Es ist gesprochen worden von keinem Defizit. Man hat den Österreichern ein Sparprogramm verordnet. Man ist mit den Investitionen auf einen Tiefstand heruntergefahren. Trotz alledem: bei all jenen Versprechungen, mit denen diese Bundesregierung angetreten ist, hat sie kläglichst versagt. 

Es ist so, dass am Vorabend der Erweiterung der Europäischen Union gerade auch in Bereichen der Infrastrukturinvestitionen gemeinsame Anstrengungen gesetzt werden müssten. Wien hat hier seine Verantwortung mit seinem Investitionsbudget wahrgenommen. Der Bund hat dies einfach nicht getan. Es sind gerade hier - das durchaus auch als Antwort für die Entwicklung der Ostregion, und das wissen Sie genau, denn Sie haben es immer wieder im Vorfeld Ihres Regierungsantritts kritisiert - dringend Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur notwendig, zum Beispiel im Bereich des Transits, um nur das letzte Beispiel des Versagens dieser Bundesregierung ins Spiel zu bringen, damit man der drohenden Transitlawine aktiv begegnen kann. 

Wenn Bundeskanzler Schüssel angekündigt hat, wir machen keine neuen Schulden und gleich mit den ersten drei Budgets seiner Regierung 5 Milliarden EUR Schulden gemacht hat, und das trotz der Zahlung von 8 Milliarden EUR, die seitens der Menschen dieses Landes zusätzlich aufgebracht wurden, dann zeigt das das Versagen dieser Bundesregierung. Das ist nur eines der Beispiele. 

Da will ich nur abseits der Rechnungsabschlussdebatte auch noch das große Versprechen vom Ende der Packelei anführen, das man gegeben hat. Der Fall Gaugg ist ja nur mehr die Spitze des Eisbergs, wo man deutlich feststellen kann, dass es hier einer Person nur ums persönliche Gerstl geht. 

Tatsache ist, der Zustand Österreichs ist einfach schlechter geworden. Österreich steht heute, im Jahr 2002, schlechter da, als dies noch im Jahr 1999, bei Übergabe dieser Republik, der Fall war. Die Arbeitslosigkeit ist insgesamt höher. Die Inflation ist gestiegen. Das Wirtschaftswachstum ist einfach geringer. Die Menschen zahlen die höchsten Steuern und Abgaben. Das ist heute schon gesagt worden. 

Ich meine, Österreich hat sich das nicht verdient. Ich meine auch, dass Wien sich das nicht verdient hat, denn Wien ist ein Bestandteil dieser Republik. Daher verstehen wir unseren Auftrag, als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten, es in Wien einfach besser zu machen. Wir haben ein ausgeglichenes Budget, und das trotz 340 Millionen EUR, die wir an den Bund abliefern, um dem Herrn Grasser bei seinem Budget auszuhelfen. Wir haben ein vorbildliches Sozialsystem. Wir haben gut ausgebaute Kinderbetreuungseinrichtungen. Wir haben ein vorbildliches öffentliches Verkehrsnetz. Wien ist ein gefragter Wirtschaftsstandort, auch wenn Sie es nicht zur Kenntnis nehmen wollen. Wir haben ein hervorragendes Schulangebot und wir haben die besten Integrationsmaßnahmen. 

Obwohl hier - das soll auch hervorgehoben werden - ein überwiegender Teil der Beschlüsse des Wiener Gemeinderats, aber auch des Wiener Landtags, gemeinsam gefasst wird, obwohl sie immer wieder auf breiter Basis gefasst werden, zeigt sich hier sehr deutlich die sozialdemokratische Handschrift, denn wir haben den Wählerinnen und Wählern vor der Wahl nicht versprochen, was die Bundesregierung jetzt permanent bricht. Wir haben ihnen ein ehrliches Arbeitsprogramm vorgelegt und an diesem arbeiten wir auch. Wir haben den Wienerinnen und Wienern 100 Projekte präsentiert. Wir stehen mitten in der Umsetzung dieser Projekte und wir können mittlerweile feststellen, dass wir diese 100 Projekte auch in die Tat umsetzen werden können.

Wir diskutieren jedes Kapitel in den nächsten Tagen noch einzeln und werden die Gelegenheit haben, durchaus die Unterschiede noch viel detaillierter herauszuarbeiten. Nur ein paar Bereiche, die es vielleicht als Einstieg in die Diskussion, auch in den Spezialdebatten, ein bisschen deutlich machen können: 

Wir haben klar versprochen, dass es zu einer Privatisierung des Trinkwassers in Wien nicht kommen soll. Wir haben dieses Versprechen gehalten. Was macht der Bund? - Er privatisiert die heimischen Wälder und damit letztendlich auch die Trinkwasserreserven. 

Wien hat im Wintersemester 2001 die Studentenfreifahrt eingeführt. Die Bundesregierung hat die Studiengebühren eingeführt. 

Wien hat sein viertes Frauenhaus eröffnet. Die Bundesregierung hat das Frauenministerium aufgelöst. 

Wien hat die Mieten durch ein gutes Angebot an leistbaren Wohnungen maßgeblich gesenkt. Der Bund verkauft die BUWOG-Häuser in Bausch und Bogen und erleidet damit gerade ein neuerliches Desaster. 

Wien hat die Ausgaben für die Heimhilfe, für Sozialleistungen, für die Pflegesicherung in den vergangenen zwei Jahren um 10 Prozent erhöht. Der Bund hat die Ambulanzgebühren eingeführt, die Rezeptgebühren erhöht, die Unfallrenten besteuert und vieles andere mehr. 

Wien baut die Demokratie aus. Es ist schon gesagt worden, wir sind stolz darauf, dass wir mehr Menschen die Möglichkeit einräumen wollen, am demokratischen Prozess teilzunehmen, ob das MigrantInnen auf Bezirksebene sind oder ob das junge Menschen sind, die sehr genau und sehr interessiert das politische Geschehen in diesem Land verfolgen. Auf der Bundesebene werden Gesetze mit Initiativanträgen durchgepeitscht, Begutachtungen nicht mehr eingehalten und seit Wochen und Monaten wird ein Demokratiepaket blockiert. 

Wien hat 2001 die Ausgaben für die Kinderbetreuungseinrichtungen um 15 Prozent erhöht und fördert sie mehr. Die Bundesregierung hat die Bundesbeiträge für Kinderbetreuung gestrichen. 

Wien hat im Jahr 2001 - all das geht aus den Zahlen dieses Rechnungsabschlusses hervor - sehr maßgeblich die Ausgaben für die SeniorInnenbetreuung erhöht. Nur um ein Beispiel herauszunehmen: für die Seniorenunterbringung wurden in einem Rekordbudget 57 Millionen EUR ausgegeben. Der Bund hat dreimal hintereinander die Pensionen unter der Inflationsrate erhöht und damit sehr maßgeblich einer großen Bevölkerungsgruppe einen Kaufkraftverlust beschert.

Wien hat vor allem - das soll auch hervorgestrichen werden - ohne sozialen Kahlschlag, ohne Sozialleistungskürzungen einen ausgeglichen Stadthaushalt. Ich glaube, das ist ein Verdienst dieser Stadtregierung. Dafür soll dieser Stadtregierung gedankt werden, aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Magistrats, die hier verantwortungsvoll mit den Steuern und Abgaben der Wienerinnen und Wiener umgehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien hat aber nicht nur gesunde Finanzen. Wien hat, wie ich meine, durchaus auch sehr große Zukunftschancen, und zwar deshalb, weil in dieser Stadt im Vergleich zur Bundesregierung diese Zukunftschancen nicht kaputtgespart werden, sondern weil einfach sinnvoll mit dem Geld umgegangen wird. Wien hat nach wie vor eine äußerst hohe Wirtschaftskraft und einen hohen Beschäftigungsstand. Gerade diese Stadtregierung hat in den letzten zwölf Monaten bewiesen, wie ernst sie diese Herausforderungen im Bereich Beschäftigung nimmt, ganz im Gegensatz zum Wirtschaftsminister und im Gegensatz zum Bundeskanzler, der sich zu diesen Problemen de facto nicht geäußert hat und bis heute eigentlich konsequent eine Zusammenarbeit verweigert. Ich erinnere nur an unseren gemeinsamen und mit Mehrheit gefassten Beschluss, endlich die Rücklagen im AMS für Beschäftigungspolitik zur Verfügung zu stellen. 

Wenn hier bereits mit Zeitungszitaten, auch vom Kollegen Kabas, hantiert wurde, muss man schon auch darauf hinweisen, was in uns durchaus nicht nahe stehenden Zeitungen immer wieder in den Mittelpunkt gestellt wird und weil das bei der ÖVP im Mittelpunkt der Ausführung gestanden ist: "Aktive Arbeitsmarktpolitik", schreiben die Salzburger Nachrichten vom 5.6., "ist nicht Landes-, sondern Bundessache. Und umso zynischer ist es, Wien als Prügelknaben zu missbrauchen, anstatt ihm mit Rat und Tat zur Seite zu stehen. Österreich gibt im internationalen Vergleich viel zu wenig für aktive Arbeitsmarktpolitik aus. Anstatt pausenlos über Nulldefizit und Steuerreform zu diskutieren, wäre es angebracht, einen Teil der vorhandenen AMS-Reserven für die Ausbildung und Umschulungen Arbeitsloser freizugeben. Das lehnt diese Koalition ab. Beschönigen und gleichzeitig einen Schuldigen ausfindig machen, das ist eine kluge Taktik, um vom Thema und den eigenen Versäumnissen abzulenken. Allerdings schneidet sich die blau-schwarze Koalition ins eigene Fleisch. Sie bezichtigt sich selbst letztendlich zur Untätigkeit." - Ich glaube, das ist es, was zu verurteilen ist, die Untätigkeit dieser Bundesregierung in der aktiven Arbeitsmarktpolitik, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Wilfried Serles: Das ist aber der gleiche Artikel, den der Herr Finanzstadtrat zitiert hat!)
Ich glaube, dass man durchaus im Vergleich zur wirtschaftlichen Entwicklung auf der bundespolitischen Ebene den Parameter der Wirtschaftsgründungen, der Betriebsneugründungen in dieser Stadt anführen kann, auch wenn Kollege Kabas zugegebenermaßen feststellt, es gibt hier auf breiterer Ebene etwas und es entwickelt sich auch in Österreich eine zusätzliche Dynamik. Aber wenn es uns gelingt, dass mehr als die Hälfte der ausländischen Unternehmen sich in Wien ansiedeln, wenn es gelingt, dass die überwiegende Anzahl der Betriebsneugründungen in Wien stattfindet, dann belegt das sehr maßgeblich, wie ich meine, die Attraktivität dieses Wirtschaftsstandorts. Der fällt nicht vom Himmel, dafür muss man arbeiten! 

Es werden gemeinsam immer wieder Programme entwickelt, gerade auch im Bereich der Betriebsneugründungen. Wir haben im Bereich der Wirtschaftsförderungen eine erhebliche Erhöhung des Budgets vorgenommen, ganz im Gegensatz zum Bereich der Bundesregierung. Auch hier investiert Wien mittlerweile mehr als der Bund in Gesamtösterreich und darauf sind wir stolz, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich denke, Wien ist auch deshalb so attraktiv, nicht nur weil spürbar ist, dass Wirtschaft und Arbeitsmarktpolitik dieser Stadtregierung ein Anliegen ist, sondern weil wir allen Menschen, die bei uns leben, aber auch Menschen, die zu uns kommen wollen, nicht nur gute Zukunftsaussichten ermöglichen, sondern auch eine herausragende Umwelt und eine herausragende Sozial-, Wohn- und Lebensqualität bieten können. 

Viele Städte beneiden uns um diese Qualitätskriterien. Gerade vor wenigen Tagen ist wieder eine internationale Studie im Auftrag einer anderen Metropole in Europa veröffentlicht worden, wo aus deren Sicht durchaus in vielen Bereichen beklagt wird, dass Wien in solch wesentlichen Bereichen wie Investitionsförderungen, wie Investitionskraft und Potenzial, aber auch im Bereich der Lebensqualität so gut dasteht und man selbst nicht so gut dasteht. Das ist harte Arbeit, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir stellen uns diesen Herausforderungen. Wenn man uns um die hohe Qualität der öffentlichen Verkehrsmittel - auch als Beispiel genannt -, der Sicherheit und den kulturellen Reichtum, um die Qualität von Luft, Wald und Wasser beneidet, dann ist das Beleg, glaube ich, für erfolgreiche sozialdemokratische Kommunalpolitik. Und Wien hat - wir wissen das alle - ein modernes und gut funktionierendes Gesundheits- und Sozialwesen. Wir haben es und wir sichern es. Wir sichern es ohne zusätzliche Belastungen, auch das ist ein klarer Gegenpart zur Arbeit dieser Bundesregierung. Ich glaube, das ist spürbar und das haben die Menschen im vergangenen Jahr auch gespürt. Sie werden das ebenso in Zukunft spüren und Sie werden es auch bei der Auseinandersetzung im kommenden Jahr sehr deutlich spüren, dass bei uns nach wie vor die Menschen im Mittelpunkt stehen und nicht irgendwelche Nullen vor irgendwelchen nackten Budgetzahlen.

Aber es ist schon richtig: die Arbeit der Wiener Stadtregierung erfolgt unter sehr schwierigen Bedingungen. Bedingungen, die durchaus auch internationalen Einflüssen ausgesetzt sind. Die Weltwirtschaft, und das ist kein Geheimnis, ist in eine Krise geraten und die negativen Auswirkungen auf Wachstum und Beschäftigung sind natürlich Parameter auch für ganz Österreich gewesen, das soll hier von dieser Stelle aus gar nicht weggewischt werden. Investitionen, und damit auch die Investitionsbereitschaft der Wirtschaft, sind zurückgegangen und dies hat natürlich europaweit zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit geführt. Dies wird - und das ist, glaube ich, durchaus der Kernpunkt - noch durch die Sparmaßnahmen und die Belastungspakete dieser Bundesregierung verstärkt. 

Denn wir wissen natürlich - und wir haben auch versucht, hier in Wien im Rahmen unserer Möglichkeiten, klar und aktiv gegenzusteuern -, dass Investitionen ein wesentlicher Motor für die Wirtschaft und Beschäftigung sind, also auch Investitionen der öffentlichen Hand. Und daher haben wir eben im Bereich der Investitionen nicht nur im ordentlichen Budget, sondern auch durch zusätzliche Maßnahmen hier versucht, gegenzusteuern. Aber wenn hier wichtige und maßgebliche Investitionen seitens der Bundesregierung gekürzt werden, dann ist Wien nicht in der Lage, hier alle Sparmaßnahmen aufzufangen.

Und wir erleben natürlich auch dramatische Veränderungen in der Arbeitswelt, deren Ursache nicht nur die Globalisierung und nicht nur der Einsatz von weltweit operierenden Informations- und Kommunikationsmitteln ist, sondern es hat sich, wie ich meine, in der Arbeitswelt auch in den letzten beiden Jahren - und in Österreich deutlicher als in vielen anderen europäischen Ländern - das Gleichgewicht zwischen Unternehmern und Arbeitnehmern verändert, was vielen Beschäftigten in Österreich mittlerweile größte Sorgen macht, Arbeitsdruck auslöst, letztendlich allen Sorgen und Ängste bereitet, aber auch verbunden war mit dem Verlust von Rechten, mit dem Verlust von Arbeitsplätzen und mit dem Verlust an Einkommen. 

Denn es kommt nicht von irgendwo her, dass Österreich mittlerweile in der Einkommensentwicklung am Schlusspunkt in der Europäischen Union steht. Und ich glaube, es ist auch unsere gemeinsame politische Aufgabe, dieses Ungleichgewicht wieder in Richtung eines fairen Interessenausgleichs zwischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und Unternehmerinnen und Unternehmern zu führen. Hier sehen wir als Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten eine wichtige Aufgabe für uns alle. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe schon gesagt, wir stehen in Europa am Vorabend eines, wie ich meine, doch historischen Erweiterungsschritts der Europäischen Union. Und Österreich - und das ist die Realität, der sich auch, glaube ich, diese Bundesregierung offensiver stellen sollte - befindet sich hier an der vordersten Linie. 

Und Wien ist von diesem, wie ich meine, wichtigen europäischen Projekt, natürlich auch von allen Vor-, aber auch Nachteilen, klar betroffen. Und es ist ganz klar, neben vielen Chancen, neben wachsendem Wohlstand in den neuen Mitgliedsstaaten, neben zusätzlichen wirtschaftlichen Chancen gerade auch für den Wirtschaftsstandort Wien, ist eines ganz klar: Es kann auch und es wird auch Nachteile geben. Und gerade deshalb wäre es so wichtig, dass diese Bundesregierung jetzt ihre Verantwortung, zum Beispiel im Bereich der Verkehrsinfrastruktur, endlich wahrnimmt. 

Sie tut es nicht. Sie resigniert derzeit in den Verhandlungen um den Transitvertrag, sie investiert nichts in Verkehrslösungen, sie schraubt die Investitionen zurück und trägt nichts dazu bei, diese Chance tatsächlich auch offensiv wahrzunehmen. 

Da darf nicht gespart werden bei diesen Verkehrsinfrastrukturinvestitionen, da darf nicht gespart werden bei der Sprachausbildung, da darf auch nicht gespart werden bei der Wirtschaftsförderung oder bei der Sicherheit und da darf auch nicht gespart werden, wie ich meine, bei den Interessenvertretungen für die Arbeitnehmer, die einfach darauf zu achten haben, dass in den heimischen Betrieben die arbeits- und sozialrechtlichen Standards gesichert bleiben. Hier ist die Bundesregierung massiv gefordert und auch hier nimmt sie, gerade für die Wienerinnen und Wiener, ihre Aufgaben nicht wahr und hier macht sie einfach nicht ihre Hausaufgaben, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe schon gesagt, dass Wien in den vergangenen Jahren sehr kräftig mitgeholfen hat, die von der EU formulierten Ziele zu erfüllen, damit die Stabilität der europäischen Währungsunion gesichert bleibt. Aber der Dank dieser Bundesregierung für die Wienerinnen und Wiener, die davon betroffen sind, hält sich mehr als in Grenzen. Investitionskürzungen haben in Wien die Beschäftigung am Bau dramatisch einbrechen lassen, die Kürzungen bei der öffentlichen Verwaltung treffen vor allem Wien. Über 60 Prozent der von Ihnen, also sowohl von ÖVP, als auch von FPÖ beklagten verlorenen Arbeitsplätze, sind Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst, die verloren gegangen sind. (GR Mag Hilmar Kabas: Nein, das stimmt nicht!) Sparmaßnahmen, die Sie den Wienerinnen und Wienern verordnet haben (GR Mag Hilmar Kabas: Stimmt nicht, Herr Klubobmann!), Sparmaßnahmen, die heute natürlich auch ihre entsprechenden negativen Auswirkungen haben. (GR Mag Hilmar Kabas: Höchstens zu 30 Prozent, nicht mehr!) Nehmen Sie hier Ihre Verantwortung für diese Entwicklung zur Kenntnis, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Aber nicht nur die Kürzungen im Bereich des öffentlichen Dienstes, sondern auch die Streichung der wichtigen Verkehrsinvestitionen sind eine deutliche, spürbare Benachteiligung der Wiener Region, und ich will das jetzt gar nicht nur auf die Stadt Wien beziehen. Stattdessen wird mit Milliardenaufwand ein Eisenbahntunnel zwischen der Steiermark und Kärnten eingegraben. Dreimal darf man raten, warum das so ist. Und ich meine, das ist nicht nur widersinnig und das ist nicht nur unfair, sondern es ist einfach ein klares politisches Ziel dieser Bundesregierung. Und in einer der Medien ist ja durchaus auch schon einmal ein wenig bekannt gegeben worden, was die neue Qualität dieser Bundesregierung ist: "Dass eine Regierung zuerst Probleme schafft und sie dann scheinbar entrüstet als Vorwahlkampfmunition benützt, das ist eine neue Qualität", schreibt der "Standard" am 13.6.2002. Soviel nur zu der Einschätzung, wie hier versucht wird, Probleme im sozialdemokratischen Wien zu produzieren.

Und trotz alledem und trotz aller Bemühungen, ist einfach Wien der attraktive Betriebsansiedlungsort schlechthin. Tatsache ist, wir haben eine höhere Betriebsneugründungstätigkeit als alle anderen Bundesländer. Wir sind Nummer eins, und die Zahl ist ja schon mehrmals genannt worden. 

Vor allem aber auch die offensive Unterstützung der Umstrukturierung des Wiener Arbeitsmarkts durch diese Stadtregierung ist, glaube ich, ein sehr hervorhebenswertes Beispiel. Es kommt nicht von irgendwoher, dass 75 Prozent der heimischen Biotech-Betriebe in Wien ansässig sind und mittlerweile auch weit über 6 000 Menschen beschäftigen. Hier hat es eine Initiative dieser Stadtregierung gegeben, man hat sich einer Herausforderung offensiv gestellt, man hat hier ein klares Bekenntnis abgelegt, Wien zu einer Stadt des Wissens, der Qualifikation, aber auch der neuen Technologien zu machen und die Erfolge zeigen sich, wie ich meine, sehr deutlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und Wien, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist auch das Zentrum von Bildung, Ausbildung und Forschung in unserem Land. Und Know-how, und dessen sind wir uns ganz klar bewusst, wird letztendlich auch der entscheidende Wettbewerbsfaktor der Zukunft sein und es macht daher auch wenig Sinn, gerade bei Ausbildung und Bildung zu sparen. Auch hier kennen wir andere Ideen und Initiativen auf der bundespolitischen Ebene. Das war eben der Grund, weshalb Wien seine Innovationsförderung im Vorjahr verdreifacht hat, während der Bund bei der Forschungsförderung - und ich sagte es bereits - auf Sparflamme fährt. Ein Viertel aller österreichischen Fachhochschulplätze befindet sich bereits in Wien, weil auch kein Bundesland so viel für diese Qualifizierung und Ausbildung junger Menschen wie Wien aufwendet.

Wien ist der Sitz vieler Osteuropazentralen geworden und von hier aus werden und sollen letztendlich auch zukünftige Geschäfte mit den neuen EU-Mitgliedern gemacht werden. Und dies sollte nicht behindert, sondern auch gefördert werden und Wien ist auch der Investitionsstandort. Die Stadt investiert mittlerweile - und ich sagte auch das schon, aber ich glaube, man kann es nicht oft genug sagen, weil es immer wieder versucht wird, wegzureden - mehr als der Bund in ganz Österreich. Und ich glaube, es geht aber nicht nur darum, wirtschaftlich erfolgreich zu bleiben: Wir haben es in Wien zum Beispiel tatsächlich geschafft, dass dieses Bundesland die mit Abstand höchste Frauenerwerbsquote hat und das liegt daran - weil auch hier Kritik geübt wurde -, dass wir den Familien von allen Bundesländern das beste Kinderbetreuungsangebot liefern. Und wenn hier immer wieder hervorgehoben wird und auch in der einleitenden Stellungnahme bereits gesagt wurde, wir haben im Bereich der Kindergärten die Beiträge erhöht, dann sieht man schon, wie selektiv Ihre Wahrnehmung ist. Es stimmt, für obere Einkommensgruppen hat es eine gewisse Erhöhung gegeben, der überwiegende Teil der Wienerinnen und Wiener, der jungen Familien, kommt aber zu einer maßgeblichen Vergünstigung oder sogar zum kostenlosen Kindergartenplatz. 

Hier haben wir uns ein ehrgeiziges Ziel gesetzt, weil wir meinen, dass der Kindergarten und die Kinderbetreuung leistbar sein muss und wir haben hier einen wesentlichen Schritt auch in diese Richtung gesetzt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und auf welche Weise der Bund in diesem Bereich eine Entwicklung unterstützt hat, haben wir ja auch gemerkt: Die Kindergartenmilliarde ist gestrichen worden, im Vergleich dazu hat Wien die Förderung für Kinderbetreuungseinrichtungen um 15 Prozent erhöht. Und es geht uns auch - wie bereits gesagt - um die wirtschaftliche, finanzielle, die finanzpolitische Entwicklung in dieser Stadt. Es geht uns aber auch ganz maßgeblich darum, den Zugang zur Bildung für alle offen zu halten und nicht durch Barrieren, wie Aufnahmeprüfungen oder Studiengebühren, zu behindern. 

Und es gibt kein Bundesland, in dem mehr Schülerinnen und Schüler auf höhere Schulen gehen und wir haben, entgegen den Sparplänen der Bundesregierung - und die waren ja durchaus auch in der Wahlkampfzeit Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen -, den Bestand an Lehrerinnen und Lehrern tatsächlich erhöht, weil für uns Qualifikation eine wichtige Voraussetzung ist, um künftig im internationalen Wettbewerb erfolgreich bestehen zu können. Und es geht uns auch darum - und ich glaube, auch das belegt dieser Rechnungsabschluss sehr deutlich -, den Zugang zu Einrichtungen unseres Gesundheitssystems für alle offen zu halten. 

Zugang zur Bildung und dann der Zugang zum Gesundheitssystem: ich glaube, man braucht gar nicht ausführen, welche Maßnahmen hier die Bundesregierung gesetzt hat. Und wir wissen, dass die Wiener Medizin absolute Spitzenklasse ist und wir tun alles, dass das auch weiterhin so bleibt. 

Es gibt in Wien so viele Ärzte wie in keinem anderen Bundesland, soviel Spitzenmedizin in erreichbarer Nähe, und praktisch zu allen Tages- und Nachtzeiten. Und es ist uns gelungen, die Kosten der Menschen für Gesundheit in Wien noch im Jahr 2000 um 6 Prozent unter dem österreichischen Durchschnitt zu halten. Das hat sich natürlich durch die vielen Belastungen dieser Bundesregierung gerade im Bereich der Gesundheit und Sozialpolitik leider sehr verschlechtert. Das betrifft viele Menschen in Wien, weil Wien auch einen großen Anteil an älteren Menschen hat. 

Und es geht uns in Wien darum - und auch das können wir mit diesem Rechnungsabschluss, wie ich meine, sehr klar belegen -, dass wir weiterhin einen modernen Sozialstaat haben, einen Sozialstaat, der die Menschen nicht nur vor dem Abgrund bewahrt, sondern der ihnen auch die Möglichkeit gibt, sich in einem Krisenfall, in einer schwierigen Situation wieder aufzurichten und der ihnen dann auch hilfreich zur Seite steht. Ein moderner Sozialstaat ist für uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten kein Luxus, sondern eine Selbstverständlichkeit und ich glaube, daran muss auch diese Bundesregierung immer wieder erinnert werden. 

Und wir haben das auch beim Wohnen sehr deutlich gezeigt, dass wir hier eine klare Verantwortung dieser Stadtpolitik sehen. Wir begreifen Wohnen als Lebensgrundlage und wir haben einen aktiven Beitrag durch ein breiteres Angebot am Wohnungsmarkt geleistet, sodass die Mieten tatsächlich gesunken sind und die Menschen sich Wohnen in dieser Stadt auch leisten können. 

Wir bauen weiterhin - und das als Blick in die Zukunft - den öffentlichen Verkehr in dieser Stadt aus und wir haben hier - und das stimmt - auch eine Gebührenerhöhung vorgenommen. Wir stellen uns dieser Auseinandersetzung durchaus auch offensiv, denn wir benutzen solche Gebührenerhöhungen nicht, um Budgetlöcher zu stopfen, wir verwenden sie tatsächlich, um zu investieren, um das öffentliche Verkehrsnetz auszubauen und den Wienerinnen und Wienern weiter ein attraktives Angebot sicherzustellen, ganz im Gegenteil zu dieser Bundesregierung. 

Sie hat Belastungen, sie hat Sparpakete geschnürt, die nicht der wirtschaftlichen Entwicklung dienen, die nicht der Erhöhung der Investitionen dienen, sondern einzig und allein zum Stopfen von Budgetlöchern, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wie gesagt, wir werden in den nächsten beiden Tagen, in den Spezialdebatten, ja durchaus noch Gelegenheit haben, auf viele weitere Unterschiede zwischen der Wiener Politik und der Bundespolitik einzugehen. Es lässt sich aber festhalten, dass diese Stadtregierung ihr Möglichstes tut, um die wirtschaftliche Entwicklung dieser Stadt und damit die Zukunft dieser Stadt zu sichern. 

Und ich glaube, die Bundesregierung wäre gut daran beraten, dass sie sich bewusst wird, dass Wien damit auch sehr viel für Österreich tut. Wir erwarten uns daher - gerade auch als Appell vielleicht an die Wiener ÖVP gerichtet, die ja jetzt einen Mann in dieser Bundesregierung sitzen hat -, dass wir bei dieser wichtigen Aufgabe für die Wienerinnen und Wiener, für die wirtschaftliche Entwicklung Wiens, nicht behindert, sondern tatsächlich unterstützt werden. 

Wir werden sehen, ob hier der neue Obmann von einer Benachteiligungspolitik für Wien abrückt und ein klares Bekenntnis zu dieser Stadt ablegt, das ein klareres Bekenntnis sein sollte, als dass es eine schöne Stadt ist - davon sind wir selber auch immer wieder überzeugt -, sondern sich auch materiell manifestieren sollte und dass diese vielen Benachteiligungen, die es in den letzten Wochen und Monaten und mittlerweile Jahren gegeben hat, endlich aufgehoben werden. 

Wir erwarten uns, dass es seitens dieser Bundesregierung kein kleinkariertes parteipolitisches Denken gegen die Wienerinnen und Wiener geben wird und wir erwarten uns, dass hier im Wiener Gemeinderat von allen Parteien, auch jenen, die in der Bundesregierung vertreten sind, das Gelöbnis, das man letztendlich ablegt, nämlich Treue zu dieser Stadt, auch tatsächlich ernst genommen wird. Ernst genommen nicht nur in Reden um Budgets dieser Stadt, nicht nur ernst genommen in Reden und Debattenbeiträgen um den Rechnungsabschluss, sondern auch in der täglichen Politik mit Ihren Kolleginnen und Kollegen der Bundesregierung. 

Ich glaube, dieser Rechnungsabschluss ist ein deutlicher Beleg dafür, dass Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten einen anderen Weg gegangen sind, einen Weg des sozialen Miteinanders, einen Weg des sozialen Fortschritts, einen Weg des sozialen Ausgleichs, und unsere Fraktion kann daher diesem Rechnungsabschluss auch ruhigen Gewissens zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Lassen Sie mich aber abschließend - und ich stelle es bewusst ein wenig ans Ende der Rede, weil ich glaube, dass es mit dem Rechnungsabschluss eigentlich sehr wenig zu tun hatte - doch auch kurz auf die Wortmeldung des Kollegen Chorherr im Bereich der Untersuchungskommission eingehen. 

Ich möchte schon eines sehr deutlich hervorheben: Diese Untersuchungskommission steht mitten in ihrer Tätigkeit. Ich finde es daher relativ interessant, dass sich jemand hier herstellt und letztendlich fast schon ein Urteil über diese Arbeit der Untersuchungskommission abgibt. (GR Gerhard Pfeiffer deutet dem Redner, sich an die GRÜNEN zu wenden.) Es ist nämlich eines sehr bezeichnend gewesen, und da kann ich natürlich verstehen, dass man mit dem Verlauf der Untersuchungskommission nicht besonders zufrieden ist: Es hat bereits eine Vielzahl von Zeugen gegeben und von allen diesen Zeugen ist bis dato - ich weiß nicht, was die Zukunft bringen wird - keiner der Aufträge, die die Untersuchungskommission hat, nämlich eine politische Verantwortung für allfällige Widrigkeiten im Bereich der Flächenwidmung zu finden, belegt worden. Es ist interessanterweise kein einziges Indiz gefunden worden. Man kann das durchaus auch in öffentlichen Darstellungen verfolgen, es hat ja daher auch relativ wenige Presseaussendungen gegeben. In der letzten Sitzung gab es einen Zeugen, in den letzten, da waren ja durchaus auch schon ganz andere, in der letzten Sitzung tauchte ein Zeuge auf, der aus Sicht der GRÜNEN neue, wie ich aber meine, nicht neue, Informationen weitergibt. Der hat ja heute auch durchaus wieder ganz klar gemacht, wie man letztendlich Informationen unterschiedlich interpretieren kann. 

Tatsache ist letztendlich, und ich will das jetzt gar nicht werten, wie man dann zu der Aussage im Gesamten stehen mag: weil es durchaus mich betroffen hat, wenn hier die Information gegeben wurde, dass ich rechtzeitig informiert worden sei, dass dieses Gespräch nachweislich am 21.8.2001, also über zwölf Monate, nachdem das Kontrollamt seine Prüfung aufgenommen hat, stattgefunden hat, also zu einem Zeitpunkt, als mittlerweile seit zwölf Monaten immer wieder von Kollegen der grünen Fraktion lancierte Artikel in den Zeitungen zu lesen waren. Das heißt, dass diese Informationen Allgemeingut waren und letztendlich drei Monate bevor das Kontrollamt seine Berichte veröffentlichte, hat man hier dann gesagt, nun, man wisse nicht mehr ganz genau, war es gemeinsam mit Herrn Görg oder war es knapp nachher, oder war es früher. Das will ich gar nicht werten, das wird die Untersuchungskommission tun und ich glaube, man sollte daher, und alle Fraktionen wären da gut beraten, das Ergebnis dieser Untersuchungskommission abwarten. 

Es sind noch viele Zeugen geladen, es sind noch viele Zeugen vor uns, wir werden das Ergebnis sehen. Aber wie ich meine, lässt sich eines deutlich zeigen, dass die Vorwürfe, die bis dato gemacht wurden, eigentlich aus meiner Sicht nicht haltbar waren, ohne, wie gesagt, dem Endergebnis vorzugreifen. 

Und ein zweiter Punkt, der hier dann auch noch automatisch letztendlich immer wieder so dargestellt wird: Nun, das ziehe sich alles schon seit Jahren hin und man habe das schon seit Jahren immer gewusst: Es hat hier einzelne Prüfungen gegeben, die zu keinem Ergebnis geführt haben. Und wenn heute hier angesprochen wurde, dass der damalige Magistratsdirektor schon Bauchweh gehabt habe, dann frage ich mich, warum hat er ihn dann zum Leiter der entsprechenden Magistratsabteilung ernannt, wenn man das, aus heutiger Sicht, angeblich schon immer gewusst hat, und dass es angeblich in einer Wortmeldung schon gesagt wurde. 

Es hat eine Prüfung durch das Kontrollamt gegeben, es soll auch daran erinnert werden. Es ist nicht die Trefferquote 100 Prozent, wenn man sagt, fünf hat man geprüft und bei fünf haben sich Vorwürfe ergeben. Für fünf ist ein konkreter Auftrag auf Grund von Indizien auf Unregelmäßigkeiten gekommen und die wurden vom Kontrollamt teilweise bestätigt. Also, man soll es nicht so darstellen, wie wenn man stichprobenartig fünf herausgenommen hat und überall gibt es Unregelmäßigkeiten, sondern es hat einen klaren Prüfauftrag für fünf Akten gegeben. Das Kontrollamt hat, glaube ich, sehr gewissenhaft gearbeitet, diese gewissenhafte Arbeit hat sich auch in der Untersuchungskommission bisher bestätigt, aber nicht mehr und letztendlich auch nicht weniger. Ich glaube, dass daher die Untersuchungskommission, so wie sie es bisher gemacht hat, ihre Arbeit durchführen soll und wir werden dann hoffentlich zu einem gemeinsamen Ergebnis kommen, um dann allfällige Korrekturen durchführen zu können. 

Das wollte ich noch am Schluss meiner Anmerkung oder meiner Rede - durchaus herausgestellt von der Rede zum Rechnungsabschluss - darstellen, weil ich doch meine, dass hier die Untersuchungskommission eine wertvolle Arbeit leistet. Eine Untersuchungskommission - da immer wieder auch der Vorwurf kommt -, die auf Grund eines Minderheitenrechts möglich war. Und ich bin daher umso enttäuschter, dass gerade vor wenigen Tagen seitens der ÖVP-FPÖ-Koalition auf der Bundesebene dieses Minderheitenrecht einmal mehr im österreichischen Parlament abgelehnt wurde. Vielleicht wären Sie gut beraten, hier einmal tatsächlich bei Ihren Parteifreunden auf der bundespolitischen Ebene eine Änderung herbeizuführen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Mag Vassilakou am Wort. Ich erteile der Frau Stadträtin das Wort.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Erwartungsgemäß hat auch heuer das Thema Integrationspolitik wieder einmal die Rechnungsabschlussdebatte formiert und ich möchte an dieser Stelle kurz ein paar Überlegungen und auch ein paar Vorschläge aus grüner Sicht in die Debatte einbringen und hoffe, dass Sie sich vielleicht meinen Ausführungen doch noch anschließen können. 

Allem voran ein paar Zahlen, denn ich denke, wenn man von der Integrationspolitik spricht, dann sollte man genau wissen, wovon man spricht. Die Zuwandererbevölkerung in Wien, meine Damen und Herren, schrumpft. 1996 waren es ungefähr 300 000 Drittstaatsangehörige, die in Wien lebten, 1998 waren es bereits nur mehr 260 000 und inzwischen weiß man nach der letzten Volkszählung, dass es nur mehr etwa 250 000 sind, von denen wir sprechen. 250 000 ist, so möchte ich meinen, eigentlich ein beträchtlicher Anteil der Bevölkerung Wiens. 

Wenn man sich den Rechnungsabschluss auch für das Jahr 2001 anschaut, so stellt man fest, die Stadt Wien war wieder einmal sehr gründlich beim Einnehmen von Abgaben und beim Verbuchen dieser Abgaben. Wenn es aber darum ging, ihren sozialen Verpflichtungen nachzukommen, um dieses Geld wieder auszugeben für diejenigen, die das brauchen, da war man dann schon etwas weniger gründlich, denn wie soll ich mir sonst erklären, dass es möglich war, 250 000 Wienerinnen und Wiener auszuschließen. 

Man kann sagen, entweder man hat sie vergessen, oder man kann sagen, man hat sie bewusst ausgeschlossen, und in beiden Fällen ist es eher bestürzend. 250 000 Wienerinnen und Wiener, habe ich mir gedacht, das ist eine ordentliche Gruppe. Wenn sie alle in ein und derselben Gegend wohnten, wenn sie in einem bestimmten Bezirk wohnten, nun, welcher Bezirk könnte das sein? - Ein einzelner Bezirk ist es nicht, es sind mehrere Wiener Bezirke. 250 000 dürfte in etwa der Bevölkerung von ganz Transdanubien entsprechen. Ja, aber nicht nur Donaustadt, sondern Donaustadt und Floridsdorf. Jetzt habe ich mir übrigens gedacht, ich rede eher über Floridsdorf, obwohl Floridsdorf nur in etwa 110 000 Einwohner haben soll. Aber wie gesagt, wir reden hier von 250 000, lassen Sie uns aber über Floridsdorf nachdenken. 

Also, stellen Sie sich vor, Floridsdorfer und Floridsdorferinnen bekommen keine Sozialhilfe, außer in Ausnahmefällen, zur Meidung extremer Härtefälle. Stellen Sie sich weiters vor, Floridsdorfer und Floridsdorferinnen bekommen kein Pflegegeld, außer zur Meidung von extremen Härtefällen. Stellen Sie sich vor, behinderte Floridsdorfer und Floridsdorferinnen - also nicht einmal vor Behinderten macht man da Halt - bekommen keine Behindertenhilfe, außer zur Meidung von extremen Härtefällen. Stellen Sie sich weiters vor, dass Pensionistinnen und Pensionisten aus Floridsdorf nicht die Möglichkeit haben, in Pensionistenwohnhäusern zu wohnen, sie sind einfach unerwünscht. Stellen Sie sich darüber hinaus vor, Floridsdorfer und Floridsdorferinnen sind in Gemeindebauten unerwünscht und stellen Sie sich, last but not least, vor, Floridsdorfer und Floridsdorferinnen haben auch nicht das Wahlrecht. Zur Sicherheit, damit sie sich auch nicht im Wege von Wahlen über diese Tatsachen beschweren können. Jetzt muss man sich fragen, was haben die armen Floridsdorfer und Floridsdorferinnen verbrochen? (GR Gerhard Pfeiffer: Sie verwechseln Äpfel mit Birnen!) Sie zahlen doch genauso Steuern, sie tun dasselbe wie jeder andere in diesem Land, was haben sie sich zu Schulden kommen lassen, und die Antwort darauf ist, Pech gehabt, nein nichts, nichts, sie sind halt aus Floridsdorf, und das ist jenseits der Donau und das ist halt da drüben und das gehört nicht dazu und irgendwie deswegen schließt man sie aus. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie verwechseln Äpfel mit Birnen!)
Aber ihre Abgaben und ihre Steuern, die wollen wir schon haben, die wollen wir schon haben, die kassieren wir, geben wollen wir nichts. Nun, meine Damen und Herren, ich glaube, das sollte man so nicht lassen. 

Und somit haben wir eine Reihe von Anträgen vorbereitet, um Ihnen die Chance zu geben, heuer doch noch Gerechtigkeit für Floridsdorf zu schaffen. Wir werden also heute und morgen einen Antrag einbringen, den Wiener Gemeindebau für alle Wienerinnen und Wiener ohne Wenn und Aber endlich zu öffnen, wir werden den Antrag einbringen, die Sozialhilfe für alle Wienerinnen und Wiener ohne Wenn und Aber zugänglich zu machen, wir werden den Antrag einbringen, das Pflegegeld und die Behindertenhilfe für alle Wienerinnen und Wiener ohne Wenn und Aber zugänglich zu machen, und im Übrigen in diesem Zusammenhang auch sämtliche Rechtsbestimmungen im Bereich der Sozialleistungen der Stadt Wien zu durchforsten, denn es kann schon sein, dass das eine oder andere versteckt ist und dass da auch Diskriminierungen bestehen, von denen ich jetzt noch nichts weiß. Wir werden auch den Antrag einbringen, die Pensionistenwohnhäuser für alle Wienerinnen und Wiener ohne Wenn und Aber zu öffnen und den Wahlrechtsantrag ... (GR Rudolf Hundstorfer geht vorbei und stolpert über eine Stufe.) Der Herr Vorsitzende scheint sehr beeindruckt von meiner Rede gewesen zu sein, das hat ihn fast umgehauen. 

Also, mein Klubobmann hat den Antrag bereits eingebracht, auch das Bezirkswahlrecht, das wir ja in Wien für alle Wienerinnen und Wiener beschließen können, bitte auch ohne Wenn und Aber, ohne Wartefrist von fünf Jahren, ohne Einschränkung dessen, was möglich und was nicht möglich ist, wenn man nachher Bezirksrat geworden ist. Also, diesen Antrag haben wir auch bereits eingebracht. 

Meine Damen und Herren! Auf Bundesebene soll Mitte Juli in etwa der Integrationsvertrag beschlossen werden und der ist in seinen Auswirkungen breitest diskutiert worden. Gerade die Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie haben vielfach und sehr scharf kritisiert, dass dieser Integrationsvertrag kein einziges der bestehenden Probleme löst, sondern im Gegenteil nur neue schafft. Nun haben wir in Wien die Möglichkeit, morgen am Abend bei der Abstimmung zumindest die bestehenden Probleme in Wien zu lösen, und da möchte ich schon sehr hoffen, dass sich möglichst viele von Ihnen den grünen Anträgen anschließen können und dass wir hier sehr wohl beweisen können, dass es Wien wirklich besser und anders macht als der Bund. 

Sie haben die Möglichkeit, die Hand zu heben und Sie haben die Möglichkeit, vielleicht endlich einmal etwas weniger sanft zu sein in der Integrationspolitik. Denn Sie preisen jahraus, jahrein den sanften Weg Wiens in der Integrationspolitik. Da ist die Rede von der sanften Öffnung des Gemeindebaus, jetzt haben wir das sanfte Wahlrecht, wir haben die sanfte Sozialhilfe, wir haben das sanfte Pflegegeldgesetz, wir haben das sanfte Behindertengesetz. Ich denke, es ist schon an der Zeit, dass Schluss mit sanft ist und dass endlich einmal konsequent ist. Und, wie gesagt, ich hoffe sehr, dass Wien morgen die Chance ergreift und wirklich beweist, dass wir anders sind als der Bund.

Lassen Sie mich jetzt zu einem anderen Bereich kommen, der mir auch sehr wichtig ist und der, wie ich meine, auch mit jeder Menge Geld verbunden ist: Inserate der Stadt Wien. Inserate, die die Stadt in einer Reihe von Zeitschriften, Magazinen, regelmäßig schaltet. Nun, das macht ordentliche Millionenbeträge aus, und so möchte ich wohl hoffen, dass die Stadt ziemlich genau überprüft und aufpasst, wo inserieren wir und wo inserieren wir nicht. Das Kriterium, von wie vielen Menschen ein Medium gelesen wird, kann es wohl allein nicht sein, denn sonst würde die Stadt Wien ja genauso auch zum Beispiel in der "Praline" inserieren. Ich kann mir schon vorstellen, dass sehr viele, vor allem männliche Menschen in der Stadt, ab und an einen Blick hineinwerfen, aber da inserieren wir nicht. Also haben wir doch so etwas wie moralische Wertvorstellungen, wo wir inserieren wollen, wo ist es würdig, wo ist es passend für die Stadt, sich selbst zu schildern und womöglich auch noch den Herrn Bürgermeister zu platzieren, und wo nicht. Und darüber hinaus, glaube ich, haben wir dahinter auch die Überlegung, welche Medien wir durch Inserate der Stadt Wien mitfinanzieren wollen. Denn wir wissen alle, dass genau die Einnahmen aus diesen Inseraten ja doch für das eine oder andere Medium einen beträchtlichen Teil ausmachen, damit es überhaupt weiterhin existieren kann. 

Und so stelle ich fest, dass zum Beispiel die Stadt Wien im vergangenen Monat einmal wieder in dem Magazin " Wiener" inserierte. In diesem Magazin findet sich auf Seite 8 und Seite 9 ein wunderbarer - also, ich halte es einmal nur so oder stelle es hin, damit es jeder sieht - zweiseitiger Beitrag "Tatort Wiener U‑Bahn". Und in diesem Beitrag wird der Eindruck erweckt, wirklich geradezu erweckt, dass in den Wiener U‑Bahnen schwarze Menschen aus Afrika mit Drogen dealen und dass praktisch jeder schwarze Mensch, den man in einer Wiener U‑Bahn antrifft, höchstwahrscheinlich ein Drogendealer ist. Das Ganze ist nämlich auch noch wunderbar mit dazu passenden Fotos ausstaffiert, von denen wir nicht wissen, wo sie gemacht worden sind, und ob zum Beispiel der schwarze Herr, der hier abgelichtet ist, überhaupt weiß, dass er da drinnen abgelichtet worden ist oder ob er nicht zum Beispiel ganz einfach nur spazieren ging, in der U‑Bahn fuhr, Pech hatte, weil er schwarz war, fotografiert worden ist und sich schon hier drinnen wiederfindet, ohne Bezeichnung, ohne weitere Angaben.

Ich denke, dass dieser Beitrag einmal mehr beweist, wie Vorurteile geschürt werden. Und siehe da, ungefähr zwei Seiten später finde ich in demselben Blatt ein zweiseitiges Inserat der Stadt Wien. Ein zweiseitiges Inserat: "Wien bleibt Wien, ist Wien, wird Wien." Ich hoffe, dass Wien nichts, aber überhaupt nichts mit diesen Haltungen zu tun hat, die hier drinnen zum Ausdruck kommen, und dabei muss ich sagen, ist es eine durchaus harmlose Ausgabe, es hat schon sehr viel Schlimmeres gegeben. Dabei muss ich auch festhalten, es ist nur ein Beispiel, das ich gerade bei der Hand hatte. Es ist nicht die einzige Zeitschrift, in der die Stadt Wien inseriert und in der immer wieder und zumindest regelmäßig sage ich einmal, äußerst vorurteilsbehaftete und xenophobe Einstellungen zum Ausdruck kommen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass es nicht richtig ist und dass es auch nicht würdig ist für die Stadt Wien, in solchen Zeitungen immer wieder zu inserieren und viel Geld auch dafür bereitzustellen, die gleichzeitig Haltungen vertreten oder verbreiten, mit denen die Stadt Wien offiziell nichts zu tun haben will. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Und wir werden daher den Antrag einbringen, alle Medien, in denen die Stadt Wien Inserate schaltet, zu überprüfen und diejenigen, bei denen es sich feststellen lässt - von Expertinnen und Experten, nicht von mir -, dass sie wiederholt und auf Grund ihrer Blattlinie vorurteilsbehaftete oder xenophobe Haltungen verbreiten, einfach nicht mehr mit Inseraten seitens der Stadt Wien unterstützt werden. Und ich möchte hoffen, dass Sie auch diesem Antrag Ihre Zustimmung geben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer am Wort. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren, die Wenigen, die hier noch ausharren! 

Zwei Fraktionen sind recht zahlreich vorhanden, von den anderen sind nicht einmal die Mitglieder des Finanzausschusses da.

Die Stimmung ist ein bisserl schläfrig geworden und nicht sehr motivierend. Ich werde trotzdem versuchen, hier ein paar Dinge anzubringen und hoffe, dass diejenigen, die im Saal sind, das wenigstens halbwegs interessant finden.

Ich möchte meinen Ausführungen voranstellen, Herr Vizebürgermeister, ich gehöre nicht zu jenen, die den Wirtschaftsstandort Wien krankmachen wollen oder krank reden wollen. Ich anerkenne auch - und das entspricht den Tatsachen -, dass der Wirtschaftsstandort Wien durchaus eine gute Reputation hat und dass viele Dinge hier in Wien in die richtige Richtung gehen. Dennoch, Herr Vizebürgermeister, müssen Sie sich Kritik gefallen lassen, weil eben nicht alles Gold ist was glänzt und weil auch nicht so viel Gold in Wien herumliegt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich beginne meine Ausführungen mit einem Zitat. Das Zitat lautet: "Wien muss Wachstumsmotor bleiben, Wien muss in der Lage bleiben, als Motor des gesamten Landes Wirtschaft und Beschäftigung anzukurbeln."

Meine Damen und Herren, das ist kein Zitat von einem Oppositionspolitiker oder einer Oppositionspolitikerin in Form einer Forderung an die Stadt Wien, sondern das Zitat ist aus dem "100 Projekte für die Zukunft Wiens", nämlich dem Arbeitsprogramm für ein modernes, soziales, demokratisches und weltoffenes Wien, das ist jenes Programm, das die alleinregierende SPÖ im Mai 2001 groß verkündet hat. 

Es wäre natürlich der Schluss nahe liegend gewesen, dass in diese Richtung auch wirklich gearbeitet wird, auch schon im Budgetjahr 2001, denn Mai 2001 war ja noch ziemlich am Beginn des Jahres und da hätte man noch einiges aus diesem Ziel, aus dieser Zielsetzung, machen können. 

Und, meine Damen und Herren, was ist daraus geworden? - Es gab zumindest keine Erhöhung der nachfragewirksamen Ausgaben, obwohl das - und darauf werde ich auch noch eingehen - schon auf Grund des Befundes des WIFO sicher notwendig gewesen wäre, den wir schon damals hatten und in welchem weit gehend die Kritikpunkte von damals auch heuer im Mai wiederholt wurden.

Was ist weiters daraus geworden? - Eine Verringerung der Ausgaben für das Bau- und Baunebengewerbe und geringere Investitionen im Jahr 2001, also ein deutlicher Rückgang der Investitionsquote, wobei sich diese Zurücknahmen nicht nur auf die Aufgaben des Jahres davor beziehen, das heißt also, es ist in diesem Rahmen jeweils weniger ausgegeben worden als im Rechnungsabschluss 2000, sondern es ist auch das Voranschlagsziel mit diesen Summen zum Teil nicht erreicht worden. 

Was ist weiters geschehen? - Sondermittel für die Wirtschaftsförderung sind bereitgestellt worden, der Herr Vizebürgermeister hat es heute in seinem Eingangsstatement erwähnt. Es wurde mehr für die Wirtschaftsförderung ausgegeben im Jahr 2001, es wurden auch mehr Anträge gefördert, das heißt also, mehr Betriebe sind in den Genuss der Förderung gekommen. Aber, was uns der Herr Vizebürgermeister diesmal nicht dazugesagt hat und was wir im Herbst hier alle beschlossen haben, es waren das Sondermittel, die wieder zurückgezahlt werden müssen. Das heißt, es wurden im Jahr 2001 zwar mehr Firmen gefördert, aber das wird dann wieder im Laufe der nächsten ein, zwei Jahre zurückgenommen. 

Und dieser Beschluss ist im Herbst zustande gekommen, obwohl zum Zeitpunkt dieser Beschlussfassung die Einschätzung des WIFO schon bekannt war, die heuer im Mai, wie ich gesagt habe, nochmals bestätigt wurde, und obwohl die Arbeitsmarktdaten schon damals in die Richtung gewiesen haben, vor der wir heute stehen. 

Ich gehe jetzt auf diesen WIFO-Bericht ein, obwohl der hier auch schon zitiert wurde. Neben den verheerenden Arbeitsmarktdaten ist dort auch gestanden, dass im Jahr 2001 Wien das einzige Bundesland war, in welchem die regionale Bruttowertschöpfung real zurückgegangen ist. Was aber nicht behandelt wurde, war die Einschätzung des WIFO über das Stärken- und Schwächenprofil von Wien. Und gerade das hätte ich mir, Herr Vizebürgermeister, von Ihnen erwartet, dass Sie in Ihrem Anfangsstatement nicht nur die positiven Seiten hervorstreichen - was zweifelsohne legitim ist, denn wir wollen sie ja auch nicht verschweigen -, sondern dass Sie auch auf diese Einschätzungen eingehen und auf diese Einschätzungen des WIFO, auf die Warnungen, zum Teil eine Antwort finden. 

Ich behandle sie der Reihe nach, wenn auch kurz, damit ich die Zeit nicht überbeanspruche.

Punkt 1: Das WIFO bestätigt Wien - und das schon seit Jahren - eine geringe Exportdynamik. Ich habe nachgeschaut, es ist schon in den 1980er und in den frühen 1990er Jahren darauf hingewiesen worden, dass die Binnenorientierung der Wirtschaft Wiens auch strukturelle Probleme aufwirft. Es erzeugt nämlich Strukturprobleme, da die Konzentration auf den geschützten Inlandsmarkt Modernisierung und Umstrukturierungsimpulse abschwächt, wie das WIFO wörtlich feststellt. Das heißt, es wäre schon längst fällig gewesen, dass man diese Binnenmarktorientierung, auch mit Hilfe einer Unterstützung, aufbricht. Es ist das sogar voriges Jahr erkannt worden und es ist auch in dem Paket der "Wirtschaftsförderung neu" im Wirtschaftsförderungsfonds mitbeschlossen worden. Dennoch wird die Internationalisierungsoffensive, wie sie schließlich genannt wird, erst im Juli dieses Jahres überhaupt begonnen und ich meine, das hätte früher sein müssen. 

Punkt 2: Dadurch, dass wir einen schwächeren Inlandskonsum haben und die Exportneigung der Wiener Wirtschaft nicht sehr ausgeprägt ist, schlägt dieser schwächere Inlandskonsum natürlich besonders durch. Und da, Herr Vizebürgermeister, genügt es dennoch nicht, wenn man immer darauf hinweist, dass die Belastungen des Bundes offensichtlich die Konsumneigung der Bevölkerung einschränken, es ist auch das Wiener Belastungspaket, und das kann man nicht wegdiskutieren. 

Ich will jetzt nicht noch einmal aufzählen, welche Belastungen auf die Wienerinnen und Wiener zukommen und welche Gebühren- und Tariferhöhungen inzwischen hier mit der SPÖ-Mehrheit beschlossen wurden, es ist die Liste schon aufgezählt worden. Aber es ist nun einmal so, dass das auch die Konsumneigung der Wiener schwächt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Punkt 3: Das ist der vom WIFO angesprochene negative Trend in der Sachgüterproduktion, nämlich der negative Trend relativ zu anderen Sektoren in Wien und relativ auch gegenüber dem österreichischen Durchschnitt. Das war lange Zeit in Diskussion, denn die Entindustrialisierung von Wien war ja schon immer ein Thema, und in einem Ballungsraum ticken nun einmal die Uhren anders. Wir wissen von gewissen problematischen Standortvoraussetzungen in einem Ballungszentrum, dennoch wurde die Diskussion in der letzten Zeit zunehmend überschattet von der Technologie- und Innovationsdiskussion, wobei ich hier deutlich machen möchte, dass es selbstverständlich positiv zu sehen ist, neue Technologien, innovatorische Ansätze, kreative Ansätze zu fördern, die zukunftsweisende Richtung für eine Stadt sind. Dennoch soll man auch andere Strukturschwächen deswegen nicht vernachlässigen, denn lange Zeit war der Grundsatz völlig unbestritten - und ich meine, dass er jetzt noch gilt -, dass die Sachgüterproduktion einer der Motoren der Wirtschaft ist und auch die Sachgüterproduktion überhaupt erst Exporte ermöglicht. 

Was haben wir für problematische Standortvoraussetzungen? - Natürlich sind in einem Ballungszentrum die Grundstückspreise höher. Es gibt aber auch selbst gemachte Probleme, wie zum Beispiel, dass die Flächenwidmung seit Jahren Betriebseignungen zurücknimmt, das heißt, die Widmung von betrieblich nutzbaren Grundstücken wird immer mehr zugunsten der Wohnwidmung zurückgenommen. Es ist auch in den letzten Jahren sehr still geworden um die Betriebsaufschließungsgebiete, die im Wirtschaftsförderungsfonds jahrelang forciert wurden. 

Und natürlich gibt es auch hausgemachte Probleme mit der Verkehrsinfrastruktur, weil ordentliche und zeitgemäße Straßenaufschließungen nun einmal Voraussetzung sind, dass der Wirtschaftsverkehr in dem Maße fließen kann, wie es notwendig ist. Und dann haben wir noch einen vierten Punkt in der WIFO-Studie aufgezeigt, nämlich die ganz besonders angespannte Situation auf dem Bausektor, der von der Rezession überdurchschnittlich stark betroffen ist. Das hat auch bis jetzt niemand in Abrede gestellt, es ist nur bedauerlicherweise weder im Budget oder im Budgetvollzug 2001, noch jetzt in den weiteren Zukunftsperspektiven von der Stadtregierung darauf angemessen reagiert worden. 

Das WIFO schreibt selbst: "Hochbauaktivitäten gingen deutlich zurück, ausschlaggebend war vor allen Dingen die geringe Nachfrage im Wohnbau, die von der regen Bautätigkeit im Industrie- und im Ingenieurbau nicht kompensiert werden konnte." - Nun, worauf deutet das hin? Das deutet genau in diese Richtung, die wir auch aus dem Rechnungsabschluss 2001 herauslesen können, nämlich, dass die Mittel für die Wohnungssanierung zurückgenommen wurden und zwar beträchtlich. Es wurden nämlich im Jahr 2001 von 232 Millionen EUR, die veranschlagt waren, nur 204 Millionen EUR für die Förderung von Altbausanierungen ausgegeben.

Ich habe Vorschläge unterbreitet, ich weiß nicht, ob sie allen bekannt sind, wenn auch, ich werde sie wiederholen. Steter Tropfen höhlt erstens den Stein und zweitens kann man offensichtlich Dinge nicht oft genug sagen und sie geschehen trotzdem nicht. Ich habe vorgeschlagen, dass man als eine der relativ rasch wirksamen Maßnahmen in Wien eine Aktion zur Beseitigung der Substandard-Wohnungen ins Leben ruft. 

Wien hat noch immer 80 000 Substandard-Wohnungen. Das ist an sich schon unschön, denn es ist nicht einzusehen, warum in Wien nach wie vor Menschen in Substandard leben müssen, wenn Mittel bereitgestellt werden könnten, um das in einem vernünftigen Zeitraum zu beseitigen. Es wäre nämlich auch denkbar, dass man bei den mittlerweile zurückgeschraubten Förderungsmittel für den Neubau von Wohnungen - was durchaus auch andere Gründe hat, weil wir jetzt im Jahr nicht mehr eine Bauleistung von 10 000 Neubauwohnungen brauchen - die dadurch frei werdenden Mittel zielgerichtet in die Sanierung umlenkt. Und ich habe vorgeschlagen, dass die Stadt Wien durch verlorene Zuschüsse von einem Drittel der Sanierungskosten zur Beseitigung einer Substandardwohnung auch private Nachfrage stimuliert. 

Wenn ich davon ausgehe, dass die Stadt Wien für eine Wohnungssanierung zur Beseitigung des Substandards 7 200 EUR zur Verfügung stellt, dann kann die Stadt Wien mit Aufwendungen von insgesamt 580 Millionen EUR für die Beseitigung aller 80 000 Substandardwohnungen rund 1,47 Milliarden EUR Investitionsvolumen im Baugewerbe stimulieren, bitte, auch privates Kapital stimulieren, denn ich glaube, dass das Anreiz genug ist, dass Private investieren und so dem Baugewerbe Aufträge verschaffen. 

Wenn man den allgemeinen Schlüssel, den das WIFO auch bekannt gegeben hat, einsetzt, nämlich welche Beschäftigungseffekte Sanierungsvorhaben haben, dann wäre das im Baugewerbe eine Beschäftigung für 33 600 Arbeiter. Das ist schon was, meine Damen und Herren, und ich weiß, dass das auch nicht innerhalb eines Jahres geschehen kann, sondern ein mehrjähriges Programm wäre, aber ich bin überzeugt davon, dass das eine erhebliche Stimulierung brächte. Und ich bin ja nicht allein mit meiner Meinung - und jetzt halte ich es mit dem Herrn Vizebürgermeister -, auch ich lese Zeitungen, ich habe da einen Zeitungsartikel von der "Presse" vom Samstag, den 15. Juni und hier kommt die WIFO-Expertin ... (GR Gerhard Pfeiffer: Sie liest sie wenigstens!) Ich lese zu wenig. Also, den habe ich gelesen und hier kommt die WIFO-Expertin Margarete Cerny zu Wort, eine Immobilienexpertin, die genau das beklagt, was ich aufgezeigt habe und die auch darauf hinweist, dass die Sanierungsmittel im gleichen Maß angehoben gehörten, als die Neubauförderung zurückgenommen wird, auch in Anbetracht der massiven Probleme der Bauwirtschaft in Wien und in Anbetracht dieses besonders beschäftigungsintensiven Mitteleinsatzes. Und sie weist hier darauf hin, dass sich 90 Prozent der österreichischen Substandard-Wohnungen, also jene 80 000 Wohnungen, in Wien befinden. Ich habe weiters vorgeschlagen, dass auch noch eine zusätzliche Dachbodenausbauaktion weitere Stimulierung bringen könnte, auch im Zusammenhang mit der Mietrechtsnovelle des Bundes, wo es hier einen Verstärkereffekt geben könnte und vorgeschlagen, dass THEWOSAN-Sanierungen forciert gehören. Ich höre, dass dieses Programm, das ja für Objektsanierungen ins Leben gerufen wurde, nicht in dem Maß angenommen wird. Ich trete dafür an, das Programm zusätzlich auch für Einzelwohnungssanierungen heranzuziehen. Auch das würde einen großen Anreiz für privates Kapital bieten, um hier selbst auch noch zu investieren. 

Nun, das sind Vorschläge der Opposition, die meist nicht einmal angehört, aber jedenfalls nicht umgesetzt werden. Ich kann aber dazusagen, es gibt auch Versäumnisse, die nicht nur durch die Kritik der Opposition als Versäumnisse dargestellt werden, sondern auch durch fehlende Umsetzung eigener Vorhaben der regierenden SPÖ. Und hier beziehe ich mich wieder auf das 100‑Punkte-Programm, das ich schon zu Beginn zitiert habe, und hier habe ich einige Punkte, die ich aufzählen könnte - ich werde sie aber straffen und kürzen -, die zwar als Vorhaben dargestellt wurden, aber nicht in dem Maße, oder gar nicht in Angriff genommen wurden. 

Und wenn ich jetzt schon bei den Zukunftsaussichten bin: Bevor ich auf die einzelnen Punkte eingehe, möchte ich auch noch eine eigene Einschätzung des Wirtschaftsförderungsinstrumentariums voranschicken. Wir haben heute schon von den segensreichen Einrichtungen der neuen Innovationsförderung, der Technologieförderung, gehört, die jetzt vom Gießkannenprinzip abgehen soll und durch einzelne Calls, womit auch Wettbewerb stimuliert wird, sodass die Besten sozusagen in den Genuss der Förderung kommen sollen. Den Veröffentlichungen nach wissen wir, dass für das Call Life Science 3 Millionen EUR pro Jahr zur Verfügung gestellt werden und dass Preisträger gesucht werden, wobei das Preisgeld für einen Preisträger rund 1 Million EUR beträgt, und mit noch kleineren Anerkennungspreisen. 

Wenn ich das umlege, dann sage ich, nun ja, das wird maximal drei Preisträger pro Jahr ergeben, mehr ist da nicht drinnen. Und bei den Creative Industries, wo 1,5 Millionen EUR pro Jahr zur Verfügung gestellt werden und 250 000 EUR pro Projekt, werden es maximal sechs Projekte sein. Und da muss ich schon sagen, meine Damen und Herren, wir kommen von der Gießkanne zum Nadelstich. 

So löblich dieses Programm ist, aber das wird es nicht sein, was die Wirtschaft auf breiter Ebene stimuliert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn ich mir die Zahl der gesamten Wirtschaftsförderung pro Jahr, also auch für heuer, die vom Wirtschaftsförderungsfonds abgewickelt wird, ansehe und dem die Belastungen, die die Wirtschaft durch die Tarif- und Gebührenerhöhungen zu tragen hat, gegenüberstelle, ergibt sich auch ein trauriges Bild. Die Wirtschaftskammer hat es ausgerechnet: Die Erhöhung der Müllgebühr kostet die Wiener Wirtschaft zusätzlich 7,5 Millionen EUR pro Jahr. Die KWK-Zuschläge kosten die Wirtschaft 36,7 Millionen EUR pro Jahr. Das ergibt 44 Millionen EUR pro Jahr. Das ist, meine Damen und Herren, ein Zehntel, also 10 Prozent der gesamten Wirtschaftsförderung, die über den Wirtschaftsförderungsfonds abgewickelt wird. Ich muss schon deutlich darauf hinweisen, dass ich das als Abwertung der Wirtschaftsförderung sehe und ich glaube, das ist nicht nur meine eigene Sichtweise. 

Die Uhr signalisiert mir, dass meine Redezeit abgelaufen ist, ich werde daher davon absehen, die einzelnen Ankündigungen aus dem 100‑Punkte-Programm, die im Bereich der Wirtschaftspolitik absolut nicht weiter verfolgt wurden oder nicht erreicht wurden, aufzuzählen. Ich kann Ihnen empfehlen, meine Damen und Herren, lesen Sie selber nach, Sie werden selber draufkommen, welche Ankündigungen nicht erfüllt wurden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Serles gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es wurde im Laufe der heutigen Debatte bereits darauf hingewiesen, dass das Budgetjahr 2001 das Erste war, in dem der Stabilitätspakt, abgeschlossen zwischen dem Bund und den Ländern, also zwischen allen Finanzausgleichspartnern, Gültigkeit hat. Dieser Stabilitätspakt war deswegen zustande gekommen, weil sich die Bundesregierung in beachtenswerter und bemerkenswerter Ehrlichkeit zu dem Grundsatz bekannt hat, Schluss mit neuen Schulden, Schluss vor allem aber auch mit der desaströsen Finanz- und Budgetpolitik einer ganzen Legion von sozialdemokratischen Finanzministern, um diesem Land ganz einfach eine Chance für einen Neubeginn zu geben. Eine Chance für einen Neubeginn, den dieses Land bitter nötig hatte. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Rahmen des Stabilitätspakts haben sich also die Länder letztlich bereit erklärt, einen Überschuss von insgesamt 23 Milliarden S zu erwirtschaften, wohlgemerkt einen Überschuss nach Maastricht. Und Wien hat sich verpflichtet, einen Überschuss von 4,7 Milliarden S zu erwirtschaften und, Herr Finanzstadtrat, diese Punktlandung ist geglückt, der Rechnungsabschluss für 2001 weist exakt diesen Überschuss nach Maastricht aus. Wir gratulieren Ihnen zu dieser arithmetischen Leistung. Wir bedanken uns aber bei den Bürgern und Bürgerinnen dieser Stadt, bei allen Unternehmern, bei allen Arbeitnehmern dafür, dass sie mit ihrer Arbeitskraft diese Leistung möglich gemacht haben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Herr Finanzstadtrat! Sie, aber auch die Bürger und Bürgerinnen dieser Stadt haben damit einen wichtigen Beitrag zur budgetären Disziplin dieser Republik geleistet und damit letztlich auch die Voraussetzungen, das Fundament für wichtige strukturelle Reformen geschaffen, die diese Bundesregierung bereits verwirklicht hat. In der Tat kann sich die Zwischenbilanz dieser Wenderegierung sehen lassen:

Für Arbeitnehmer wurden beispielsweise Leistungen umgesetzt, die vieles von dem, was die Sozialdemokraten in den letzten 40 Jahren zu Stande gebracht haben, ganz einfach in den Schatten stellen. Ich erwähne beispielsweise die Abfertigung für alle, ein Modell, das im hohen Haus letztlich mit Konsens beschlossen wurde (Zwischenruf des GR Johann Driemer.) und das einen Meilenstein für viele Arbeitnehmer darstellt, die bisher wegen zu kurzer Dauer ihres Dienstverhältnisses erst gar nicht in den Genuss einer Abfertigung gekommen sind.

Herr Kollege Driemer! Sie müssten das eigentlich ebenso wie ich begrüßen, dass jetzt Abfertigungsansprüche auch für viele Arbeitnehmer entstehen, die bisher nicht einmal im Traum daran gedacht haben, irgendwann einmal vielleicht eine betriebliche Pension zu genießen, für die sie eigene Beiträge einbezahlt haben!

Aber auch im Bereich der Arbeitslosigkeit hat sich sehr viel getan: 800 Millionen EUR hat die Bundesregierung an Arbeitsmarktgeldern bereitgestellt, und das Ergebnis kann sich sehen lassen: Wir haben die drittniedrigste Arbeitslosenquote in der Europäischen Union, wir haben die drittniedrigste Frauenarbeitslosigkeit in der Europäischen Union und wir haben die zweitniedrigste Jugendarbeitslosigkeit in der Europäischen Union. Wir bedanken uns bei der Bundesregierung für die konsequente Umsetzung der Beschäftigungspolitik! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Bundesregierung hat aber auch erste Ansätze von Maßnahmen zur Bekämpfung illegaler Schwarzarbeit auf dem Bausektor gezeigt. Es gibt schnelle Eingreiftruppen, etwa im Bereich der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland, die den vielen illegal tätigen Baufirmen beziehungsweise Subauftragnehmern den Kampf angesagt haben. Es gibt Maßnahmen im Bereich des Umsatzsteuerrechts, die noch vor dem Sommer beschlossen werden sollen und die auch hier Hoffnung aufkommen lassen.

Die Bundesregierung hat aber auch für Familien und Kinder Meilensteine gesetzt: Das Kinderbetreuungsgeld wurde eingeführt - ein sozialpolitischer, ein familienpolitischer Meilenstein in dieser Zweiten Republik! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Familienberatungsstellen wurden konsequent ausgebaut. Die Familienbeihilfe wurde - man kann sich schon kaum mehr daran erinnern - unter dieser Bundesregierung erhöht. Der Zuschlag zur Familienbeihilfe wurde erhöht. Die Familienhospizkarenz wurde eingeführt, eine ganz wichtige sozialpolitische Maßnahme, die die Betreuung von Sterbenden im Familienkreis erlaubt.

Im Bereich der Gesundheitsvorsorgeuntersuchung für Mutter und Kind gab es wichtige Reformen: Die Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen wurden mit dem Bezug des Kinderbetreuungsgeldes gekoppelt. 

Und letztlich hat die Bundesregierung im Bereich der Sexualdelikte zero tolerance signalisiert. Es gibt ein pädagogisches Berufsverbot für wegen Sexualdelikten Verurteilte, und das begrüßen wir sehr.

Für Frauen wurden wichtige Meilensteine gesetzt. Das Duo Bartenstein und Haupt ist geradezu kongenial im Umsetzen von frauenpolitischen Maßnahmen (Ironische Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ sowie des GR Dipl Ing Martin Margulies.): 3,86 Millionen EUR stehen für die Förderung von Frauenorganisationen zur Verfügung! Trotz Sparmaßnahmen beim Budget gab es hier in diesem Bereich eben keine Reduzierung der Förderungsmittel. Die aktive Arbeitsmarktpolitik dieser Bundesregierung gilt insbesondere den Frauen. (GRin Martina Ludwig: Das stimmt doch nicht!) Ich habe darauf hingewiesen, dass wir im internationalen Vergleich eine sehr, sehr erfreuliche Bilanz ziehen können, was die Frauenarbeitslosenquote in Österreich, verglichen mit anderen Staaten der Europäischen Union, betrifft. Der Ausbau und die Weiterentwicklung von gemeinnützigen Frauenberatungsstellen wurde und wird konsequent umgesetzt.

Auch im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit gibt es Anlass, stolze Bilanz zu ziehen. Auch in diesem Bereich besticht die Bundesregierung durch aktive Arbeitsmarktpolitik (Ironische Heiterkeit der GRinnen Martina Ludwig und Helga Klier.) mit Schwerpunktsetzung für die jugendliche Bevölkerung dieses Landes. Der Schutz von Kindern und Jugendlichen wurde auch konsequent verbessert.

Und was die Pensionisten betrifft, meine Damen und Herren, so können wir mit Stolz feststellen, dass es eigentlich an ein Wunder grenzt (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Jetzt wird es kitschig!), wenn für niedrige Pensionen in Zeiten, in denen wirklich Sparen angesagt ist, solch überproportionale Pensionsanpassungen möglich sind (Lebhafte ironische Heiterkeit bei der SPÖ.), wie sie die letzte Pensionsreform gebracht hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Auch die Wirtschaftspolitik zeigt Erfolge für die kleinen und mittleren Unternehmungen dieses Landes: Die Anzeigen- und Ankündigungsabgabe wurde ersatzlos abgeschafft. Der Bildungsfreibetrag wurde angehoben. Heuer gibt es erstmals eine vorzeitige Abschreibung für bauliche Objekte, die - da bin ich mir sicher - nachfragewirksame Impulse im Bereich der Bauwirtschaft auslösen wird.

Wir bekennen uns zu einem konsequenten Abbau der Bürokratie, die die Unternehmen und die Wirtschaftstreibenden belastet. Wir haben eine Bildungsprämie eingeführt. Wir haben eine Forschungsprämie eingeführt. Wir haben den Tatbestand der fahrlässigen Krida, über den viele Unternehmer gestolpert sind, ersatzlos beseitigt. Wir haben Erleichterungen für Betriebsnachfolger eingeführt. - Ich könnte diese Liste jetzt noch beliebig verlängern.

Da sich der Herr Finanzstadtrat heute über dieses Konjunkturpaket der Bundesregierung etwas lustig gemacht hat und hier aus einer Zeitung zitiert hat, halte ich ausdrücklich Folgendes fest: All diese Maßnahmen (GR Johann Driemer: Greifen nicht!) konnten im Jahr 2001 noch keine Wirksamkeit entfalten, weil sie erst heuer beschlossen wurden. (GR Johann Driemer: Im Dezember!) - Aber die Auswirkungen, Herr Kollege Driemer, sind Auswirkungen des Jahres 2002! - Ich bin sicher, wir werden am Ende dieses Jahres auch über das konjunkturpolitische Maßnahmenpaket dieser Bundesregierung eine Erfolgsbilanz ziehen können. (Beifall bei der FPÖ. - GR Johann Driemer: Wenn ich ein halbes Jahr für die Beschlussfassung brauche, das zeugt von "Initiative"!) 

Kurzum: Die Bundesregierung hat Signale im Bereich von strukturellen Reformen erkennen lassen. Hand in Hand mit dem Nulldefizit des Jahres 2001 gingen wichtige Strukturreformen. (GR Mag Andreas Schieder: Im Jahr 2002 werden sie es ja nicht mehr schaffen!) 

In Wien hingegen werden Strukturreformen nicht einmal angedacht! Ich erwähne hiezu einige Beispiele: 

Die Bundesregierung macht Ernst mit der Verwaltungsreform. (GR Volkmar Harwanegg: Die gibt es doch überhaupt nicht!) - In Wien ist die Verwaltungsreform bislang völlig gescheitert. Ganz im Gegenteil: Die Zahl der Beamtenposten in Wien hat sich in der letzten Legislaturperiode um mehr als 2 000 erhöht. 

Die Bundesregierung macht Ernst mit dem Gedanken von Outsourcing, von Privatisierungen, macht Ernst mit der Idee, dass dort, wo Private Leistungen billiger oder effizienter anbieten können, auch Private zum Zug kommen sollen. Auf Bundesebene gibt es beispielsweise ein modernes Gebäudemanagement dadurch, dass die Bundesregierung durch Übertragung die Amtsgebäude der Republik der Bundesimmobiliengesellschaft, einer privaten GesmbH, anvertraut hat. - In Wien gibt es noch immer die alte Amtsraumlenkung und so schnell wird sich daran nichts ändern.

Auf Bundesebene gibt es schon längst eine Beschaffungsagentur in Form einer privaten Gesellschaft, die den zentralen Einkauf für die Republik besser und billiger bewerkstelligen wird. - In Wien gibt es nach wie vor eine Magistratsabteilung, die für den zentralen Einkauf zuständig ist. Über eine Kooperation zwischen den Bundesländern unter Einschluss von Wien wird nicht einmal nachgedacht.

Die Bundesregierung plant bereits die Ausgliederung der Nationalbibliothek. - In Wien sind weiterhin drei Magistratsabteilungen für Bibliotheken zuständig.

Die Bundesregierung gliedert die Bundesmuseen aus. - In Wien wurden zwar die Museen mit 1. Jänner ausgegliedert, aber die Stadt hat sich für zwei Jahre die Personalhoheit vorbehalten.

In der Bundesregierung wird die Ausgliederung des Bundesinstituts für Erwachsenenbildung bereits aktiv geplant. - In Wien wird über die Ausgliederung der Volkshochschulen nicht einmal diskutiert. (GRin Mag Sonja Wehsely: Warum sollen wir sie ausgliedern? Einen privaten Verein ausgliedern?) - Kollegin Wehsely, wir wissen ganz genau, dass die Volkshochschulen am Tropf der Stadt Wien hängen, dass das ein ganz wichtiger Bereich ist, in dem Sie Ihren Einfluss täglich geltend machen. Und wir sagen: Damit muss Schluss sein! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Bundesregierung hat die Finanzierungsgesellschaften mit der Überprüfung und Bewertung aller nur denkbaren Ausgliederungen beauftragt. - In Wien wird über die Ausgliederung von kommunalen Dienstleistungen nicht einmal ansatzweise diskutiert. 

Die Bundesregierung hat die Postsparkasse, die Staatsdruckerei, die Austria Tabak AG, das Dorotheum und die Telekom erfolgreich privatisiert. (Zwischenrufe der GRe Volkmar Harwanegg und Dr Kurt Stürzenbecher.) - In Wien gehören die Wiener Stadtwerke nach wie vor zu 100 Prozent der Gemeinde Wien, und vor kurzem haben wir die Wiener Holding wiederum in den Besitzstand der Gemeinde Wien geführt.

Die Bundesregierung kürzt außer in Schlüsselbereichen wie bei der Frauenförderung die Subventionen des Bundes. Und was geschieht in Wien? - Sie haben es erraten: Die Subventionen wurden auch diesmal deutlich erhöht - deutlich erhöht deshalb, weil Sie über Subventionspolitik Macht ausüben und in Vereine und in Bereiche eingreifen, die Sie eigentlich überhaupt nichts angehen sollten.

Was ist die Alternative des Finanzstadtrats angesichts dieses Mangels an strukturellen Reformen in Wien? - Die Alternative des Finanzstadtrats lautet: Es wird gespart. Es wird gespart auf Kosten der Alten und Behinderten durch Kürzungen bei der Aktion "Essen auf Rädern". Es wird gespart auf Kosten der Gesundheit durch Aushungern der Wiener Spitäler. Es wird gespart auf Kosten der Wiener Infrastruktur durch eine drastische Kürzung der kommunalen Investitionen. Und es wird letztlich auf Kosten der Wiener Wirtschaft gespart: Die Wiener Wirtschaftsförderung wurde, trotz gegenteiliger Behauptungen des Finanzstadtrats, mit 1. Jänner 2002 de facto halbiert, und wir haben soeben gehört, dass die Wiener Unternehmungen durch die neue Müllsteuer erheblich belastet werden, und zwar in einem Umfang, der rund ein Zehntel der gesamten Wirtschaftsförderung ausmacht. 

Die Konsequenz dieser Belastungspolitik in Wien ist, dass auch die Bilanz auf dem Arbeitsmarktsektor traurig aussieht: Seit dem Amtsantritt des Bürgermeisters hat Wien 31 000 Arbeitsplätze verloren. Die anderen Bundesländer zusammengerechnet haben 112 000 Arbeitsplätze geschaffen. - So schaut's aus in Wien!

Ursächlich für diese Fehleinschätzung der sozialdemokratischen Wirtschaftspolitiker in dieser Stadt, ursächlich aber auch für die vielen Unterlassungssünden im Bereich der Strukturpolitik dieser Stadt ist die kritiklose Überheblichkeit der Sozialdemokraten dieser Stadt. Die Arroganz der Macht war noch nie etwas Positives und behindert letztlich strukturelle Änderungen in Wien.

Damit bin ich noch einmal beim Thema Untersuchungskommission. Ich will die Aussagen von Herrn SR Steiner jetzt nicht noch einmal breit kommentieren; das wurde heute teilweise schon gemacht. Erschütternd war für mich aber das, was Herr SR Steiner über das Klima im Haus ausgesagt hat. Herr SR Steiner hat klar gesagt, dass es gefährlich war, an Herrn Vokaun Kritik zu üben. Er hat klar gesagt, dass es unwillkommen und gefährlich war, Kritik zu üben, und dass derjenige, der Kritik geübt hat, letztlich mit Versetzung auf den Bisamberg - so plastisch hat er das ausgedrückt - bedroht war.

In diesem Klima der Intoleranz im Magistrat, in diesem Klima der Unterdrückung müssen Vorfälle wie der jüngste Flächenwidmungsskandal passieren, sind sie passiert, und es werden sich Vorfälle dieser Art weiterhin ereignen. Die nächste Untersuchungskommission ist letztlich nur eine Frage der Zeit, denn immer dann, wenn man Kritiker mundtot macht (GR Johann Driemer: Die Bundesregierung macht dasselbe, offensichtlich! - GR Franz Ekkamp: Der Innenminister! - GR Christian Oxonitsch: Da sollten Sie mit Herrn Strasser einmal reden!), ist das der beste Nährboden dafür, dass solche Versäumnisse passieren können, und der beste Nährboden dafür, dass Kontrolle letztlich völlig versagt und in Wien kein Thema ist.

Wir werden daher die Beratungen in der Untersuchungskommission mit großer Aufmerksamkeit und mit großer Umsicht weiterführen. Klar ist aus meiner Sicht zur Stunde, dass das Wirken und Walten des Herrn Vokaun politisch motiviert war. Letztlich hat das Flächenwidmungskarussell in Wien das Ziel gehabt, bestimmten Bauträgern, Freunden satte Widmungsgewinne zu verschaffen. Dass im Fall Atzgersdorf für die "Wien Süd" ein satter Widmungsverlust übrig geblieben ist, ist die Pikanterie am Rande und wird auch in diesem Bereich noch dazu führen, dass wir diese Vorfälle näher untersuchen werden. Die Chefs der gemeinnützigen Wohnbaugenossenschaft werden sich wirklich ernsthaft dafür rechtfertigen müssen, dass sie um exorbitante Preise von durchschnittlich 2 800 S pro Quadratmeter Grünland angekauft haben und letztlich für die Wohnbaugenossenschaft, für Tausende Genossenschafter einen Schaden von rund 100 Millionen S verursacht haben.

Meine Damen und Herren! Von diesem Klima der Intoleranz, von diesem Klima der hermetischen Abriegelung können für die Stadt keine positiven Impulse ausgehen. Der Rechnungsabschluss für das Jahr 2001 beweist diese unsere Vermutungen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin gelangt Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch zum Wort. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Erlauben Sie mir ein paar Vorbemerkungen zu den Ausführungen meiner beiden Vorredner. Ich fange bei jenen von Kollegin Rothauer an, die hier beklagt hat, dass die 100 Projekte, die wir aufgestellt haben, noch nicht erfüllt sind. Dazu möchte ich sagen - und meine Kolleginnen und Kollegen und all jene, die damit befasst sind, wissen das -: Sehr viel davon ist natürlich schon erfüllt, aber in 14 Monaten ist eine Legislaturperiode eben noch nicht um - das wurde heute auch schon gesagt (GR Dr Helmut GÜNTHER: Es ist genug Negatives passiert in diesen 14 Monaten!) - und ich denke, wir haben auch noch Zeit, die restlichen, noch offenen Punkte zu erfüllen.

Ich denke aber auch, dass es, wenn Wien, wie wir sagen, Wirtschaftsmotor Österreichs ist und wir auch wollen, dass es so bleibt, nicht so sein kann, dass nur Wien alleine seine Hausaufgaben macht, sondern es ist schon auch der Bund gefordert, hier mitzuhelfen. Immerhin hat Wien als Bundeshauptstadt einen großen Anteil an der Bevölkerung Österreichs, einen großen Anteil am Wirtschaftsraum, am Bildungsangebot et cetera und bringt natürlich oft wesentlich mehr ein, als es seinem prozentuellen Anteil entsprechen würde.

Kollege Tschirf hat hier, soweit ich mich erinnern kann, kreative Ansätze eingefordert. Da frage ich mich: Wo sind seine kreativen Ansätze? - Wahrscheinlich war auch sein Mangel daran ausschlaggebend dafür, dass eben nicht er der neue Obmann seiner Partei geworden ist, sondern wahrscheinlich das neue "kreative Energiebündel" aus dem Finanzministerium. Allein schon der Slogan, den wir jetzt überall auf der Straße lesen können: "Jeder Euro braucht Kontrolle", zeigt schon, wohin die neue Politik der Wiener ÖVP gehen wird. 

Zu Kollege Serles: So eine Rede von Ihnen ist man hier ja gar nicht gewöhnt! Normalerweise ist man eher gewöhnt, Sie als sehr angriffslustig zu erleben - das ist jetzt ein positives Kompliment von mir; ich weiß nicht, ob Sie es so auffassen. Aber hier so eine Lobhudelei der Bundesregierung durchzuführen, das ist schon ein starkes Stück! Sie haben dabei nur eines vergessen: Sie haben immer nur eine Seite der Medaille gezeigt und die andere Seite eben nicht. Die haben Sie sehr schön unter den Tisch gekehrt. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Das hat er Ihnen extra gelassen, Frau Kollegin!)

Sie haben zum Beispiel gesagt, dass die Bundesregierung im Rahmen des Stabilitätspakts als Zielrichtung ausgegeben hat: Schluss mit dem Schuldenmachen! - Dazu kann ich nur sagen: Ja, die Länder und die Gemeinden haben ihre Hausaufgaben erfüllt; der Bund allerdings hat weiter Schulden gemacht - das wissen Sie schon auch! -, und er hat vor allem das Budget einnahmenseitig saniert und das kann ja sozusagen nicht die positive Seite der Medaille sein!

Oder: Als Sie von den AMS-Förderungsmitteln sprachen, haben Sie das erwähnt, was ausgegeben wird, nicht aber das, was in das Bundesbudget hineingeflossen ist, um dieses ominöse Nulldefizit zu erreichen. Um wie viel mehr könnten wir noch machen, gerade in Wien (GR Dr Helmut GÜNTHER: Wenn wir weiter Schulden machen würden, Frau Kollegin!), wenn wir diese Mittel auch zur Verfügung hätten! 

Angesichts dessen, was Sie zur Frauenförderung gesagt haben, kann ich wirklich nur lachen! Wenn Sie noch dazu die Minister Haupt und Bartenstein als kongeniale Partner in diesem Zusammenhang darstellen, dann wird jeder, der in Österreich und in Wien nur ein Äuzerl über Frauenpolitik Bescheid weiß, wirklich lachen - denn alles, was dem Kollegen Haupt dazu eingefallen ist, war ja die Schaffung einer Männerabteilung! Aber Sie wissen vielleicht nicht - ich weiß es nicht - oder Sie verschweigen es, was eben auch hier wiederum die andere Seite der Medaille ist, nämlich dass Wien allein doppelt so viel an Geldmitteln für Frauenförderung ausgibt wie der Bund in ganz Österreich. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich denke, da müssen sich die Herren Minister Haupt und Bartenstein noch gewaltig anstrengen, um nur einmal über diese Quote darüber zu kommen! Dann erst können Sie davon reden - oder eigentlich nicht einmal dann, denn dann reden wir immer noch von ganz Österreich im Verhältnis zu Wien -, wie weit die Frauenförderung unter dieser Bundesregierung plötzlich in die Höhe geschnellt ist. - Was Sie nicht gesagt haben, ist, wie viele Projekte eingestellt worden sind und wie viele Projekte eben keine Förderung mehr bekommen. Wir wissen von unseren Kollegen in der Gewerkschaft und in der Sozialpartnerschaft, die überall in den Gremien drinnen sitzen, ganz genau, dass jene Projekte, die dieser Bundesregierung nicht opportun sind, eben nicht mehr gefördert werden.

Sie sagen, es gibt eine Bildungsprämie. - Aber Studiengebühren haben Sie auch eingeführt! Das zu sagen, haben Sie vergessen. (GR Dr Matthias Tschirf: Keine Regierung hat so viel für Bildung ausgegeben wie diese!) 

Sie reden von Verwaltungsreform, von Abbau von Beamten. - Ich sage: Diese Bundesregierung gefährdet unsere Sicherheit, denn sie spart dort, wo es um die Sicherheit der Bevölkerung geht. Sie spart bei der Gendarmerie, sie spart bei der Polizei, und sie spart bei vielen anderen Dingen - aber darauf werde ich noch zu sprechen kommen -, die für die Lebensqualität der Menschen wichtig sind, wie zum Beispiel bei Postämtern, Gerichten, et cetera - also bei all dem, was die Menschen sich in der Nähe ihres Wohnortes wünschen. (GR Dr Matthias Tschirf: Völliger Unsinn!)

Sie haben von Privatisierung und von Outsourcing gesprochen. Dazu muss ich anmerken: Nun ja, der Verkauf der BUWOG-Wohnungen ist nicht gerade das beste aller Beispiele! (GR Dr Helmut GÜNTHER: Haben Sie irgendein Wort davon gehört?) Nein, aber das sind die Dinge, die er eben nicht gesagt hat, und deswegen sage ich Ihnen das jetzt, denn vielleicht sollten Sie sich das auch noch genauer anschauen. (GR Dr Matthias Tschirf: Beschäftigen Sie sich mit den Problemen in Wien!) - Ich darf doch auf Kollegen Serles antworten, der uns hier mit einem 20 Minuten langen Bericht über die "großen Errungenschaften" dieser Bundesregierung die Zeit vertrieben hat! (GR Dr Matthias Tschirf: ... wären fünf Stunden ...!) Daher, Herr Kollege Tschirf, darf ich mir erlauben, schon auch darauf einzugehen! Ich glaube, das ist nicht Ihre Sache, das zu beurteilen.

Womit wir uns hier aber beschäftigen sollten (GR Dr Matthias Tschirf: Zum Beispiel mit den Teuerungen, die es in Wien gegeben hat!), das ist die Frage: Was wollen denn die Menschen? - Sie alle wissen, ich bin nunmehr über 13 Jahre lang in diesem Haus. Vor 13 Jahren habe ich meine erste Rede hier auch im Rahmen der Debatte über den Rechnungsabschluss gehalten. Ich bin seit damals - und darüber bin ich sehr froh, weil ich das sehr gerne bin - in der Gesundheitspolitik tätig; das ist, glaube ich, in diesem Haus nicht unbekannt. Wir haben hier in diesem Haus schon sehr oft den Begriff Gesundheit zitiert, so wie er von der WHO definiert wird, nämlich als Zustand von völligem körperlichem, seelischem und sozialem Wohlbefinden. Ich denke, dass es schon auch unsere Aufgabe in dieser Stadt ist, Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass Menschen die Möglichkeit haben, dieses körperliche, seelische und soziale Wohlbefinden zu erleben. 

Wenn wir behaupten, dass diese Stadt das kann, so geben uns darin auch die Menschen, die in dieser Stadt leben, Recht, denn sonst hätten wir ja nicht eine so hohe Zustimmung, sonst hätten ja wahrscheinlich Sie von der ÖVP oder Sie von der FPÖ voriges Jahr Wähler dazu gewonnen. - Nein, die Menschen haben uns Recht gegeben, nämlich Wien mit seiner, ich möchte fast sagen, Oppositionspolitik gegenüber dieser von Ihnen so hoch gelobten Bundesregierung. Die Menschen haben uns Recht gegeben! (Ruf bei der ÖVP: Aber nur kurzfristig!)

Was wollen die Menschen? - Ich möchte hiezu aus einer Studie zitieren - diejenigen, die am Städtetag waren, hören es vielleicht zum zweiten Mal; die müssen das eben in Kauf nehmen; manchmal ist es auch gut, wenn man etwas öfter wiederholt, denn dann merkt man es sich besser. (GR Dr Matthias Tschirf: Wenn es richtig ist!) Sie wissen, dass der Städtebund bei IFES eine Studie zum Thema "Erlebnisraum Stadt" in Auftrag gegeben hat. Ich habe bereits gesagt, dass es unsere Aufgabe ist, herauszufinden: Was wollen die Menschen? Was wünschen sie sich? - In dieser Studie wurde unter anderem auch erhoben, was den besonderen Reiz einer Stadt und am städtischen Leben ausmacht, und ich denke, das sind genau die Punkte, wofür Wien nicht nur innerhalb Wiens für die Bevölkerung Wiens und innerhalb Österreichs seinen Stellenwert hat, sondern auch darüber hinaus international bekannt ist: Wir haben vielfältige Einkaufsmöglichkeiten - das wünschen sich die Menschen! Und weil hier gesagt wurde, dass Förderungen zurückgenommen wurden: Allein die Förderung für die Nahversorgung ist im Jahr 2001 um 50 Prozent gestiegen! 

Wien hat auch - und auch das wünschen sich die Menschen - Kulturveranstaltungen. (GR Dr Matthias Tschirf: Oh je! Das ist ein schlechtes Kapitel!) Das ist kein schlechtes Kapitel, das ist ein sehr gutes Kapitel, glaube ich. (GR Dr Matthias Tschirf: "Glaube ich"!) Die Menschen wünschen sich Kulturveranstaltungen, sie wünschen sich Events, sie wünschen sich Happenings, und ich denke, gerade Wien ist beispielgebend für die vielen Möglichkeiten, die man in diesem Bereich hat. Die Menschen wünschen sich, ins Theater, in die Oper zu gehen, sie wünschen sich Sehenswürdigkeiten, Museen, Ausstellungen, Parks und Grünanlagen, eine gute Bildungsinfrastruktur, eine gute Gesundheitsversorgung - darauf komme ich noch zu sprechen -, Kinderbetreuungseinrichtungen und Einrichtungen für ältere Menschen. 

Da muss ich dann schon sehr lachen - und damit greife ich jetzt ein bisschen vor: immerhin geben wir in Wien ein Viertel des Budgets für den Bereich Gesundheit aus; das ist ja nicht nichts, nicht wahr, sondern das ist schon noch etwas! -, wenn meinen Vorrednern als einziger Kritikpunkt zum Thema Gesundheit eigentlich nur der Hepatitisfall - eine sicherlich bedauerliche Fehlleistung auch einzelner Mitarbeiter - im SMZ-Ost einfällt (GR Dr Matthias Tschirf: Das war pars pro toto!), wo es um einen Informationsmangel ging - das wissen Sie ganz genau! -, oder wenn hier bedauert wird, dass es sozusagen Kürzungen bei "Essen auf Rädern" gegeben hat. Wenn Sie sich nämlich den Rechnungsabschluss angeschaut haben, dann konnten Sie feststellen, dass wir gerade bei "Essen auf Rädern" im Vorjahr 76 Millionen S ausgegeben haben. Zeigen Sie mir ein anderes Bundesland in Österreich, das so viel Geld für soziale Dienste - dafür geben wir 3,6 Milliarden S aus! - oder auch nur so viel Geld für "Essen auf Rädern" ausgegeben hat wie Wien! (Zwischenruf des GR Dr Wilfried Serles.) 

Und angesichts all dessen jammern Sie, dass Wien - in einem ganz minimalen Bereich - kürzt, ohne darauf hinzuweisen, welch massiven Strukturveränderungen gerade im Bereich der ambulanten Pflege und Altersversorgung der Menschen eingetreten sind!

Ich möchte hier nur anmerken, dass von dem Programm "Hilfe im hohen Alter" - einige von Ihnen haben ja auch mitgestimmt, als wir es 1993 verabschiedet haben - alle Punkte erfüllt wurden: Wir haben die Regionalisierung der Gesundheits- und Sozialzentren. Wir haben die geriatrischen Tageszentren ausgebaut, und das nächste wird mit Jahresende in Betrieb gehen, und zwar das Geriatrische Zentrum Kaiser-Franz-Josef-Spital. Es ist Floridsdorf in Betrieb gegangen. Auch was an Investitionen allein auf diesem Gebiet erfolgt ist, war für die Wirtschaft Österreichs wirksam. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es wurde hier auch angesprochen, dass in Wien Investitionen zurückgenommen wurden. - Nun, wenn man dem Stabilitätspakt beitritt, dann hat man auch nicht so viel Geld zur Verfügung. Das heißt, es gilt hier schon auch zu sparen. Ein gutes Beispiel dafür, dass man aber auch sparen und trotzdem Investitionen durchführen kann, ist der Krankenanstaltenverbund. Ein Beispiel dafür, dass man eine Strukturveränderung oder die Änderung einer Organisation besser über die Bühne bringen kann, als dies bei den so genannten Privatisierungen auf Bundesebene der Fall ist, ist die Unternehmungswerdung des Krankenanstaltenverbunds. Diese ist, glaube ich, eine sehr erfolgreiche und gelungene. All jene, die bei uns im Ausschuss sind, konnten sich auch anhand der Berichte der Generaldirektion immer wieder davon überzeugen. Wir haben hier auch versucht, die Mittel rationeller einzusetzen, vernünftig einzusetzen, das Geld vernünftig auszugeben, aber trotzdem an der Qualität nicht zu sparen und trotzdem ausreichend Investitionsmittel zur Verfügung zu haben. 

Wien gibt allein in diesem Bereich 1,8 Milliarden S für Investitionen aus! - Sagen Sie mir, wo der Bund 1,8 Milliarden S für Investitionen ausgibt! Ich denke, dass sich solch ein Investitionsvolumen nicht nur innerhalb der Wiener Wirtschaft, sondern auch österreichweit auswirkt, denn wir alle wissen, dass bei den Ausschreibungen für die vielen Investitionsprogramme im Bereich des Krankenanstaltenverbunds auch viele Firmen aus ganz Österreich zum Zug kommen und dass diese Investitionen natürlich dort auch wirtschaftsfördernd wirksam sind und Arbeitsplätze schaffen.

Auf diese Art und Weise schafft Wien nicht nur etwas für sich selbst - wir schauen sozusagen nicht nur: wo ist unsere Grenze? -, sondern Wien arbeitet damit auch fördernd in das Umland hinein. (GR Dr Wilfried Serles: Warum hat Wien dann ein negatives Wirtschaftswachstum?) Weil man sich auch das Niveau anschauen muss, von dem man ausgeht! (GR Dr Wilfried Serles: Warum hat Wien Arbeitsplätze verloren?) Ja, Sie müssen sich schon auch das Wirtschaftsniveau anschauen! So liegt Wien, was etwa das Bruttoregionalprodukt pro Kopf betrifft - man muss das immer auf die Einwohner beziehen -, seit vielen Jahren an erster Stelle unter allen Bundesländern! 28,4 Prozent - und Sie wissen, unser Bevölkerungsanteil ist geringer - an Wertschöpfung werden allein in Wien erwirtschaftet! Wien liegt nicht so wie Kärnten mit dem Pro-Kopf-Ergebnis an letzter Stelle. Wenn nun aber auf Bundesebene besonders gespart wird, dann hat das natürlich solche Auswirkungen leider auch auf Wien. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Es ist natürlich leichter, Steigerungen zu erzielen, wenn ich von einem sehr niedrigen Niveau, zum Beispiel wie in Kärnten, ausgehe. 

Eines wissen wir schon auch ganz genau - und Sie kennen auch die diesbezüglichen Pressemeldungen -: Gerade wenn es um Investitionsförderungen im Bereich der Verkehrsinfrastruktur geht, zum Beispiel was die Bahn betrifft (GR Dr Helmut GÜNTHER: Ich würde nicht so negativ auf den Verkehrsbericht eingehen!), so braucht man sich nur anzuschauen, wo die Fördermittel der Frau Forstinger hingegangen sind und wo wahrscheinlich auch die Fördermittel des Herrn Reichhold in Zukunft hingehen werden, nämlich nicht in Infrastrukturförderung, Nahverkehrsförderung in Wien, sondern in den Koralm-Tunnel und andere Projekte. Diese Dinge wirken sich natürlich aus!

Ich fordere Sie aber auf, mitzuhelfen - Sie sind ja Wiener Politiker! -, damit hier ... (GR Dr Matthias Tschirf: Aber auch Sie sind Wiener Politiker! Machen Sie mehr daraus!) Ja, aber ich denke mir, Sie haben vielleicht einen guten Zugang zu dieser Bundesregierung! Das nehme ich an - noch dazu, wenn Sie jetzt den zuständigen Obmann von Ihnen sogar im Finanzministerium haben! (GR Dr Matthias Tschirf: Der macht viel mehr für Wien!) Bis jetzt hat man noch nicht viel gemerkt von dem, was er für Wien macht, außer dass er die Euros zählt! (GR Dr Matthias Tschirf: Auch der Bundeskanzler macht viel mehr für Wien!)
Das Bruttoregionalprodukt pro Kopf liegt in Wien um 40 Prozent über dem Österreichdurchschnitt. Wien ist die siebentreichste Region der EU. Auch wenn Sie das negieren, auch wenn Sie diese Seite der Medaille nicht sehen wollen: Es ist so und wir werden Ihnen das immer wieder sagen! 

Was die Investitionen betrifft, so habe ich bereits die 1,8 Milliarden S erwähnt, die allein der Krankenanstaltenverbund für Investitionen aufwendet. Das hat natürlich auch einen Einfluss auf die Beschäftigung! - Wenn nun aber der Bund seine Investitionen um 500 Millionen EUR kürzt, wenn die Regierung den Investitionsfreibetrag abschafft, dann hat das natürlich auch für die Wirtschaft Wiens Folgen, denn dann werden Investitionsanreize fehlen. Wien hat für seine Investitionen - auch wenn Sie hier immer wieder das Gegenteil behaupten - im Vorjahr 1,3 Milliarden EUR ausgegeben und wird heuer 1,5 Milliarden EUR investieren. Das ist wirksam und wird sicherlich auch die Auswirkungen der von dieser Bundesregierung, ich möchte fast sagen, negativ gesteuerten Konjunkturpolitik ein bisschen mildern. Alleine wird es aber nicht gehen, denn die Hausaufgaben muss auch diese Bundesregierung machen (GR Dr Helmut GÜNTHER: Das sollte diese Stadt machen, Frau Kollegin!) - und die Hausaufgaben sind natürlich nicht, eine Politik gegen seine Bundeshauptstadt Wien zu machen! (GR Dr Wilfried Serles: Das glauben aber auch nur Sie!)

Ich habe schon gesagt, dass in der IFES-Studie unter anderem an erster Stelle die vielfältigen Einkaufsmöglichkeiten als besonderer Anreiz angegeben wurden. Das schätzen die Menschen! Wien fördert hier auf hohem Niveau weiter. Ich habe schon gesagt, dass etwa die Nahversorgungsförderung um 50 Prozent erhöht wurde. Was aber macht der Bund? - Er kürzt! Er kürzt um 400 Millionen EUR, vor allem bei der Forschungsförderung. 

Ich komme natürlich zwangsläufig immer auf den Gesundheitsbereich zu sprechen und ich möchte hiezu Folgendes anmerken: Wenn Sie an den verschiedenen Preisverleihungen teilnehmen, zum Beispiel was den Medizinisch-wissenschaftlichen Fonds des Bürgermeisters betrifft, dann wissen Sie, dass von den Preisträgern immer wieder betont wird, dass es keine andere Stadt gibt - nämlich nicht nur in Österreich, sondern auch im Ausland, auch in Europa nicht -, die speziell in diese medizinisch-wissenschaftliche Forschung, aber auch darüber hinaus investiert. Ich denke mir, das sind Forschungsmittel, die einerseits dazu beitragen, Innovation auf dem medizinischen Sektor weiter zu fördern, die uns aber gleichzeitig auch helfen, die Qualität, aber auch die medizinischen Leistungen in Wien auf dem hohen Standard zu halten, den wir gewöhnt sind. Wir werden alles daransetzen, dass dieser hohe Standard auch erhalten bleibt! 

Das Licht blinkt bereits und meine Redezeit ist leider bald zu Ende; ich könnte noch Stunden darüber reden! (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist eine gefährliche Drohung!) Das ist keine gefährliche Drohung, denn Sie würden das auch aushalten. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Wir halten eh alles aus, Frau Kollegin! Darum geht es nicht!) Es geht nicht darum, was Sie aushalten, sondern es geht darum, was auch internationale Experten in ihrer Bewertung sagen. Nicht umsonst hat Wien, wie Sie wissen, im internationalen Ranking immerhin den zweiten Platz inne, was die Lebensqualität und was das Leben in dieser Stadt betrifft. Ich habe Ihnen schon gesagt, die Menschen geben uns Recht!

Wenn es, entsprechend dem Gesundheitsbegriff der WHO, vor allem darum geht, wie man sich fühlt, dann kann man sagen, dass Wien eine Wohlfühlstadt mit höchster Lebensqualität ist.

Ich glaube, gezeigt zu haben - und wir alle wissen das, es kam auch in anderen Reden zum Ausdruck, und die Kolleginnen und Kollegen werden dann bei den Spezialdebatten noch ausführlicher darauf eingehen -, dass das hohe soziale Netz, die ausgezeichnete Gesundheitsversorgung, die vielen hervorragenden Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten - Wien hat die meisten Ausbildungsplätze von ganz Österreich auf jeder Ebene, bis hin zur Universität -, die vielen Freizeit- und Kulturangebote und vieles andere mehr das ausmachen, dass Wien eben alles hat, was den besonderen Reiz einer Stadt und am städtischen Leben ausmacht, und das, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, in höchster, in allerhöchster Qualität! (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Lassen Sie mich, bevor ich auf den Rechnungsabschluss zu sprechen komme, zunächst einmal etwas ganz Erfreuliches berichten. Vielleicht haben Sie es schon gehört: Der Verfassungsgerichtshof hat heute den § 209 aufgehoben. Es war höchst an der Zeit, dass ein Paragraph, der seit Jahrzehnten zu Recht umstritten war und - leider, sage ich - auch von sozialdemokratischen Regierungen nicht aufgehoben wurde, endlich für verfassungswidrig erklärt wurde und dass nun endlich Schluss damit ist, dass die ÖVP gemeinsam mit der Kirche eine bigotte Familienpolitik betreibt, die im Vergleich zur Situation in vielen anderen europäischen Staaten wirklich ein Hohn ist! In diesem Sinne freue ich mich über die erfreulichste Entscheidung des heutigen Tages. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nun zum Rechnungsabschluss. - "Wien macht es besser", lese ich auf sehr, sehr vielen Plaketten. Besser als wer? - Besser als die Bundesregierung? (GR Heinz Hufnagl: Immer noch!) Besser als Blau-Schwarz? (GR Heinz Hufnagl: Immer noch!) - Ja, aber ist das Ihr Maßstab, am Boden der Niveaulosigkeit zu sagen, wir machen es im Vergleich dazu besser? - Also, da hätte ich mir von der SPÖ etwas mehr erwartet! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wir sind auch besser als die GRÜNEN! - GR Franz Ekkamp: Viel besser!) Aber wahrscheinlich sagen Sie zu Recht, es wäre übertrieben gewesen, eine Plakette zu machen mit dem Wortlaut: "Wien macht es gut". Das sagen Sie absichtlich nicht! Sie messen sich mit der Bundesregierung. Ja, und ich gestehe Ihnen zu: Sie machen es besser als die Bundesregierung. (GR Johann Driemer: Eh! Jedenfalls!) Aber das war nicht schwer. Und, beim besten Willen, ich muss Ihnen leider sagen: Auch wenn "besser" normalerweise eine Steigerungsform von "gut" ist, so kann ich das diesmal, wenn ich mir den Rechnungsabschluss ansehe, leider nicht konstatieren. 

Ich möchte ganz kurz zu zwei einleitenden Bemerkungen des Herrn Finanzstadtrats - er ist jetzt leider nicht im Saal - etwas sagen. Er hat in seiner Rede zum Rechnungsabschluss auf die Pressekonferenz meinerseits repliziert und dabei insbesondere gemeint: Ja, was hätte denn Wien machen sollen? Hätte Wien den Stabilitätspakt nicht unterschrieben, wäre es zu einem Vorabzug von 344 Millionen EUR gekommen!

Ja, so steht es in § 27 Abs. 7 Finanzausgleichsgesetz. Das steht tatsächlich drinnen, und das ist auch der nächste Punkt, den ich der Wiener Stadtregierung vorwerfe. Da steht tatsächlich drinnen: Die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben werden bei den Ländern, die nicht bis zum Ablauf des 31. Dezember 2001 eine Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden und so weiter unterschreiben, um soundso viel gekürzt. - Das steht in einem Bundesgesetz. 

Und was macht Wien? - Wien geht in die Knie und stimmt zu!

Es gibt schon so etwas wie Sittenwidrigkeit. Warum wurde nicht der Weg vor den Verfassungsgerichtshof gesucht? Da macht der Bund ein Gesetz und sagt: Wenn das Land nicht eine Vereinbarung unterschreibt, dann bestrafe ich das Land mit dem nicht so kleinen Betrag von 344 Millionen EUR im Jahr. - Und auf so etwas lässt man sich ein: dass der Gesetzgeber sagen kann, wenn du keine Vereinbarung abschließt, dann bezahlst du Strafe?

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn gegen so eine Vorgangsweise nicht politischer Widerstand geleistet wird, dann endet man wie die SPÖ: Man lässt sich alles gefallen, was die Bundesregierung macht. Und eines muss ich Ihnen schon sagen, weil das heute Ihrerseits behauptet worden ist: Die Wiener Sozialdemokratie ist nicht das Gegenmodell zur Bundesregierung! - Das ist schade, aber es ist deshalb umso wichtiger, dass es die GRÜNEN gibt. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz Hufnagl: Aber Sie haben noch nirgends irgendein Modell aufzeigen müssen! ...! Sie sind noch unbefleckt in Sachen Machtausübung! Da kann man leicht besserwisserisch sein!)
Jetzt kommen wir zum Rechnungsabschluss im Einzelnen. Manchmal denke ich mir, es ist ganz spannend, als GRÜNER hier zuzuhören. Die Vorwürfe, die seitens der Sozialdemokratie gegen die blau-schwarze Bundesregierung erhoben werden - ja, sie stimmen! Wir stimmen mit Ihrer Argumentation gegenüber der Bundesregierung in weiten Bereichen überein. Doch die Vorwürfe, die seitens der FPÖ, manchmal auch seitens der ÖVP gegenüber der SPÖ bezüglich ihres Versagens in der Wiener Politik erhoben werden - ja, sie stimmen auch! 

Ich kann in Bezug auf alle drei Parteien konstatieren: Sie sind gemeinsam verantwortlich dafür, dass es in Wien einen Rückgang des Bruttoregionalprodukts gegeben hat. Sie sind gemeinsam verantwortlich dafür, dass wir die höchste Steigerung der Arbeitslosenrate haben. Es wäre höchste Zeit, dass Sie, die SPÖ, sich als in Wien regierende Partei endlich einmal aus diesem Ping-Pong-Spiel lösen und versuchen, innovative Konzepte zu entwickeln, um die Arbeitslosigkeit in Wien zu reduzieren und wieder neue Arbeitsplätze zu schaffen. 

Was ist da nämlich passiert? - Es hört sich so schön an: Wien hat einen Maastricht-relevanten Überschuss von 341 Millionen EUR. Aber Wien hat auch einen administrativen Überschuss von 130,8 Millionen EUR. Während auf Bundesebene das Nulldefizit kritisiert wird, stellen Sie sich in der jetzigen wirtschaftlichen Situation hin und loben eine Überschusspolitik! Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, wie glaubwürdig sind Sie denn in Ihrer Kritik an der Bundesregierung?

Damit komme ich zur zweiten Anmerkung von Finanzstadtrat Rieder. Er sagte - ich habe ihn zu diesem Zeitpunkt dann leider nicht genau verstanden, als im Sinne der Presseaussendungen von Investitionsförderungsmaßnahmen in marktbestimmenden Betrieben die Rede war -, Sie hätten den administrativen Überschuss reduziert. - Aber um zumindest diese 1,8 Milliarden S hätten wir wirtschaftspolitische Maßnahmen, investitionsfördernde Maßnahmen genau in diesen marktbestimmenden Betrieben setzen können, und wir hätten versuchen können, entgegen dem Spartrend, dem Belastungstrend der Bundesregierung wirklich ein Wiener Gegenmodell zu entwickeln. Heute ist das ja schon ein paar Mal so durchgeklungen - selbst Kollege Serles hat sich bei der Wiener Bevölkerung bedankt! - Wofür haben Sie sich bedankt? Haben Sie sich bei der Bevölkerung dafür bedankt, dass nicht alle, die von Ihren Belastungen betroffen waren und sind, auf die Straße gegangen sind? Hat Ihnen, sage ich jetzt einmal, die Wahlabfuhr bei der letzten Gemeinderatswahl nicht gereicht? Wofür bedanken Sie sich dann? (GR Dr Wilfried Serles: Für das Arbeiten! Für die Lohnsteuer! Für das Steuerzahlen! -  Ruf bei der FPÖ: Nicht fürs Protestieren!) Sie bedanken sich dafür, dass die Menschen arbeiten? Sie haben die Chuzpe, sich bei Menschen zu bedanken, denen Sie vorher das Geld wegnehmen? Herr Kollege Serles, bitte! Stellen Sie sich doch nicht so ins Abseits! Sie bedanken sich auch noch bei Menschen, denen Sie das Geld wegnehmen?! Das ist unglaublich. (GR Dr Wilfried Serles: Wir bedanken uns für die Leistungen!) Sie wollen die Menschen, die von Ihrer Belastungspolitik betroffen sind, verhöhnen! Sie wollen die Menschen, die Ihnen bei der Wahl eine Abfuhr erteilt haben, verhöhnen! (GR Dr Wilfried Serles: Nein!) - Ich sage es Ihnen ganz ehrlich: Ich zahle auch Steuern, ich zahle Sozialabgaben - ich brauche Ihren Dank nicht! Mir wäre es lieber, wenn die blau-schwarze Bundesregierung bald wieder der Vergessenheit anheim fallen würde. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Aber jetzt kommen wir zurück zur Diskussion über die Situation in Wien. - Das, was in Wien am stärksten gestiegen ist, waren die Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben. Das heißt, ungefähr in dem Maße, in dem die Bundesregierung die Bevölkerung belastet hat, hat Wien mehr Geld bekommen. Da würde man sich fragen: was macht denn Wien damit?, und sich vielleicht denken: es zusätzlich investieren, es den Menschen zurückgeben. - Nein! Als Körberlgeld hat Wien es eingestreift! Gefreut haben wir uns darüber, dass wir in Wien, weil die Bundesregierung die Menschen belastet hat, mehr Geld haben! 

Das ist das Problem! Sie hätten aufzeigen können, dass es anders geht! Die Ertragsanteile sind übrigens bei den relevant großen Bereichen der einzige Bereich, der stärker gestiegen ist als die Inflationsrate. Wenn wir uns dann den Sozialbereich anschauen, könnten wir uns hinstellen und 20 Minuten lang weinen, so gering waren da die Steigerungsraten - wenn es überhaupt welche gegeben hat. 

Aber ich zitiere ja irrsinnig gerne auch Ihre eigenen Schriften. Nur als ein Beispiel dafür, wie wahr oder wie unwahr das geschriebene Wort im Rechnungsabschluss ist, zitiere ich im Folgenden eine Passage aus dem Vorwort. Darin heißt es: "Im Bildungsbereich stiegen die Aufwendungen auf 8,38 Milliarden S nach 8,18 Milliarden S im Jahr 2000. Während der Bund seine Ausgaben für diesen Zukunftsbereich deckelt (Landeslehrer) beziehungsweise zurückführt, wirkte die Stadt dieser Entwicklung aktiv entgegen."

Dann schaut man sich einmal an: Wie sieht denn der Abschluss bei den Landeslehrern aus, also jener Betrag, den der Bund dem Land Wien überwiesen hat? - Er liegt auch noch unterhalb der Inflationsrate, weist aber doch eine Steigerungsrate von 2,5 Prozent auf. 2,5 Prozent hat also der Bund im Jahr 2001 für die Landeslehrer mehr überwiesen. 

Dann schaut man sich den Pflichtschulbereich an und da steht: Für die allgemeinen Pflichtschulen 2,93 Milliarden S statt 2,83 Milliarden S. 

Und dann kommt der große Budgetclou - denn es ist ja leicht, Summen hinzuschreiben, solange sich das niemand genau anschaut. Schaut man sich also den Bereich "allgemeine Pflichtschulen" an, dann sieht man unter der Post 298 beim Ansatz der allgemeinen Pflichtschulen: Rücklagenzuführung 350 Millionen S. 

Nun, haben wir die Rücklagen jetzt aber sehr sorgfältig investiert? Haben wir sie ausgegeben? - Nein! Wo hat Wien mehr Geld ausgegeben? - Es gibt einen Rückgang um 5,1 Prozent - und da habe ich die Rücklagenzuführung des Jahres 2000 ebenfalls bereinigt, nur damit man nicht sagen kann, man nimmt nur die Rücklagen von der einen Seite; nein, das ist ganz allgemein. Und dabei handelt es sich hier noch dazu um die Rücklagen der gesamten Geschäftsgruppe! 

Ja, was soll denn das?! Will man mit solch einem Vorwort - und dafür gäbe es noch ein paar Beispiele - die Bevölkerung hinters Licht führen? Glauben Sie wirklich, alle Menschen sind zu blöd, um das Budget auseinander zu klauben und zu lesen? Ist für Sie eine gebildete Rücklage eine Ausgabe? Ist für Sie eine gebildete Rücklage investitionsfördernd? - Nein! (GR Johann Driemer: Kann sein!) Nun, solange sie gebildet ist und am Sparbuch liegt, nein - und wir reden hier über das Jahr 2001 und nicht über 2002, 2003 oder 2004. 

Also einigen wir uns einmal darauf, dass im Bereich der Pflichtschulen bei weitem weniger ausgegeben wurde - und nicht mehr! 

Wie sieht es denn im Bereich der Sozialhilfe aus? - Sie kritisieren zu Recht, dass die Maßnahmen der Bundesregierung dazu führen, dass in Wien mehr Menschen von Armut betroffen sind, mehr Menschen Sozialhilfe in Anspruch nehmen müssen und dass auch mehr Menschen Arbeitslosenunterstützung und Notstandshilfe in Anspruch nehmen müssen. Sie kritisieren, dass durch die Maßnahmen der Bundesregierung - übrigens auch zu Recht; aber, wie gesagt, Ihr Anteil ist stets dabei - keine neuen Arbeitsplätze geschaffen werden. - Ja, dann würde man doch annehmen, dass sich dies, vor allem wenn es dann darum geht, Notfälle und Armut und Armutsgefährdung zu bekämpfen, deutlich in einem Budgetrechnungsabschluss wieder findet. - Gut: Die Steigerung der allgemeinen Sozialhilfe betrug 0,6 Prozent, die Inflationsrate im Jahr 2001 lag um mehr als 2 Prozent darüber - dies, obwohl erheblich mehr Personen davon betroffen sind. Kurz gesagt: Diejenigen, die betroffen waren, haben von der Gemeinde Wien erheblich weniger Geld erhalten. 

Das ist Ihre von uns abgelehnte Sozialpolitik! - Wir stellen uns vor, dass Sozialpolitik heißt, gerade in Zeiten, in denen das Wirtschaftswachstum zurückgeht, gerade in Zeiten, in denen mehr Menschen von Armut betroffen sind, offensiv dagegen aufzutreten und offensiv die dazu benötigten Finanzmittel bereitzustellen - und sie nicht einem Sparzwang zu opfern! (GRin Heike Trammer: Kein Applaus!)

Schauen Sie: Das Entscheidende ist, dass Sie zuhören (GR Dr Wilfried Serles: ... zu viel verlangt!) und nicht, dass meine Fraktion applaudiert, denn dadurch könnten Sie möglicherweise in Ihrer Konzentration ein bisschen abgelenkt werden (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.), und ich glaube, dass es für Sie nicht schlecht ist, Herr Pfeiffer, ... (GR Dr Matthias Tschirf: Unsere Meinung ist wichtiger als die Ihrer Fraktion! Richtig!) Meine Fraktion weiß, was wir vom Budget halten, wir besprechen das vorher. Aber Ihnen würde es nicht schaden, Herr Pfeiffer, ein bisschen mehr Budgetkunde zu lernen. Ihnen würde es nicht schaden, sich ein bisschen mehr in diesem roten Buch auszukennen, auch im grünen Voranschlag. Es ist nicht so schwer, aber man muss sich halt einmal ein bisschen hinsetzen, Herr Pfeiffer. (GR Gerhard Pfeiffer: Das habe ich schon gelesen und analysiert, da haben Sie Hose und Sakko noch in einem getragen! Das ist doch wirklich lächerlich!) Nein, Herr Pfeiffer! Sie haben in das Buch reingeschaut, aber gelesen, analysiert und vor allem verstanden haben Sie es nie! Aber machen wir weiter. Es hat keinen Sinn, sich allzu lange mit dem Kollegen Pfeiffer auseinander zu setzen. (GR Gerhard Pfeiffer: Ich wollte Ihnen ja Beifall pflichten, aber nicht als Einziger!) Dann stehen Sie auf und applaudieren Sie, wenn Sie so überzeugt sind davon! (GR Gerhard Pfeiffer: War eh gescheit, was Sie gesagt haben!) Na schauen Sie! (GR Gerhard Pfeiffer: Aber das Jetzige nicht! Aber zuerst war es gescheit!) 

Jetzt kommen wir zum Schluss. - Über die Investitionsquote ist ja schon sehr viel gesagt worden, dass die nicht einmal annähernd in dem Bereich war, in dem sie im Jahr 2000 war. Im Bereich der Fachhochschulen wurde die Hälfte des Budgetierten ausgegeben - ein sehr mickriges und mageres Zeichen. 

Jedenfalls ist das - wir werden ja bei den Debatten zu den einzelnen Geschäftsgruppen noch genauer darüber diskutieren -, sage ich einmal, Grund genug dafür, dass die GRÜNEN den Rechnungsabschluss 2001 ablehnen. 

Zu guter Letzt bringe ich jetzt noch den Antrag ein, von dem meine Kollegin StRin Maria Vassilakou schon gesprochen hat und in dem es darum geht, dass sich die Stadt Wien dazu verpflichtet, künftig keine Inserate in Zeitungen zu schalten, welche ausländerfeindliche und diskriminierende Inhalte haben, beziehungsweise diesen Zeitungen keine Förderungsmittel zur Verfügung zu stellen. 

Ich hoffe zumindest in diesem Bereich auf eine Zustimmung der Sozialdemokratie, denn - ich erlaube mir, die letzten zwei Minuten dafür zu verwenden - es ist eigentlich schon eine Unverschämtheit, dass mit den finanziellen Mitteln der Gemeinde Wien Parteizeitungen gefördert werden; aber dass rassistische und ausländerfeindliche Parteizeitungen damit gefördert werden, dass man ein Inserat der Stadt Wien - finanziert mit unserem gemeinsamen Geld - in diesem Schundblatt (Der Redner hält ein Exemplar der Zeitung in die Höhe.) lesen muss - ich will ja gar nicht wissen, was es gekostet hat; auf jeden Fall Unmengen! -, das ist wirklich traurig genug. 

Es schreibt darin unter anderem auch ein StR Herzog, dessen Name auch im heutigen "Standard" zu lesen ist, und ich darf aus diesem "Standard"-Artikel im Folgenden ein bisschen zitieren. Da geht es nämlich wieder einmal um die Sonnwendfeier, zu der der Historiker Höbelt leider nicht kommen konnte, aber dafür hat dann ein bekannter Burschenschafter, Günter Schmidt, eine "Feuerrede" gehalten, in der er gesagt hat: "Die Feinde, 'vor allem jene, die an der amerikanischen Ostküste mit Feder und Mikrofon gewirkt haben und noch immer wirken', seien 'zutiefst erschrocken über die ungeheure Kraftentfaltung, zu der unser Volk in zwei Weltkriegen fähig war', sagte Schmidt. Als Folge habe man versucht, 'diesem Volk das geistige und seelische Rückgrat zu brechen durch das, was sie anmaßend "Umerziehung" nannten'. Mit der Wehrmachtsausstellung werde versucht, 'die Toten unseres Volkes im Nachhinein um den Sinn ihrer Opfer zu betrügen'. Für den deutschen Burschenschafter hat das 'Gift der Zersetzung' aber durchaus 'Erfolg gehabt'. 

Der Applaus der Anwesenden war ihm sicher. Unter den Gästen: der Wiener FP-Stadtrat Johann Herzog." 

Na super: Da führen wir die verschiedensten Diskussionen; da hoffen wir, dass Sie bei den Diskussionen im Zuge der Wehrmachtsausstellung ein bisschen etwas gelernt haben. - Nein! Sie dokumentieren es jeden Tag aufs Neue deutlich, sei es durch untergriffig ausländerfeindliche Zeitschriften, die Sie veröffentlichen, sei es, dass Ihre Stadträte bei Sonnwendfeiern teilnehmen, wo die Opfer des Nationalsozialismus ihrerseits verhöhnt werden - und das noch fast 60 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs! Das ist wirklich erbärmlich, und eigentlich sollte Herr StR Herzog seinen Hut nehmen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr GÜNTHER. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr nicht anwesender Finanzstadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Herr Finanzstadtrat hat heute seine Rede unter zwei Aspekte gestellt: 

a) Er hat die Wiener Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik gelobt. 

b) Er hat auf die Bundesregierung geschimpft und vor allem auf den Finanzminister.

Es war wirklich ganz interessant, hier festzustellen, dass man einerseits eine derartige Arbeitsmarktpolitik in Wien loben kann, während man andererseits auf den Finanzminister losgeht, denn eines hat der Finanzstadtrat hier dargestellt: Er hat gemeint: Ja, Wien hat das Maastricht-Kriterium und den Stabilitätspakt erfüllt und hat 4,7 Milliarden S von den insgesamt 23 Milliarden S eingebracht, die mit einzubringen sich die Länder im Stabilitätspakt verpflichtet haben. Stimmt. Er hat aber nicht gesagt, dass es mit 1. Oktober Änderungen im Bereich der Finanz gegeben hat und dass es ab diesem Zeitpunkt notwendig ist, wenn man Steuerschulden hat, diese auch zu verzinsen. Das hat dazu geführt, dass vor dem 1. Oktober viele Steuerzahler ihre Steuerschulden nachbezahlt haben, wodurch insgesamt um 20 Milliarden S mehr Einnahmen zu verzeichnen waren. Diese insgesamt 20 Milliarden S wurden im Zuge des Finanzausgleichs aufgeteilt, und die Länder, Städte und Gemeinden haben zirka 9 Milliarden S davon bekommen. Von diesen 9 Milliarden S hat Wien ungefähr 2 bis 2,5 Milliarden S bekommen. 

Und jetzt beginnt es: Sie haben gesagt, das ist aber wirklich schön, der Städtetag hat das auch ganz deutlich aufgezeigt: Die Städte, die Gemeinden und natürlich auch die Länder haben gesagt, alles, was wir kriegen, behalten wir uns, hergeben tun wir nichts mehr. Die Ertragsanteile – das ist jetzt für die Städte durchaus erfreulich, und Kollege Margulies hat schon gesagt, dass diese vom Finanzstadtrat nicht wirklich genannt wurden – haben dazu geführt, dass der Finanzstadtrat hier ein Budget vorlegen konnte, bei dem ihm der Finanzminister im Endeffekt 50 Prozent seiner für den Stabilitätspakt ausgegebenen Summen zurückgegeben hat. Das heißt also, die Wirtschaftspolitik der Stadt Wien lebt vor allem davon, dass ihr der Bund auf Grund des Finanzausgleichs und der Ertragsanteile hohe Summen überweist, aber nicht davon, dass es im Bereich der Wirtschaftspolitik so erfreulich zugeht. 

Was den Arbeitsmarkt betrifft, hat der Finanzstadtrat ja ganz vorsichtig zugegeben, dass Wien an der letzten Stelle liegt, und hat dann zu erklären versucht, warum das so ist. 

Interessant ist Folgendes: Anlässlich der letzten Sitzung des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds hat es einen interessanten Vortrag von Herrn Univ Prof Dr Michael Wagner-Pinter gegeben. Diesen Vortrag hat damals auch der Finanzstadtrat und Vizebürgermeister gehört, denn er ist der Präsident des Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds, und dieses Referat unter dem Titel "Strukturwandel am Wiener Arbeitsmarkt" hat eines ganz deutlich gezeigt: Wir haben in Wien nicht nur Arbeitsplätze verloren, sondern es ist mittelfristig, wenn nicht sogar langfristig zu erwarten, dass die Zahl der Arbeitslosen jährlich um mindestens 2 000 bis 3 000 zunehmen wird. Es hat niemanden dort gegeben, der dem widersprochen hat. 

Prof Pinter hat auch dargestellt, dass diese Zunahme an Arbeitslosen nicht zu unterbinden ist. Es war ganz deutlich zu sehen, dass Wien vor allem im produzierenden Bereich Arbeitsplätze verliert, dass es Teile davon im Bereich der Dienstleistung wieder ausgleicht. 

Und das ist das Hauptproblem. Im produzierenden Bereich haben wir viel an das Wiener Umland verloren, mit dem Verlust an produzierenden Arbeitsplätzen geht aber auch ein Rückgang bei Forschung und Entwicklung einher. Denn wo wird Forschung und Entwicklung betrieben? - Nicht nur an den Universitäten, nicht nur an einigen guten Instituten – wenn man zum Beispiel das Biotechnikzentrum in Wien heranzieht, das ganz ausgezeichnete Arbeit leistet –, sondern natürlich auch in produzierenden Betrieben.

Eines war auch ganz interessant: Die Österreichische Innovationsagentur verleiht jedes Jahr den Innovationsstaatspreis, und zwar gibt es hier neun Landessieger, und daraus wird dann der Bundessieger ermittelt. In den Ländern, in denen noch viele produzierende Betriebe bestehen - zum Beispiel in der Steiermark oder in Oberösterreich -, kamen die Wettbewerbsgewinner aus den produzierenden Bereichen. In Wien kam ein interessantes Projekt zum Zuge, das in einer Firma mit fünf Mitarbeitern entwickelt wurde. Es ist großartig, was dort entwickelt wird, das Problem ist nur, dass das zwar hohe geistige Arbeit voraussetzt, aber arbeitsmarktpolitisch wenig Einfluss auf die schwierige Arbeitsmarktsituation in Wien hat. 

Man muss daher versuchen, technisch und innovativ hochwertige Industrien nach Wien zu bringen. Die sind weder umweltbelastend noch lärmbelastend und können ihre Arbeitsplätze in jeder Großstadt, in jeder europäischen Großstadt anbieten. Hier haben wir vieles an das Wiener Umland verloren, daher wäre es wichtig, zu dem zu kommen, was der ehemalige VBgm Görg einmal als "Vienna Region" bezeichnet hat.

Damit komme ich zu einem Bereich, der heute auch in der Rede des Vizebürgermeisters völlig ausgefallen ist, und zwar ist das der Bereich der Europäischen Integration und auch der Stadtaußenpolitik. Es hat schon in der vorigen Periode 1996 bis 2001 Europaprojekte in Wien gegeben. Eines davon wurde ganz ausgezeichnet abgewickelt, das war das Urban-Gürtel-Plus-Projekt. Das Zweite waren INTERREG-Projekte mit unseren östlichen Nachbarn, einerseits mit Niederösterreich und Burgenland gemeinsam, aber andererseits mit Tschechien, Slowakei und Ungarn. Diese wurden nur zu einem kleinen Teil in Anspruch genommen. Immer wieder wurden kleine Projekte vorgestellt und es wurde gesagt: Wir müssen sie durchführen, denn dafür bekommen wir Geld von der EU, und bevor wir das Geld verfallen lassen, machen wir das lieber. 

Hier hätte es viele Möglichkeiten gegeben, die Regionen weiterzuentwickeln. Noch im Dezember hat StR Schicker nach Tagungen, die in Brünn, in Pressburg, aber auch in Györ stattgefunden haben und dort von Compress vorbereitet wurden, gesagt, das ist wichtig, und wir werden im Zuge der Erweiterung der Europäischen Union schauen, dass hier eine Europaregion mit dem Mittelpunkt Wien gegründet wird. 

Ich kann mich erinnern, es ist ungefähr zwei Jahre her, da hat es eine Pressekonferenz zwischen der damaligen Finanzstadträtin Ederer und dem Präsidenten der Wiener Wirtschaftskammer Nettig gegeben. Damals hat es geheißen, das ist ein Bereich von ungefähr 2 bis 3 Millionen Einwohnern, da ist großes wirtschaftliches Potenzial vorhanden, das auch genützt werden sollte. Es sind zwei, drei Jahre vergangen, aber passiert ist in diesem Bereich eigentlich überhaupt nichts. Auch die Ankündigung Schickers, dass er sich für eine Europaregion in Zusammenarbeit mit den genannten Städten, die an unserer Grenze sind und in denen es überall auch ein Büro von Compress gibt, einsetzen wird, hat nicht dazu geführt, dass weitere Projekte in Angriff genommen wurden, denn seit dem, ich glaube, 7. Dezember 2001 hat es vom Planungsstadtrat in diesem Bereich keine Meldungen mehr gegeben.

Die Erweiterung der Europäischen Union kommt jetzt in eine Phase, in der es heißt, 2004 käme es zu weiteren Beitritten. Aber jetzt geht es auch um das Eingemachte. Es geht um die Finanzierung einerseits der Landwirtschaft und andererseits des ganzen Bereichs der Strukturpolitik. Der SPD-Bundeskanzler Deutschlands hat plötzlich gesagt, Deutschland könne es sich nicht mehr leisten, die Landwirtschaft in den Beitrittswerberländern auch mit Direktzahlungen zu unterstützen. Ich hoffe, dass das nicht nur eine Ansage eines im Wahlkampf befindlichen Bundeskanzlers war, sondern dass das dazu führen müsste, eine Änderung der Agrarpolitik in der Europäischen Union zu bewirken. 

Was ist passiert? - Es hat dort niemand darüber nachgedacht, wie man bei der Agrarpolitik, die immerhin 50 Prozent des Gesamtaufwands der Europäischen Union zur Finanzierung benötigt, Änderungen durchführen könnte, nein, es ist etwas anderes passiert: Einen Tag darauf hat Agrarkommissar Fischler in der "Pressestunde" im ORF 2 dem deutschen Bundeskanzler einfach eine Rüge erteilt. Es handelt sich bei Fischler um einen Politiker, der noch nie eine Wählerstimme brauchte, der mit Begeisterung in Brüssel sitzt und dort die Bürokratie aufrechterhält, ohne sich wirklich den Kopf zu zerbrechen, wie es den kleinstrukturierten Landwirtschaften in den kleineren Ländern geht - Österreich ist ein ganz typisches Beispiel dafür -, ohne daran zu denken, dass jetzt Länder an unseren östlichen Grenzen dazukommen, die eine sehr großstrukturierte, aber veraltete Landwirtschaft haben, deren landwirtschaftlicher Bereich zum großen Teil aus der Produktion herausgenommen werden muss. 

Ich glaube, es ist überhaupt nicht möglich, eine Finanzierung dieses Bereichs durchzuführen. Darüber hinaus werden jetzt jene Länder aufheulen, die derzeit die Gelder, die für die Landwirtschaft heranzuziehen sind, bekommen. Das ist an erster Stelle Frankreich, dessen Bauern die größten Förderungen im Agrarbereich erhalten, gefolgt von Spanien, Portugal und Griechenland.

Meine Damen und Herren! Sie können sich noch erinnern, dass, als die Erweiterung um Österreich und die nordischen Staaten erfolgt ist, die Südländer Europa gezwungen haben, als Voraussetzung für ihre Zustimmung einen Kohäsionsfonds einzurichten, um zusätzliche Mittel in Anspruch nehmen zu können. Dieser Kohäsionsfonds wurde eingerichtet und hat dazu geführt, dass die Südländer zusätzliche Mittel erhalten haben. Interessant ist nur, dass Griechenland zum Beispiel von den zusätzlichen Mitteln nur 60 Prozent in Anspruch nehmen konnte, weil beim Kohäsionsfonds eine Eigenmittelaufbringung von insgesamt 20 Prozent notwendig ist und sich die Länder das nicht leisten konnten. Aus diesem Grund wurden die Mittel gar nicht in Anspruch genommen. Daher hat es auch bei den Abrechnungen jährlich immer wieder kleine Rückflüsse an alle Länder gegeben, vor allem auch an die Nettozahler. Das hat bei Österreich dazu geführt, dass man dann zwischen einer und eineinhalb Milliarden weniger als budgetiert wirklich leisten musste. 

Nur: Eine Erweiterung in Richtung Osten heißt auch, dass Budgetmittel dafür zur Verfügung stehen müssen. Und da kann es nur zwei Möglichkeiten geben: Entweder die Nettozahler zahlen noch mehr als bisher oder die Nettonehmer kriegen weniger. Ich habe schon dargestellt, wie das im Süden Europas gewesen ist. Es wird also noch intensive Auseinandersetzungen in diesem Bereich geben, und Österreich sollte darauf vorbereitet sein. 

Eine, die dafür schon etwas geleistet hat, war Verkehrsministerin Forstinger. 30 Jahre lang hat man in Österreich herumgetan und hat keinen Generalverkehrsplan zusammengebracht. Es musste eine freiheitliche Verkehrsministerin kommen, um den Generalverkehrsplan zu erstellen, und der jetzige freiheitliche Verkehrsminister Reichhold hat erst gestern in der "Pressestunde" klar und deutlich gesagt, dass vor allem im Osten Österreichs die Notwendigkeit besteht, für die Infrastruktur etwas zu leisten und die Infrastruktur weiter auszubauen. Er hat gestern gesagt - Sie haben es vielleicht auch gehört, Herr Kollege -, nach 15 Jahren Versäumnis ist es notwendig, dass man in Wien infrastrukturelle Maßnahmen vor allem im Bereich der Eisenbahn in Angriff nimmt. Er hat aber auch eines deutlich gesagt: Das sind nicht Maßnahmen, die in einem Jahr oder in zwei Jahren durchgeführt werden können, das sind Maßnahmen, für die 10 bis 15 Jahre notwendig sind. Er wird derjenige sein, der sich mit Wien gemeinsam zu diesen Projekten bekennt. 

Klubobmann Kabas hat ebenfalls schon gesagt, dass auch die Wiener Freiheitlichen alles daransetzen werden, um für ihre Heimatstadt positive Aspekte der Bundespolitik für Wien und für die Infrastruktur von Wien umzusetzen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Wirtschaftspolitik, die der Bund in den letzten zwei, zweieinhalb Jahren betrieben hat, hat viele positive Effekte gebracht. Das, was uns die Redner von der SPÖ hier darlegen wollten und was am Anfang gestanden ist - Wien wird als Kongressstadt nicht mehr besucht werden, in Wien werden wirtschaftspolitische Probleme auftauchen auf Grund der blau-schwarzen Bundesregierung -, ist alles nicht eingetreten, und die Frage, die heute der Finanzstadtrat gestellt hat - er versteht nicht, wieso es, wenn es in Österreich überall Aufschwung gibt, in Wien keinen gibt -, die muss er sich wohl selbst beantworten. Das ist leider das, was er hier gemeinsam mit den ihn unterstützenden Stadträten und dem Bürgermeister in den letzten Jahren nicht zustande gebracht hat. Denn ich glaube schon, dass er sich den Kopf zerbrechen und nicht nur auf die Bundesregierung schimpfen sollte, wenn in Wien die Arbeitslosenzahlen steigen und wir nicht wissen, wie wir aus diesem Bereich herauskommen. Die Studie des Prof Pinter war durchaus interessant und sollte auch herangezogen werden, um sich den Kopf darüber zu zerbrechen, wie man hier neue Strukturmaßnahmen setzen kann.

Eines hat - das, meine Damen und Herren, noch abschließend - dieser Rechnungsabschluss gezeigt: Die Stadt Wien ist mit ihrer Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik anscheinend nicht in der Lage, die Probleme der Zukunft wirklich zu bewältigen. Aus diesem Grund werden die Freiheitlichen diesem Jahresabschluss ihre Zustimmung nicht erteilen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist GR Rudi Hundstorfer. Ich erteile es ihm. 

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist ja hochinteressant nach Herrn Dr Günther dranzukommen. Aus seinem Beitrag haben wir wieder was über Budgetkonsolidierung gelernt. Der Bund kann ja nur deshalb so viel überweisen, Herr Dr GÜNTHER, weil einerseits die Abgabenlast so hoch ist und weil andererseits viele gezwungen worden sind, Steuervorauszahlungen zu tätigen. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Es wurde niemand gezwungen! Das geschah ja freiwillig!) Der hinter Ihnen sitzende Wirtschaftstreuhänder Dr Serles kann Ihnen, glaube ich, erzählen, wie weit die Freiwilligkeit geht, denn wenn man die Zinsen für nicht freiwillig rechtzeitig Vorauszahlende entsprechend in die Höhe treibt, dann ist man als Wirtschaftstreibender sehr gerne bereit, freiwillig zu zahlen. Und dass bei dieser Eintreibungspolitik die Anteile der Länder und Gemeinden natürlich ein anderes Niveau haben, ist ja keine Frage. 

Bevor ich auf drei Punkte eingehe - der Herr Klubobmann ist zwar noch anwesend -, möchte ich noch einmal kurz auf das Thema Völkerwanderung eingehen, das heute in der Früh oder heute am Vormittag ein Thema war. Es ist ja hochinteressant, dass, wenn es um Ausländer geht, die FPÖ sofort reflexartig zusammenzuckt, und es ist, glaube ich, auch sehr wichtig zu wissen, dass wir in Österreich ein relativ sehr gut geregeltes Fremdenwesen haben. Wir haben auch ein sehr geregeltes Asylwesen, bei dem es nach sehr humanitären Grundsätzen zugeht. 

Da gibt es Einrichtungen der Republik Österreich, die Asylanten einen Status zuerkennen, nämlich den Status, als Asylant hier in unserem Land leben zu dürfen, während das Verfahren läuft, und da gibt es eine Partei, die sich darum überhaupt nicht schert, nicht einmal ansatzweise. Denn kaum steht irgendwo nur Asylant drauf, mit Brief und Siegel von 25 Stellen dieser Republik versehen, zucken die Freiheitlichen reflexartig aus. Sie zucken so reflexartig aus, dass eine Obdachloseneinrichtung der Stadt Wien zum Asylantenheim erklärt wird, sie zucken so reflexartig aus, dass eine nicht vorhandene Adresse zu einem Asylantenheim erklärt wird, und sie zucken so reflexartig aus, dass, wenn sich ein Träger haargenau an das vom ... (GR Mag Harald STEFAN: Was ist schlecht dran, wenn man das sagt?) Bitte? (GR Mag Harald STEFAN: Was ist schlecht dran, wenn man das sagt?) Ja, es ist nur so, dass die Freiheitlichen in Wien, konkret in Flodo ... (GR Mag Harald STEFAN: Es sagt ja niemand, dass das schlecht ist!) Dann fragen Sie Ihren Herrn Kreißl. Schauen Sie sich die Aussendungen an! (GR Mag Harald STEFAN: Das kann doch nichts Schlechtes sein!) Sie versuchen zum Beispiel massiv, Asylanten in der Bevölkerung als etwas Schlechtes, als etwas Kriminelles hinzustellen, als etwas, das zu einer Erhöhung des Drogenmissbrauchs führt, und und und. 

Sie können sich alle Einrichtungen, alle Aussendungen der FPÖ-Floridsdorf anschauen, Sie können sich auch alle ursprünglichen Beschlussanträge der Bezirksvertretung anschauen. In Wahrheit geht es Ihnen darum: Steht ein bisserl was von Fremden drauf - raus damit! Das ist in Wahrheit das, was Sie hier praktizieren. Sie pfeifen sich überhaupt nichts um die österreichische Rechtslage, Sie biegen die österreichische Rechtslage. Denn kaum steht ein bisschen was von ausländisch drauf, dann: Raus damit und gemma! Das ist in Wahrheit Ihre demaskierende Politik. (Beifall bei der SPÖ.)
Das geht so weit, dass sich Bezirksparteiobleute Ihrer Partei, die mit Ausländern verheiratet sind, im Nachhinein entschuldigen kommen und sich genieren für das, was Ihre Parteigenossen da aufführen. Sie wissen ganz genau, wen ich meine. (GR Kurth-Bodo Blind: Das sind ja Tagträumereien!) Das sind Tagträumereien? Die Verehelichungsverhältnisse von Bezirkspolitikern Ihrer Partei sind Tagträumereien? (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist Ihr Rechtssystem!) Ich rede überhaupt nicht davon. Hören Sie doch zu! Es geht darum, dass in Exekution unserer Asylgesetze in Floridsdorf eine Asylanteneinrichtung geschaffen werden soll, in der anerkannte Asylanten eine gewisse Zeit, während das Verfahren dauert, leben können, und zwar menschenwürdig leben können. Darum geht es, um nichts anderes! 

Und es geht darum ... (Weiterer Zwischenruf des GR Kurth-Bodo Blind.) Ja, sicher beugen Sie das Rechtssystem, denn Ihre Partei, repräsentiert durch ein paar "Wogeln", die Sie dort haben, stellt sich dorthin und erklärt ganz locker, mit diesen anerkannten Asylanten kommen Mord, Totschlag und und und. (GR Kurth-Bodo Blind: Was ist ein "Wogel" in Ihren Augen? Wie schaut so was aus?) Schauen Sie sich Ihre Parteifreunde in Floridsdorf an. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie sind ja nicht im Vorsitz, dass Sie so reden können! Sie können ja nicht jemanden als "Wogel" bezeichnen!) Ist in Ordnung! Schauen wir uns den Wiener Dialekt an, dann werden Sie sehen, dass das noch ein menschenfreundlicher Begriff war. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist die sozialdemokratische Macht!) Wenn Sie es mir da herunten sagen, werde ich einen entsprechenden Zwischenruf machen, wenn Sie es mir da oben sagen, haben Sie ein Problem. (GR Kurth-Bodo Blind: Eine "Wogelheit"!) So, machen wir ein bisschen weiter. 

Herr Klubobmann Kabas hat sich da hergestellt und gemeint, in Wien geht alles den Bach hinunter. Er hat eine WIFO-Studie zitiert, in der angeblich mehr oder weniger drinnen steht, alles geht den Bach hinunter Jetzt möchte ich Sie nicht zu einer Lesestunde über eine WIFO-Studie einladen, ich gestatte mir nur, hier ein paar Dinge zu relativieren. 

Ich gestatte mir zu relativieren, dass wir in der Wiener Wirtschaft eine Gründungsdynamik haben wie in keinem anderen Bundesland - das steht nämlich auch in dieser WIFO-Studie -, eine Gründungsdynamik von 7,7 Prozent gegenüber dem österreichischen Durchschnitt von 7,1 Prozent. 

Mehr als die Hälfte der Wiener Betriebe ist jünger als zehn Jahre. Was sagt dies? - Das sagt schließlich nichts anderes, als dass wir einen sehr dynamischen Bereich haben. - Meine Aussagen sind so dynamisch, dass die Freiheitlichen gleich den Saal verlassen. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie sind im Wiegel-Wogel!) - Das ist der eine Punkt.

Sehr geehrter Herr Pfeiffer! Sie als Vertreter der Wirtschaft sollten ganz genau wissen, dass die Gesamtdynamik der Wiener Wirtschaft eine positive ist. Angeblich vertreten Sie doch auch die Meinung, dass wir eine sehr positive Wirtschaftspolitik haben. Natürlich gehen Betriebe Pleite, das ist ja gar keine Frage, aber wichtig ist der Saldo und per Summe haben wir einen sehr dynamischen Saldo. (GR Gerhard Pfeifer: Woher haben Sie das?) Klar ist auch, dass Wien ... (GR Gerhard Pfeiffer: Woher haben Sie das?) Woher ich das habe? - Na, von Ihrem Präsidenten. Fragen Sie ihn! Fragen Sie nicht mich, fragen Sie Ihren Präsidenten. (GR Gerhard Pfeiffer: Ihr Präsident darf schon selber auch reden! Der darf schon auch eine Meinung haben!) Entschuldigen, ich weiß nicht, dass Ihr Präsident schon meiner Partei angehört. Wenn das so ist, gratuliere ich ihm dazu. (Weiterer Zwischenruf von GR Gerhard Pfeiffer.) Nein, Herr Pfeiffer, Sie haben mich gefragt, woher ich das habe, und ich habe gesagt, ich habe das von Ihrem Präsidenten. (GR Gerhard Pfeiffer: Ach so!) 

Wir sind uns darüber im Klaren, dass Wien die Drehscheibe im Dienstleistungszentrum der Ostregion ist und auch darüber hinaus. Wir sind uns auch klar darüber - das ist ja gar keine Frage -, dass die Wiener Wirtschaft einem Strukturwandel unterliegt. 

Es ist auch überhaupt keine Frage, dass wir im so genannten Sachgüterproduktionsbereich Probleme haben und wir sind die Letzten, die das nicht sehen würden. Aber das ist überhaupt nicht das Problem. Nur eines ist auch interessant - es ist vorhin der Wiener Begriff "Wogel" gefallen; Herr Blind, ich kann Ihnen dann mit Hilfe des Dialektlexikons übersetzen, worum es geht -: Es geht darum, dass wir aus dieser Sachgüterproduktion heraus ganz einfach Probleme haben. Ich kann Ihnen auch ein Beispiel aus Floridsdorf bringen. Da wagt es ein Betrieb ... (GR Josef Wagner: Lenken Sie Ihren Blick über Floridsdorf hinaus!) Das ist ja kein Problem, wir haben auch Beispiele aus der Leopoldstadt, Herr Wagner. Das ist nicht das Thema. 

Das Thema ist nämlich Folgendes: Da wagt es ein Betrieb, der ein bisschen eine Lärmentwicklung hat bei seiner Produktion, sich anzusiedeln. Die Ersten, die mit der Bürgerinitiative gerannt sind, waren Sie, niemand anderer. (GR Kurth-Bodo Blind: Na schlecht?) Was hat dieser Betrieb demzufolge gemacht? (GR Kurth-Bodo Blind: Was ist schlecht an einer Bürgerinitiative?) Als er das erste Mal ein bisschen Widerstand gespürt hat und das erste Mal ... (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist Ihre Stadtplanung!) Das hat nichts mit Stadtplanung zu tun. Das sind Betriebsansiedlungsgebiete, die als solche ausgewiesen sind. Das ist nicht das Thema, das wissen Sie ganz genau. Machen wir jetzt mitten in Rudolfsheim-Fünfhaus Betriebsansiedlungsgebiete? Machen wir das? - Stellen Sie sich hin und sagen Sie das! Trauen Sie sich? Trauen Sie sich, das zu machen? 

Was macht diese Firma? - Sie geht natürlich nach Hagenbrunn. Das ist ja gar keine Frage, denn kaum gibt es ein bisschen ein Problem, gehen wir nach Hagenbrunn, kaum gibt es ein bisschen ein Problem, gehen wir nach Groß Enzersdorf, nach Vösendorf und und und, der ganze Kreis rund um Wien. Alle 13 Gemeinden, die Wien einschließen, leben unter anderem auch davon, dass sich bei ihnen Betriebe ansiedeln, die aus Wien weggegangen sind. Die sind aber nicht nur aus Platzgründen aus Wien weggegangen, sondern sie sind auch sehr oft deswegen weggegangen, weil Bürgerinitiativen dahinter stehen, die sich belästigt gefühlt haben durch Geruch, Lärm und so weiter. (GR Kurth-Bodo Blind: Ist das schlecht?) 

Herr Blind, das ist nicht schlecht. Es ist nur eines: Sich dann herzustellen und zu behaupten, die Sachgüterproduktion sei auf Grund der sozialistischen Politik in dieser Stadt ausgewandert, das ist das Schlechte, und genau das verurteile ich. (GR Kurth-Bodo Blind: Das stimmt ja leider auch!) 

Gehen wir doch bitte zum Kern der Sache! Es gibt viele Betriebe, die sich rund um Wien angesiedelt haben, nicht deshalb, weil das negerantische Betriebe waren, schlechte Betriebe waren, sondern weil das hervorragende Betriebe waren und weil diese hervorragenden Betriebe im Stadtkern Wiens keinen adäquaten Platz mehr bekommen haben. Darum sind sie unter anderem in das Umland gegangen. (GR Kurth-Bodo Blind: Schlechte Stadtplanung! Das ist es!) Aha, schlechte Stadtplanung. 

Herr Blind, ich will Sie jetzt nicht an Penzing erinnern - aber ich höre dann eh gleich auf mit Ihnen, denn es ist sinnlos -, ich erinnere Sie ... (GR Kurth-Bodo Blind: Sozialistische Beschimpfung vom Rednerpult aus!) Herr Blind, wenn Sie sich beschimpft gefühlt haben, dann verzeihen Sie diese Worte, dann nehme ich sie mit dem Ausdruck des Bedauerns zurück. Aber kaum will die Stadt im 14. Bezirk ein bisschen was investieren, sind Sie der Erste, der dagegen ist. (GR Kurth-Bodo Blind: Darüber können wir dann diskutieren!) Auch hier geht es darum, Wirtschaftsimpulse zu setzen, auch hier geht es darum, ganz einfach etwas für die Wiener Wirtschaft zu tun. 

Es dürfte auch in der Stadt nicht allzu schlecht sein, denn wir sind immerhin die viertwichtigste Kongressstadt der Welt. Immerhin - und auch das sei als nicht uninteressant erwähnt - arbeiten 18 Prozent unserer Arbeitskräfte in sehr jungen, dynamischen Betrieben - in ganz Österreich sind es nur 9 Prozent -, wir haben allerdings auch - Herr Dr Günther hat das zuerst auch erwähnt, und ich stehe überhaupt nicht an, das zu negieren, das ist keine Frage - per Saldo gesehen ein Arbeitsplatzdefizit, die Frage ist nur, wie wir mit diesem Arbeitsplatzdefizit umgehen. 

Antworten auf diese Frage gibt Wien einerseits durch den Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds - Wien ist immer noch das einzige Bundesland, das so einen Fonds eingerichtet hat -, durch Technologiefördermaßnahmen, durch Förderungen von Fachhochschulen und so weiter. Gerade in den letzten Sitzungen des Stadtsenats und Gemeinderats ist auch für Fachhochschulen nicht Unwesentliches geschehen. Es geht natürlich auch darum, mit diesem Strukturwandel dahingehend umzugehen, dass wir uns selbstverständlich bemühen müssen, einerseits die bestehende Sachgüterproduktion in Wien zu halten, andererseits neue zu bekommen. 

Genau das ist einer der Punkte, wo wir uns ganz einfach weiterhin gemeinsam anstrengen werden, wobei wir aber sehen müssen, dass wir diesen Strukturwandel in unserer gesamten Wiener Wirtschaft haben. Ich glaube, wir sollten uns nicht - und werden das auch nicht tun - auf unseren Lorbeeren ausruhen, was den Dienstleistungssektor betrifft, was vor allem auch Wien als Standort zum Osten betrifft. Es ist ja nicht uninteressant, dass eine sehr, sehr hohe Anzahl derjenigen Firmen, die Österreich als Drehscheibe in den Osten verwenden, sich primär in Wien ansiedelt. Zwei Drittel dieser Ansiedelungen finden nämlich in Wien statt und nicht im Umland Wiens. Ich glaube, das sollte hier auch einmal sehr eindringlich gesagt werden. 

Ich möchte noch auf zwei Punkte eingehen, weil heute auch schon das Nulldefizit der Republik gerühmt wurde, dieses Nulldefizit, dass das Credo alles Guten darstellt oder des angeblich Guten. Man sollte bei der Budgetkonsolidierung auch berücksichtigen - und das sehen die Damen und Herren der vereinten Oppositionsparteien ja überhaupt nicht -, was die negativen Seiten sind, was hinter einer Budgetkonsolidierung steht. Dass hinter einer Budgetkonsolidierung eine Wachstumsbremse steht, dass hinter einer Budgetkonsolidierung der Anstieg der Arbeitslosigkeit steht, das wird ja nicht gesehen. 

Gerade im Baubereich zum Beispiel ist der Ausfall des Bundes bei Projekten in Wien ein ganz, ganz dramatischer, auch wenn von diesen 15 000 Arbeitsplätzen, die der Bund abgebaut hat, angeblich nur ein Drittel auf Wien entfällt. In Wahrheit sind es laut Auskunft des zuständigen Sektionschefs des Bundeskanzleramts nicht ein Drittel, sondern zwei Drittel der Wiener Arbeitsplätze; aber das Zahlenspiel sei jetzt dahingestellt. Es ist ganz einfach so, dass die Republik Österreich als Bund bei den Investitionen in Wien keine Rolle mehr spielt. Sie ist nicht mehr vorhanden, sie ist in eine Wien-Feindlichkeit hineingerückt, die man den Menschen ganz einfach erklären muss, die man aufzeigen muss. 

Es ist auch zu befürchten, dass dieser Nulldefizit-Fetischismus weitergehen wird in einer Art und Weise, die bewirken wird, dass wir wahrscheinlich noch einmal Sparpakete bekommen werden, die vor allem diejenigen am ärgsten treffen werden, die am meisten Zuschüsse von der öffentlichen Hand brauchen. Das heißt, die Ärmsten unter uns, die Armen unter uns, die Kranken unter uns werden diejenigen sein, die wahrscheinlich noch einmal von diesen Sparpaketen betroffen sein werden. Es gilt daher, dies aufzuzeigen, dies auch der Bevölkerung klar zu machen und dies auch bei der künftigen Nationalratswahl entsprechend zu propagieren.

Ich möchte abschließend auf noch ein Thema eingehen, das ist die Frage der Gesundheit - Kollegin Neck-Schaukowitsch hat schon einiges dazu gesagt -, denn es ist wirklich perfide, sich hinzustellen und zu sagen, die gesunden Krankenkassen sollen einmal alles zu den so genannten maroden Krankenkassen überweisen und dann werden wir weiterschauen. 

Worum geht es Ihnen denn wirklich? - Es geht dieser ÖVP/FPÖ-Regierung um nichts anderes als darum, im Wahljahr einen ganz billigen Gag auf Kosten derjenigen durchzuführen, die die Möglichkeit hatten, besser zu wirtschaften, die die Möglichkeit hatten, bei den Versicherten einen besseren Verlauf zu haben. Diese Rücklagen können ja aus keinem anderen Grund gebildet worden sein. Ich war selbst jahrelang Präsident einer Krankenfürsorgeanstalt und ich weiß, wie wir zu Rücklagen gekommen sind. Wir hatten das Glück, in gewissen Jahren einen besseren Verlauf zu haben. Was heißt ein besserer Verlauf? - Weniger Krankenstände, weniger Kranke, weniger Spitalsaufenthalte und so weiter. Demzufolge konnten wir überhaupt Rücklagen bilden. Diese Rücklagen wurden einerseits dazu verwendet, Leistungssegmente auszuweiten, andererseits dazu, in Jahren, wo es nicht so positiv gelaufen ist, durchzutauchen. Das ist in Wahrheit der Hintergrund dieser Rücklagen.

Ihrerseits aber ist es nichts anderes als die Finanzierung eines ganz billigen Wahlkampfgags, dass man sich von Krankenkassen, die diese Möglichkeit heuer und voriges Jahr hatten, das Geld abzweigt und dass man mit dem Schmäh des Solidargedankens ganz einfach das Jahr 2003 durchtauchen will. Das ist in Wahrheit genau die Politik, die dahinter steht, denn es gibt überhaupt kein langfristiges Sanierungskonzept. (GR Mag Helmut Kowarik: Selbstverwaltung!)
Sehr geehrter Mag Kowarik, Sie sind genauso lange wie ich in dieser Fürsorgeanstalt gesessen und sitzen immer noch dort - was eine sachliche Feststellung ist -, Sie wissen daher, wie das geht. Die Oberösterreichische Gebietskrankenkasse, die eine sehr gut bilanzierende ist, die sich massiv bemüht hat, wird, wenn das, was in der 60. Novelle drinnen steht, Realität wird, im Jahr 2004 im Minus sein. (GR Mag Helmut Kowarik: Darüber wird man reden müssen!) Das ist ein von dieser Bundesregierung künstlich erzeugtes Minus, denn die oberösterreichische Gebietskrankenkasse wäre überhaupt nicht im Minus, wenn das nicht der Fall wäre. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, wenn die Wiener Gebietskrankenkasse so weit im Minus ist! Reden Sie über die Wiener Gebietskrankenkasse!)

Wir wissen auch sehr genau - lieber Herr Pfeiffer, Sie, von der Wirtschaft kommend, kann ich auch nur einladen -, dass 852 Millionen EUR an Krankenkassenbeiträgen von den Arbeitgebern nicht einbezahlt, nicht überwiesen wurden. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, holen Sie sich das!) Die Hälfte davon haben die Arbeitnehmer bereits bezahlt, denn bei der Berechnung ihres Bruttogehalts wurde ihnen das entsprechend abgezogen. (GR Kurth-Bodo Blind: Warum hat das der Edlinger nicht eintreiben lassen?) Jetzt geht es hier ganz einfach darum, dass unter anderem auch der Herr Finanzminister nur wegschaut. (GR Kurth-Bodo Blind: Die Schulden können doch nicht von heute auf morgen entstanden sein! Das ist doch unter Ihrer Regierung entstanden!)

Es geht schlichtweg darum, klar zu erkennen: Sie wollen mit der 60. Novelle einen billigen Gag liefern und sind an einer langfristigen Strukturreform überhaupt nicht interessiert. Das kann es doch nicht sein! Bemühen wir uns vielmehr darum, einerseits das, was unter anderem auch die Krankenkassen an Vorschlägen auf den Tisch gelegt haben, umzusetzen. Bemühen wir uns andererseits auch, eine sehr moderate, mit vielen Rahmenbedingungen versehene Erhöhung unserer Krankenversicherungsbeiträge umzusetzen. Ich betone noch einmal: mit sehr vielen Bedingungen versehen. 

Das, was zum Beispiel im Hauptverband passiert ist und was der Ausfluss dieser gesamten Reform im Hauptverband ist, ist Folgendes: Der Hauptverband als Kopf des ganzen Systems ist teurer geworden. Der Hauptverband war vor dieser Reform billiger und kostet heute mehr. Die gleiche Gefahr, weil hier die gleichen Personen agieren, besteht auch bei den Pensionsversicherungen, denn die Bestellung des Herrn Gaugg verteuert das System, führt aber zu überhaupt keiner Effizienzsteigerung, denn die Prüfungen, die alle anderen Kandidaten schon lange haben, muss der Herr Gaugg erst machen. (GR Kurth-Bodo Blind: Und der Freitag? Der Freitag kann gar nichts?) Der Herr Freitag hat genau die Dienstprüfungen, die vorgesehen sind (GR Kurth-Bodo Blind: Das steht in der Zeitung!), ordnungsgemäß erledigt und seine Kollegin von der PVArb genauso. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist ja nicht wahr!) Lesen Sie Jeneweins Gutachten exakt, dann werden Sie wissen, wovon ich rede. - Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur allgemeinen Beratung des Rechnungsabschlusses für das Jahr 2001 liegt keine Wortmeldung mehr vor; zumindest keine offizielle, Kollege Blind. 

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm. Redezeit: 40 Minuten. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. Ich möchte nur ganz kurz zum Bereich Finanzen etwas vorwegschicken, weil bei aller Kritik, die auch ich immer wieder an der Stadt Wien geübt habe, eine Kritik, die heute, ich glaube, vom Klubobmann der Freiheitlichen Kabas bezüglich der Schuldengebarung der Stadt Wien geübt wurde, beim besten Willen nicht nachvollziehbar war: Ich habe selten eine Gemeinde erlebt, die eine so intelligente Schuldengebarung gemacht hat wie die Gemeinde Wien in den letzten zehn Jahren. Es gibt ein Problem und das sehe ich schon. Hätte sich Herr Kabas auf die letzten zwei Jahre beschränkt, seit der Schweizer Franken so gestiegen ist, würde das ein bisserl anders ausschauen. (GR Gerhard Pfeiffer: Was ist mit den Rückzahlungen?) Aber so ist es billige Polemik, und Sie wissen genau, die billige Polemik ist an und für sich bei dem, was die SPÖ insgesamt in Wien macht, nicht notwendig. Da kann man ein bisserl fundierter nach Sachen suchen und muss nicht Dinge herausgreifen, die eigentlich auf dieser Ebene nicht wirklich anzugreifen sind. Möglicherweise wird man in fünf Jahren sagen, das war wirklich ein schwerer Fehler, weil nicht rechtzeitig jetzt 2002 zurückgezahlt wurde, aber wenn man zehn Jahre nimmt, dann schaue ich mir das einmal an, ob da nicht die Stadt Wien sehr wohl davon profitiert hat.

Zum zweiten Bereich: Wiener Stadtwerke. Was soll man zu den diversen Tariferhöhungen, die vorgenommen wurden, sagen, außer dass die Menschen davon in erheblichem Ausmaß betroffen waren und Investitionen in Wirklichkeit in manchen Bereichen leider nicht getätigt wurden. Das wurde im Großen und Ganzen alles schon erschöpfend in der Generaldebatte besprochen. Ähnliches gilt für die Wirtschaftspolitik der Vergangenheit.

Ich komme daher zu einem Thema der Wirtschaftspolitik der Zukunft, einer Zukunft, der sich auch die Stadt Wien stellen wird müssen, einer Zukunft, die, sofern die jetzigen Verhandlungen im Rahmen des General Agreement of Trade and Services, kurz GATS, 2005 im Sinne der WTO abgeschlossen werden, eine massive Rückwirkung auf die Stadt Wien haben werden. Sie werden massiven Einfluss darauf nehmen, ob und in welcher Art und Weise die Stadt Wien überhaupt noch diejenige sein wird, die öffentliche Dienstleistungen zur Verfügung stellen kann. 

Da uns - so wie auch Bgm Häupl am 30. Jänner gesagt hat - die Bereitstellung der öffentlichen Dienstleistungen in Wien ein sehr großes Anliegen ist, möchte ich die jetzt verbleibenden Minuten dazu benutzen, Sie einerseits darüber zu informieren, was im Rahmen des General Agreement of Trade and Services tatsächlich auf uns zukommt, und weiters einen diesbezüglichen Antrag zur Positionierung der Stadt Wien bei diesen Verhandlungen einbringen.

Die Rahmenbedingungen sind relativ schnell erklärt. Wir befinden uns nun seit rund 20 Jahren in einem Globalisierungsprozess, in dieser Form ermöglicht und vorangetrieben von einer neoliberal motivierten Politik der Liberalisierung und Deregulierung der Finanz- und Produktmärkte sowie der Privatisierung vormals öffentlicher Unternehmen zur substanziellen Verschiebung der Gewichte im Zusammenspiel von Politik und Ökonomie. 

Sie werden es alle gemerkt haben: In den letzten 20 Jahren, vor allem auch in den letzten 10 Jahren hat sich der politische Diskurs sehr verschoben, und zwar weg von wirklich politisch orientierten Entscheidungen hin zu Sachzwangentscheidungen. Nichts anderes als eine Marketingstrategie mit einer vornehmlichen Sachzwangentscheidung ist zum Beispiel die Diskussion um ein Nulldefizit. Ein Saldo ist niemals Politik, es kommt immer darauf an: Was macht man mit den Ausgaben? Woher bekommt man die Einnahmen? Und daraus dokumentiert sich dann auch, welches politische Verständnis man letztendlich hat. 

Das heißt, in den letzten 20 Jahren kam es zu einer Stärkung des ökonomischen Sektors auf Kosten des politischen und des gesellschaftlichen Sektors. Gleichzeitig - das kann man jetzt zunächst einmal positiv oder negativ bewerten, das überlasse ich gerne Ihnen - kam und kommt es zu einer Aushöhlung und Schwächung des Nationalstaats durch Verlagerung von Entscheidungen und die parallele Aufwertung von supranationalen Politikebenen, sei es jetzt EU, sei es WTO et cetera. 

Im Zuge dieser Aufwertung kommt es natürlich auch zu einer massiven Verschiebung der Politikgestaltung innerhalb der Nationalstaaten, und zwar vor allem innerhalb der gewählten Gremien. Der Einfluss von gewählten Mandataren und Mandatarinnen geht auf Kosten von Exekutivorganen immer stärker zurück. Diese Verschiebung - ich werde das in weiterer Folge herausarbeiten - hat natürlich auch einen massiven Entdemokratisierungsprozess eingeleitet, einen Prozess immer weiter weg von den Bürgern und Bürgerinnen. Sie alle wissen, in den letzten Wochen und Monaten ist das Schlagwort der BürgerInnennähe immer wieder in den Mittelpunkt gerückt, vor allem im Zuge auch der Konventdebatte, die gegenwärtig stattfindet. Doch die Auswirkungen der letzten Jahre waren ein immer stärkeres Wegrücken von den Bürgern und Bürgerinnen, immer weniger Politik, immer weniger Mitspracherecht von gewählten Mandataren und Mandatarinnen, immer mehr öffentlich-private Politiknetzwerke, die zum Teil über organisatorische Einheiten verfügen, die keine oder zumindest nur eine sehr zweifelhafte demokratische Legitimität haben. Und genau unter diesen Rahmenbedingungen finden die jetzigen Verhandlungen im Rahmen des GATS-Abkommens statt.

Was ist GATS? - Für alle, die es nicht wissen, ein ganz kurzer Überblick. Mit dem allgemeinen Abkommen über Handel und Dienstleistungen wurde im Jahr 1994 mit Abschluss der Uruguay-Runde ein Rahmenwerk für die fortschreitende Liberalisierung des internationalen Handels für Dienstleistungen geschaffen. Gleichzeitig wurde festgelegt, dass im Jahr 2000 mit Neuverhandlungen begonnen wird, und diese haben, wie gesagt, jetzt begonnen. 

Einer der wesentlichsten Punkte dabei ist, dass die Mitgliedsländer der WTO jetzt bis 30. Juni 2002 ihre Liberalisierungsforderungen bekannt geben müssen und bis 31. März 2003 ihre Liberalisierungsangebote darlegen müssen. Die Mitgliedsstaaten der EU werden dabei in ihrer Gesamtheit von der EU-Kommission vertreten. Der geplante Abschluss dieser Verhandlungen soll 2005 stattfinden. Das heißt, es ist noch genügend Zeit vorhanden, um eine Position zu finden. Ist es allerdings so, dass sich die Verfechter des ach so freien Markts und der Liberalisierung und der Deregulierung durchsetzen, so kann das Jahr 2005 gleichzeitig das Ende der öffentlichen Dienstleistungen in Wien bedeuten.

Im Prinzip umfasst GATS sämtliche Dienstleistungen. Ausgeschlossen sind einzig und allein die Luftverkehrsrechte und die so genannten hoheitlichen Aufgaben, wobei im Rahmen des bislang existierenden GATS-Abkommens die hoheitlichen Aufgaben äußerst schwammig definiert waren, so schwammig, dass weite Bereiche der öffentlichen Dienstleistungen nicht grundsätzlich von den Bestimmungen des GATS ausgenommen sind. Insbesondere darf im jeweiligen Bereich kein Wettbewerb mit auch nur einem einzigen anderen Dienstleistungserbringer bestehen. 

Das heißt natürlich, dass nach den GATS-Richtlinien der Bildungsbereich kein hoheitlicher Bereich ist, dass die soziale Absicherung kein hoheitlicher Bereich ist. All diese Bereiche sind keine hoheitlichen Bereiche. Das, was letztendlich übrig bleiben kann, ist wahrscheinlich Sicherheitswesen, Polizei, Militär. Obwohl ich - das muss ich jetzt schon einmal dazusagen - in einem Punkt ein gewisses Amüsement verspüre, wenn ich mir denke, dass etwa gerade im Sicherheitsbereich, wenn - was weiß ich - im Zuge der WTO die nächste Opernballdemo ausgeschrieben wird, die japanische Polizei zur Bewachung der Opernballdemo zum Zug käme. Das hätte ein gewisses Amüsement. Aber ich sage Ihnen ganz ehrlich: Nein, danke! Und dieses "Nein, danke!" bezieht sich auf erheblich mehr Bereiche als den Sicherheitsbereich.

Was ist das Schwierige an dem GATS-Abkommen? - Das Bedrückende, das auch noch über die Rahmenbedingungen in der EU hinausgeht, ist, dass das GATS-Abkommen die Möglichkeit bietet, im Zuge des Artikels 6 auf innerstaatliche Regelungen einzuwirken, denn Artikel 6 des bestehenden GATS-Abkommens sagt als einer der sensibelsten Bereiche, dass vor allem überall dort, wo nationale und staatliche Gesetzgebung als Handelshemmnis wirkt, die Möglichkeit besteht, im Zuge des GATS einzugreifen und dagegen aufzutreten. Das ist ein ganz, ganz großes Problem, denn damit greift das GATS weit in die Innenpolitik der WTO-Mitglieder ein und berührt nicht selten die zentralen und sensibelsten Bereiche staatlicher Regelungshoheit. Und welche politischen Ziele als handelsbeschränkend oder liberalisierungsbeschränkend et cetera legitimiert sind, das ist nach wie vor ungeklärt. 

Wenn man sich anschaut, wie bislang im Zuge der Liberalisierungsdebatte der Staat oft und gerne als Bremser dargestellt wurde, dann befürchte ich, dass, wenn es zu diesen weit gehenden Liberalisierungsschritten im Zuge des GATS kommt, das österreichische Arbeitsrecht möglicherweise den so genannten Liberalisierungsanforderungen nicht standhalten wird können, dass die Umweltschutzauflagen nicht standhalten werden können, dass Versorgungsaufträge nicht standhalten werden können.

Genau deshalb ist es wichtig, dass wir heute, noch drei Jahre vor dem endgültigen Abschluss des GATS-Abkommens, als Stadt Wien Position beziehen und so wie innerhalb der EU auch innerhalb des GATS-Abkommens versuchen, diese Liberalisierungs- und Deregulierungsschritte zu verhindern. Es freut mich, in diesem Zusammenhang zumindest das Gefühl zu haben, dass wir - zu diesem Schluss komme ich, wenn ich die Rede von Bgm Häupl vom 30. Jänner ernst nehme, von der ich jetzt das wortwörtliche Protokoll vor mir liegen habe - vielleicht einen Verbündeten in dieser Frage haben. Wenn Bgm Häupl hier sagt - nur als Beispiel -, es geht bei der Daseinsvorsorge "weniger um die Versorgung der Bevölkerung mit notwendigen Dienstleistungen wie Wasserversorgung, Abfallbeseitigung, Mobilität, auch soziale Absicherung und Ähnliches, es geht damit schlicht um die Lebensqualität, und zwar um fundamentale Aspekte der Lebensqualität", und wenn er gleichzeitig sagt: "Kommunale Versorgungsleistungen haben vielfach den Charakter natürlicher Monopole und eignen sich daher nicht für rein marktmäßige Lösungen. Aber auch dort, wo man über die Frage, ob tatsächlich ein natürliches Monopol gegeben ist, streiten kann, ist man von lehrbuchmäßigen Konkurrenzlösungen weit entfernt, denn gerade die im Versorgungsbereich hohen Eintrittsbarrieren und Economies of tale führen wiederholt zu Oligopol- oder gar Monopolbildungen, die nicht einmal im neoliberalen Gedankengebäude optimale Lösungen hervorbringen", dann hoffe ich, dass Bgm Häupl das, was er im Zuge der EU sagt, auch im Zuge des GATS-Abkommens sagt. 

Denn eines wird oft vergessen: All diese Gremien arbeiten nicht ganz unabhängig voneinander, und wann immer auf einer Seite mit Widerstand zu rechnen ist, wird versucht, dann doch auf der anderen Seite durchs Hintertürl wieder etwas einzuführen. All das, was jetzt möglicherweise die Liberalisierungsfanatiker innerhalb der EU nicht durchbringen, gelingt ihnen dennoch, wenn es ihnen gelingt, das im GATS umzusetzen. Vice versa. Und das muss uns allen bewusst sein.

Deshalb noch ein Satz, bevor ich Ihnen die einzelnen Punkte des Antrags vorstelle. Auch das wurde von Bgm Häupl in seiner Rede erwähnt, aber ich möchte dennoch darauf hinweisen, nämlich auf die Frage der politischen Handlungsspielräume. Denn wird der politische Handlungsspielraum für die Bereitstellung und die Erfüllung öffentlicher Dienstleistungen langsam, aber sicher immer stärker den dafür demokratisch legitimierten Gremien entzogen und werden sämtliche Entscheidungen einzig und allein daraufhin überprüft, ob diese den freien Wettbewerb behindern, dann verkümmert die Demokratie. Dann können wir uns nicht mehr überlegen, was für uns in der jetzigen Situation politisch wichtig ist, ob es uns wichtig ist, Armut zu bekämpfen, ob es uns wichtig ist, Umweltschutzmaßnahmen zu setzen, denn wenn das alles keine Rolle mehr spielt, wie es zum Teil im Rahmen des GATS geplant ist, dann werden Landtage, Gemeinderäte und zum Teil auch nationale Parlamente letztendlich nur noch zu Verwaltungsgehilfen und zu Erfüllungsgehilfen. Und dem gilt es meines Erachtens nach einen Riegel vorzuschieben. 

Ein Blick auf die privatisierten öffentlichen Dienstleistungen anderer Länder - da hat Bgm Häupl, glaube ich, die Eisenbahnversorgung in Großbritannien, die Wasserversorgung in Paris und in einigen anderen Städten erwähnt - zeigt deutlich, dass die Folgen von liberalisierenden und privatisierenden Schritten gerade in den Bereichen öffentliche Dienstleistungen, kommunale Dienstleistungen in der Regel fatal sind. Positive Ausnahmen gibt es vereinzelt, meist jedoch von einem bei weitem niedrigeren Ausgangslevel. Das sind, wie gesagt, positive Ausnahmeerscheinungen. In der Regel sind die Folgen steigende Preise, Qualitätsverlust, Leistungsabbau, Lohndumping und ein Verlust - und das ist ein ganz wichtiger Satz - an Versorgungssicherheit. Denn einer der wesentlichsten Punkte ist natürlich gerade in der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen auch der Kontrahierungszwang für alle Konsumenten und Konsumentinnen. 

Um diese Entwicklung in Österreich zu bekämpfen, sollten unseres Erachtens nach daher weitere Liberalisierungs- und Deregulierungsschritte im Zuge des GATS-Abkommens verhindert werden. Es geht im Gegenteil vielmehr darum, die Möglichkeiten zurückzugewinnen, dass soziale, ökologische, regionalpolitische Kriterien bei öffentlichen Dienstleistungen, auch bei deren Erbringung und bei deren Vergabe, wieder in den Vordergrund gerückt werden. 

Ich bringe daher folgenden Antrag ein:

Der Gemeinderat der Stadt Wien lehnt die jetzt bekannt gewordene Position der EU-Kommission, welche die Forderung an andere WTO-Mitglieder enthält, die Wasserversorgung ... Bitte aufpassen! Vielleicht doch noch ein kleiner Seitenhieb: Da stellt sich doch die Bundesregierung hin und sagt: Unser Wasser? Keinesfalls wird das privatisiert! Unser Wasser? Niemals würden wir das hergeben. Und dann wird bekannt, nachdem die GATS-Verhandlungen ja geheim ablaufen, dass die EU-Kommission in unserem EU-Positionspapier fordert, dass die Wasserversorgung liberalisiert wird. Na, das ist ja überhaupt das Schönste, sich hinzustellen und zu sagen, von den anderen fordern wir, insbesondere zum Beispiel von der Schweiz, die Freigabe und die Liberalisierung der Wasserversorgung, und dann die Chuzpe zu haben und zu sagen: Aber in Österreich machen wir es nicht. Dies geschieht in dem Wissen und möglicherweise genau auf Grund dessen, dass es das GATS beschließt. Dies geschieht mit Unterstützung der österreichischen Bundesregierung, und dann stellt man sich hin und sagt: Mein Gott, das ist internationales Recht, da können wir nicht drüber. 

Ich sage Ihnen, diese Chuzpe, so die Bevölkerung anzulügen, ist eigentlich wirklich eine Sauerei. Das lehnen wir zutiefst ab. (GR Gerhard Pfeiffer: Was Sie sagen, das stimmt nicht!) Sie wissen es wahrscheinlich. Sie werden sicher dann auch antworten. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja!) Gut. Sie können gerne zustimmen, wenn Sie unserer Meinung sind. Jedenfalls lehnt der Gemeinderat der Stadt Wien die Forderungen anderer WTO-Mitglieder, "die Wasserversorgung, den Energiebereich, die Abfallentsorgung, Teilbereiche des Transports, Umweltschutzleistungen und Postdienste zu liberalisieren", ab. 

Wir lehnen dies vor allem deshalb ab - das sage ich gerne dazu -, weil ich mir nicht vorstellen kann, von anderen etwas zu fordern, was ich für mich selbst ablehne. Also es wäre unlauter zu sagen: He, ihr Schweizer, liberalisiert eure Wasserversorgung, euer Wasserwesen!, aber wir Österreicher machen das nicht. Ich hoffe, dass insgesamt gesehen von Ihnen allen dieser Anspruch gewahrt bleibt, dass man sozusagen nur etwas fordern kann, was man auch selbst zu geben bereit wäre. 

Selbiges gilt aber auch - und da kommt der nächste große Konfliktpunkt auf uns zu - für die bislang bekannt gewordenen Forderungen der USA. Die USA würde nämlich gerne im Zuge des GATS-Abkommens den Bildungsbereich und den Gesundheitsbereich liberalisieren. Stellen wir uns einmal vor, was das bedeutet! Ich rede jetzt nicht von Liberalisierungs- und Deregulierungsschritten, wie sie möglicherweise im Zuge von selbstverwalteten Projekten spannend wären, im Zuge von selbstbestimmten kleineren vernetzten Zugangsformen, von Projekten wie Alternativschulmodellen, die es jetzt schon gibt, von Projekten im Kindergartenbereich, von denen immer wieder innovative Ideen ausgehen, sondern Liberalisierung und Deregulierung im Sinne dessen, was sich die USA wünscht, im Sinne dessen, was in den USA praktiziert wird, im Sinne dessen, was in den USA dazu führt, dass ein Großteil der Menschen in den USA keine Chance auf einen freien Zugang zur Bildung und keine Chance auf einen freien Zugang zur Gesundheit hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das lehnen wir ab. Da wünschen wir uns - und da hoffen wir, dass das die gemeinsame Position der Stadt Wien ist -, dass wir einen Bildungsbereich und einen Gesundheitsbereich haben, der durch die öffentliche Hand maßgeblich finanziert und betrieben wird. Nur so können wir verhindern, dass es eine Zweiklassengesellschaft gibt, nur so können wir verhindern, dass Sozialabbau betrieben wird, denn für uns stehen nach wie vor die soziale Sicherheit, die Sicherheit im Bildungsbereich und die Sicherheit im Gesundheitsbereich im Vordergrund. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

In dem Sinn ist es daher wichtig, dass die Gemeinde Wien versucht, durch ihre Vertreter eine breite Öffentlichkeit auf diese GATS-Verhandlungen aufmerksam zu machen. Vor allem wäre es wichtig, dass einmal die Bundesregierung eine breite Öffentlichkeit informiert und nicht hinter verschlossenen Türen auf dem Rücken der Menschen diese Verhandlungen führt. Gleichzeitig ist es natürlich ganz, ganz wichtig, dass die Stadt Wien versucht, den Einfluss, den sie wahrnehmen kann - ich gebe zu, dieser wird beschränkt sein -, in der innerösterreichischen Positionsfindung zum GATS-Abkommen wahrzunehmen. 

In diesen Bereichen sollten unseres Erachtens nach folgende Punkte Berücksichtigung finden: 

Erstens. Die Entscheidung darüber, welche Bereiche, welche Aufgaben hoheitlicher Natur sind beziehungsweise nationale kommunale Dienstversorgungs- und Versicherungsleistungen darstellen, können auf supranationaler Ebene in Form eines Mindestkatalogs festgelegt werden. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips sind diese jedoch durch die jeweiligen nachgereihten politischen Ebenen erweiterbar.

Ich muss dazusagen: Das stammt fast nicht von mir, sondern mit anderen Worten hat das ja Bgm Häupl in seiner Rede am 30. Jänner 2002 im Großen und Ganzen gesagt. Er hat gesagt: Wenn man sich zu einem System des Föderalismus und der Subsidiarität bekennt, sollte man nicht die Möglichkeiten beschränken, diese Grundsätze auch in der politischen Praxis zur Geltung zu kommen zu lassen. Das heißt, ich hoffe, wir sind uns in diesem Punkt einig. Aber viel eher hoffe ich, dass Bgm Häupl bei seiner Position bleibt. Das würde uns als GRÜNE, denke ich, sehr freuen und es würde auch mithelfen, wie gesagt, Öffentlichkeit für das GATS-Abkommen zu erzeugen, es würde mithelfen, einen politischen Handlungsspielraum tatsächlich zu behalten, und es würde mithelfen, dass öffentliche Dienstleistungen nicht vor dem Aus stehen.

Zweitens: Die Entscheidung, in welcher Art und Weise und unter welchen Rahmenbedingungen diese Aufgaben dann erbracht werden, soll im Sinne des Subsidiaritätsprinzips nicht noch weiter durch übergeordnete Ebenen reglementiert werden. Denn es ist einfach wichtig, dass man, bezogen auf die regionalpolitische Situation, in der sozialpolitischen Situation immer einen Handlungsspielraum hat, der auch das Wesen der Politik ausmacht.

Es muss drittens die Möglichkeit wieder zurückgewonnen werden, mittels kommunalspezifizierter Kriterien bei der Vergabe von Aufträgen, regionale Wirtschaftspolitik zu betreiben. Wir GRÜNE sagen Ja zu einem transparenten Vergaberecht. Wir sagen auch Ja zu einem Ausschreibungsrecht, welches sagt: Ab gewissen Beträgen des Auftragsvolumens wird international ausgeschrieben. Und dennoch muss es so sein, dass, wenn in einer Region eine Arbeitslosenrate von 10 Prozent herrscht, unter transparenten Kriterien sehr wohl auch regionale Wirtschaftspolitik betrieben werden kann. Dazu stehen wir, und wir glauben auch, dass es im Sinne eines Zusammenwachsens der Europäischen Union wichtig und notwendig ist, dass diese regionalpolitische Steigerung der Beschäftigungswirksamkeit möglich ist. Denn nur dann, wenn breite Teile der Bürger und Bürgerinnen der EU der Meinung sind, dass sie durch diese EU nicht zu kurz kommen, wenn sie demokratisch eingebunden sind, dann wird die EU die Akzeptanz finden, die zumindest wir GRÜNE uns wünschen, wenn wir von einem vereinten Europa sprechen, welches weit über die jetzigen EU-Staaten hinausgeht. Nicht dass in Wirklichkeit der Kleingeist auch in den höchsten Ebenen der EU herrscht und die Neidgenossenschaft oft dazu führt, dass man sämtliches Politische, weil man sich darüber nicht einigen kann, über Bord wirft und eigentlich nur mehr in Fragen Wettbewerb, Standortpolitik, Liberalisierung, Entpolitisierung denkt.

Es ist daher viertens einfach wichtig, mit speziellem Augenmerk auf kommunale Dienst-, Versorgungs- und Versicherungsleistungen zu versuchen, dass die beste-
henden Reglementierungen auf supranationaler Ebene, welche sich ausschließlich Wettbewerbsmechanismen verschrieben haben, aufgehoben werden, dass keine weiteren Reglementierungsschritte auf supranationaler Ebene gesetzt werden und dass bestehende Reglementierungen, welche soziale, ökologische, frauenfördernde, arbeitsrechtliche sowie bei fehlender Vollbeschäftigung regionalpolitische Kriterien bei der Vergabe von Aufträgen ausschließen, aufgehoben werden. Dazu ist es höchste Zeit.

Ein ganz wesentlicher Punkt - und jetzt komme ich schon fast zum Schluss - beschäftigt sich mit Art. 6 des GATS-Abkommens, den so genannten Necessity-Tests. Gegenwärtig geht es nach der WTO. Ich habe vorher versucht, das kurz zu beschreiben. Nationalstaatliche Regierungen müssen beweisen, dass ihre Gesetze dann nicht handelshemmend wirken. 

Wir fordern eine Beweislastumkehr. Nicht die Regierungen sollen beweisen müssen, dass ihre Gesetze und Regulierungen den Handel mit Dienstleistungen nicht mehr als notwendig behindern, sondern kommerzielle AnbieterInnen von Dienstleistungen sollen beweisen müssen, dass ihre Profitorientierung demokratische Strukturen, ArbeitnehmerInnenrechte, soziale Sicherheit, genderpolitische Überlegungen, KonsumentInnenschutz, Umweltschutz, Natur und Kultur nicht zerstört und sich die Preise für niemanden erhöhen. Das soll bewiesen werden, wenn wir von Liberalisierung und Deregulierung sprechen. Dass das alles nicht passiert. Dann reden wir drüber. (GR Gerhard Pfeiffer: Warum sollen die das beweisen?) 

Schauen Sie, Sie sagen jetzt: Warum sollen die das beweisen? Der Staat soll Ihrer Meinung nach beweisen, dass etwas nicht handelshemmend ist. Ganz, ganz schwer zu beweisen, weil irgendwer findet sich immer, der sagt, das hemmt mich. Aber wenn es darum geht, dass ein Unternehmen, und zwar ein multinationales Unternehmen, beweisen muss, dass das, was sie wollen, nicht den Umweltschutz beeinträchtigt, nicht den KonsumentInnenschutz beeinträchtigt, dann ist Ihnen das Wurscht. Aber Sie verabschieden sich von Politik. Wenn Sie alles an andere Ebenen delegieren wollen, verabschieden Sie sich von Politik. (GR Gerhard Pfeiffer: Na wieso?) Herr Pfeiffer, Sie haben nicht einmal zugehört! Sie haben nicht einmal zugehört! Das ist die eigentliche Tragik! 
Es geht bei Verhandlungen im Rahmen des GATS-Abkommens - darum geht es - um die weltweite Liberalisierung und Deregulierung von Märkten. Es geht darum, dass im Zuge der Krise der Kapitalakkumulation, die sich jetzt weltweit auf allen Börsenmärkten widerspiegelt, die großen Dienstleister versuchen, sich öffentliche Dienstleistungen unter den Nagel zu reißen. Darum geht es. Und Sie unterstützen diese Politik und wir als GRÜNE lehnen sie ab, denn wir machen Politik für die Menschen und nicht gegen die Menschen! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich komme jetzt zum Schluss, weil es hat keinen Sinn, mit Ihnen zu reden. 

6. Punkt: Müll, Wasser und Abwasser, Ver- und Entsorgungsleistungen müssen sich weiter an gemeinwirtschaftlichen Kriterien orientieren. Hoffentlich stimmen Sie da zumindest zu, dass man den Menschen nicht beim Müll, Wasser und Abwasser das Geld aus der Tasche zieht. Stimmen Sie mir da zu? (GR Rudolf Klucsarits - auf die SPÖ weisend -: Reden Sie doch dorthin!) - Bravo, danke. Na, Gott sei Dank!

Ebenso wie Bildungs-, Gesundheits- und Sozialeinrichtungen sowie Kinderbetreuung zählen sie zu den Kernaufgaben regionaler Dienstleistungen. (Zwischenruf des GR Rudolf Klucsarits.) Also die intelligentesten Zwischenrufe kommen nicht von Ihnen. Ich habe mir gedacht, ich mache einen Schmäh, aber Sie verstehen ihn nicht, und daher komme ich zum Schluss und Sie dürfen weiter zwischenrufen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Müll, Wasser und Abwasser, Ver- und Entsorgungsleistungen müssen sich weiterhin an gemeinwirtschaftlichen Kriterien orientieren. Ich bin überzeugt davon, dass die Sozialdemokratie da mitgeht. 

Das gilt ebenso für Bildungs-, Gesundheits- und Sozialeinrichtungen, für die Qualität und Quantität ihrer Bereitstellung. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wissen Sie, jetzt sage ich Ihnen noch etwas. Ich habe noch 8 Minuten 30 Sekunden. Eigentlich hätte ich nur mehr drei Sätze vorgehabt, aber jetzt gehe ich doch auf Sie ein. (Heiterkeit bei der ÖVP und bei der FPÖ.)

Es ist faszinierend, mit welcher Naivität oder Überheblichkeit, ich weiß nicht, was der richtige Ausdruck ist, Sie an ein internationales Abkommen, das Wien möglicherweise in seinem eigenen Herzen der Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen trifft, herangehen. Verstehen Sie, Sie versuchen nicht einmal, zuzuhören, Herr Pfeiffer. Ich glaube, wenn ich Sie jetzt frage, worüber ich geredet habe, wissen Sie es nicht. Und wenn ich auf der Seite frage (auf die SPÖ zeigend), wird mir ein jeder sagen können, worum es geht. Sie werden es nicht einmal wissen, Herr Pfeiffer. Sie wissen wahrscheinlich nicht einmal, was GATS ist, und Sie haben nicht zugehört, sondern Sie denken sich: Mein Gott, jetzt redet der Margulies da heraußen, es wird vielleicht ganz g’spaßig, wenn ich ihm mit einem Zwischenruf eine gib.

Na ja, was glauben Sie, Herr Pfeiffer, ist das wirklich Ihre Herausforderung im Gemeinderat? Ist es die? Oder setzen Sie sich einmal wirklich zum Wohle und im Interesse der Wiener Bevölkerung ein? Dann beschäftigen Sie sich mit internationalen Abkommen im Rahmen der WTO, im Rahmen der EU, schauen Sie sich an, welche Verpflichtungen möglicherweise da auf Wien zukommen und schauen Sie sich an, was das für die Wiener Bevölkerung bedeuten kann.

Und damit komme ich jetzt wirklich zum Ende, weil es ist einfach wichtig, dass genau diese Bereiche, die Kernpunkte und die Kernaufgaben der kommunalen Dienstleistungen, auch in Zukunft durch die öffentliche Hand zu garantieren sind und in der Regel auch bereitzustellen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche Sie um Zustimmung zu unserem Antrag. Sie können ihn, nachdem Sie ihn auch schriftlich haben, gerne nachlesen. Und ich würde, sage ich einmal, sehr überrascht, aber dennoch erfreut sein, wenn die Österreichische Volkspartei, die sich so gerne selbst noch, glaube ich, als soziale Partei bezeichnet, zustimmen würde. 

Natürlich - ich sage das auch ganz offen -, es geht nicht um die Zustimmung der ÖVP. Damit der Antrag durchgeht, bedarf es der Zustimmung der Sozialdemokratie. Ich erwarte mir in dem Zusammenhang eine Zustimmung der Sozialdemokratie, denn was für Gespräche und Diskussionen im Zuge der EU gilt, sollte eigentlich auch für Gespräche und Diskussionen im Zuge des GATS-Abkommens gelten. Es geht darum, nicht die Türen für einen breiten Ausverkauf öffentlicher Dienstleistungen aufzumachen. Und hier sollten wir als Stadt Wien gemeinsam bei der Findung in Österreich Position beziehen und diese dann auch bestmöglich innerhalb des GATS-Abkommens vertreten. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung: Herr GR Dr Tschirf, bitte. 3 Minuten!

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich werde mich jetzt nicht mit den apokalyptischen Überlegungen des Kollegen Margulies auseinander setzen, sondern mit dem, was tatsächlich die Wahrheit ist. Wahr ist: Die Position der österreichischen Bundesregierung ist hinsichtlich des Wassers, dass es um Kosteneffizienz der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung geht, die der verstärkten Zusammenarbeit. Dabei geht es nicht um Privatisierung oder Entkommunalisierung, es geht einzig und allein um den effizienten Mitteleinsatz aus Verantwortung gegenüber dem Steuerzahler. Das ist die Position der österreichischen Bundesregierung. Ich gehe weiter: Das ist auch bestätigt worden durch den EU-Gipfel in Nizza.

Die Verfügungsgewalt über die heimischen Wasserreserven ist in österreichischer Hand, und es geht um die zeitgerechte Verwirklichung einer abgestimmten gemeinsamen Strategie. Wieder: Die Position der österreichischen Bundesregierung ist auf allen Ebenen entsprechend umgesetzt.

Weiters: Die Länder und der Bund sprechen sich grundsätzlich gegen die auf EU-Ebene andiskutierte Liberalisierung der Daseinsvorsorge aus. Die öffentliche Hand darf sich aus der Wasserver- und -entsorgung nicht zurückziehen.

Der Unterschied ist der - das ist Gegenstand eines Gesprächs gewesen, einer Festlegung, die in der Vorwoche zwischen den Klubobmännern der ÖVP-Landtagsklubs und dem Minister für Landwirtschaft getroffen worden ist -, dass es uns gelingt, auf Grund unserer Möglichkeiten, dass wir tatsächlich etwas umsetzen, dass wir das als Position der österreichischen Bundesregierung haben, dass das auch auf EU-Ebene durchgesetzt wird, und wir begnügen uns nicht mit billiger Polemik, sondern wir setzen etwas um, was immer Sie hier an mehr oder weniger sinnvollen Bemerkungen einbringen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dkfm Dr Aichinger, bitte.

GR Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Ich möchte auch wieder zum Thema zurückkommen, nämlich wir sind ganz einfach bei der Spezialdebatte für Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke. Wie wir wissen, ist dieser Rechnungsabschluss natürlich in viele Teile aufgeteilt, und wir wollen zu diesem Kapitel hier sprechen. 

Ich möchte dem Klubobmann Oxonitsch Recht geben, wenn er sagt, dass die ÖVP bei vielen Dingen, bei den einzelnen Kapiteln beziehungsweise in den Ausschussarbeiten auch zugestimmt hat, möchte aber dazusagen, dass es eben eine konstruktive Oppositionspolitik ist, die wir betreiben, und nicht eine Oppositionspolitik der Opposition wegen, wie es manchmal auch bei den GRÜNEN vorkommt. Ich werde daher in meinen Ausführungen das Jahr Revue passieren lassen und einige Beispiele erwähnen aus dem Finanz- und Wirtschaftsausschuss, wo wir geglaubt haben, dass wir die Zustimmung nicht erteilen können, weil die Gefahr besteht und bestanden hat, dass nicht immer betriebswirtschaftliche Grundsätze konsequent durchgesetzt werden, dass Reorganisationsmaßnahmen in die Wege geleitet werden, dass ein aktives und ein effektives Controlling durchgeführt wird und die Einsicht oft einen Mangel an Transparenz ergibt. 

Mein erstes Beispiel, meine Damen und Herren, würde ich unter das Motto stellen: Geldverschwendung, falscher Einsatz der vorhandenen Mittel. Ich möchte beginnen mit dem Ankauf einer Liegenschaft, der Waagner-Biro-Gründe, wo man zuerst eine Liegenschaft ankauft in der Größe von 140 000 Quadratmetern, dafür weit über 500 Millionen S bezahlt, nicht weiß, welche Folgekosten dort unter Umständen noch bestehen auf Grund einer Kontaminierung oder ähnlicher Dinge mehr und dann erst schaut, was man unter Umständen mit diesem Grundstück machen könnte beziehungsweise was man damit anfangen wird. Die MA 48 hat dann einen Plan vorgelegt, dass sie hier Flächen braucht, um in den Bezirken 21 und 22 einen Standort zu haben. Aber weil dieser Bedarf an Fläche zu gering ist, geschweige denn, dass natürlich die Gemeinde Wien sowieso über Gründstücksreserven in größerem Ausmaß verfügt, wird dann auch noch die MA 39, Versuchs- und Forschungsanstalt der Stadt Wien, ebenfalls dazu eingeladen, einen gewissen Bedarf anzumelden. Es ist so, dass wir dort nicht einmal 100 000 Quadratmeter brauchen, aber 140 000 Quadratmeter, wie gesagt, gekauft haben, wo wir noch nicht alle Kosten genau wissen. Ich glaube, das kann man nicht unbedingt als das Vorgehen eines ordentlichen Kaufmannes, wie wir uns das vorstellen, bezeichnen.

Mein zweites Beispiel, meine Damen und Herren, die unendliche Geschichte Erlebnispark Tropicana. Hier handelt es sich um eine Privatisierung oder Verpachtung oder eine mögliche Privatisierung, wie man bei den Bädern vorgehen oder wie man überhaupt vorgehen könnte, wie man die Privatwirtschaft einschalten könnte. Es gibt ein Bad, das die Gemeinde Wien gebaut hat, viel bezahlt hat und es dann einem Pächter überlässt um 1 S. Man weiß genau, dass er dort noch an die 10 Millionen S investieren muss, aber man gibt ihm einfach 58 Millionen S, und das in verschiedenen Jahresraten, um die Investitionen vorzunehmen, wobei gar nicht genau die Nachweise für die Investitionen verlangt werden. 

Darüber hinaus muss man aber noch, und das war auch jetzt vor kurzem erst im Finanzausschuss, laufend Zuschüsse tätigen, um hier den Betreiber zu veranlassen, meine Damen und Herren, gewisse Preiskategorien einzuführen, um ein Sportbecken und ähnliche Dinge zu errichten und einen Preis für eine gewisse Klientel um 50 S zu machen. 

Was ist eigentlich daraus entstanden? - Statt einer Privatisierung, die unter Umständen eine Win-Win-Situation sein könnte oder ist, sind ganz einfach meiner Ansicht nach drei Verlierer auf der Strecke geblieben, und zwar: Der erste Verlierer sind natürlich die Besucher, die dort ein Bad haben, das zum Beispiel nur teilweise für den Schwimmsport geeignet ist, weil in dem Becken nur zwei Bahnen zur Verfügung stehen. Der zweite Verlierer ist meiner Ansicht nach der Betreiber, der damit immer im Mittelpunkt der Kritik steht.

Aber der größte Verlierer ist meiner Ansicht nach die Gemeinde Wien, und die Gemeinde Wien ist eigentlich die Summe der Bürger und der Steuerzahler, die prinzipiell, meine Damen und Herren, in dieses Bad hineininvestieren, und hier ist nicht gezeigt, wie es weitergehen kann. 

Es besteht unter Umständen natürlich aber auch hier der Verdacht, dass man das absichtlich so macht, um zu zeigen, dass vielleicht Privatisierung nicht unbedingt das richtige Maß ist, das man hier in diesem Hause haben möchte. 

Der dritte Punkt, rette sich wer kann, die Erhöhung der Rettungsgebühren, der Transportgebühren um 8 Prozent in einem Jahr, meine Damen und Herren, jetzt im Rahmen der Euro-Umstellung, noch dazu eine Kostenerhöhung, die wir jedes Jahr haben. Es ist mir nicht bewusst, dass man bei einer Inflationsrate, die wir derzeit in Wien oder in Österreich haben, von 1,6 Prozent um 8 Prozent erhöhen muss, um Leistungen zu verlangen von den Bedürftigsten. Hier fehlt es, glaube ich, an Effizienz, an Rationalisierung, vor allem am Durchforsten, ob das noch gerecht ist, ob hier die MA 70 wirklich all das berücksichtigt, um diese Kosten in den Griff zu bekommen. Weil diese Kostenerhöhung haben wir jedes Jahr. 

Ein weiterer Punkt und ein weiteres Motto: Großzügiger Kostenzuschuss schützt nicht vor Tariferhöhungen, meine Damen und Herren. Wir haben im Herbst nach langen Diskussionen und vielen Überlegungen den ÖNV-Vertrag hier im Gemeinderat beschlossen, mit den Stimmen der Mehrheit. Und da muss man dazusagen, dass die Gemeinde Wien den Wiener Linien im Jahr sage und schreibe 5,7 Milliarden S auf acht Jahre zusichert, ohne dass der Gemeinderat, der Finanzausschuss oder die Stadtregierung hier einen Einfluss haben. Weil was war denn der erste Schritt? - Es kam zur Gebührenerhöhung. Das werde ich später noch ein bisschen darstellen. Nicht, dass wir dem das Wort reden, dass die Wiener Linien verkauft oder privatisiert werden sollen, denn die Wiener Linien sind eigentlich bei der Bevölkerung sehr anerkannt. Aber es fehlt uns, und das erscheint uns sehr wichtig, eben der Rationalisierungsdruck, der Druck zur Effizienzsteigerung und der Druck, hier neue Wege zu gehen, um Kosten zu sparen, und nicht einen Blankoscheck auf acht Jahre zu bekommen, 50 Milliarden S, und hier dann weiter mit der Gebührenerhöhung vorgehen zu können.

Wobei wir ja bei der Gebührenerhöhung noch gehört haben, sie soll sich ungefähr im Rahmen von 8 Prozent bewegen. Auch da war die Basis nicht ganz klar. Wird die Basis aus 2001 genommen vor der Euro-Umstellung - wir wissen ja, dass die Gebühren ganz leicht gesenkt worden sind - oder mit der Euro-Umstellung, sodass es dann über 9 Prozent sind. Wenn man sich aber einige Positionen, meine Damen und Herren, anschaut, frage ich mich schon, ob die durchschnittliche Erhöhung wirklich nur 8 Prozent ist. Wenn nämlich vor allem die wichtigen Bereiche der Fahrscheine im Fahrzeug überhaupt gleich um 25 Prozent erhöht werden, die Streifenkarten, die sehr wichtig bei den Automaten sind, um 15 Prozent, der Wochenendtarif um 10 Prozent und vor allem die Monatskarte, wo doch sehr, sehr viele diese haben, auch um über 10 Prozent, kann ich mir sehr schwer vorstellen, ob das wirklich nur eine 8‑prozentige Erhöhung ist. Die ÖVP hat daher schon richtig getan, wie sie im Herbst davor gewarnt hat, es wäre notwendig gewesen, beim Abschluss dieses Vertrags eine Klausel einzurichten, wo bei der Gebührenerhöhung der Gemeinderat ein Mitspracherecht hat, um hier nicht blanko, wie gesagt, diese Kosten zu zahlen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es waren nur einige wenige Beispiele, die zeigen, dass man ganz einfach hier nicht gewohnt ist beziehungsweise dass man es nicht sehr gerne sieht, dass man nachdenkt, wie man betriebswirtschaftlich effizient mit den Mitteln umgeht, die der Bürger dieser Stadt leistet und die wir hier zur Verfügung haben, um sie auszugeben beziehungsweise die Wirtschaft ankurbeln zu können. 

Es ist daher notwendig und wichtig, dass in Kleinarbeit immer wieder, und das ist eine Knochenarbeit, meine Damen und Herren, geschaut wird, ob die Effizienz, die Wirtschaftlichkeit gegeben ist. Das wird die Aufgabe einer konstruktiven Oppositionspolitik sein, das ist auch die Aufgabe der Wiener ÖVP, und das werden wir weiter so tun. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr StR DDr Schock zum Wort gemeldet.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wir leben ja in einer sehr schnelllebigen Zeit, und viele Dinge fallen sehr schnell dem Vergessen anheim. Vom Vorjahr wird in der Finanzgeschichte wahrscheinlich dieses Nulldefizit überleben und wird wahrscheinlich das in Erinnerung bleiben, dass nach 30 Jahren im Jahr 2001 in der Finanzgeschichte eben die Trendwende gelungen ist. 

Wir sollten, glaube ich, trotzdem nicht vergessen, obwohl das heute schon als selbstverständlich eigentlich hingenommen wird, dass es vor zwei Jahren noch ganz anders ausgesehen hat, dass wir vor zwei Jahren noch das Schlusslicht gewesen sind in der Finanzpolitik. Das sollte sich, so meine ich, vor allem die Mehrheitsfraktion hier vor Augen führen, die heute immer wieder mit allen möglichen Kritikpunkten und Vorschlägen kommt, wo doch genau diese Fraktion bis vor zwei Jahren in der Finanzpolitik im Bund verantwortlich war und genau dafür verantwortlich war, dass wir eben dieses Schlusslicht geworden sind. 

Meine Damen und Herren! Wenn man sich die Diskussion heute in der EU anschaut, dann sind wir sehr gut, dann geht es heute um Deutschland und Frankreich, dann werden heute blaue Briefe diskutiert nicht für Österreich, sondern etwa für Deutschland und für Frankreich, wo eben auch sozialistisch geführte Regierungen die Staatsfinanzen heruntergewirtschaftet haben. 

Meine Damen und Herren! Es war vor zwei Jahren schon soweit, und das sollte man, glaube ich, nicht vergessen, dass wir auch international bereits als problematischer Schuldner gegolten haben. Ich erwähne das auch deswegen, weil ja heute hier in dieser Diskussion immer wieder Zweifel an dieser neuen Politik des Nulldefizits aufgekommen sind. Das Nulldefizit ist ja kein Sinn an sich, kein Zweck an sich, sondern es war ja schon soweit, dass wir höhere Zinsen für unsere Staatsschulden bezahlen mussten, weil eben ein schlechter Schuldner Risikoprämien bezahlen muss, weil ein schlechter Schuldner höhere Zinsen bezahlen muss, um überhaupt noch ein Geld zu bekommen. Durch die Erreichung des Nulldefizits, und das lässt sich anhand der Charts, der Analysen, ja ganz genau verfolgen, durch diese neue Politik sind unsere Zinsen jetzt wieder gesunken. Das macht nur einige Basispunkte aus, aber bei dem gewaltigen Schuldenberg, den die Republik hier angehäuft hat, ersparen wir uns durch diese gesunkenen Zinsen fast 3 Milliarden S. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube auch, dass die Menschen in Österreich verstehen, dass man nicht auf Dauer über seine Verhältnisse leben kann. Nur die Sozialdemokratie scheinbar hier bei uns in Wien, aber auch in ganz Österreich, kommt mit diesem Nulldefizit nicht wirklich zurecht. Dass die GRÜNEN das Nulldefizit ablehnen, ist ja bekannt. Herr Margulies hat ja in einer Pressekonferenz bereits und heute wieder dieses Nulldefizit kritisiert: Auch der Kollege Hundstorfer hat heute einen Ausflug in die Wirtschaftspolitik unternommen und hat dieses Nulldefizit auch kritisiert. Auch der Herr Stadtrat selbst hat in seiner Rede heute Morgen gemeint, ja, es hat einen Druck gegeben, einen negativen Druck, so war das zu verstehen, durch das Nulldefizit. Es hat Wien eigentlich nur unter Zwang, widerwillig, mit innerlichem Vorbehalt, diesen Stabilitätspakt unterschrieben, weil sonst Kürzungen gedroht hätten auf Grund des Finanzausgleichsgesetzes. Also eigentlich ist das Ganze nichts, eigentlich sollten wir weiter Schulden machen. 

Meine Damen und Herren, ganz anders die Sozialdemokratie auf Bundesebene. Dort schaut das ganz anders aus. Da ist Klubobmann Cap etwa für dieses Nulldefizit, da ist auch der Parteiobmann für dieses Nulldefizit. Ja, der Gusenbauer geht sogar soweit, dass er das Nulldefizit in der Bundesverfassung verankern will. Er geht also noch weiter. 

Hier ist, glaube ich, ein Erklärungsnotstand. Und, Herr Stadtrat, Sie müssen sich entscheiden: Sind Sie auch für das Nulldefizit oder wollen Sie weiter Schulden machen? Bekennen auch Sie sich, so wie der Gusenbauer, zum Nulldefizit, oder tragen Sie diese Linie nicht mit und ist das vielleicht schon der erste Schritt zur Demontage des Spitzenkandidaten vor der Nationalratswahl? (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es hat auch die Stadt Wien im Vorjahr ihren Beitrag zu diesem Nulldefizit geleistet. Das ist die erfreuliche Seite und ist heute ja bereits wiederholt herausgestrichen worden. 

Weniger erfreulich ist, wie dieses Ziel erreicht wurde. Eine Verwaltungsreform wie etwa beim Bund gibt es in Wien bisher nicht. Unsere Kürzungen, unsere Budgetsperren im Vorjahr gingen zu Lasten der Investitionen. Es sind daher die Investitionen der Stadt auch im Vorjahr wieder gesunken. 

Und, Herr Stadtrat, das war schon auch bezeichnend, dass Sie heute Morgen eigentlich fast keine konkreten Zahlen aus diesem Rechnungsabschluss verwendet haben. Es war schon bezeichnend, dass Sie etwa über die Zahl, über die Höhe der Investitionen im Vergleich zum Vorjahr nichts gesagt haben. Sie haben über alles Mögliche gesprochen, über die Regierung, über das Nulldefizit, aber Sie haben über Ihre eigene Bilanz, in Zahlen gegossen, so wie Sie es eigentlich angekündigt haben am Beginn Ihrer Rede, sehr, sehr wenig ausgesagt. 

Sieht man sich diese Bilanz, in Zahlen gegossen, im Detail an, dann sieht man, dass etwa die Investitionen der Stadt gesunken sind. Dann sieht man, dass hier keine Rekordinvestitionsquote zu verzeichnen war. Vergleicht man die Zahlen 2000 und 2001, dann sieht man, dass es einen deutlichen Rückgang bei den Investitionen der Stadt gegeben hat. Die Investitionsquote ist dadurch wieder gesunken von 17 Prozent auf 13 Prozent. Die Gebäudeinvestitionen sind gesunken um 500 Millionen S, die Bäderinvestitionen, die Betriebsausstattung, auch die U‑Bahn-Investitionen sind gegenüber 2000 um 200 Millionen S geringer ausgefallen. 

Hier auch noch ein Wort zu Herrn Klubobmann Oxonitsch, der eben hereingekommen ist. (GR Christian Oxonitsch: Ich sitze die ganze Zeit da!) Pardon, ich nehme das zurück, dann habe ich das übersehen, Herr Klubobmann. - Sie haben ja auch in Ihrem Beitrag heute noch einmal oder wiederholt eigentlich jetzt schon von diesem Investitionsrekord gesprochen. Wenn man sich die Zahlen in diesem Rechnungsabschluss ansieht, Herr Klubobmann, dann gibt es keinen Investitionsrekord. (GR Christian Oxonitsch: Hat es schon einmal einen Investitionsrekord gegeben?) Wenn man sich diese Zahlen ansieht, dann sind die Investitionen ganz im Gegenteil von 2000 auf 2001 gekürzt worden, und zwar massiv gekürzt worden in Milliardenhöhe. 

Es wurde also im Vorjahr bei uns auf Kosten der Investitionen gespart. Es wurde genau die falsche Politik gemacht. Wir haben nicht bei der Verwaltung etwa gespart. Die Bundesregierung hat 17 Sektionen eingespart. Es wurden Abläufe gestrafft, Abläufe ausgegliedert. Wir haben es hier versäumt, durch Rationalisierungen Sparpotenziale auszunützen. Bei uns wurde der einfachste Weg beschritten: Öffentliche Investitionen haben keine Lobby, da kann man am einfachsten kürzen, da gibt es die geringsten politischen Widerstände. Das ist natürlich nachteilig, weil Investitionen ja den größten Multiplikatoreffekt haben. Wir wissen ja alle auf Grund der Analysen der Wirtschaftsforscher, dass etwa 1 Milliarde an öffentlichen Investitionen 1 700 Arbeitsplätze in der Stadt schafft. Man kann sich natürlich die Folgen beim Wirtschaftswachstum am Arbeitsmarkt ganz leicht ausrechnen. Wir mussten ja feststellen, und das haben heute schon sehr viele Debattenredner hier festgestellt, dass unsere Wirtschaft im Vorjahr geschrumpft ist, und zwar eben nur in Wien geschrumpft ist.

Meine Damen und Herren! Es ist auch wenig erfreulich, dass dieser Wiener Stabilitätsbeitrag immer mehr durch Steuer-, Gebührenerhöhungen und durch Tariferhöhungen erreicht werden soll. Das hat in diesem Haus auch eine gewisse Tradition. Es hat ja schon die letzte sozialistische absolute Mehrheit, also von 1991 bis 1996, hier große Vorgaben gemacht. So wurde 1993 eine Wassersteuer eingeführt, 1995 dann auch eine Kanalsteuer, weil eben seither der Kostendeckungsgrad über 100 Prozent ist. Seither wird eben über 1 Milliarde S schon aus diesen Gebührenhaushalten in das allgemeine Budget abgeschöpft. 

Diese Tradition wird durch diese neue Mehrheit hier fortgesetzt. Es gibt die neue Wiener Stromsteuer, es gibt die neue Müllsteuer, und man sollte daher dieses Kapitel, diese Spezialdebatte zum Kapitel Finanzen, doch auch zum Anlass nehmen, hier einmal die Zwischenbilanz zu machen, finanzpolitisch: Was ist in diesen 14 Monaten passiert?

Wir haben per 1. November 2001 die neue Wiener Stromsteuer eingeführt. Wir führen per 1. Juli eine Müllsteuer ein. Es sind bereits durch die Kürzung der Wohnbauförderungsmittel die Mieten im genossenschaftlichen Bereich, aber auch im kommunalen Neubau erhöht worden. Bei allen Neubaumieten gibt es eine Erhöhung um 500 S pro Monat. 

Die Wiener Linien erhöhen die Tarife ab 1. Juni. Die Bädertarife werden erhöht. Die städtischen Sportanlagen werden um 20 Prozent verteuert. Die Autoabschleppgebühren steigen um 27 Prozent. Es gibt einen Rekord bei der Parkometersteuer und bei den Strafverfügungen. Es werden auch durch die Kürzung der Kinderbetreuungsmittel die Kindergärten verteuert, und zwar auch bei den ausgegliederten, bei den privaten und bei den konfessionellen Kindergärten. Und vor allem bei den Kindergärten der Stadt selbst gibt es eine Erhöhung auf bis zu 2 700 S im Monat. Das ist ja beschlossen worden. Und diese Erhöhung bei den Kindergärten belastet eine Familie immerhin mit etwa 1 000 S pro Jahr, und zwar auch kleine und durchschnittliche Einkommen. Diese Verteuerung in Wien trifft ja auch schon etwa Einkommen in der Höhe von 17 000 S pro Monat. 

Zählt man all diese Sonderbelastungen zusammen, dann sieht man, dass einfach auf Grund dieser Maßnahmen der letzten 14 Monate 4 000 S pro Jahr an Mehrbelastung für eine Familie, also für einen ganzen Haushalt gerechnet, festzustellen sind. Für wohnungssuchende Jungfamilien, die diese neuen, höheren Mieten zahlen müssen, kommt nochmals eine Belastung in der Höhe von 6 000 S dazu.

Meine Damen und Herren! Es zeigt dieser Rechnungsabschluss, dass im Stadtbudget Wien immer weniger Mittel für öffentliche Investitionen, für Investitionen der Stadt zur Verfügung stehen. Wir haben ja gesehen, welche Auswirkungen diese Investitionskürzungen auf die Konjunktur der Stadt haben. Wir haben in der Generaldebatte darauf hingewiesen, dass es eben daher nur in Wien diese Rezession gegeben hat, dass es diesen Beschäftigungseinbruch gegeben hat. Und dieser Beschäftigungseinbruch hat ja im letzten Jahr immerhin 10 000 verlorene Arbeitsplätze ausgemacht.

Wir haben schon in den letzten Debatten hier feststellen müssen, dass Wien, verglichen mit dem Beginn der Neunziger Jahre, etwa 20 000 Arbeitsplätze verloren hat. Und durch diesen Einbruch im Vorjahr von neuerlich 10 000 Arbeitsplätzen haben wir jetzt bereits in diesem 10‑jährigen Horizont 30 000 Arbeitsplätze verloren.

Herr Stadtrat! Das ist vor allem deswegen dramatisch, weil eben dieser Beschäftigungseinbruch nur in Wien stattgefunden hat. Sieht man sich die Zahlen der anderen Bundesländer an, dann kann man feststellen, dass in den anderen Bundesländern über 100 000 neue Arbeitsplätze geschaffen worden sind. 

Es zeigt die Analyse auch, dass wir nicht etwa nur in den Niedriglohnbranchen verloren haben. Das wäre ja noch verständlich, dass aus Wien Firmen ins billigere Umland abwandern, dass Firmen etwa in die Reformländer abwandern. Aber es zeigt diese Analyse, dass wir in allen Branchen und vor allem eben auch im Technologiesektor Arbeitsplätze verloren haben. Wir verlieren sogar in den Zukunftsbranchen Arbeitsplätze, dort, wo in den anderen Bundesländern neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Wir sollten den Schwarzen Peter nicht hin- und herschieben, wir sollten auch nicht die Schuld auf die Bundesregierung schieben. Wir sollten uns wirklich einmal die Frage stellen: Sind unsere wirtschaftspolitischen Instrumente in der Stadt ausreichend? Brauchen wir für die Technologiepolitik neue Instrumente? 

Wir sollten hier auch einmal einen Vergleich mit anderen Bundesländern anstellen, welche Instrumente es dort gibt. So gibt es zum Beispiel in den meisten anderen Bundesländern eigene Gesellschaften, die Technologieparks bauen und auch betreiben. 

Sehen wir uns etwa die Bundesländer in Österreich an, die die niedersten Arbeitslosenraten haben, das könnte ja ganz illustrativ sein. 

Schauen wir etwa nach Oberösterreich. Oberösterreich hat ja mit nur 4 Prozent die niederste Arbeitslosenrate in ganz Österreich. Dort existieren über das ganze Bundesland verstreut Technologiezentren. Und die Oberösterreicher haben sich auch eine eigene Dachorganisation geschaffen, eine Technologiemarketinggesellschaft, die diese Technologiezentren baut und betreibt.

Oder blicken wir nach Salzburg. In Salzburg ist auch die Arbeitslosenrate 5 Prozent und deutlich unter dem Bundesschnitt. Und auch die Salzburger haben hier ein eigenes Instrument. Dort ist es die Techno-Z-Verbund GmbH.

Blicken wir in jene Bundesländer, die uns in den letzten Jahren immer mehr überholt haben, zu unseren Nachbarn in Niederösterreich etwa oder auch in der Steiermark. Auch die Niederösterreicher haben sich ein eigenes Instrument für ihre Technologiepolitik geschaffen. Dort gibt es im ganzen Land regionale Innovationszentren. Niederösterreich ist jetzt auch dabei, einen Risikokapitalfonds aufzulegen. Der Niederösterreichische Landtag hat in den letzten Wochen per Gesetzesbeschluss 30 Millionen EUR in einen Risikokapitalfonds investiert. 

Auch die Steiermark hat sich ein eigenes Instrument für die Technologiepolitik geschaffen. Die Steiermark war ja von dieser Strukturkrise der Grundstoffindustrie in den Achtziger Jahren ganz stark betroffen. Und seither, seit den Achtziger Jahren, sind daher in der Steiermark im ganzen Land Technologiezentren entstanden. Das erste war in Graz 1985. Und auch die Steirer haben eine gemeinsame Betreibergesellschaft, die Immo-Finanz-Forschungs- und Entwicklungsförderungs GmbH.

Auch in Kärnten gibt es ein eigenes Instrument, die Technologieland Kärnten GmbH. Auch Kärnten wird jetzt Risikokapital fördern. Auch im südlichsten Bundesland entsteht ein gemischt öffentlich-privater Fonds.

Meine Damen und Herren! Es haben sich also bei diesem Vergleich eigentlich alle Bundesländer eigene Instrumente für die Technologiepolitik geschaffen. 

Aber machen wir auch noch einen kurzen Blick über unsere Grenzen hinaus. Auch in vielen deutschen Bundesländern gibt es diese Instrumente. Bayern etwa betreibt schon seit zehn Jahren mit der Bayern Kapital die Förderung von Risikokapital, und München hat es immerhin geschafft, durch diese Risikokapitalförderung zum Venture Kapitalzentrum von ganz Deutschland aufzusteigen. Auch in Hessen gibt es so etwas. In Hessen wird gemeinsam mit der Hessischen Landesbank gearbeitet. Dort gibt es etwa die Beteiligungsmanagement GmbH oder den Innovationsfonds Hessen. Auch in Baden-Württemberg gibt es eine enge Zusammenarbeit mit der Landesbank. Dort ist die Landesbank Baden-Württemberg das Instrument der Technologiepolitik und die Immobilientöchter dieser Landesbank errichten in ganz Baden-Württemberg Technologiezentren. 

Auch in Nordrhein-Westfalen hat man sich eigene Instrumente geschaffen, und das ist ja, Herr Stadtrat, insofern vielleicht interessant, weil wir vor allem im Bereich der Biotechnologie durchaus Kooperationen mit Nordrhein-Westfalen planen. Und wenn man sich jetzt dieses deutsche Bundesland ansieht, dann sieht man, dass auch in Nordrhein-Westfalen solche Instrumente vorhanden sind. Man hat dort die Landesbank zu diesem Zweck von der West-LB abgespalten. Die West-LB ist in Hinkunft eine reine Geschäftsbank und die Landesbank Nordrhein-Westfalen wird dort das Instrument der Wirtschaftspolitik sein. 

In Hamburg gibt es das MAZ, das Mikroelektronikanwendungszentrum Hamburg, das das technologiepolitische Instrument der Hansestadt Hamburg ist. 

Auch in Köln hat man sich als Instrument die Multimedia-Support Center GmbH geschaffen und dieses Multimediacenter in Köln hat ganz wesentlich den Ruf Kölns als Medienhauptstadt Deutschlands mitbegründet. 

Meine Damen und Herren! Nicht nur in Österreich, nicht nur in Deutschland, auch in anderen europäischen Ländern gibt es diese Instrumente. In der Schweiz etwa den Technologiepark Zürich. In Dänemark den Sciencepark Kopenhagen. 

In ganz Frankreich ist ein Netz von Technologieparks entstanden. Der bekannteste in Frankreich ist in Südfrankreich der Technologiepark Sophia-Antipolis.

Und hier nur ein Wort zu den Dimensionen. Herr Stadtrat, bei Nizza ist auf 2 300 Hektar eine eigene Technologiestadt an der Riviera entstanden, eine Technologiestadt mit 20 000 Arbeitsplätzen und 5 000 Studenten und Forschern. 

In Finnland ist es der Technologiepark Innopoly im Einzugsgebiet von Helsinki, dort gibt es 15 000 Studenten, 3 000 Forscher und gleichzeitig 9 000 Arbeitsplätze in jungen Technologieunternehmen.

Und es ist sicher kein Zufall, dass auch im Mutterland der freien Marktwirtschaft, nämlich in England, die ersten Technologieparks entstanden sind. Wenn man sich etwa die Region Cambridge ansieht, dann hat diese Region um Cambridge, ausgehend von der Universität, eine enorme Gründungswelle an Hightech-Unternehmen erlebt. Der Grundstein für dieses Phänomen Cambridge waren 17 Technologieparks in dieser Region. 17 Technologieparks in der Region Cambridge waren der Grundstein und heute arbeiten dort 1 300 Hightech-Firmen mit 35 000 Beschäftigten in diesen Zukunftsbranchen.

Meine Damen und Herren! Dieser Blick nach Europa, nach Deutschland, nach Frankreich, nach England, bestätigt dieses Bild. Überall hat man sich für die Technologiepolitik eigene Instrumente geschaffen. Wir sollten uns daher auch in Wien ganz ernsthaft diesen Schritt überlegen. Wir sollten uns ernsthaft überlegen, die klassische Wirtschaftsförderung, die Zuschüsse, die Förderungen von der Technologiepolitik abzuspalten.

Wir haben ja ein solches Modell auf den Tisch gelegt. Wir haben ein solches neues Instrument vorgeschlagen. Wir haben vorgeschlagen, eine Wien-Technologie AG als dieses neue Instrument der Technologie der Stadt zu gründen. Meine Damen und Herren! Wir wollen mit dieser Wien-Technologie die durchaus positiven Erfahrungen nützen, die die Stadt etwa in der Bohr-Gasse gesammelt hat. In der Bohr-Gasse gibt es ja diese erfreulichen Entwicklungen. Nur hat es dort eben 10, 15 Jahre gedauert. Und wir wollen die Zeiträume in den neuen Technologiezentren der Stadt verkürzen. Wir wollen das Know-how, das dort gesammelt worden ist, auf die anderen Technologiezentren der Stadt übertragen.

Herr Stadtrat, Sie haben diese Technologiezentren, die in Planung sind, die uns vor Augen schweben, ja aufgezählt. Und wir wollen eben all diese Technologiezentren unter ein gemeinsames Dach, unter eine gemeinsame Wien-Technologie AG stellen, um hier Synergieeffekte zu lukrieren. Das bestehende Center in der Bohr-Gasse, das neue Biotechnologiezentrum in der Muthgasse auch. Es ist, glaube ich, nicht der richtige Weg, wenn die Information stimmt, dass das neue Biotechnologiezentrum in der Muthgasse jetzt der WED übertragen werden soll. Es wäre sicher sinnvoll, auch hier ein gemeinsames Dach zu finden, wo bereits gemachte Erfahrungen dann auch für die Zukunft positiv verwertet werden können. 

Wir wollen die zweite Ausbaustufe des Techgate an diese Wien-Technologie übertragen, die Paukergründe, den Höchstädtplatz und auch das Startup-Center Floridsdorf. Und wir wollen mit dieser Wien-Technologie auch die Grundstückssicherung betreiben. So wie der Wirtschaftsförderungsfonds Grundstückssicherung betreibt für klassische Betriebsansiedlungsgebiete, so soll etwa die Wien-Technologie die Grundstückssicherung für diese neuen Technologieparks betreiben.

Und wir haben ja auch hier unsere Vorschläge präsentiert. Ein Gründerzentrum Favoriten am Standort des zukünftigen Zentralbahnhofs Wien, zwischen Arsenal, Sonnwendgasse und Gudrunstraße. Ein Gründerzentrum am Bereich des alten Flugfelds Aspern, am Westbahnhof, ein Gründerzentrum am Nordbahnhof und auch ein Gründer- und Innovationszentrum am Erdberger Mais, wo es in diesem Stadtentwicklungsgebiet Erdberger Mais ja ebenfalls noch ganz gewaltige Grundstücksreserven gibt. 

Meine Damen und Herren! Es sollte diese Wien-Technologie AG, so wie sie uns vorschwebt, vor allem ein Inkubator für Jungunternehmen sein. In den erfolgreichen Regionen Europas haben sich ja nicht nur Technologieparks entwickelt, sondern überall daneben auch Inkubatoren, als spezielles Service für Jungunternehmen. Denn es sind ja meistens die gleichen Fehler, die zum Scheitern einer Unternehmensgründung führen. Und ein professioneller Inkubator, der alle diese Fehler kennt und das neu gegründete Unternehmen von Anfang an begleitet, kann natürlich ganz wesentlich die Erfolgschancen dieser Neugründungen vergrößern. Man kann sich einen solchen Inkubator am besten als Brutkasten vorstellen. Es soll also von diesem Brutkasten die auszubrütende Firma bei ihrer Geburt, aber nicht nur bei der Geburt, sondern auch während ihrer ersten Wachstumsphase unterstützt werden. Der Jungunternehmer soll in einem Gründerzentrum vom gesamten Verwaltungsaufwand entlastet werden, er soll sich eben voll auf seine Idee, auf seine Geschäftsidee konzentrieren können. Alles andere, Firmenräumlichkeiten, Büro, Gebäudetechnik, Sekretariat, Telekommunikation, soll ihm in diesem Gründerzentrum abgenommen werden. 

Und es soll dieser Inkubator, dieser Brutkasten, aber auch den Kontakt zu einem Risikokapitalfinanzier herstellen. Denn eine Aufgabe ist es eben auch, dass der Inkubator auf eine ausreichende Eigenkapitaldecke achtet. Die auszubrütende Firma soll durch diese hohe, große Eigenkapitaldecke dann für ihre Wachstumsphase überlebensfähig gemacht werden, denn Eigenkapital verlangt ja im Gegensatz zu Bankzinsen in dieser schwierigen Anfangsphase keine Rendite und die Chancen sind daher wesentlich besser. 

Die Wien-Technologie soll daher eine Anlaufstelle sein für Privatinvestoren, die ihr Geld in zukunftsträchtige Beteiligungen investieren wollen. Die Wien-Technologie kann aber auch selbst Startkapital zuschießen. Wir schlagen auch hier ein neues Eigenkapitalmodell vor, ein Drittel durch einen privaten Investor etwa, dann ein Drittel Startkapital durch die Wien-Technologie und das restliche Drittel durch die Innovationsagentur des Bundes. Denn, meine Damen und Herren, wir müssen bei all diesen Überlegungen natürlich auch alle Förderungsmöglichkeiten des Bundes möglichst optimal für Wien ausnützen. 

Meine Damen und Herren! Wir wollen daher für diese Wiener Startups einen Risikokapitalfonds auflegen. Und es ist diese Risikokapitalidee eine uralte freiheitliche Idee. Wir haben dieses Thema in diesem Haus schon vor drei, vier Jahren getrommelt, und diese alte Idee der Risikokapitalförderung ist jetzt ja wieder hochaktuell geworden. Es sind ja nach den Terroranschlägen des 11. September die Kapitalmärkte auf der ganzen Welt eigentlich im Keller und die Technologiewerte sind von dieser Baisse ganz besonders getroffen worden. Und gerade in der Vorwoche hat es wieder einen ganz fulminanten Kursrutsch gegeben. Und der Risikokapitalmarkt in Österreich, der sich ja bei uns erst wie ein zartes Pflänzchen ganz langsam zu entwickeln begonnen hat, der ist eigentlich durch diese Entwicklung gleich wieder vollständig ruiniert worden. 

Die Risikokapitalförderung ist daher jetzt ein Gebot der Stunde. Und das sind ja praktikable Modelle, Herr Stadtrat. Andere Bundesländer unternehmen ja auch dies. In Niederösterreich etwa, aber auch in Kärnten sind solche Fonds derzeit gerade in Planung.

Wir wollen daher eben auch in Wien einen gemischt öffentlich-privaten Fonds auflegen. Und die Fantasie ist dabei folgende: Wenn die Börsen wieder einmal in die Höhe gehen, dann kann dieser Fonds seine Beteiligung durchaus mit Gewinn weiterverkaufen. Dann kann er etwa die Beteiligung an einen industriellen Interessenten, aber auch durch einen Börsegang unmittelbar weiterveräußern. Dieser Fonds kann dann auch Gewinne erzielen, und die Fantasie ist, dass diese Gewinne, diese Weiterveräußerungsgewinne, den Aufwand der Wien-Technologie abdecken sollen. Und die Fantasie ist, dass dadurch mittelfristig auch die Eigenwirtschaftlichkeit dieses neuen Instruments erreicht werden soll. 

Wir wollen also mit der Wien-Technologie keinen neuen Dauerzuschussbetrieb schaffen, sondern wir wollen die Wien-Technologie mit einem einmaligen Startkapital ausstatten, und sie soll dann selbst damit erfolgreich wirtschaften. 

Meine Damen und Herren! Das macht eine neue Politik, eine große Kraftanstrengung erforderlich. Wir haben unsere Vorschläge auf den Tisch gelegt. Wir geben die Hoffnung nicht auf, dass auch einmal auf Vorschläge der Opposition in diesem Haus eingegangen wird. Wir erneuern heute unser Angebot zu einer Zusammenarbeit. Wir wollen den Rückstand der Wiener Wirtschaft beim Wachstum etwa aufholen und wir wollen Wien damit auch wieder auf die Überholspur in ganz Österreich bringen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Friedrich Strobl zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ganz kurz zu meinen Vorrednern, wobei ich schon erwähnen möchte, dass ich in Erwartung der Beiträge meiner Vorredner ja fast ein bisschen enttäuscht gewesen bin. Was nämlich die Wirtschaftspolitik und die Förderung der Stadt Wien betrifft, wurde relativ wenig dazu erwähnt. Aber ich muss sagen: Auf Dr Schock ist doch Verlass. Er hat in seinem Beitrag natürlich das eine oder andere gesagt beziehungsweise wiederholt, was in der Generaldebatte gekommen ist und hat somit meine Erwartungen auch in dieser Hinsicht erfüllt. Vor allem im ersten Teil Ihrer Rede, der doch sehr allgemein gehalten war. 

Ich möchte auch ganz kurz auf den Beitrag des Herrn GR Margulies eingehen zum GATS-Abkommen, wo er einen Antrag eingebracht hat, wobei ich grundsätzlich schon dazusagen möchte, dass das eine oder andere durchaus diskussionswürdig ist. Ich kann auch dazusagen, dass sich innerhalb der Sozialdemokratischen Partei bereits eine Arbeitsgruppe damit auseinander setzt. Nur, diesen Antrag hier einzubringen und um sofortige Abstimmung zu bitten, ist schon ein bisschen viel. Es ist eine sehr umfassende Materie, und ich würde ersuchen, das abzuändern, dass man das vielleicht dann mit einer Zuweisung erledigen kann. 

Jetzt ganz kurz zu meinen Vorrednern, im Speziellen zum Herrn GR Dr Schock. Herr StR Dr Schock, Entschuldigung. 

Erstens einmal: Sie haben das Nulldefizit angesprochen. Da hätte ich mir vielleicht erwartet, dass Sie auch eine Definition des Nulldefizits bringen. Wie schaut denn das derzeit aus? Was ist ein Nulldefizit? Ist das 0,0, ist das 0,4, ist das 0,9? Da gibt es ja einen breiten Interpretationsspielraum in Ihrer Fraktion. Ich hätte mir erwartet, dass Sie vielleicht diesbezüglich etwas dazu sagen. 

Aber, was mir ein wirkliches Anliegen ist und wo ich schon dazu Stellung nehmen möchte, ist, weil Sie es auch wieder gebracht haben, die so genannte Schuldenpolitik der Sozialdemokratischen Partei in den letzten 30 Jahren. Das war in der Generaldebatte Thema und das war auch jetzt bei Ihnen wieder Thema. 

Ganz, ganz klar gesagt: Die Sozialdemokratische Partei hat diese Schulden gemacht und sie hat diese Schulden, sie hat Geld investiert in die Wirtschaft, sie hat Geld investiert in Arbeitsplätze. Von 1970 bis 1999 wurden rund 720 000 neue Arbeitsplätze geschaffen, pro Jahr 24 000 neue Arbeitsplätze. Sie hat Geld investiert in die soziale Absicherung, in die medizinische Versorgung. Sie hat Geld investiert in eine Erhöhung des Lebensstandards. Wir waren 1970 um 38 Prozent hinter den Deutschen und wir sind 1999 um 5 Prozent über den Deutschen gelegen. Das ist sozialdemokratische Politik und darauf sind wir stolz! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte gar nicht verhehlen, dass es auch Fehler gegeben hat in diesen 30 Jahren, und ich sage ganz klar: Einer der größten Fehler in diesen 30 Jahren war, dass es eine Koalition gegeben hat mit der Schüssel-ÖVP; da sind nämlich die Schulden dann so richtig explodiert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und wenn Sie sich beziehen auf das Erfinden von Steuern und Abgaben: Ja, diesen Wettbewerb im Erfinden von Steuern und Abgaben, im Erfinden von Erhöhungen von Steuern und Abgaben, den gewinnen Sie auf Bundesebene um Längen gegenüber Wien, ganz, ganz sicher. Diese Liste ist ja unendlich, die kann man gar nicht im Detail hier aufzählen, weil sonst würde die Redezeit diesbezüglich nicht reichen. (GR Walter Strobl: Konkret!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kommen wir nun zur Wirtschaftspolitik allgemein. 

Und ich darf Ihnen etwas sagen, Herr Dr Tschirf: Ihr Beitrag und Ihre Zwischenrufe sind in etwa von der Qualität so manchen Pfiffs bei der Fußballweltmeisterschaft. Mehr sage ich dazu gar nicht mehr. 

Kommen wir zur Wirtschaftspolitik allgemein, denn das ist Thema dieser Debatte. 

Wenn Sie über Wirtschaftspolitik hier sprechen und es kommt weder von einem Vertreter der Freiheitlichen Partei noch von den Vertretern der ÖVP das Stichwort Klein- und Mittelbetriebe, dann ist das schon eine bedeutende Aussage. Das spiegelt sich nämlich auch wider in der Wirtschaftspolitik, die auf Bundesebene gemacht wird. 

Ganz, ganz kurz. Zum Beispiel die Gewerbeordnung. Über die könnten wir gerne diskutieren. Wenn Sie jetzt vielleicht noch sagen, die Gewerbeordnung ist im Sinne der Klein- und Mittelbetriebe geändert worden, dann fragen Sie einmal den Gemeinderat hinter Ihnen, wie er das im Bereich des Handels sieht. Der wird Ihnen interessante Dinge diesbezüglich erzählen können. Aber die Diskussion können wir gerne führen.
Aber gehen wir zu den Klein- und Mittelbetrieben, und ich bin überzeugt, da geben Sie mir Ihre Zustimmung: Die Bedeutung der Klein- und Mittelbetriebe für die Wirtschaft allgemein und für die Wirtschaft dieser Stadt ist eine sehr wichtige. Wir wissen, dass die Klein- und Mittelbetriebe zum größten Teil für die Arbeitsplätze bei den Betrieben verantwortlich sind. Wir wissen, dass die Klein- und Mittelbetriebe dafür verantwortlich sind, dass es dementsprechend hohe Investitionen gibt. Für das Steueraufkommen sind sie verantwortlich, und wir wissen auch, dass zum Beispiel 85 Prozent aller Jugendlichen, aller Lehrlinge in Klein- und Mittelbetrieben ausgebildet werden. 

Und Sie kennen auch die Struktur der Klein- und Mittelbetriebe, nämlich dass es zum Beispiel in Wien zirka 20 000 bis 25 000 Betriebe gibt, die null Beschäftigte haben, das ist ein recht hoher Prozentsatz. Wir haben das heute auch schon gehört. Es ist eine wirklich enorme Dynamik in der Wiener Wirtschaft zu bemerken. Und wenn man jetzt die Betriebe dazurechnet mit bis zu 9 Beschäftigten, dann sind das in Wien etwa 85 bis 90 Prozent aller Betriebe. Aber auch auf Österreich ist das anzuwenden. Und wenn wir uns anschauen, wie viel Prozent denn die Betriebe ausmachen mit über 100 Beschäftigten, dann ist es so, dass das 1,5 Prozent sind. - Soweit die Fakten. 

Und jetzt zur Politik. Der Fehler, der auf Bundesebene gemacht wird, und das zeigt sich sehr deutlich, ist, dass hier vorwiegend eine Politik für die 1,5 Prozent gemacht wird und auf die Klein- und Mittelbetriebe komplett vergessen wird. Und bei den 1,5 Prozent wird nämlich auch noch einmal unterteilt. Hier kommen vor allem die Freunde vom Herrn Prinzhorn und vom Herrn Bartenstein zum Zug und das ist das Schlechte an der Wirtschaftspolitik auf Bundesebene.

Es wurde heute schon über den Konjunktureinbruch gesprochen und über die nicht einfache Situation für die Wirtschaft. Auch hier ist es ganz, ganz klar, und Experten auf der ganzen Welt bestätigen das immer wieder, dass, wenn es zu einem Konjunktureinbruch kommt, die öffentliche Hand dann darauf reagieren muss. Wir haben schon beim Budgetvoranschlag im vergangenen Jahr darauf Rücksicht genommen und haben zusätzlich auch noch einmal mit rund 72 bis 75 Millionen EUR darauf Rücksicht genommen. Der Herr Vizebürgermeister hat das in seinen Ausführungen schon erwähnt. Ich glaube, im Februar war das. Und was ist auf Bundesebene geschehen? - Hier wurde weiter dem Dogma Nulldefizit hinterher gerannt. Hier wurden weiter die Investitionen zurückgeschraubt. Somit ist es auch nicht verwunderlich, dass nach einer Umfrage von Ende Mai dieses Jahres rund 65 bis 70 Prozent der Klein- und Mittelbetriebe mit der Konjunkturpolitik der Bundesregierung nicht zufrieden sind. Das sollte Ihnen eigentlich sehr zu denken geben, denn die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung auf Bundesebene sorgt unter anderem dafür - und auch das haben wir heute schon gehört -, dass die Situation am Arbeitsmarkt, unter anderem auch in Wien, immer schwieriger wird. 

Denn was sind denn die Folgen? - Schauen wir uns das doch einmal an, wenn es zum Beispiel in der Infrastruktur auf Bundesebene keine Investitionen gibt. Die Folgen davon sind, dass sich große Industriekonzerne auch in der Bauwirtschaft plötzlich in den Wettbewerb mit Klein- und Mittelbetrieben hier am Standort in Wien um ganz, ganz kleine Aufträge begeben und da meistens die Klein- und Mittelbetriebe dann durch die Finger schauen. Der andere Teil der großen Betriebe entlässt Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und das ist natürlich für den Wiener Arbeitsmarkt in erster Linie ein Problem, weil wir wissen alle, dass diese Zentralen meistens in Wien angesiedelt sind.

Lassen Sie mich aber bitte doch auch ein paar Sachen zum Wirtschaftsstandort Wien anmerken. Es wurde vieles schon gesagt, aber es ist mir sehr wichtig, dass auch das erwähnt wird, und zwar noch einmal erwähnt wird und wirklich nur in Stichworten.

Wien ist die Nummer 1unter allen Betriebsansiedlungen aus dem Ausland.

Wien ist die Nummer 1 bei Betriebsneugründungen. Das wurde heute auch schon ausgeführt.

Wien ist die Nummer 1 unter allen Bundesländern bei der Wirtschaftsleistung. Auch das haben wir heute schon gehört. Mit einem Fünftel der Einwohner Österreichs erwirtschaftet Wien rund 30 Prozent der gesamtösterreichischen Wertschöpfung.

Wien ist bei den Arbeitsplätzen die Nummer 1 unter allen Bundesländern, nach wie vor. Bei einem Fünftel der Einwohner Österreichs bietet Wien nach wie vor ein Viertel aller Arbeitsplätze in Österreich. 

Und eines sei Ihnen noch einmal gesagt: Wien bietet zudem für rund 200 000 Einpendler Arbeitsplätze und entlastet damit auch die anliegenden Bundesländer. 

Das Bruttojahreseinkommen der Erwerbstätigen ist in Wien am höchsten. Das wurde heute auch schon erwähnt.

Die Frauenerwerbsquote liegt in Wien bei 71,6 Prozent, im Österreichschnitt sind es 55 Prozent.

Wien ist Biotechzentrum Österreichs. 75 Prozent aller österreichischen Unternehmen dieser Branche sind in Wien angesiedelt.

Wien ist nach wie vor eine der wichtigsten Kongressstädte der Welt.

Wien ist eine der kaufkraftstärksten Regionen Europas. 

Wien fördert die Wirtschaft wie kein anderes Bundesland in Österreich.

Und weil ich bei der Wirtschaftsförderung bin, dann möchte ich aber schon wissen, wie Sie immer wieder dieses Rechenbeispiel zu Stande bringen, wenn Sie sagen, die Wirtschaftsförderung wurde halbiert und es in Wirklichkeit eine Erhöhung um 9 Prozent gibt. Das ist eine Kunst. Das ist wirklich eine Kunst! (GR Kurth-Bodo Blind: So passen Sie doch auf! - GR Mag Hilmar Kabas: Das ist Tatsache! Das ist Realität!) Es wundert mich - Sie sitzen gerade so nebeneinander, Herr Kabas, Herr Serles und Herr Schock -, dass Sie (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist die Realität! Das ist die Realität! - GR Walter Strobl: Das ist die Realität!) das nach der Reihe immer wieder sagen, obwohl Sie doch eigentlich wissen sollten, dass es ganz anders ist.

In Wien sind die Aufwendungen für Forschung und Entwicklung weit höher als im übrigen Österreich: 3,7 Prozent in Wien gegenüber 2 Prozent im übrigen Österreich. 

Jetzt kommen wir zur Bauwirtschaft. Nur in Wien gab es zuletzt im Bereich der Bauwirtschaft höhere Auftragsbestände (GR Mag Hilmar Kabas: Ein Minus! Ein Minus um 2,2 Prozent! Ein Minus!), nämlich plus 2,6 Wochen. In allen anderen Bundesländern sank der Auftragsbestand kräftig. (GR Mag Hilmar Kabas: Ein Minus!) Den stärksten Rückgang - und jetzt hören Sie wieder gut zu - musste Kärnten hinnehmen, nämlich minus 6,1 Wochen. Das ist nicht etwas, was ich mir ausgedacht habe, sondern - die Wirtschaftsvertreter in der ÖVP und bei den Freiheitlichen werden das natürlich kennen - das ist eine Mitteilung der Bauinnung auf Bundesebene.

Wien hat in den letzten Jahren die Landes- und Gemeindeabgaben insgesamt um 130 Millionen EUR, 1,8 Milliarden S, gesenkt. Der Bund hat bei allen Bundessteuern um rund 8 Milliarden EUR, nämlich um 111,5 Milliarden S, erhöht. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist doch unglaublich!) Ich habe es Ihnen schon gesagt, den Wettbewerb über die Erhöhungen Wien gegen Bund gewinnt der Bund um Längen! (GR Dr Matthias Tschirf: Sie können doch das nicht behaupten!) Sie können doch nicht behaupten, dass ... (GR Dr Matthias Tschirf: Aber zahlt der Wirtschaftstreibende nicht für die Müllgebühr, KWK-Zuschlag et cetera?) Sie können doch nicht behaupten, dass die Belastungen der Bundesregierung auf die Wirtschaft in Wien keine Auswirkungen haben! 

Erstens ist jeder Wirtschaftstreibende selber Konsument und wird damit belastet und zweitens werden die Konsumenten allgemein belastet und somit sinkt die Kaufkraft. Das müssten Sie doch wissen! (GR Dr Matthias Tschirf: Und wer zahlt für die Müllgebühr, KWK-Zuschlag, et cetera?) Wenn nicht, ich bin gerne bereit, Ihnen das einmal unter vier Augen zu erklären! 

Wenn Sie fragen, ob es Wien besser macht oder nicht, dann gebe ich Ihnen jetzt eine Rechenaufgabe: Nehmen Sie sich einmal den Budgetvoranschlag der Bundesregierung zur Hand und vergleichen Sie diesen Budgetvoranschlag mit dem Rechnungsabschluss der Gemeinde Wien. Rechnen Sie dann um, wie denn das wäre, wenn in Wien in der Relation so wenig investiert werden würde, wie auf Bundesebene. Rechnen Sie aus, wenn in Wien die Steuern so erhöht werden würden, wie das im Bund passiert ist. Dann werden Sie draufkommen, dass, wenn wir so gehandelt hätten, die Situation am Arbeitsmarkt eine deutlich schlimmere wäre!

Aber auch eines ist ganz klar, und auch das wurde heute schon erwähnt, es kann nicht Wien, die Gemeinde Wien, die Stadt Wien all diese Sünden der Bundesregierung alleine auffangen. Das ist ein Ding der Unmöglichkeit. Wenn es ein Ziel dieser Bundesregierung ist, den Wirtschaftsstandort Wien zu schwächen, dann ist das sehr traurig. Wenn die Vertreter der Oppositionsparteien hier im Saal das aber noch unterstützen und über den Wirtschaftsstandort Wien unisono nur negativ reden, dann ist das noch trauriger und das sollten Sie gegenüber der Wiener Bevölkerung dementsprechend auch einmal verantworten! Nur ein paar Zahlen dazu, ein paar Zahlen dazu. Das ist ganz einfach. (Aufregung bei der ÖVP. - Beifall bei der SPÖ.) 

Schauen Sie, Sie wollen immer Daten, Fakten und Zahlen haben. Ich gebe Ihnen diese Daten, Fakten und Zahlen.

1999: Einnahmen des Bundes aus Einkommens- und Vermögenssteuern in Millionen EUR: 23 486.

2002: Voranschlag 28 274. - Das ist eine Steigerung von 20,4 Prozent in vier Jahren! Und wenn Sie jetzt die Quelle vielleicht bezweifeln, dann sage ich Ihnen, das ist aus dem Bundesministerium für Finanzen!

Das sind Fakten und das sind Zahlen. Und das ist von jenen Vertretern so vorgenommen worden, die vor der Wahl gesagt haben, es gehört alles saniert und unbedingt ausgabenseitig und es kommen keine Einnahmen dazu. (GR Dr Matthias Tschirf: Na das passiert ja!) Sie werden das demnächst vor den Wählerinnen und Wählern zu verantworten haben und ich freue mich schon auf diese Auseinandersetzung!

Ich möchte an Sie alle als Interessenvertreter der Wirtschaftstreibenden wirklich appellieren, dass Sie sich im Sinne der Wiener Wirtschaft und im Sinne des Wirtschaftsstandorts Wien sehr gut überlegen, was Sie zum Wirtschaftsstandort Wien tatsächlich sagen, denn diesen Wirtschaftsstandort ständig madig zu machen und herunter zu machen, das ist ganz, ganz sicher nicht die Art und Weise, die zu einem Erfolg führen kann! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächster ist Herr GR Stark zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Stark (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mein Vorredner, der Herr Kollege Strobl, hat über die Budgetpolitik früherer sozialistischer Finanzminister gesprochen. Auf Grund dieser verfehlten Politik vieler Jahrzehnte sind unter anderem Bund, Länder und Gemeinden nun zur strengsten Haushaltsdisziplin verpflichtet, um ihren Anteil am Stabilitätspakt zu leisten. In Wien soll beziehungsweise wird dieser Beitrag nicht nur durch Sparmaßnahmen, sondern überwiegend durch die Erhöhung auf der Einnahmenseite erbracht werden. So wurden unter anderem durch die sozialistische Alleinregierung in Wien eine neue Stromsteuer in Form eines überhöhten KWK-Zuschlags ab 1.11.2001 und eine neue Wiener Müllsteuer ab 1.7.2002 eingeführt. 

Diese zusätzlichen Belastungen treffen aber nicht nur die Wienerinnen und Wiener, sondern natürlich auch die Wiener Wirtschaft und hier, Herr Kollege Strobl, vor allem die Klein- und Mittelbetriebe Wiens, denen es nicht möglich ist, durch Sonderverträge günstigere Bedingungen für ihre Unternehmen zu schaffen.

War die Wiener Wirtschaft schon bisher durch diverse Abgabe belastet, wie zum Beispiel durch die Gebrauchsabgabe, Dienstgeberabgabe, U‑Bahn-Steuer, Parkometerabgabe, et cetera, so bedeuten diese neuen Belastungen einen weiteren erheblichen Nachteil für die Wiener Wirtschaft. So gab es zum Beispiel auch bei der Parkometerabgabe und den Strafverfügungen für Parksünder Rekordeinnahmen. Nur lösen diese Rekordeinnahmen nicht das Parkproblem der Wiener Wirtschaft. Daher verlegen viele Betriebe ihre Betriebsstätten an den Stadtrand, wie zum Beispiel Auhof, Wienerberg, Gewerbering Favoriten und so weiter, oder wandern überhaupt eben wegen der schlechten Anbindungen an das öffentliche Verkehrsnetz dieser Stadtrandgebiete in das Wiener Umland ab. Erscheint die Verlagerung an den Stadtrand als durchaus sinnvoll, so fragt man sich, warum diese Gebiete noch immer nicht optimal mit öffentlichen Verkehrsmitteln erschlossen sind. Die Abwanderung der Betriebe findet ja nicht erst seit gestern statt. So endet zum Beispiel die U‑Bahn nicht im Industriezentrum Auhof, sondern zirka einen Kilometer vorher in Hütteldorf, und von dort gibt es keine attraktive Verbindung in das Industriezentrum Auhof. Dafür dürfen die Wiener und die Wienerinnen aber ab Juni massiv mehr für die öffentlichen Verkehrsmittel bezahlen. 

Nicht nur Bürgerinitiativen oder Platzmangel, sehr geehrter Herr Vorsitzender, sondern vielmehr diese enormen Belastungen und die schlechte Erreichbarkeit führen dazu, dass viele Betriebe in das Wiener Umland abwandern. Sehr zum Nachteil der Wiener Wirtschaft und des Landes Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, es ist höchste Zeit, für Lösungen zu sorgen. Die freiheitliche Fraktion fordert schon seit vielen Jahren, dass die U‑Bahnen bis in die Industriezentren in den Stadtrandgebieten weitergeführt werden. Auch die Erhöhung der Müllgebühren um über 25 Prozent ist eine zusätzliche Belastung der Wiener Wirtschaft. Vor allem für die Klein- und Mittelbetriebe, die zusätzlich zur ARA über die Betriebskostenabrechnungen mit diesen Kosten belastet werden, ist diese Erhöhung äußerst ungerecht. Grundsätzlich versucht jeder Unternehmer, die Möglichkeit des Recyclings auszunützen, schon aus Ersparnisgründen. Weiters haben viele Unternehmen, wie bereits erwähnt, über die ARA für die Verpackung zusätzlich hohe Kosten. Im Unterschied zu den Müllgebühren hat es die ARA aber bereits zum wiederholten Male geschafft, die Kosten zu senken, unter anderem deshalb, weil zum Beispiel Papier schon zu 90 Prozent getrennt gesammelt wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das Müllaufkommen in Wien ist rückläufig. Einer Publikation der Gemeinde Wien ist zu entnehmen, dass das Müllaufkommen im Jahr 2001 gegenüber dem Jahr 2000 gesunken ist. Unter Berücksichtigung der Aspekte, dass die Unternehmen Recyclingmöglichkeiten wahrnehmen und dadurch Müll vermeiden, die ARA die Entsorgungskosten senken kann beziehungsweise bereits gesenkt hat und das Müllaufkommen ohnedies zurückgeht, ist für Klein- und Mittelbetriebe und die Wiener und Wienerinnen eher eine Reduktion der Müllgebühren als eine Erhöhung angebracht. Aber wie der Herr Stadtrat schon erklärt hat, handelt es sich bei dieser Müllsteuer nicht um eine Kostendeckung der Müllgebühr, sondern schlichtweg um eine Steuer, welche die Wiener Wirtschaft massiv belastet. Bei allem Respekt zu diesem Budget, das hat sich die Wiener Wirtschaft, aber vor allem die Klein- und Mittelbetriebe Wiens nicht verdient! (Beifall bei der FPÖ.)

Auf Grund diverser Prognosen beziehungsweise Versprechungen haben vor allem Klein- und Mittelbetriebe große Erwartungen in die Liberalisierung des Strommarkts gesetzt. Auf diesen enormen Vorteil durch eine EU-Mitgliedschaft wurde vor dem Beitritt Österreichs ja immer hingewiesen. Durch die stufenweise Öffnung des Strommarkts wurden drastische Strompreissenkungen in der Größenordnung von 30 Prozent und mehr angekündigt. Und in der Tat wurden in den ersten Stufen der Liberalisierung die Strompreise für Sonderkunden ganz massiv gesenkt. Ziel war es ja, diese Kunden um jeden Preis zu halten. Preisnachlässe bei Industriekunden bis zu 58 Prozent fanden statt. Dieses Dumping war wirtschaftlich deshalb möglich, weil ja die Tarifkunden - die Haushalte, das Gewerbe, so auch die Klein- und Mittelbetriebe - nicht in den Genuss dieser Tarifsenkung kamen und somit die Sonderkunden finanzierten. Letztendlich kamen auch die Tarifkunden, so glaubte man zumindest, in den Genuss der Liberalisierung. Aber ab November 2001 gab es bei der Preisgestaltung für Strom eine neue Komponente, den so genannten KWK-Zuschlag. Dieser Zuschlag bewegt sich in den meisten Bundesländern in Groschenhöhe. In Wien beträgt dieser Zuschlag 10,22 g pro Kilowattstunde. Laut Stromregulator ist er um 400 Prozent zu hoch. 

Als die Höhe dieses Zuschlags in der Öffentlichkeit bekannt wurde - anfangs sprach man sogar von 12 g pro Kilowattstunde -, ging ein Aufschrei über diese saftige Preiserhöhung durch die Medien, zum Beispiel die Headline in der "Presse" vom 20. September des Vorjahres: "Massive Strompreiserhöhung in Wien geplant". 

Man hat die Bevölkerung, die Tarifkunden, die Klein- und Mittelbetriebe, sofort beruhigt und erklärt, dass um diesen Betrag etwa der Strompreis, genauer gesagt der Arbeitspreis, gesenkt werde, und dass das Ganze somit letztendlich ein Nullsummenspiel wäre. 

Nur, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, ein Nullsummenspiel ist keine Tarifsenkung und es war dann nicht einmal ein Nullsummenspiel! Nach der neuen Verordnung durch Herrn Lhptm Dr Häupl beträgt der Zuschlag keine 12 g mehr, sondern nur "10,22 g". Aber der Preis wurde nicht um 10,22 g gesenkt, sondern nur um 6 g, womit es durch diesen Zuschlag letztendlich zu einer Erhöhung um 4,22 g kam. 

Besonders benachteiligt wurden durch diese Regelung jene Klein- und Mittelbetriebe, die im Zuge der Liberalisierung des Strommarkts bereits den Stromversorger gewechselt hatten, denn bei diesen Betrieben beträgt die Erhöhung des Strompreises nicht 4,22 g, sondern tatsächlich 10,22 g. Dies bedeutet also, dass der Strompreis bei Tarifkunden nicht billiger, sondern bei Wienstrom-Kunden um 4,22 g und bei Nicht-Wienstrom-Kunden um 10,22 g teurer wurde. 

So minimal dieser Zuschlag auch erscheinen mag, so ist er nicht nur für die Haushalte, sondern auch für die Klein- und Mittelbetriebe eine enorme zusätzliche Belastung. Ich darf hiefür einige Zahlenbeispiele nennen: 

Kleingewerbebetriebe, der Greißler, der Trafikant, Espresso, Kantine, mit einem Jahresstromverbrauch von etwa 25 000 bis 40 000 Kilowattstunden, müssen bei einer Stromsteuer von 4 g etwa 1 000 bis 1 600 S pro Jahr mehr bezahlen. Bei einer Stromsteuer von 10,22 g, also wenn jemand den Stromversorger gewechselt hat, sind es schon 2 500 bis 4 100 S pro Jahr für diese Kleinbetriebe. 

Etwas größere Betriebe, Mittelbetriebe, zum Beispiel Hotels, Wäschereien, die einen Jahresstromverbrauch von etwa 250 000 bis 600 000 Kilowattstunden haben, müssen bei einer Stromsteuer von 4 g 10 000 bis 24 000 S pro Jahr, und wenn sie den Verbraucher gewechselt haben und die Stromsteuer 10,22 g beträgt, 25 000 S bis 60 000 S pro Jahr bezahlen. 

Diese Beträge, meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, sind eine enorme Belastung für diese Betriebe. Es liegt der Verdacht nahe, dass durch diesen hohen KWK-Zuschlag nicht die Umwelt geschützt, sondern die Wiener Stadtwerke durch Quersubventionen subventioniert werden. (Beifall bei der FPÖ.)  

Wo ist nun für Tarifkunden die Strompreissenkung durch Liberalisierung des Strommarkts? - Es gibt sie nicht, sehr geehrter Herr Vizebürgermeister, und das ist enttäuschend! 

Ab 1. Oktober 2002 gibt es aber eine weitere Liberalisierung, und zwar jene des Gasmarkts. Ab diesem Zeitpunkt kann jeder Kunde in Österreich seinen Gaslieferanten frei wählen. Statt wie bisher nur die Großkunden, die Industrie, die in der Vergangenheit bereits beträchtliche Preissenkungen erzielen konnten, können nun auch Gewerbe, die Klein- und Mittelbetriebe, von dieser Liberalisierung profitieren. 

Aber auch hier, meine sehr geehrten Damen und Herren, habe ich Zweifel, dass für die Tarifkunden die Gaspreise gesenkt werden. Während einerseits Bundesminister Bartenstein von einer spürbaren Verbilligung des Gases - von 20 Prozent und mehr war die Rede - gesprochen hat, hat zumindest laut Medienberichten Herr GenDior Skyba größeren Preisnachlässen bereits eine Absage erteilt.

Nicht nur ich, meine sehr geehrten Damen und Herren, fürchte, dass die Kostensenkungen nur den Stadtwerken zugute kommen. Auch seitens der SPÖ gibt es diesbezüglich große Bedenken. So hat zum Beispiel der SPÖ-Energiesprecher Georg Oberhaidinger eine Missbrauchsaufsicht ins Gaswirtschaftsgesetz hineinreklamiert, damit Gasversorger - wie zum Beispiel Wiengas - günstigere Einstandspreise oder gesunkene Transportkosten nicht nur an ausgewählte Großabnehmer, sondern auch an alle Kunden gleichermaßen weitergeben müssen. Das ist eine durchaus gute Idee. Herr VBgm Rieder ist gefordert, diese Kontrolle auch bei Wiengas zum Wohle der Wiener Bevölkerung umzusetzen. (Beifall bei der FPÖ.)  

Ich fasse zusammen: Die Wiener Wirtschaft, aber vor allem die Klein- und Mittelbetriebe Wiens werden durch neue beziehungsweise erhöhte Abgaben, Steuern, zusätzlich belastet. Neben den bisherigen zusätzlichen Belastungen wie Gebrauchsabgabe, Dienstgeberabgabe, Parkometerabgabe, et cetera, sind der neue erhöhte, überhöhte KWK-Zuschlag, die Erhöhung der Müllgebühren und die Verteuerung der Fahrpreise eine enorme zusätzliche Belastung für die Wiener Wirtschaft. So wie sich bei vielen Betrieben die Hoffnung auf Tarifsenkungen beim Stromtarif nicht erfüllt hat, fürchte ich, dass auch beim Gastarif wieder nur einige wenige in den Genuss von billigem Gas kommen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Solch einer Politik gegenüber dem Motor der Wiener Wirtschaft, den Klein- und Mittelbetrieben, aber auch gegenüber der Wiener Bevölkerung können wir nicht zustimmen! 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächste Wortmeldung: Herr VBgm Dr Rieder, bitte.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Natürlich ist es so, dass sich in einer Konjunkturentwicklung mit Tiefs viele darüber Gedanken machen, wie man aus einer solchen Situation besser herauskommen kann und was etwa Ursache dafür sein könnte, dass es zu einer derart negativen Entwicklung international oder auf ein Land bezogen gekommen ist. Also man kann sicher sein, dass es eine Reihe von Wirtschaftsexperten und Wirtschaftsforschungsinstitute gibt, die dazu auch Gutachten erstellt haben.

In der heutigen Diskussion sind hier zwar eine Reihe von Wirtschaftsdaten, die im Großen gesehen unbestritten sind, unter Berufung auf Wirtschaftsforschungsinstitute zitiert worden, insbesondere auch von der Opposition, manchmal ein bisschen selektiv, aber es ist eigentlich peinlich vermieden worden, die in den Wirtschaftsforschungsgutachten enthaltenen Analysen und Beurteilungen über die Ursachen der Entwicklungen und über Möglichkeiten, da wieder rauszukommen, etwas zu sagen. 

Das müsste einen hellhörig machen, weil man eigentlich denkt, wenn jemand wie Herr Mag Kabas in der Lage ist, Daten aus einem Wirtschaftsforschungsbericht zu zitieren, warum zitiert er nur selektiv und warum beschäftigt er sich nicht mit den dort wiedergegebenen Daten. Ich möchte nur ein Beispiel oder einige Beispiele herausgreifen, um deutlich zu machen, um was es da geht. 

Also, Herr Kollege Schock hat zuletzt ja auch davon gesprochen, dass es im Bereich der Technologiebranche in Wien auch zu massiven Einbrüchen bei der Beschäftigungssituation gekommen ist und wir alle verfügen, und das ist ja kein Geheimpapier, über den Bericht des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung zur Wiener Wirtschaftskonjunktur im Jahr 2001. Darin werden genau im Detail die Zusammenhänge wiedergegeben, worauf der Rückgang der Wiener Wirtschaft zurückzuführen ist und wie und welche Auswirkungen das auf den Arbeitsmarkt hat.

In diesem Bericht heißt es auf Seite 15: "Die Dynamik der marktorientierten Dienstleistungen in Wien konzentriert sich fast ausschließlich auf die Sektoren Datenverarbeitung - Anstieg um 4,8 Prozent, Forschung und Entwicklung - 8,3 Prozent und unternehmensbezogene Dienstleistungen - 5,9 Prozent beziehungsweise im 1. Quartal 2002 4,3 Prozent." 

Also es ist ja nicht so, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass es zu einem gleichförmigen Einbruch der Beschäftigungssituation und zu einem gleichförmigen Einbruch in der Wirtschaft gekommen ist, sondern gerade im Bereich der technologieorientierten Branchen ist es zu einem starken Wachstum in das Jahr 2002 hinein gekommen, sowohl im Sektor des Wirtschaftsgeschehens, als auch im Bereich der Beschäftigungssituation. Also die pauschale Abkanzelung der Wirtschaftssituation einschließlich der Technologiesituation ist absurd. Sie entspricht überhaupt nicht den Daten, die hier in dem Bericht enthalten sind.

So ist beispielsweise im Jahr 2001 die Zahl der in diesem Bereich Tätigen um 7 307 gestiegen und im 1. Quartal 2002 um 2 869. Also, es gibt eine Reihe von Dingen, die man hier sehen muss. 

Im Bericht steht aber auch drinnen, dass für diesen massiven Einbruch und für die schlechte Situation im Sektor und für die gesamte Situation zwei andere Faktoren verantwortlich sind. 

Faktor 1 ist, der Handel, ganz besonders auch der Einzelhandel, ist österreichweit eingebrochen. Jetzt gibt es auch dazu einen Bericht, der sich mit dieser Frage beschäftigt. Ich zitiere hier aus der APA vom 13. Juni. Da heißt es: "Experten führen die Kaufunlust der Österreicher weniger auf den Euro als auf die Auswirkungen der Konjunkturabschwächung und vor allem auf das Budgetsanierungsprogramm der Bundesregierung zurück." Es wird hier wieder jemand zitiert, es wird nämlich Peter Schnedlitz - das ist der Professor für Absatzwirtschaft an der Wirtschaftsuniversität Wien - mit dem Satz zitiert: "Der Finanzminister nimmt der Bevölkerung viel weg."

Mir fällt, meine sehr geehrten Damen und Herren, an dem bisherigen Verlauf der Diskussion eines auf: Alle, die Kritik an der Wirtschaftspolitik der Regierung üben, sind in der Lage, Hunderte Quellen, Hunderte wissenschaftliche Zitate zu bringen, die das bestätigen.

Keiner der Oppositionspolitiker, meine sehr geehrten Damen und Herren, die hier an der Politik der Stadt Wien Kritik geübt haben, war in der Lage, auch nur eine einzige Quelle eines Wirtschaftsexperten ins Treffen zu führen, der sagt: "Schuld ist die Wiener Wirtschaftspolitik." Das macht ziemlich sicher. Es gibt eine eindeutige einhellige Meinung der Wirtschaftsexperten, die in die Richtung geht zu sagen, diese massive Belastung durch 45,9 Prozent Steuer- und Abgabenquote ist die Ursache dafür, dass es der Wiener Wirtschaft und insbesondere dem Handel in ganz Österreich derart schlecht geht. Im Gegenteil, es gibt eine Reihe von Experten - IHS, Wirtschaftsforschungsinstitut -, die der Stadt Wien, aber auch anderen Bundesländern bestätigen: Es ist nicht eine verfehlte Wirtschaftspolitik in den Ländern, sondern ausschließlich die verfehlte Politik der Bundesregierung, Darauf sollten wir uns einmal einigen. (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der FPÖ.) 
Nehmen wir das Beispiel mit der Bauwirtschaft. Auch da gibt es in dem Bericht - das Wirtschaftsforschungsinstitut stellt ihn gerne zur Verfügung - mehrere Fundstellen, die (GR Mag Hilmar Kabas: Da steht aber auch drinnen, dass Wien das schlechteste Bundesland ist!) sehr klar sind: "Der Einbruch der Bautätigkeiten in Wien war vor allem auf die geringere private Investitionstätigkeit zurückzuführen, während im Gegensatz zu Österreich die öffentlichen Aufträge zunahmen." In Wien war es eine Zunahme von 6,8 Prozent, in Österreich eine Abnahme um 2,5 Prozent. Dann heißt es, weiterhin wörtliches Zitat: "... und damit die Branche vor einem noch tieferen Fall bewahrt hat."

Und ich kann das jetzt fortsetzen. 

Zweites Zitat aus diesem Bericht, Seite 11: "Auf Grund einer deutlichen Zunahme des Produktionswerts im Wohnbau im 4. Quartal des Jahres" - nämlich eine Zunahme um 31 Prozent -, "konnte im 2. Halbjahr in Wien insgesamt sogar ein leichtes Plus im Hochbau erzielt werden." (GR Dr Wilfried Serles: Das sind aber alle öffentlichen Aufträge, nicht nur Ihre öffentlichen Aufträge!)
Drittes Zitat aus dem Bericht: "Verantwortlich dafür" - nämlich für die negative Entwicklung - "waren Ausfälle bei öffentlichen Infrastrukturinvestitionen, die in der ersten Jahreshälfte vor allem in Wien noch stark anstiegen" - das waren sozusagen die Auswirkungen der vergangenen Regierungsperiode -, "gegen Ende 2001 allerdings sanken und zwar um 18,8 Prozent in Wien, in Österreich sonst um 5,3 Prozent." 

Da werden Sie schon, meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP und FPÖ, verstehen müssen, dass es bei uns den Verdacht gibt, dass diese Investitionen bewusst von der Bundesregierung (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist Verfolgungswahn!) gesteuert worden sind (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist ja Verfolgungswahn!) und dass bewusst die Infrastrukturmaßnahmen in anderen Bundesländern erfolgt sind und weniger in Wien. (GR Mag Hilmar Kabas: Verfolgungswahn!) Das sind die Daten, die Sie hier einfach als Analyse haben. (GR Mag Hilmar Kabas: Es geht ja um die Ausgangsposition!) 

Dann gibt es noch ein weiteres Zitat aus diesem Bericht und ich zitiere die Daten, die Herr Mag Kabas und Herr Schock hier mit den von ihnen verschwiegenen Analysen vorgetragen haben. (GR Mag Hilmar Kabas: Sie interpretieren das!) Ich ergänze eigentlich die Ausführungen, die hier gemacht worden sind, durch die Analysen. (GR Mag Hilmar Kabas: Sie interpretieren das!) Da steht drinnen: "Auch die öffentlichen Dienstleistungen konnten den Wiener Arbeitsmarkt nicht entlasten. Als Bundeshauptstadt und damit Verwaltungszentrum leidet Wien weiterhin unter dem Stellenabbau der öffentlichen Verwaltung, die immerhin rund ein Fünftel der gesamten in Wien unselbstständig tätigen Arbeitnehmer beschäftigt." 

Ersparen Sie sich noch weitere Zitate aus diesem Bericht, denn das ist wie ein geschlossenes Bild, das eindeutig zeigt, nämlich nicht nur ... (GR Dr Wilfried Serles: Das ist Ihre Interpretation!) Es geht mir ja nicht um die Frage, Dr Serles, wer schuld ist, sondern mir geht es um die Frage: Was können wir gemeinsam tun? Die Forderung, die sich hier aus diesem Bericht ergibt, ist die Veränderung der Steuerstruktur, das Ankurbeln der Konjunktur durch ein vernünftiges Investitionsprogramm und nicht durch irgendeine Alibiaktion, die Sie da als Konjunkturpaket verkauft haben. (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der FPÖ.) 
Der zweite Punkt, der hier zur Sprache gekommen ist - und es hätte mich überrascht, wenn es anders gewesen wäre -, war die Frage nach der von Ihnen so genannten Stromsteuer. 

Wenn ich der Diskussion zum ersten Mal gefolgt wäre, dann wäre ich überrascht gewesen, dass Abgeordnete, Gemeinderäte der Regierungsparteien, auf Bundesebene so mutig sind, eine der ersten Belastungsmaßnahmen, die die Bundesregierung im Juni 2000 gesetzt hat, nämlich die Energieabgabe zu verdoppeln, hier zu kritisieren.

Denn in Wirklichkeit sind die Auswirkungen dieser Verdoppelung der Stromabgabe und Energieabgabe ein Vielfaches dessen an Belastung, was hier von Ihnen mit dem KWK-Zuschlag ins Gespräch gebracht wird. Aber dann bin ich draufgekommen, dass natürlich das verschwiegen wird, denn bekanntlich gibt es gute Abgabenerhöhungen - das sind die, die Bundesregierung tätigt - und ganz, ganz böse Belastungen - das sind die Abgabenentwicklungen, die in Wien stattfinden. Das werden Sie der Bevölkerung nicht glaubhaft machen können, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Überall in Österreich ist es billiger geworden, nur nicht in Wien!) 
Und weil hier Herr Kollege Stark auf das Thema der Behandlung der Stromkunden, der Gewerbetreibenden eingegangen ist: Eines der Ergebnisse der österreichischen Stromlösung, für die sich die Bundesländer und besonders Wien viel, viel stärker verwendet haben, als die Mitglieder der Bundesregierung, insbesondere die zuständigen Minister Bartenstein und der Bundeskanzler - sagen wir ganz offen, wie es war -, wird sein, dass es eine eigene Handelsgesellschaft, gebildet gemeinsam von dem jetzt in den Bundesländern bis Oberösterreich - Salzburg nicht mehr - reichenden Verbundsystem geben wird. Dort wird es möglich sein, spezifische Angebote mit einer Chancengleichheit und mit einer Sicherung zu machen, damit es nicht von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich ist. Ich hätte mir eigentlich erwartet, dass Sie sich im Hinblick auf die Tatsache, dass diese österreichische Stromlösung einschließlich der gemeinsamen Handelsgesellschaft jetzt am 5. Juli definitiv unterschrieben wird, da herausstellen und sagen: Endlich, das Thema ist weg. Wir werden in dem Bereich eine österreichweite einheitliche Regelung haben, die für eine Gleichbehandlung sorgt.

So, und jetzt kommen wir zum KWK-Zuschlag. Offensichtlich ist in Ihrem parteipolitischen Kommunikationssystem irgendeine Hemmschwelle drinnen, denn in der vergangenen Woche haben sich die Parlamentsklubs der FPÖ, der ÖVP und der SPÖ auf einen Initiativantrag geeinigt gehabt, der auf eine österreichweite Regelung des Öko-Stroms einschließlich des KWK-Zuschlags angelegt war. Also ein gemeinsamer Initiativantrag dieser drei Parteien, in dem auch der KWK-Zuschlag verankert ist, und zwar jetzt nicht grundlegend anders, sondern wo er so verankert ist, wie er hier von Ihnen jetzt so massiv kritisiert worden ist. Ich frage mich: Wie ernst ist Ihre Kritik zu nehmen, wenn es eine Woche vorher einen Konsensbeschluss dieser drei Klubs gegeben hat?

Zweitens. Es gibt genauso auf der Landesebene eine Einigung zwischen den Bundesländern, die ebenfalls die Öko-Energiefrage betrifft und wiederum den KWK-Zuschlag einbezieht. Auch hier gibt es einen Konsens zwischen Kärnten und den ÖVP-regierten Bundesländern. Und da stellen sich die Abgeordneten der beiden Parteien, die auf der Bundesebene die Regierung stellen, her und tun so, als ob nicht die Zeit über die Lösungsentwicklung, über das Thema hinweg gegangen wäre. Ihre Kritik geht völlig daneben. Es gibt bereits Lösungen, die allen gemeinsamen Interessen Rechnung tragen und durch die Umlegung der Kosten auf Gesamtösterreich natürlich auch eine Entlastung für die Wiener und für die Unternehmen in Wien und Niederösterreich bringen wird. Warum da jetzt die Aufregung und das Herausziehen einer Sache, über die längst politische Einigung hinweg gegangen ist? 

Wir werden am Donnerstag in einer Sitzung beim Minister Bartenstein auch beim letzten Problem, das es da noch gibt, nämlich sein Beharren auf den Zertifikatshandel bei den Kleinwasserkraftwerken, zu einer Lösung kommen. Also ich verstehe nicht, dass da so getan wird, als ob das eine große Sache ist, obwohl Ihre eigenen Mandatare auf der Bundesebene und Ihre eigenen Politiker in den anderen Bundesländern längst eine Lösung gefunden haben, weil sie auch anerkannt haben, dass die Kraft-Wärme-Kopplung genauso wie die anderen Formen der erneuerbaren Energie eine wichtige Aufgabe zu erfüllen hat - und von der war überhaupt nicht die Rede -, nämlich dass wir ein gemeinsames großes Ziel haben, das nicht leicht zu erreichen ist und wo es massive Belastungen für ganz Österreich und natürlich damit auch für die Steuerzahler, für die Konsumenten und für die Unternehmer gibt, und das ist das Kyoto-Ziel zu erreichen. Mittlerweile ist man draufgekommen, dass diese Prozentsätze, die man sich gesetzt hat, um hier dieses Ziel zu erreichen, nur dann erreicht werden können, wenn es die Kraft-Wärme-Kopplung gibt und wenn es andere Formen der erneuerbaren Energie gibt und dass man das nur österreichweit gemeinsam erreichen kann. Nur Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren in den Oppositionsbänken der ÖVP und der FPÖ, haben offenbar diesen Sprung in die Zukunft versäumt und sitzen da und kritisieren etwas, was längst österreichweit geregelt ist! (Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP.)

Der nächste Punkt, der hier, meine sehr geehrten Damen und Herren, und ich verspreche Ihnen, nicht zu lange zu sein, noch nachzuholen ist, ist das Thema des Schuldenabbaus. Ich glaube, dass es niemanden in diesem Bereich gibt, der nicht anerkennt, dass es wichtig ist, zu einer Stabilität der Haushalte zu kommen. Es war immer nur eine Frage, wie schnell man das macht, aber angesichts der jetzt bekannt gewordenen Mitteilungen über die letzte Konferenz der Finanzminister, die auf der Ebene der Europäischen Union jetzt quasi der neuen konservativen Regierung in Frankreich die Schiene legt, damit die wiederum mit ihren Problemen fertig wird (GR Mag Hilmar Kabas: Und was hat der Schröder aufgeführt!), lässt auf Grund des Problems, das der freiheitliche Finanzminister für heuer signalisiert, die Sorge entstehen, dass das Nulldefizit nur eine Eintags- oder eine Einjahresfliege war und dass das schon wieder vorbei ist. Da denke ich mir, also da stelle ich mich als freiheitlicher Mandatar nicht hin und verkünde großartig, wie wichtig das Nulldefizit ist, wenn der eigene Finanzminister und die eigene Vizekanzlerin Zauberkunststücke aufführen, um zu erklären, dass das alles doch noch ein Nulldefizit ist. (GR Mag Hilmar Kabas: Schon, schon!)
Ich sage zum Schluss noch an Ihre Adresse: Also für unsere eigene Schuldenpolitik, lieber Mag Kabas, hat sich sogar der Rechnungshof mit Lob eingestellt und Sie kennen den Rechnungshofbericht, der uns das attestiert. Also da (GR Mag Hilmar Kabas: Man muss nicht immer alles nachbeten!) sich sozusagen Sorgen zu machen und Krokodilstränen zu vergießen, ist in Wirklichkeit nicht das Problem. 

Ich kann Ihnen garantieren, wenn das Ihre einzige Sorge ist (GR Mag Hilmar Kabas: Na sicher, die Schulden! Das ist Faktum!), dieses Problem wird die Wiener Sozialdemokratie wie viele andere Probleme sehr, sehr gut lösen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zur Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung über die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr. 

Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte im Zuge dieser Rechnungsabschlussdebatte vier Punkte herausgreifen, die mir wesentlich erscheinen und zur Abwechslung einmal die Frage des Zwischenstands bei der Untersuchungskommission ausklammern. Aber das habe ich heute schon in der Früh gemacht. 

Ich möchte auf ein Thema zu sprechen kommen und da möchte ich zur konstruktiven Vorgangsweise rund um den Supernau, wie es genannt ist, zur Strategischen Umweltprüfung des Nordostens Wiens, wo auch vom Herrn Stadtrat zugesagt wurde, das eine oder andere zu korrigieren, auf eine der prinzipiell gefährlichen Entwicklungen der Wiener Stadtentwicklung der letzten 10, 20 Jahre, aber auch der Zukunft hinweisen: Es ist die deutliche Verschiebung der Bevölkerungszahl und der Wirtschaftsstruktur aus den inneren Bezirken hin in die äußeren Bezirke und insbesondere auch ins Wiener Umland. Ich habe in einer Pressekonferenz vor einigen Wochen auf eine sehr, sehr einseitige Siedlungsentwicklung in den letzten 10 Jahren hingewiesen - das nicht nur vom Kollegen Reiter empörte Vetorufe eingebracht hat -, wo sich nahezu die Hälfte der Bevölkerungsentwicklung dieser letzten 10 Jahre auf einen einzigen Bezirk konzentriert hat, und das war der 22. Bezirk (GRin Renate Winklbauer: Aber das stimmt ja nicht!) - ich habe auf den Zwischenruf gewartet -, und dass diese Entwicklung genau zu jenem Verkehrschaos geführt hat und führen wird, wenn diese Entwicklung weitergeht. 

Und ich habe weiters darauf hingewiesen, dass in der ersten Vorlage von Daten, die jetzt, wie ich höre, auch vom Herrn Stadtrat durchaus angeregt überprüft werden und eine weitere Variante eingerechnet wird, auch für die nächsten 20 Jahre ursprünglich eine Bevölkerungsentwicklung angelegt war und ist, dass sich wiederum nahezu die Hälfte des Bevölkerungszuwachses, der erwartet wird, und der Wohnbauleistung auf den 22. Bezirk konzentriert. (GR Mag Thomas Reindl: Das ist eine gute Aussage!) Wenn derartig einseitig eine derartige Bevölkerungszunahme nur in einem Bezirk passiert und genau das Ergebnis dessen, nämlich ein Verkehrschaos, jetzt, heute schon das Ergebnis ist, was wird erst passieren, wenn in den nächsten 10 bis 20 Jahren eine ebensolche Siedlungsentwicklung in diesem Bezirk weitergeht? Und ich nehme nicht zur Kenntnis, dass man sagt, na ja, es gibt schon voreingereichte grundüberlegte Projekte, wo dann im Nachhinein Infrastruktur teuer nachgebaut werden muss. 

Ich war vor einigen Tag im Zuge eines Tages der offenen Tür bei einem sehr, sehr interessanten Volksschulprojekt, das nicht in dieses Ressort gehört, die unter anderem das Problem haben - und das haben viele Volksschulen und Hauptschulen, aber auch andere Kindergärten -, dass die Siedlungsentwicklung innerhalb des Gürtels seit Jahren hinunterzeigt, wofür kein Stadtrat prinzipiell jemals etwas kann, um da keine Missverständnisse aufkommen zu lassen, denn das hat damit zu tun, dass Wohnungen zusammengelegt werden, die Wohnungen Gott sei Dank größer werden, die Wohnfläche pro Kopf entsprechend wächst und dass es durch eine Gesellschaftsentwicklung mit mehr Singlehaushalten, mit höheren Scheidungsraten, et cetera, diese Entwicklung gibt. Gäbe es jetzt nicht im Zentralbereich entsprechende Flächen, dann müssten wir sagen, okay, innerhalb des Gürtels ist es ausgereizt. So ist es aber nicht! 

Wir haben als Stadt Wien entlang bereits gebauter U‑Bahn-Linien und Schnellbahnlinien große Siedlungs- und Flächenreserven. Die U 3-Achse ist nur eine davon, wo ich zum Beispiel massiv kritisiere, dass der Nutzungsmix dessen, was rund um die Gasometer im erweiterten Sinn geplant wird, aus meiner Sicht eindeutig Büro- und Geschäftsentwicklung ist und die Wohnentwicklung dort eindeutig zu kurz kommt. Die Grundidee, vernetzte Siedlungsstrukturen zu bauen, das, was noch immer im dicht besiedelten Gebiet die Qualitäten Wiens ausmacht, das Neben- und Über- und Durcheinander im produktiven Sinn von Wohnen, Freizeit, Arbeit, Bildung, Einkaufen, das macht die Urbanität dieser Stadt aus und das vermissen wir im enormen Ausmaß in vielen, vielen, in nahezu allen amerikanischen Städten. 

Ich nehme da jetzt die unamerikanische Stadt New York aus, die ja eine Stadt sui generis ist, aber das, was man in der "Provinz" in Amerika sieht, dass man sich ohne Auto überhaupt nicht mehr fortbewegen kann, das hat man in den neu errichteten Siedlungsgebieten Wiens auch zu gewährleisten. Dass man quasi jetzt zwei Mal umfällt wie so ein privilegierter Mensch wie ich, der in der Gumpendorfer Straße wohnt und fußläufig trotz Geschäftesterben, das zunimmt, noch immer die Möglichkeiten hat, alle Verkehrsziele zu erreichen, das habe ich in weiten Teilen des 22. Bezirks nicht. Dort muss man sich ins Auto setzen. Und darum sollten wir diese Verkehrsstudie der Arbeiterkammer sehr, sehr ernst nehmen, die ein sehr differenziertes Bild der Verkehrsentwicklung Wiens zeichnet. 

Nicht in ganz Wien nimmt der Verkehr zu. In vielen innerstädtischen Straßen nimmt der Verkehr ab, deutlich ab. Burggasse, Alser Straße, Abnahmen um 20, 30 Prozent. Warum? - Ja, in diesen Bereichen haben wir gut ausgebaute öffentliche Verkehrsmittel. Das war übrigens eines der Argumente, warum man richtigerweise auf der Zweierlinie auch einen Radweg bauen konnte und es überhaupt nicht notwendig gewesen wäre, dort eine weitere Spur dazu zu tun, weil auch in diesem Bereich durch die Siedlungsentwicklung, Bevölkerungsentwicklung, aber auch durch den Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel der Verkehr stagniert und sogar leicht abgenommen hat. Wo wir explosionsartige Zuwächse haben, das ist im Nordosten der Stadt. Na kein Wunder, wenn sich nahezu die gesamte Siedlungsentwicklung dort konzentriert. 

Und da kommt es jetzt zu einem fatalen Irrtum von Betriebswirtschaft versus Volkswirtschaft. Dort waren in der Vergangenheit die Gründe billiger als in gut erschlossenen Gebieten. Also haben nicht zuletzt auch die Fonds dieser Stadt gekauft, aber im Nachhinein ist es natürlich sehr, sehr teuer, Infrastruktur nachzubringen: U‑Bahnen, Straßen, die es nicht gibt, Straßenbahnen, die es nicht gibt. Übrig bleiben die von mir immer skizzierten verhungerten Busse, wo die wenigsten zu Recht damit fahren. Dann sitzen alle im eigenen Auto, Durchschnittsbelegung 1,2, und wundern sich über den Stau. Wären wir provokant, würden wir schreiben: "Der Stau seid ihr". Der Stau ist ja niemand dritter Böser. Aber diese Siedlungsentwicklung hat einen Grund. 

Ich meine, dass eines der Grundprinzipien der Stadtentwicklung Wiens wäre, die Stadtentwicklung der nächsten Jahre dort zu konzentrieren, wo es bereits öffentlich erschlossen ist, zum Beispiel Nordbahnhof. Ja, auch wenn er teurer ist, ist es billiger dort zu bauen, und dass so nebenbei eine in der öffentlichen Hand befindliche Einrichtung wie die ÖBB zu den übelsten Spekulanten gehört, das sei noch am Rande angemerkt. Grundstücksspekulation hat normalerweise das Privileg, die Eigenschaft, Privatunternehmen zu sein. Aber dort, wo sich öffentliche Unternehmen wie Private gerieren, machen sie es genauso. 

Wir haben mitten im Herzen der Stadt das Arsenal und dahinter eine riesige Fläche, die wenige Kilometer vom Zentrum ist und erschlossen gehört. Wir haben den ganzen U 3-Bereich, und ich erspare mir jetzt, ihn im Detail zu skizzieren, wo allein der Bevölkerungszuwachs von einigen Jahren Platz finden könnte, wo es bereits U‑Bahnen gibt und wo auch Nachverdichtungen sinnvoll und notwendig wären. Warum hat man sich dann so stark auf den 22. Bezirk konzentriert? Und warum konzentriert man sich in Zukunft so stark auf den 22.? - Um noch einmal den A der Welt zu skizzieren, damit waren jene Bereiche gemeint, wo es jetzt keinerlei öffentliche, soziale und sonstige Erschließungen gibt und die katastrophalen Zunahmen des Verkehrs da ihre Ursache haben. 

Ich halte das für das wichtigste, unterschätzteste und strukturbildendste Element und den größten Irrtum von vielen hier im Haus, wo der Fahnenträger der GR Reiter ist, der glaubt, das mit Autobahnbau zu lösen, dass sich entlang dieser Autobahnen Firmen ansiedeln. Ich spare mir jetzt das Taferlspiel, um Ihnen hier ein Taferl herzustellen, wie das Siedlungsgebiet vor der Verlängerung der Südosttangente ausgesehen hat und wie es nachher ausgesehen hat. Kaum kommt die Autobahn, zieht sie - das ist das Wesen dessen - Siedlungsstruktur, Verkehrsinfrastruktur und Shoppingcenters an und dann wundert man sich, wenn es ein Verkehrschaos gibt. Die Lösung ist das Problem. Ihre Lösung ist das Problem. Der hochrangige Straßenbau ins Umland hinaus forciert diese Zersiedelung und darum ist sie aus fiskalischen, aber vor allem aus siedlungspolitischen Gründen falsch. 

Wir haben uns den Grunderwerb der letzten Jahre rund um die Trasse der B 301 angeschaut. Was steht dort? - Wirtschaftsförderungsfonds, Wirtschaftsförderungsfonds, Wirtschaftsförderungsfonds, Wirtschaftsförderungsfonds, Wirtschaftsförderungsfonds. Sie können sich genau vorstellen, was in 20 Jahren entlang dieses Bandes sein wird. Das totale Verkehrschaos und die Schwächung der Wiener Wirtschaft! Das fließt nicht ins Wiener Gemeindebudget, das fließt ins niederösterreichische Budget! Und dann diskutieren wir, und hier und nur hier gebe ich Recht, dass es absurd ist, eine Niederösterreich-Statistik und eine Wien-Statistik zu machen. Die berühmte Ketzergasse als die große Grenze zwischen Wien und Niederösterreich ist ziemlich gaga. Hier die Gesamtregion zu sehen, wäre sinnvoll und diese noch viel zu zaghaften Versuche des Wirtschaftsförderungsfonds, gemeinsame Projekte zu machen, wo nicht der Kampf um Kommunalabgaben den Standort bestimmt zu Lasten der Gesamtstruktur. In fünf Jahren sagen Sie dann: "Seht ihr, jetzt habt's es, jetzt habt's das Chaos." 

So sage ich jetzt auch den Wirtschaftskämmerern wie der Frau Rothauer, wo ich nie verstanden habe, was deren Interesse ist, durch einen derartigen Straßenbau die Wirtschaft ins Umland zu treiben, ja, zu treiben, und im Zentralbereich ein Geschäftesterben zu haben, das täglich sichtbar ist und das durch diese großen Flächen nicht aufgefangen werden kann, das halte ich für einen ... (GR Gerhard Pfeiffer: Darum soll die Nordost-Umfahrung in Wien sein!) Bitte? (GR Gerhard Pfeiffer: Darum soll die Nordost-Umfahrung in Wien sein und nicht außerhalb!) Ich glaube, das macht jetzt nicht wirklich einen Sinn, Sie da zu überzeugen. Der Irrtum der Nordost-Umfahrung ist, dass es dort nur Umfahrungsfunktionen hat. Die Nordostumfahrung wird genau, sollte sie gebaut werden ... Ich nehme jetzt fast beruhigt zur Kenntnis, dass sie ohnehin auf das Jahr 2021 verschoben worden ist. Da gibt es ja möglicherweise noch ein paar Regierungen, die eine Spur schlauer geworden sind. 

Aber was wird passieren? - Genau diese Siedlungsentwicklung im Nordosten der Stadt würde damit forciert werden! Ich pudel mich jetzt nicht maßlos auf. Ich glaube, dass der Protest gegen diese Lobauquerung und gegen die Nordostumfahrung insofern Früchte getragen hat, dass sie rückgereiht wurde. Aber warten wir es durchaus auch ab und darum bin ich so positiv zu dieser SUP, damit man nur einmal Daten nebeneinander legt, damit man einmal eine Entscheidungsgrundlage hat, was passiert mit der Siedlungsentwicklung, wenn man die Straße A oder B baut? Wie sind die Zusammenhänge? Es ist einfach so, dass Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen der wichtigste Impuls sind. 

Ich sage einmal ein positives Beispiel: U 3-Verlängerung nach Ottakring. Was war vorher und was hat eine U 3 an Impuls für Siedlungsentwicklung, für Modernisierung in Ottakring gebracht? Also, was hochrangige Verkehrsinfrastruktur an Wirtschaftsbelebung bringt, das ist ja nicht nur auf die Straße beschränkt und bezieht sich auf die U‑Bahn. Das gestehe ich auch zu: Eine Mariahilfer Straße als innerstädtisches Großshopping-Center funktioniert auch nur, weil es quasi die öffentliche Autobahn, die U 3, dort gibt, die im Minutentakt Tausende Menschen hin- und wegtransportieren kann. Ohne sie wäre es auch schwierig, Konkurrenz gegen eine SCS im Süden Wiens zu machen. Hätten wir ein ordentliches Road Pricing, dann täten wir uns noch leichter.

Ich habe wiederum ein stärkeres Aufstehen der Kammer vermisst. Anstatt zu sagen, sind wir froh, dass ein ordentliches Road Pricing kommt, steht der Herr Leitl auf und beschwert sich, wie hoch doch die Tarife sind. Das nützt der innerstädtischen Wirtschaft sehr. 

Punkt 1, der für mich fast der Wichtigste ist: Konzentration auf die Siedlungsentwicklung im Inneren und Aufhören, vor allem am Stadtrand im 22. Bezirk, die Siedlungsentwicklung entsprechend voranzutreiben .

2. Bereich: Wir werden es zwar ohnehin im Gemeinderat in ein paar Tagen diskutieren, aber ich möchte es heute schon bringen, weil ich auch vom Planungsstadtrat dazu einmal gerne etwas hören wollte, und das ist das für mich völlig unverständliche Projekt des Monte Laa, von mir "Monte Lärm" bezeichnet. Für alle, die nicht darüber Bescheid wissen: Das ist ein großes Projekt, überplattet über der Südosttangente, 100 000 Quadratmeter Büro- und Geschäftsflächen, 120 000 Quadratmeter Wohnflächen und rund 2 500 Tiefgaragen, rund 7 000 Personen.

Ich darf den Herrn Stadtrat zitieren, was er einmal zum Wienerberg gesagt hat: "Die Hochhausbauten der vergangenen Jahre, etwa die entlang des Wienerbergs, sind sicher ein Problemfall". Schicker hat richtigerweise genannt, dass nämlich letztlich Grundstückseigentümer mit guten Beziehungen zum Rathaus sagen, wo hochrangige Entwicklung stattfindet, und zwar nicht dort, wo U‑Bahnen sind, sondern dort, wo man über gute Verbindungen verfügt. Darum haben wir jetzt die Großinvestition Wienerberg. Es werden sogar noch Wohntürme hingebaut und jetzt im Nachhinein - und es würde mich interessieren, wann das wirklich kommt - wird mit teuren öffentlichen Mitteln der 65er verlängert. Eine Investition, für die ich bin, aber vernünftiger wäre es, solche Standorte zu haben, wo die U‑Bahn bereits vorhanden ist. 

Na und was macht man jetzt? - Nachdem man den Problemfall Wienerberg hat, kommt man jetzt auf den Monte Laa!

Wir haben uns den Spaß gemacht - weil die Frau Bezirksvorsteherin gesagt hat, es ist eh im unmittelbaren Einzugsbereich der U 1 - und haben uns einen Treffpunkt mit Journalisten am Reumannplatz ausgemacht, sind zu Fuß vom Reumannplatz bis zum Monte Laa gegangen und haben auf die Uhr geschaut. Es war heiß, die Journalisten haben sich teilweise sogar aufgeregt, dass es so weit entfernt ist, da hab' ich gesagt: Na bitte, das ist nach der Frau Bezirksvorsteherin in unmittelbarer Umgebung der U 1! 15 Minuten Fußmarsch! Kein Mensch wird dort zu Fuß vom Monte Laa zur U 1 gehen! Und auch die nächste Station, die bei der Verlängerung kommen wird, wird nicht relevant sein. Da gibt es einen der berühmten verhungerten Busse, die genauso funktionieren wie die Busse auf dem Wienerberg. 

Ich kann mir schon vorstellen, dass die hochrangigen Vertreter der internationalen Konzerne dann am Monte Laa wirklich alle sicher mit dem Bus fahren werden. Na mit Garantie! Darum braucht man auch 2 500 Stellplätze! 

Wie kommt man auf so einen Standort, wenn man Grundstücke hat, die unmittelbar an einer U‑Bahn liegen? Wie gibt es das, dass dort eine derartig hochrangige Stadtentwicklung stattfinden kann, die zu einem Verkehrschaos rund um und in Favoriten führen wird?

Und nicht nur das. Nicht nur, dass es verkehrsmäßig völlig falsch ist. Auch die Lärmfrage gibt es da, und da möchte ich Ihnen wirklich noch einmal ein Lärmgutachten zur Kenntnis bringen. Das würde man ja gar nicht glauben, wenn man es nicht entsprechend genau liest. Ich zitiere aus dem Lärmgutachten von Peter Rosenberger, der festhält: "Ergebnis aller Berechnungen ist eine äußerst hohe Lärmbelastung." Dazu muss man sagen, vorne über der Tangente ist eine Wohnbebauung geplant, an der Ostfront des Projektgebiets, Größe gleich 60 dB! "Ein solcher Lärmpegel" - Zitat aus dem Lärmgutachten - "ist mit einem solchen einer stark verkehrsbelasteten Hauptstraße und Ausfallsstraße am Stadtrand vergleichbar." 

In der ÖNORM B 8115, aber auch in anderer Literatur, wird als Obergrenze für den zumutbaren Lärmpegel für die Baulandkategorie Wohngebiet kleiner gleich 45 dB angegeben. 45 dB ist vorgesehen, dort sind es 60 dB! Jetzt bitte ich die Nichtphysiker und Nichtphysikerinnen aufzupassen: 10 dB ist eine Verdoppelung des Lärms, das ist nämlich eine Exponenzialfunktion. Also von 45 auf 60 dB ist nicht um 15 lauter, sondern es ist mehr als das Dreifache an Lärm! Stellen Sie sich dort auf die Brücke und stellen Sie sich diesen Trichter vor, wo der Lärm hinaufkommt, und dort plant und baut die Stadtplanung im Jahr 2002 Wohnbauten! 

Wir werden wirklich mit Kontrollamt und allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln, das weiter zu thematisieren versuchen. Wie kann man dort wissender Weise weitab von öffentlichen Verkehrsmitteln, wo nachweislich der Lärm fundamental sein wird, für 7 000 Menschen Wohnbauten errichten - korrekt Büro und Wohnen, es sind Wohnbauten für "nur" 3 000? 

Jetzt bin ich nicht prinzipiell dagegen, dass man dort überplattet und dort auch Entwicklungen vorsieht. Es gibt nicht nur 1A-Standorte. Aber das in der Fundamentalität! Was werden die Leute machen, wenn es wirklich laut ist? - Na sie werden sich ein Haus am Stadtrand kaufen, statt dass man die Wohnqualitäten im Zentrum der Stadt realisiert, wie es Dutzende Wohnzufriedenheitsstudien ausgesagt haben, was möglich ist. Und es gibt Standorte, viele, viele in Wien, wo man ruhig und entsprechend bauen kann. Was ist das für eine Stadtplanung, die sich offensichtlich von Grundstückseigentümern die Siedlungsentwicklung diktieren lässt! Und weil die Überplattung so viel Geld kostet, muss man entsprechend hoch verdichten und dann kommt es zu diesen Geschichten! Das ist mir völlig unverständlich! 

Was der Stadtentwicklungsplan zu diesem Siedlungsgebiet sagt, das zitiere ich aus Zeitgründen hier gar nicht. Ich verstehe nicht, warum man die Stadtplanung nicht gleich an Großfirmen privatisiert, denn wenn solche Projekte gemacht werden, dann fragt man sich überhaupt, warum man übergeordnete Konzepte macht! 

Ein weiterer Punkt, den ich noch kurz ansprechen möchte, ist - der Kollege Stark ist jetzt nicht mehr da, aber es ist mir trotzdem wichtig, weil es durchaus nicht einfach ist, das auch in der Öffentlichkeit zu diskutieren -, dass Kollege Stark gesagt hat: Bitte alle U‑Bahnen doch ins Umland oder bis an den Stadtrand verlängern. Ich habe mir die Zahlen der U 6 angeschaut. Die U 6 im Süden, meine Damen und Herren, hat eine geringere Frequenz als der 48A! Die U‑Bahnen sind dort voll belegt, wo sie im Zentralbereich der Stadt fahren. Die U 6 ist knallvoll zwischen dem Westbahnhof und der Nußdorfer Straße. Die Verlängerung ins Zentrum Floridsdorf war sinnvoll, aber jetzt muss man sich Folgendes genau überlegen, wenn man eine U 6-Verlängerung diskutiert:

Erstens. Bringt es eine Verbesserung für die Menschen, die dort wohnen, wo Straßenbahnen, die viele Haltestellen haben, das gut bedienen und daher aufschlüsseln, eine gute Qualität bringen? 

Zweitens. Was heißt das für die Siedlungsstruktur in Stammersdorf, weil ich auch den Herrn Bezirksvorsteher aus dem 21. Bezirk hier gesehen habe. Ich muss ehrlich sagen: Liebe Leute in Stammersdorf! Wenn man die U 6 verlängert, dann soll und muss dort entsprechend verdichtet werden. Ich bezweifle, dass das dort gewünscht wird. Eines ist aber schwierig, und zwar eine U 6, die dann wirtschaftlich im 15- oder 20‑Minuten-Intervall - wenn überhaupt - fährt, als Verbesserung gegenüber dichten Straßenbahnlinien, die es jetzt gibt, zu verkaufen.

Gibt es eine dritte Möglichkeit? - Ich meine: Ja. Das gibt es in Karlsruhe, das gibt es in vielen Bereichen Europas und darüber hinaus. Das ist die Möglichkeit, mit U‑Bahn-Garnituren auch Straßenbahngleise zu benützen, keine Endstation in Floridsdorf zu haben, sondern auf Straßenbahngleisen hinaus nach Stammersdorf zu fahren, die kurzen Intervalle und die kurzen Stationsabstände der Straßenbahn zu haben und insofern nicht ein Zwangsumsteigen am Spitz zu haben. Ich glaube, in diese Richtung sollten wir nachdenken und sollten wir diskutieren. Das ist auch billiger als eine U 6-Verlängerung, die auf einer eigenen Trasse den gesamten Straßenbahnbereich zusammenhauen würde und die nicht sinnvoll ist. 

Das gleiche Problem sehe ich im Übrigen im Westen der Stadt. Das war der Hauptgrund, warum ich massiv gegen den ÖVP-Vorschlag einer U‑Bahn in den Westen Wiens aufgetreten bin. Wenn man hier die U‑Bahn nach Pötzleinsdorf baut, was haben die in Währing davon? - Hier haben wir ein dichtes Netz an Straßenbahnlinien. 

Was wir diskutieren sollten, ist, ob die Zwangsendstation Jonas-Reindl sinnvoll und notwendig ist, wo zwei Drittel bis drei Viertel der dortigen Aussteiger nicht aussteigen, weil sie dort arbeiten, sondern umsteigen wollen. Und wir wissen genau, dass Umsteigen fast die Hälfte an Fahrgastverlusten mit sich bringt. Hier gibt es viele Varianten des Weiterfahrens. Wir haben ja einmal diesen Tunnel vorgeschlagen, dass man unterirdisch unter dem ersten Bezirk die Westlinien mit anderen Straßenbahnlinien verknüpft. Es gibt auch andere Möglichkeiten. Wir sollten darüber nachdenken. Wenn wir das Ziel, das im Verkehrskonzept vorgesehen ist, nämlich den öffentlichen Anteil deutlich zu erhöhen, umsetzen wollen, muss uns in dem Bereich etwas einfallen.

Begrüßen möchte ich, dass der Stadtrat sich in wiederholten Aussagen - Aussagen sind einmal die Ausgangsposition - auch die Erhöhung des Radverkehrs von derzeit 4 Prozent auf 8 Prozent, so wie es im Klimaschutzprogramm geschrieben ist, zum Ziel gesetzt hat. Das ist ein ehrgeiziges Ziel. Das ist ein Ziel, das vieler, vieler Maßnahmen bedarf. 

Nicht verstehe ich so Kleinigkeiten, warum für die notwendige Verlängerung des 2er-Linien-Radwegs - vielleicht war das nur ein Kommunikationsfehler und ich habe nur falsch gelesen - die Entscheidung bis Ende 2003 notwendig ist. Wir haben jetzt bitte Juni 2002. Also bis Ende 2002 kann ich mir das noch vorstellen. Aber warum muss man bis Ende 2003 warten, um die Entscheidung über ein kleines Stück zu treffen? 

Ich begrüße sehr, dass wir die wesentliche Planungskompetenz im Radverkehr jetzt wieder bei der Stadt haben und damit ich auch eine Budgetklarheit und Budgetwahrheit, weil viele Bezirke die Gelder nicht für den Radverkehr verwendet haben, sondern für ganz andere Maßnahmen, und dass wir hier mit der Verdoppelung des Radfahreranteils, was vor allem Verkehrspolitik in den Köpfen vieler Menschen heißt, vorantreiben müssen. 

Ein letzter Punkt ganz kurz noch. Ich habe das mit dem Planungsdirektor und mit anderen diskutiert. Ein Schlussthema jetzt. Wir haben in Wien im internationalen Vergleich hervorragende Architekten und Architektinnen. Bei Wettbewerben und bei einzelnen Projekten ist die Wiener Architektur international mehr als bekannt. Es sollten jedoch in einem viel größeren Ausmaß wirkliche ArchitektInnenwettbewerbe, wo auch Junge eine Chance haben - und jung ist jetzt keine Altersfrage, sondern eine Frage derer, die noch nicht die Möglichkeit hatten, bei großen Projekten bauen zu können -, umgesetzt werden können. Dazu gibt’s solche Wettbewerbe. Schon seit langem sollte eine Wettbewerbsenquete stattfinden. Das im Vergaberecht unterzubringen, dürfte sich rechtlich als nicht ganz so einfach herausstellen. Das ist so. Das kann ich mir schon vorstellen. Aber hier auch eine öffentlich transparente Debatte zu führen, halte ich für ganz wichtig. Sie wissen, Herr Stadtrat, wie wichtig den Architektinnen und Architekten diese Wettbewerbe sind, um eine Chance zu erhalten, sich einmal bei Großvorhaben zu bewähren. Das täte dem Renommee dieser Stadt, wo Architektur eine immer größere Rolle spielt, und dem Image dieser Stadt gut. Ich glaube, dass hier mit wenigen Schritten einer offenen Wettbewerbskultur das Wort geredet werden kann. Ich hoffe, dass Sie das rasch umsetzen können. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Das waren noch Zeiten: ÖVP-Chef Bernhard Görg regierte als Planungsstadtrat, Fritz Svihalek hielt als SP-Verkehrsstadtrat die Zügel locker in der Hand. Im Rathaus denken manche Beamte wehmütig an diese Zeit zurück. 

Die Zeiten ändern sich (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) und mit Rudolf Schicker regiert im Planungs- und Verkehrsressort ein Experte, der die Materie von Grund auf gelernt hat, et cetera, et cetera. (GR Franz Ekkamp: Ist das jetzt eine Vorlesung?) Das war Rathausgeflüster von der "Presse" 31. Mai 2002 mit den unterschiedlichen Ansichten der Beamten zum neuen Stadtrat. Näheres brauche ich hier nicht auszuführen. Das war die Meinung der "Presse". 

Doch was sagt nun die Meinung des Volkes? Wie sieht man das? (Weitere Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wie wird das nun gesehen? 

Ihr Klubobmann Oxonitsch hat heute von einer Verkehrsoffensive gesprochen. Wir brauchen eine Verkehrsinfrastrukturoffensive. Ja, Herr Stadtrat, wir brauchen eine Verkehrsinfrastrukturoffensive. Machen wir einen Verkehrsmasterplan! Einen Verkehrsmasterplan für jetzt, für 2003, für 2004, für 2005? - Nein, wir haben uns vorgenommen für 2003. Wir machen ihn jetzt 2003. Wir machen einen Verkehrsmasterplan, wo wir alle Bezirke miteinbeziehen, wo wir Tandems machen und manchmal werden's Tridems, drei und vier, vielleicht werden's Quartordems, und sie sollen alle noch im Juni dieses Jahres fertig werden. Doch wir haben erst ein Tridem gefunden. Es sollte ein Tandem sein, doch es wurde ein Tridem. Drei Bezirke haben sich gefunden. Sie sprachen miteinander über die Verkehrsentwicklung. 

Das ist der erste Ansatz für den Verkehrsmasterplan. Ein Investitionsplan für die Zukunft: Wie sieht dieser aus: Wie war das nun in der Vergangenheit? - StR Görg verlangte, den Bahnhof Wien Nahverkehrsteil bis 2006 zu vollenden. Im Oktober des vergangenen Jahres gab es eine Vorlage vom zuständigen Stadtrat und er verlangte diesen bis 2011. Fünf Jahre länger bauen. Doch man wird auch intelligenter, man ändert seine Vorlage, und im Jänner 2002 haben wir dann glorreich eine Änderung bekommen. Wann wird Bahnhof Wien Nahverkehrsteil nun fertig? - 2011! Wieder 2011, doch nicht anders. 

Also versuchen wir es mit einem anderen Teil: Bahnhof Wien Fernverkehrsteil. Vielleicht könnte das schneller gehen. Dr Görg: 2010. Oktober 2001 StR Schicker: Zwischen 2007 und 2020 versuchen wir, fertig zu werden. Na ja, wir können nochmals gescheiter werden. Wir machen im Jänner 2002 einen Abänderungsantrag. Was steht hier? - Zwischen 2007 und 2020. Na ja, schlechtes Beispiel, versuchen wir's noch einmal. 

Nordostumfahrung, Dr Görg: Zwischen 2008 und 2010. Oktober 2001: Nordostumfahrung - man höre - nach 2021! (Heiterkeit bei der ÖVP.) Man setzt neue Prioritäten: Abänderungsantrag Jänner 2002: Nach 2021. Tut mir Leid, auch hier keine Änderung. 

Also letzter Versuch. Jetzt schaffen wir es, 100‑prozentig, jetzt schaffen wir es! S 80, Dr Görg: 2006. Oktober 2001 Dr Schicker, Entschuldigung Dipl Ing Schicker: 2020. Und im Jänner 2002: Ja, wir haben eine Verbesserung von 2020 auf 2011. Es sind nunmehr fünf Jahre später als zuvor. 

Das sind nun die Änderungen, die sich wahrscheinlich Klubobmann Oxonitsch in seiner vorigen Rede von uns gewünscht hat, diese Verkehrsinfrastrukturoffensive, die so notwendig ist, die wir so wünschen, die wir so brauchen, damit es für unser Land wirklich besser wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher haben wir heute auch eine Zeitung, eine Gratistageszeitung (Der Redner zeigt eine U‑Bahn-Zeitung.), alle U‑Bahn-Fahrer sehen es ganz genau, mit den Freunden der Sozialdemokratie aus der SP-Alleinregierung: "Die Arbeiterkammer kämpft für mehr Öffis". Jawohl, wir unterschreiben das. Das zeigt, dass wir es noch nicht erreicht haben, dass wir noch nicht genug für die Öffis getan haben, dass wir auch die S 80 nicht erhalten haben, dass wir sie noch immer nicht bekommen und dass wir die U‑Bahnen nicht an den Stadtrand bauen, wie wir sie gewollt haben. Daher kämpft nun die Arbeiterkammer gemeinsam mit uns für mehr Öffis in dieser Stadt! Herzlichen Dank! (Beifall bei der ÖVP.) 

Dann gibt es noch eine Bezirksorganisation in der SPÖ, die wollen wir auch gerne unterstützen. Leider ist der Vertreter jetzt gerade rausgegangen. Die SPÖ-Floridsdorf kämpft für eine U‑Bahn-Verlängerung nunmehr gemeinsam mit der SPÖ-Niederösterreich, so wie Sie das in den letzten Tagen vielleicht den Zeitungen entnommen haben. Sie wollen nun gemeinsam - für wen, gegen wen, das lasse ich einmal dahingestellt - eine U‑Bahn-Verlängerung an den Stadtrand in Floridsdorf zusammenbringen. Jawohl, wir unterstützen sie, die Wiener brauchen diese Verlängerung. Ja, Herr Stadtrat, auch hier hat Ihre SP-Organisation von uns die Unterstützung, die Niederösterreicher und die Floridsdorfer! (Beifall bei der ÖVP.)  
Zur vierten Ausbaustufe der U‑Bahn: Im vergangenen Sommer haben Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat, noch gesagt, das ist alles noch nicht so weit, wir brauchen noch keine vierte Ausbaustufe. Im Dezember haben Sie sich korrigiert und haben dann vorgeschlagen, die U 1 in den Süden zu verlängern. Ja, das ist eine gute Idee. Das würde mich auch sehr interessieren. Wenn Sie in Ihrer Antwort vielleicht darauf eingehen könnten, denn das passt zu dem, was Kollege Chorherr zuvor gesagt hat: Ich glaube, es steckt bei dieser Verlängerung der U 1 in den Süden etwas mehr dahinter. Da geht es nicht nur darum, eine verstärkte Anbindung der Menschen zusammenzubringen, die dort wohnen und die man rascher hereinbringen kann, sondern da geht es vielleicht auch konkret darum, dass man eine Nähe zur B 301 hat. Da geht es vielleicht auch konkret darum, dass man dort Gründe hat, die man vielleicht selbst bewirtschaften kann? Da geht es vielleicht auch darum, dass man dann dort ein großes Supermarktcenter aufstellt, das von der Gemeinde Wien betrieben wird, um endlich einmal eine tolle Konkurrenz zur SCS Mödling zu machen! Oder steckt da etwas anderes dahinter, denn warum machen wir das nur in den Süden? Warum machen wir das nicht in den Westen, in den Osten? Warum tun wir das dann nicht? Warum machen wir das auch nicht in den Norden? 

Warum sonst werden die Mischsysteme so abgelehnt, die in ganz Europa und auf der ganzen Welt praktiziert werden? - Eine echte Geheimniskrämerei passiert hier!

Da gibt es Arbeitskreise, von denen der Finanzstadtrat hier erklärt, dass es sie nicht gibt. Auch etwas Interessantes. Arbeitskreise, die sich damit beschäftigen, wie man die U‑Bahn mit der Badner Bahn verknüpft. (GR Mag Christoph Chorherr: U 6!) Danke für das Stichwort, Kollege Chorherr, U 6. Vielleicht ist es nun schon einmal so weit, dass man diese Arbeitskreise nur einmal akzeptiert, dass wir diese Verbindung zusammenbringen, wo wir Wien größer sehen als nur innerhalb der Verwaltungsgrenzen, und dass wir hier wirklich einmal eine Chance haben, auch Leute an den Stadtgrenzen abzufangen und sie nicht unbedingt mit dem Auto bis hereinführen zu müssen. Aber vielleicht ist das auch alles deswegen so schwierig, weil Sie den Vorschlag unseres StR Dr Görg, eine U 5 zu bauen, abgelehnt haben. Eine solche U‑Bahn, die nämlich den Wienerberg verbinden könnte, eine U‑Bahn, die auch neue Stadtteile verbinden kann. (GR Mag Christoph Chorherr: Das ist ein Blödsinn!) Aber dazu haben Sie bis jetzt nicht den Mut aufgebracht. Trauen Sie sich, hier hochrangige Verkehrsmittel auch für die Bürger weiterzubauen und sich nicht nur an bestehende Systeme anzuhalten! (Beifall bei der ÖVP.)  

Ich glaube, es ist nicht notwendig, nochmals auf das Lkw-Fahrverbot auf der Südosttangente, die Stauzone Roßauer Lände und die Autobusspur Eßling einzugehen, auch wenn man hier Romane erzählen könnte. Aber es ist nicht notwendig, absolut nicht notwendig. 

Wichtiger ist es vielleicht hier schon auch noch, auf das kommende Radwegenetz einzugehen. Es wurde angeredet. Was ich hier absolut nicht verstehe, ist diese neue Politik, die hier eingegangen worden ist. Eine Politik, wo nicht mehr das Miteinander in der Stadt herrscht, sondern wo jeder für sich plant, so wie er glaubt, wie es für ihn richtig ist. Dann teilen wir es vielleicht sogar noch über die Medien dem zuständigen Bezirksvorsteher mit, was wir jetzt gerade für ihn planen. Also das hat die letzten zwei Tage bei mir schon für eine große Überraschung gesorgt, wo man sich vorstellen muss, dass ein Bezirksvorsteher hört, er braucht nur mehr zu dem, was die Stadt hier ausgearbeitet hat, "Ja" zu sagen. Dann gibt's das nur, weil das ein Lückenschlussprogramm ist und zu nichts anderem. 

Jetzt stehe ich nicht an zu sagen, dass es übergeordnete Interessen geben kann, die auch über Bezirksgrenzen hinweggehen. Keine Frage. Dezentralisierung hat auch ihre Grenzen. Aber Planungen innerhalb des Bezirks komplett alleine für sich zu machen, ohne den Bezirk zuvor miteinzubeziehen - das ist nicht richtig und das lehnen wir als ÖVP eindeutig ab! (Beifall bei der ÖVP.)  

Die SP-Alleinregierung hat uns auch 50 000 zusätzliche Parkplätze versprochen. 50 000! Lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen. Ein Fünftel der Amtszeit ist nun bereits vorbei. Wie viel müssten denn das nun bei 50 000 sein? Ich glaube, ich brauche die Rechnung nicht zu vervollständigen, weil wir gerade bei ein paar wenigen 100 sind, die wir derzeit haben - nicht mehr, absolut nicht mehr. 

Was passiert mit dem großen Konzept, das wir vor drei Jahren hier aus der Taufe gehoben haben? - Volksgaragen, leistbare Garagen, Anrainergaragen, leistbar für die Bevölkerung! (GR Mag Rüdiger Maresch: Für wen? Für wen?) Was passiert mit ihnen? 

Ich weiß, dass Sie dagegen sind, Herr Kollege Maresch, daher spreche ich es auch an. Es ist so wichtig, dass wir das Konzept, das wir uns einmal vorgenommen haben, auch durchziehen. Das Konzept, dass wir wirklich leistbare Garagen schaffen. Wir haben in den vergangenen Jahren nicht nur nicht das Konzept nicht erfüllt, sondern wir werden für alle Zukunft es gar nicht erfüllen können! (GR Mag Rüdiger Maresch: Eine Wiener Autobusgarage! Die gibt es noch immer nicht!) Nehmen Sie sich den Rechnungsabschluss her. 

Erläuterungen größerer Abweichungen vom Voranschlag, Ansatz 7822, Post 245, Darlehen zur Investitionsförderung der Unternehmungen, geringere Inanspruchnahme von Darlehen nach dem Sonderprogramm zur Garagenförderung sowie keine Inanspruchnahme von weitergegebenen Darlehen der Österreichischen Kommunalkredit AG. Können Sie sich vorstellen, um wie viel es hier geht? Wie viel hier weniger gebraucht worden ist? Um 204 Millionen S von ursprünglich 645! (GR Godwin Schuster: Planungsstadtrat in der Zeit vorher war wer?) 2001, Sie haben um ein Drittel reduziert! Es waren 645 budgetiert und Sie haben dafür nur 440 verwendet! Das heißt, Sie konnten 2001 Ihre Projekte, die StR Görg ausgearbeitet hat, nicht mehr umsetzen. (GR Godwin Schuster: Wo? Wo hat er sie ausgearbeitet?) Sie konnten sie nicht mehr umsetzen! (GR Godwin Schuster: Sie kritisieren nur!)
Was finden Sie noch beim nächsten Punkt? - Rücklagen! Zuführung von Mitteln an die Parkometerrücklage. Sie haben von 2 000 S auf 20,880 Millionen erhöht! Sie haben 20 Millionen zusätzlich in die Rücklage geführt, weil Sie keine Chance gehabt haben, sie auszugeben. 

Was antwortet mir der zuständige VBgm Dr Rieder betreffend Garagenförderung, wo man die Garagen nicht alle verwenden kann und wie man sie bauen kann? - Der letzte Absatz ist wirklich sehr, sehr interessant. Er schreibt hier auf die Förderung des Garagenbaus bezogen: "Ich kann Sie aber beruhigen, die Stadt Wien wird diesbezüglich verstärkte Maßnahmen setzen" - ich zerfließe. "Sollten im Garagenbau Projekte anstehen, die den budgetären Rahmen sprengen, kann auf die Mittel aus der Rücklage zurückgegriffen werden." Ja so was, da steht drinnen, ja, wir haben die Projekte, wir wollen sie finanzieren, das ist kein Problem, wir haben genug Geld, wir greifen auf die Rücklage zurück. Und dann bekommen wir den Rechnungsabschluss und was steht da drinnen? - Dass man noch mehr Mittel der Rücklage zugeführt hat, anstatt dass wir sie verbraucht haben. 

Das ist die Politik, die hier passiert. Falsche Ankündigungen gegenüber falschen beziehungsweise echten Tatsachen, die hier verleugnet werden. Das ist nicht die Art, wie wir sie uns vorstellen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Von der SP-Alleinregierung ist hier viel gesprochen worden, Mobilitäten zu verbessern. Viel ist hier davon gesprochen worden, den Modal Split zu verbessern. Was ist in dieser Zeit geschehen? Aber wenn die einmal in der Garage stehen, dann können  .. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber nicht mit Garagen! Das wird nicht ganz gehen!) Ja, genau, wenn. Daher müssen wir es zuerst einmal machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja wo?) Danke, Herr Kollege Maresch, danke herzlichst. Ich brauche nicht mehr weiter zu reden. (Heiterkeit des GR Mag Wolfgang Gerstl.) 
Wenn Sie mit dem Auto nämlich nicht mehr wegfahren müssen, sondern es in Ruhe in der Garage stehen lassen können und dann mit den öffentlichen Verkehrsmitteln weiterfahren wollen, dann können Sie es nicht in Anspruch nehmen, weil die Wiener Linien schon wieder teurer geworden sind. Ihr rot-grünes Projekt führt dazu, dass die Wiener Linien auch teurer geworden sind oder distanzieren Sie sich hier von diesem rot-grünen Projekt? (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Verbesserung des öffentlichen Verkehrs. 25 Prozent teurer der Einzelfahrschein. Da kann man nur sagen: Okay, Einzelmaßnahmen kann ich verstehen. Aber wenn ich wirklich einen Umsteiger gewinnen möchte, dann muss ich doch sagen, dass ich versuche, die Projekte zu verbessern, die längerfristig sind. (Aufregung bei GR Dr Kurt Stürzenbecher.) Um 6 Prozent haben Sie die Jahreskarten bei Einmalzahlung erhöht. Bei monatlicher Zahlung haben Sie sie um 9 Prozent erhöht. Das geht auf Kosten der Kleinbezieher in dieser Stadt. Das geht auf Kosten derer, die über wenig Geld verfügen und das ist eine andere Sozialdemokratische Partei als ich sie mir vorstelle, Herr Kollege Stürzenbecher, damit das klar ist! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Was Sie sich da vorstellen! - Aufregung bei der SPÖ.) 

Und weiters: Die Parksünder werden auch zur Kasse gebeten. Die nächste Erhöhung ab 1. Juli steht an. Wann schaffen Sie denn dann die Übernächste? Das frage ich mich. Etwa bei der Parkraumbewirtschaftung? (GR Godwin Schuster: Was wird erhöht?) Ab 1. Juli wird die Abschleppung erhöht. (GR Godwin Schuster: Was heißt da "die Nächste"?) Na und? Sie wird halt erhöht, kein Problem?! "Wir" erhöhen. Macht ja alles nichts. Wir erhöhen. Kein Problem. Das kostet die Wienerinnen und Wiener 100 EUR im Jahr. Herzlichen Dank, SPÖ-Alleinregierung!

Ich brauche meine Redezeit nicht mehr weiter auszuschöpfen. Ich danke Ihnen, es ist alles gesagt, na und. (Beifall bei der ÖVP. - GR Heinz Hufnagl: Ja ja, ist abgeschleppt durch den Ex-Parteisekretär! - Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Trammer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herzlichen Dank! - Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn wir uns hier und heute nun mit dem Rechnungsabschluss 2001 beschäftigen, dann muss ich aber auch ein paar grundsätzliche Dinge anmerken, bevor ich zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr komme.

Nachdem wir vor einigen Monaten hier in diesem Hause das Märchenbudget 2002 über uns ergehen lassen mussten, sickert nun im Rechnungsabschluss 2001 die Wahrheit des Vorbudgets ans Tageslicht. Es ist nämlich der Rechnungsabschluss des Wahljahres 2001, der Rechnungsabschluss des Gemeinderatswahljahres. (GR Heinz Hufnagl: Minus 8 Prozent FPÖ!) Und siehe da, der Schuldenstand der Stadt Wien schnalzte, wie es zu erwarten war, Herr Kollege, um weitere 0,6 Milliarden S hinauf. Ohne mit der Wimper zu zucken, wurden für die SPÖ-Regierungspropaganda 417 Millionen S ausgegeben und so der Voranschlag um weitere 93 Millionen S überschritten. (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Sonnenkönig Kreisky und Schattenkaiser Häupl, beide von der SPÖ und beide Meister im Schuldenanhäupln, -häufln. Das riskante Schuldenmanagement der Stadt - sie ist ja ausschließlich in Schweizer Franken verschuldet - bringt der Stadt Wien somit einen traurigen Rekord von 28,7 Milliarden Schulden ein.

Weil die Stadt Wien einen so hohen Schuldenberg angehäuplt hat, müssen die Wienerinnen und Wiener Rekordbelastungen und Investitionskürzungen auf sich nehmen. 

Weil sich diese Schuldenmacherei politisch so schlecht verkauft, musste ein Schuldiger her. Da raunzen nun die professionellen Jammerer der SPÖ jahrein, jahraus über die - Sie werden es kaum glauben - Bundesregierung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber eh nur mehr zwei Jahre!) Aber die Schuldumkehr funktioniert so nicht. Der Rechnungsabschluss 2001 zeigt uns die von der SPÖ erwirtschafteten roten Zahlen mehr als deutlich. 

So betrugen die Investitionen im U‑Bahn-Bau im Jahr 2001 nur mehr etwa die Hälfte des Investitionsvolumens der ersten Hälfte der 90er-Jahre. Finanzkürzungen im Straßenbau um 27 Millionen EUR im heurigen Budget, Tariferhöhungen bei den Wiener Linien ab 1. Juni dieses Jahres und die Wiener U‑Bahn-Steuer stellen eine beträchtliche Benachteiligung für unsere Bürger dar.

Die Reduktion des U‑Bahn-Investitionsvolumens und die Finanzkürzungen im Straßenbau stehen dem Wahlversprechen der SPÖ massiv entgegen. Ihr Verkehrsmasterplan, Herr StR Schicker, wird, befürchte ich, à la longue eine Fiktion bleiben. Aber macht nichts, da haben wir ja noch die Bundesregierung, auf die man die eigene Unfähigkeit abwälzen kann.

Aber nicht vergessen! Gerade diese Bundesregierung unter einer freiheitlichen Verkehrsministerin war es, die einen Generalverkehrsplan zu Stande gebracht hat. Dieser Generalverkehrsplan diente Ihnen, Herr Stadtrat, als Arbeitsgrundlage für Ihren Verkehrsmasterplan. 

Die SPÖ-Verkehrsminister waren ja allesamt nicht in der Lage, Schiene, Straße, Luft und Wasserverbindungen zu koordinieren. Über 50 Jahre haben sie nichts zusammengebracht. Seit 20 Jahren murkst man am Bahnhof Wien herum. Es wäre dringend erforderlich, uns mit intelligenten Konzepten kostengünstig schneller an den Osten anzubinden. 

Erinnern Sie sich noch an unseren Antrag, den so genannten Steubeltunnel zu bauen? Man könnte mit einem neuen Gleis die S‑Bahn am Süd- beziehungsweise Ostbahnhof enden lassen und mit der Weiterführung über den Südtiroler Platz mit Anbindung an die U‑Bahn weiter nach Meidling und Hütteldorf führen. 

Der Frachtenbahnhof Inzersdorf, meine Damen und Herren, gehört innerhalb der nächsten sieben bis acht Jahre ausgebaut und nicht als Zukunftsprojekt dort hingestellt.

Es fehlt noch weiters die Verlängerung der S 80 bis Raasdorf mit Park-and-ride-Anlagen, und diese sollte auch schnellstens in Angriff genommen werden.

Wichtig wäre ebenfalls, eine Modifikation des Generalverkehrsplans um eine Vorziehung des Baus des dritten Gleises vom Bahnhof Atzgersdorf bis Brunn am Gebirge bis längstens 2006 vorzusehen. Dazu müsste allerdings die Stadt Wien mit dem Verkehrsministerium in Verhandlung treten.

Aber meines Wissens ist ja bekanntlich der Landeshauptmann von Wien in der Person des Wiener Bürgermeisters noch bei keinen Verhandlungen im Verkehrsministerium anwesend gewesen. Vielleicht sollte man einmal anregen, dass sich der Bürgermeister von Wien mit dem Landeshauptmann von Wien trifft und sich einmal ein intelligentes Verkehrskonzept überlegt, um es dann im Verkehrsministerium zu präsentieren. Aber vielleicht reden die beiden ja nicht miteinander?

Aber Spaß beiseite. Der Wiener U‑Bahn-Bau bleibt des Stadtrats Stiefkind. Laut Schicker hänge der gesamte U‑Bahn-Bau am Bund. Nur wenn der sagenumwobene Zentralbahnhof, auch das Areal des jetzigen Südbahnhofs, käme, werde dorthin auch die U 2 vom Karlsplatz geführt werden. Da wird einem ein wenig schlecht, denn warum hat sich Ihr Vorgänger nicht darum gekümmert, als es noch einen roten Finanzminister und einen roten Verkehrsminister gab? - Ich sage es Ihnen: Weil die Stadt Wien 50 Prozent der U‑Bahn-Baukosten übernehmen muss und damals schon die Stadtkassen geplündert waren, weil die Sozialdemokratie über die Subventionspolitik eine irrsinnige Verschwendung von Steuergeldern und eine exzessive Geschenkepolitik praktiziert hat! (Beifall bei der FPÖ.) 

Und damit überhaupt etwas weitergeht, muss die Stadt Wien zunächst einmal mit den ÖBB in Verhandlungen treten, bevor sie sich aufs Verkehrsministerium ausredet. Allerdings - und das ist positiv zu erwähnen - wurde eine langjährige Forderung der Wiener Freiheitlichen erfüllt: Die U 1 wird in den Süden nach Rothneusiedl verlängert. Dennoch bräuchten wir dringend neben der U‑Bahn-Anbindung des neuen Stadtteils Monte Laa eine Anbindung über die Raxstraße nach Inzersdorf. Ebenfalls gehört die U 2 nach Hirschstetten verlängert, an die S 80 angebunden und zum Flugfeld Aspern verlängert. Die derzeitige Ackerlösung ist indiskutabel. 

Planungsfehler hat man ja doch nun schon genug gemacht. So sind die Twin-Towers weder mit der U‑Bahn noch mit der Straßenbahn zu erreichen und die U 1 führt geradewegs am Südbahnhof vorbei.

Wir fordern wieder einmal die Verlängerung der U 3 nach Dornbach und Kaiserebersdorf, die Verlängerung der U 4 nach Auhof und die Errichtung von ausreichenden Park-and-ride-Anlagen. Es müssen überhaupt alle U‑Bahnen bis an den Stadtrand verlängert werden. Denn solange die U‑Bahnen nicht an den Stadtrand geführt sind und solange nicht ausreichend Park-and-ride-Anlagen geschaffen werden, solange werden auch die Einpendlerströme aus Niederösterreich nicht kleiner werden. Und ich befürchte ja, dass Schickers Liebling, die Turbobim, den U‑Bahnen den Rang ablaufen wird. 

So wird Wien wohl die einzige Weltstadt werden, die kein ausreichendes, intelligentes U‑Bahn-System hat, wohl aber dafür den meisten Hochhausbau mit leer stehenden Geistertürmen. Ich spreche da nur den Floridotower an. 

StR Schicker neigt ja auch dazu, sich in Bezug auf den U‑Bahn-Bau immer wieder auf mangelnde Geldmittel auszureden. Aber wie wäre es denn einmal mit einer genaueren Kostenanalyse? Wien hat nämlich im Vergleich zu anderen europäischen Großstädten den langsamsten und teuersten U‑Bahn-Bau. Wie wäre es mit dem Einrichten einer Untersuchungskommission, um die Geldflüsse und die Vergabemodalitäten im U‑Bahn-Bau genauer unter die Lupe zu nehmen? - Ich verweise da nur auf die eindeutigen Berichte des Rechnungshofs, die die rote Mehrheitsfraktion ja beharrlich ignoriert.

Da die Wiener Stadtwerke nach wie vor zu 100 Prozent der Gemeinde gehören, muss auch noch ein Wort über die Autobuslinien im Auftragsverkehr und über die Tarifgemeinschaften verloren werden, die bei den Wiener Linien bis zum Jahr 1966 zurückreichen. Da hat sich ein Wiener Kuriosum entwickelt. So kann man zwar mit einem Fahrschein der Verkehrsbetriebe die Tarifgemeinschaftslinien benützen, kauft man aber einen Fahrschein erstmals in einem Bus, der in Tarifgemeinschaft geführt wird, dann gilt der nur auf dieser Linie. Steigt der Fahrgast dann um, muss er erneut einen Fahrschein lösen. Für den Fahrgast ist es überhaupt nicht ersichtlich, ob er eine Autobuslinie im Auftragsverkehr der Wiener Linien oder eine in Tarifgemeinschaft benützt. Demnach zockt man also die Wiener zwei Mal ab. Und das, meine Damen und Herren, gehört auf jeden Fall geändert! Aber Hauptsache, wir haben eine 25‑prozentige Preissteigerung bei den Wiener Linien. Da kann ich der Mehrheitsfraktion gratulieren! 

Aber wenn Sie glauben, dass Sie mit solchen Aktionen den öffentlichen Verkehr attraktiver und interessanter gestalten, dann befinden Sie sich auf dem Holzweg, meine Damen und Herren.

Abschließend noch ein paar Worte, Herr Stadtrat, zum Gender Mainstreaming in der Stadtplanung. Zwei Drittel der Fußwege werden von Frauen meist mit Beschwernissen wie Einkäufe oder Kinderwagen zurückgelegt. Da wäre eine intelligente Planung des öffentlichen Verkehrs besonders gefragt. Es ist keiner Frau zuzumuten, bei Hitze, Regen oder Kälte mit schweren Einkaufstaschen oder Kinderwagen x‑mal umzusteigen beziehungsweise ewig auf Bus oder Straßenbahn zu warten. Da denke ich ganz besonders an die Stadterweiterungsgebiete. Wenn Sie heute von hier mit einem Bus nach Süßenbrunn wollen, sind Sie vielleicht nicht einmal morgen dort. Stadt- und Verkehrsplanung wird - leider muss ich das sagen - hauptsächlich von Männern für Männer gemacht. Die Nutzungsinteressen der Frauen bleiben noch immer weitgehendst unberücksichtigt, wie das klassische Beispiel U 2 Hirschstetten zeigt. 

In Ihrer derzeitigen Planung, Herr Stadtrat, zwingen Sie die Frauen wieder einmal zum Umsteigen, anstatt sie mit der U‑Bahn direkt an die großen Wohnhausanlagen zu führen. 1 Kilometer ist es genau, Herr Stadtrat, 1 Kilometer! Das wäre eine große Erleichterung für die Frauen. Aber 1 Kilometer U‑Bahn kostet ja in Wien 1 Milliarde S! Das ist allerdings teuer und wir müssen uns ja auf den nächsten Wahlkampf vorbereiten und wir brauchen ja wieder unsere sündteuren Spindoktoren. Vielleicht liegt es daran, dass die U‑Bahn weiterhin mitten am Acker endet. 

So fordere ich Sie doch noch einmal auf, Herr Stadtrat, die U 2 in Hirschstetten an die S 80 anzubinden und weiter bis zum Flugfeld Aspern zu verlängern.

"Wien macht's besser", lese ich da. Was ist besser? - Ich glaube, Ihr Anstecker dient allenfalls der Selbsthypnose. Tarif- und Gebührenerhöhungen pflastern seit Jahren den Weg der Wiener Stadtregierung. "Wien macht's besser", da klebt's überall. (GR Heinz Hufnagl: Sie waren in einem medizinischen Beruf! Das war unverkennbar jetzt!) Ja, eben. Man kann das gleich direkt auf Sie anwenden. Das ist herrlich, na gut. 

Aber Sie haben nicht gesagt, was besser ist. Es ist anders geworden, seit hier die SPÖ die Alleinregierung übernommen hat. 

Lichtenberg hat einmal gesagt: "Ob es besser wird, wenn es anders wird, weiß ich nicht. Dass es aber wieder anders werden muss, wenn es besser werden soll, das weiß ich." (Beifall bei der FPÖ.)
Und ich habe schon gesagt: Tarif- und Gebührenerhöhungen pflastern seit Jahren Ihren Weg, Wahlpropaganda mit Steuernmitteln auf Kosten der Wiener Infrastruktur - das ist das traurige Resümee des Rechnungsabschlusses 2001. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Deutsch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Rechnungsabschluss 2001 der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr ist eine eindrucksvolle Bilanz, die nämlich zeigt, wie positiv sich der politische Wechsel im Ressort bemerkbar macht, auch im Hinblick darauf, weil es verstärkte Anstrengungen zur Schaffung einer Europaregion Wien gegeben hat, weil StR Schicker viele Initiativen auch für den weiteren Ausbau der U‑Bahn gesetzt hat, etwa auch durch Erstellung einer Machbarkeitsstudie für die vierte Ausbauphase der U‑Bahn, aber auch weil er zahlreiche städtebauliche Wettbewerbe und Projekte vorangetrieben hat. Ich denke hier an die Wiener Messe, an den Bereich des Donaukanals, an den Wettbewerb Schönbrunn, aber auch an die Vorbereitungen für zukünftige Wettbewerbe, wie beispielsweise für den Westbahnhof, die er getroffen hat. 

Das heißt, in weniger als einem Jahr ist es StR Schicker gelungen, viele markante Schwerpunkte zu setzen, vom Hochhauskonzept, wo Kriterien der Stadtgestaltung und der räumlichen Entwicklung berücksichtigt wurden, dem Positionspapier Masterplan Verkehr 2003, zahlreichen innovativen Stadtentwicklungsprojekten bis zum 50‑Orte-Programm. Und wie ein roter Faden zieht sich hier der Grundsatz "Mehr Information und Mitbestimmung im Planungsprozess" durch. Das heißt, es geht nicht nur um ein Miteinander, wie Kollege Gerstl gemeint hat, sondern auch darum, die Betroffenen in den Planungsprozess auch einzubeziehen. Das mündet auch darin, dass eine eigene Plattform für BürgerInnenbeteiligung geschaffen wurde. 

Das heißt, es ist eine sehr erfolgreiche Bilanz in einer Zeit, in der der europäische Integrationsprozess voranschreitet, der Kontinent zusammenwächst, aber auch die Stadt selbst die Herausforderungen der Globalisierung annimmt. Es ist damit natürlich auch eine Herausforderung für die Verkehrsorganisation im Zuge der EU-Erweiterung, aber natürlich auch der Stadtplanung selbst. 

Mit der Erweiterung rückt Wien nicht nur geografisch ins Zentrum der EU, sondern muss dieser neuen zentralen Rolle natürlich auch durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, durch einen verstärkten Bahnausbau und durch die Schaffung des Umfahrungsrings Wien gerecht werden. Es sind daher Chancen durch die EU-Erweiterung für Wien als kulturelles und wirtschaftliches Zentrum, wo die Region Wien schon heute sehr stark vom Aufschwung in den osteuropäischen Ländern profitiert. Sie wissen, Wien verfügt über genügend Büroraum, über leistbare Mieten, über eine exzellente Infrastruktur und hohe Qualifikationsstandards. 

Der Kollege Chorherr ist in seinem Debattenbeitrag auch auf die Bevölkerungsentwicklung in Wien beziehungsweise im Wiener Umland eingegangen. Ein Rechenmodell der MA 18 hat versucht, die Bevölkerungsentwicklung in den nächsten Jahrzehnten abzuschätzen. Während nämlich bis 2010 mit einer relativ geringen Entwicklungsdynamik gerechnet wird, wird ein Ansteigen der Bevölkerung für die zweite und dritte Dekade prognostiziert. Das heißt, dieses Entwicklungsszenario ergibt für drei Jahrzehnte eine Zunahme der Bevölkerung von rund 180 000 Personen in Wien selbst, für die Wiener Stadtregion rechnet man sogar noch mit einer wesentlich stärkeren Wachstumsdynamik im Wiener Umland, wo mit einer Zunahme von etwa 285 000 Personen gerechnet wird. 

Diese Prognosen haben natürlich auch Auswirkungen auf die Stadtplanung und auch auf die Verkehrsorganisation, weil eine der Lösungen - und es sind ja mehrere Lösungsvarianten in der Diskussion bereits auch angesprochen worden - der Ausbau der Park-and-ride-Anlagen ist, auch in den Umlandgemeinden. Wer sich die ersten Ergebnisse der Volkszählung 2001 ansieht, kann hier bis zu zweistellige Zuwachsraten in den Wiener Umlandgemeinden erkennen. 

Aber ein weiterer Lösungsansatz sind natürlich die Vorbereitungen für eine vierte Ausbauphase der U‑Bahn, die auch bereits fast abgeschlossen sind: Die Verlängerungen der U 1 und der U 2, die nicht nur auf allfällige Entwicklungsachsen in einer zukünftigen möglichen Stadterweiterung im Hinblick auf eine Bevölkerungsentwicklung Rücksicht nehmen, sondern natürlich auch auf Pendlerströme aus den Wiener Umlandgemeinden und deshalb auch keinen Widerspruch zur Forcierung der innerstädtischen Entwicklung darstellen. Im Gegenteil. Gerade der Ausbau dieses regionalen öffentlichen Personennahverkehrs und die Errichtung von Park-and-ride-Anlagen auch im Wiener Umland soll PendlerInnen attraktive Möglichkeiten zur Benützung öffentlicher Verkehrsmittel geben, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Aber auf der anderen Seite, wenn es um die Vorsorge von Flächen geht, ist es auch interessant festzustellen, dass in diesem Rechenmodell die MA 18 im Bereich der Büroflächenentwicklung auch eine deutliche Zunahme des Flächenbedarfs sieht, was uns nicht fremd ist, wie man in den letzten Jahren feststellen kann. Aber weitere Berechnungen ergeben und gehen davon aus, dass der jährliche Bruttoflächenbedarf, der seit 1999 zwischen 200 000 und 260 000 Quadratmetern liegt, auch in den nächsten Jahren in dieser Größenordnung liegen wird. Die Ursache für diese Entwicklung ist die insgesamt ansteigende Beschäftigungszahl im Dienstleistungssektor, weil sich immer mehr internationale Unternehmen neue Standorte für Osteuropazentralen in Wien suchen und damit auch das ein Indiz für eine erfolgreiche sozialdemokratische Wirtschaftspolitik ist. (Beifall bei der SPÖ.) 

Stadtplanung und Verkehrsinfrastruktur, die auch von meinen Vorrednern angesprochen wurden, sind natürlich wichtige Voraussetzungen für den Wirtschaftsstandort Wien und StR Schicker hat bewiesen, dass eine innovative Stadtentwicklung Voraussetzungen für neue Arbeitsplätze schafft. Denn während es auf der einen Seite das Ziel der Wiener Stadtregierung im Regierungsprogramm "100 Projekte für Wien" ist, Arbeitsplätze zu schaffen und auch zu sichern, wird seitens der Bundesregierung eigentlich nichts unternommen, diesem kontinuierlichen Ansteigen der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken, sondern im Gegenteil, alleine die Kürzungen im Bereich der Bauinvestitionen und beim öffentlichen Dienst haben in Wien 6 000 Arbeitsplätze gekostet. Wien setzt hingegen Impulse für die Wirtschaft und für den Arbeitsmarkt und - das wurde auch heute bereits erwähnt - investiert heuer beispielsweise mehr in Arbeitsplätze als die Bundesregierung in Österreich. Wien macht's damit besser. 

Die Grundlage für diese Schwerpunktsetzung qualitativer Arbeitsplätze im Bereich hochwertiger Dienstleistungen und innovativer Technologieentwicklung ist aber auch eine vorausschauende Stadtentwicklungspolitik, die dem Wandel und der Dynamik am Arbeitsmarkt auf der einen Seite, aber auch den neuen Herausforderungen durch die Erweiterung der EU Rechnung trägt. So sind die Gebiete Neu-Erdberg/Simmering rund um die Gasometer und die Dresdner Spange, die vor wenigen Tagen präsentiert wurden, hervorragende Beispiele, die eigentlich beste Voraussetzungen einerseits internationalen Investoren bieten, aber wo andererseits auch gezeigt werden kann, wie wirtschaftliche Erfordernisse berücksichtigt werden und letztendlich auch positive Effekte für die hier lebenden und arbeitenden Menschen erzielt werden können. Eine Initialzündung für diesen Bereich der Dresdner Spange war natürlich die Verlängerung der U 6. 

Dieses Beispiel zeigt wie viele andere auch die dringende Notwendigkeit von verstärkten Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur, von denen sich auch der Bund nicht verabschieden kann und die auch nicht verzögert werden sollten. Und es freut mich, dass auch Kollege Gerstl heute in seinem Beitrag die Notwendigkeit einer Verkehrsinfrastruktur für Wien erkannt hat, weil es ja eigentlich ungeheuerlich ist, dass am Vorabend der EU-Erweiterung, wo von Verkehrsplanern gewaltige Transitströme für die gesamte Ostregion erwartet werden, die Bundesregierung Budgetmittel eigentlich zielgenau an Wien vorbeiführt, nämlich nicht in die Ostregion investiert, sondern zum Beispiel in einen Eisenbahntunnel zwischen Kärnten und der Steiermark! Hier ist der neue Vorsitzende der ÖVP auch entsprechend gefordert, sich auf Bundesebene einzubringen. Stattdessen - weil es eben auch für die Erreichbarkeit des Standorts Wien ein wesentliches Kriterium im internationalen Standortwettbewerb ist und Investitionen in die Infrastruktur auch Arbeitsplätze schaffen - sollte daher die Bundesregierung gefordert sein, endlich Konzepte für einen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur für die Ostregion mit einem Finanzierungsplan vorzulegen und auch umzusetzen. Denn eine Verkehrspolitik, die nicht in diese strategisch wichtige Verkehrsinfrastruktur investiert, gefährdet damit eigentlich massiv die wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit der Ostregion einerseits, aber auch die Bemühungen Wiens nach einer grenzüberschreitenden Europaregion. 

Für die Ostregion sind daher Infrastrukturmaßnahmen hinsichtlich einem Ausbau der Straße, der Schiene, der Schifffahrt und des Flugverkehrs unabdingbar. Der Bund muss diese notwendigen Infrastrukturmaßnahmen auch endlich umsetzen, wie auch die Realisierung von Bahnprojekten. Der Zentralbahnhof Wien, der auch in einem Beitrag heute angeschnitten wurde, aber auch die Güterterminals wie der Frachtenbahnhof Inzersdorf oder der Containerterminalhafen Freudenau benötigen deutlich kürzere Realisierungszeiträume, denn der geplante Güterterminal Inzersdorf Metzgerwerke beispielsweise muss auch im Hinblick auf die angestrebte Verlagerung des Schwerverkehrs von der Straße auf die Schiene rasch errichtet werden. 

Die Realisierung des Umfahrungsrings Wien, der Ausbau und die Generalsanierung von Bahnhöfen sind ebenso dringend erforderlich. Und daher ist die Forderung, die Sie, Kollegin Trammer, vorhin erhoben haben, selbstverständlich an die Bundesregierung zu richten, und zwar dahin gehend, endlich die Benachteiligung Wiens und der Ostregion bei wichtigen Verkehrsprojekten zu beenden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich werde Ihnen ein weiteres Beispiel dafür bringen, dass Wien es besser macht: Während in der Verkehrs-
politik der Bundesregierung seit mehr als zwei Jahren Stillstand herrscht, hat Wien einen Verkehrs-Masterplan entwickelt. Binnen kürzester Zeit hat StR Schicker ein Positionspapier zum Verkehrs-Masterplan präsentiert, in dem nicht nur die Position Wiens zur europäischen und nationalen Verkehrspolitik dargelegt wurde, sondern mit dem Wien auch selbst einen wichtigen Schritt zu einem bundesweiten Generalverkehrsplan gesetzt hat. Das letzte gesamtstädtische Verkehrskonzept stammt, wie Sie wissen, noch aus dem Jahre 1994. Viele der darin enthaltenen Grundsätze gelten zwar noch immer und viele der darin vorgesehenen Maßnahmen sind auch bereits umgesetzt oder befinden sich in Realisierung - ich denke hier an die Parkraumbewirtschaftung, an einen weiteren Ausbau der U‑Bahn und der Radwege -, aber es haben sich natürlich seit 1994 die Rahmenbedingungen geändert, sodass auch das Umfeld der Wiener Verkehrspolitik einem dynamischen Wandel unterworfen ist.

Mit dem Masterplan Verkehr werden daher auch neue Schwerpunkte und Strategien entwickelt, wobei auch hier die Diskussion nicht nur auf Expertenebene geführt wird, sondern auf einer sehr breiten Ebene, unter Einbeziehung auch der Betroffenen vor Ort im Rahmen einer Vielzahl von öffentlichen Diskussionen und Bürgerversammlungen. Es geht dabei nicht nur, wie eingangs erwähnt, um eine bessere Erreichbarkeit des Wirtschaftsstandorts Wien, sondern natürlich auch um Maßnahmen zur Bewältigung des überregionalen und regionalen Verkehrswachstums und auch um eine Reduktion klimawirksamer Emissionen.

In diesem Verkehrs-Masterplan werden daher die Leitlinien und die Ziele der Verkehrspolitik für die Stadt, aber auch für das Umland für die kommenden Jahre erarbeitet und festgelegt. Durch einen weiteren Ausbau von U 1, U 2, U 3 und U 6, von S 80 und S 45, den weiteren Ausbau des Wasserweges und des Radwegenetzes sollen die Wienerinnen und Wiener schneller und noch umweltfreundlicher unterwegs sein können. Angesichts der Tatsache, dass der motorisierte Verkehr mehr als 30 Prozent der CO2-Emissionen verursacht, ist es natürlich auch ein wichtiges Ziel des Klimaschutzprogramms der Stadt Wien, diese Emissionen bis zum Jahr 2010 maßgeblich zu senken, und daher soll auch die sanfte Mobilität in der Stadt gefördert werden. Dies bedeutet einerseits einen Vorrang für den öffentlichen Verkehr, andererseits aber auch für umweltfreundliche Alternativen, die auch gemeinsam mit der Bevölkerung entwickelt werden. 

Dabei geht es nicht - nur damit ich nicht missverstanden werde! - um Autofeindlichkeit, sondern um einen effizienten und sinnvollen Einsatz des Autos. In Untersuchungen wurde nämlich festgestellt, dass 50 Prozent der Autofahrten in Wien kürzer als 5 Kilometer sind. Solche Wegstrecken sind natürlich das ideale Einsatzgebiet auch für das Fahrrad und daher wurden auch die in den letzten Jahren gesetzten Initiativen für einen weiteren Ausbau des Radwegenetzes von StR Schicker entsprechend verstärkt. In Rekordzeit wurde letztes Jahr der Radweg auf der Zweier-Linie errichtet, sodass jetzt eine durchgehende Radwegverbindung zwischen der Alser Straße und der Mariahilfer Straße vorhanden ist und damit auch ein weiterer Beitrag zur Netzerweiterung geleistet wurde, denn es ist ja ein Ziel, bis zum Jahr 2005 das übergeordnete Radwegenetz zu schließen.

Vom Grundsatz her - und damit möchte ich dann das Kapitel Verkehrs-Masterplan abschließen - soll daher ein Höchstmaß an Mobilität sowie die Freiheit bei der Wahl des Verkehrsmittels festgeschrieben werden, unnötiger Verkehr vermieden und notwendiger Verkehr bewältigt werden. 

Aber die Mobilität in der Stadt selbst ist neu zu organisieren. Dazu gehört auch der Bau von Umfahrungsstraßen sowohl im Süden als auch im Norden, ausreichender Parkraum durch den Bau von 50 000 zusätzlichen Parkplätzen in fünf Jahren, einerseits durch Garagen und Park-and-ride-Anlagen, andererseits aber natürlich auch in Verbindung mit dem Wohnbau. - Kollege Gerstl hat vorhin gemeint, dass manche Garagenprojekte im Jahr 2001 nicht realisiert wurden: Da kann ich nur annehmen, dass sie vorher nicht entsprechend ausführlich geplant worden sind. - Es geht aber auch um den Einsatz intelligenter Verkehrssysteme sowie der Parkraumbewirtschaftung.

Im Unterschied zu Kollegen Chorherr halte ich es für einen wichtigen Schritt, dass am 25. Oktober 2001 nach Jahren sehr heftiger Auseinandersetzung und nach einem langwierigen Planungsprozess der Spatenstich für die B 301 erfolgt ist, einerseits weil es für den Südraum Wiens ein wesentlicher Schritt ist, den Durchzugsverkehr durch die Wohngebiete auf eine Umfahrungsstraße abzuleiten, andererseits aber auch deshalb, weil der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur mit der Entwicklung der letzten 30 Jahre in diesem Ballungsraum eigentlich nicht Schritt gehalten hat und wir weiters davon ausgehen können, dass die Anzahl der Betriebsstandorte, der weitere Zuzug von Einwohnern in das Gebiet südlich der Wiener Stadtgrenze auch zu einem weiteren Anstieg des Verkehrsaufkommens führen wird.

Es geht aber beim Thema Straße auch um die Gestaltung des Lebensraums Straße, und auch diesbezüglich hat StR Schicker im letzten Jahr zahlreiche Initiativen gesetzt. So erarbeitet die Stadt ein Programm der 50 Plätze und der 50 Straßenzüge, um knappe Freiflächen im Straßenraum für vielfältige Nutzungen zurückzugewinnen und wo mit einem vernünftigen Verkehrsmanagement auch der öffentliche Raum neu gestaltet und attraktiviert werden soll. 

Bei all diesen Projekten in den Bezirken steht natürlich auch die Kommunikation mit Initiativen, mit der Bevölkerung im Vordergrund, sowohl beim 50‑Orte-Programm für die nächsten fünf Jahre, als auch bei der Entwicklung des Masterplans Donaukanal, als auch bei der Erarbeitung eines Programms für die Gürtelzone. 

Das 50‑Orte-Programm beinhaltet einerseits Projekte mit verkehrsorganisatorischen Maßnahmen, Geschäftsstraßen-Initiativen genauso wie städtebauliche Entwicklungen oder Infrastrukturmaßnahmen, gemeinsam mit den Bezirken, wobei es auch um das Erscheinungsbild und die Identität der Stadt mit ihren verschiedenen Funktionen geht, und andererseits sollen sehr konkrete Grätzel-Projekte, unter anderem auch gemeinsam mit den Bezirksvorstehungen, gemeinsam mit der Bevölkerung die Verbesserung des öffentlichen Raums für die Anrainer zum Ziel haben. Dabei soll auch sehr konkret auf die Bedürfnisse der Bevölkerung eingegangen werden und sie soll im Rahmen dieses Planungsbeteiligungsverfahrens auch durch eine aktive Mitarbeit in den Planungsprozess eingebunden werden.

Der Masterplan für den Bereich Donaukanal, den ich bereits erwähnt habe, ist eines der wichtigen städtebaulichen Elemente im dicht verbauten Gebiet, bei dem es darum geht, ein Nutzungskonzept zu erstellen, eine verbesserte Zugänglichkeit herzustellen und auch ökologische Aspekte zu beachten. Wien möchte durch dieses Projekt in Zukunft auch ein wichtiges Stück Erholungsraum inmitten der Stadt rückgewinnen, sodass dann eine 17 Kilometer lange naturnahe Flusslandschaft zur Verfügung stehen kann.

Bei der Gürtelzone geht es darum, diesen Bereich weiter aufzuwerten, zu attraktivieren, aber nicht nur durch bauliche, sondern auch durch soziale, kulturelle und wirtschaftliche Maßnahmen. 

Unter dem Motto "Planen für die Zukunft" wurden also sehr konkrete Schwerpunkte gesetzt, und es wurde natürlich auch - ich habe es eingangs erwähnt - das Wiener Hochhauskonzept erarbeitet, auf das Kollege Maurer dann noch ausführlich eingehen wird.

Es wurde weiters die Grundlage für die Ausweitung von Bürgerbeteiligungsprojekten im Bereich der "Agenda 21" geschaffen, weil es eben das ambitionierte Ziel der Wiener Stadtplanung ist, bei den Planungen mehr Information anzubieten und mehr Mitbestimmung zu erreichen, und das unter Einsatz modernster Kommunikationsmittel. Nach Einleitung des Pilotprojekts einer bezirksbezogenen "Lokalen Agenda 21" im 9. Bezirk im Herbst 1988 soll nun nach einer Evaluierung dieses Prozesses eine Ausweitung erfolgen. Es handelt sich dabei um einen überparteilichen Prozess einer sehr modernen Bürgermitbestimmung zur bewussten Gestaltung des Wohnumfelds unter Berücksichtigung von sozialen, ökologischen und ökonomischen Aspekten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wien soll aber, um den kommenden Entwicklungen Rechnung zu tragen, auch einen neuen Stadtentwicklungsplan erhalten, mit dessen Vorarbeiten bereits begonnen wurde. Weiters wurden Stadtteilplanungen, Bebauungs- und Entwicklungsstudien für Teilgebiete, aber auch überregionale Entwicklungsprogramme erarbeitet. 

Die Stadtplanung hat hier natürlich auch zu berücksichtigen, dass die Straße einen Teil des zunehmenden Verkehrsaufkommens zu bewältigen haben wird, um die Ostregion als attraktiven Wirtschaftsstandort und Lebensraum zu erhalten. 

Es ist aber auch die Aufgabe der Stadtplanung, widmungsmäßig für Bereiche vorzusorgen, wie zum Beispiel für den Wohnbau, für Betriebsansiedlungen, für soziale Infrastruktur, natürlich auch für den Grünraum, für die Messe Wien - als konkretes Beispiel das Messe-, Ver-anstaltungs- und Kongresszentrum -, für Gewerbebetriebe und für Geschäftsstraßen. - Das alles sind letztendlich Voraussetzungen für die Sicherung und Attraktivierung des Wirtschaftsstandorts Wien. 

Aber auch die Errichtung von Garagen und Park-and-ride-Anlagen und die Durchführung von Straßenprojekten, wie zum Beispiel die Instandsetzung der Unterführungen Südgürtel, Matzleinsdorfer Platz und Südtiroler Platz, die Sanierung der Spetterbrücke, die Verbreiterung der Schmelzbrücke, die Fahrbahninstandsetzung in der Hadikgasse, der Umbau des Erlaaer Spitzes im heurigen Jahr oder der Abbruch und Neubau der Wienerbergbrücke und und und, sind letztendlich wichtige Infrastrukturmaßnahmen und Investitionen in und für den Wirtschaftsstandort Wien. Viele Projekte werden nun auf Grund der Verländerung der Bundesstraßen durch Wien besonders forciert. 

In diesem Sinne möchte ich daher abschließend anlässlich dieser Rechnungsabschlussdebatte und dem Rückblick, aber auch einer vorausschauenden Betrachtung der Schwerpunkte der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Magistratsdienststellen der Geschäftsgruppe für ihren Einsatz und ihr Engagement danken, die auch dazu beigetragen haben, dass Wien eine so hohe Lebensqualität aufweist und im internationalen Städtewettbewerb im Spitzenfeld liegt. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Neuhuber zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wir kommen zur zweiten Runde der Diskussion über das Ressort Stadtplanung und Verkehr, und wie man sieht, streben wir in dieser Diskussion einem Highlight nach dem anderen zu. Ich werde versuchen, es so kurz und schmerzlos wie möglich zu machen. Ich bin ja, wie ich schon oft ausgeführt habe, nicht unbedingt ein Anhänger dieses Rituals, das wir hier immer wieder vollziehen. 

Ich komme - und das wird Sie wenig überraschen - zu einer anderen Analyse als mein Vorredner, Kollege Deutsch, wenn es um dieses Ressort geht. Die meiner Meinung nach beste Aussage hat Herr StR Schicker ganz zu Beginn getätigt, als er sein Amt angetreten hat. Da hat er nämlich in mehreren Interviews gemeint, er würde die positive Arbeit seines Vorgängers, des Herrn Dr Görg, fortsetzen. Leider war dem dann aber nicht so. Es hat ziemlich schwach begonnen, wenn ich noch einmal darauf zurückblicken darf - eine Rechnungsabschlussdebatte ist ja auch eine Gelegenheit, um retrospektiv ein bisschen in die Vergangenheit zu schauen -, etwa mit einem Lkw-Fahrverbot auf der Tangente oder - ich nenne jetzt nur Stichworte - mit der Roßauer Lände. 

Wenn wir sozusagen Highlights aus der diesjährigen Fehlerkollektion des Ressorts nennen wollen, dann können wir zum Beispiel die Umwidmung der Brachmühle erwähnen. Sie wissen, hier geht es um 40 000 Quadratmeter zusätzliche EKZ-Flächen im Norden Wiens im unmittelbaren Einzugsgebiet auch des EKZ Donauzentrum - völlig unnötig und geradezu wirtschaftsfeindlich, weil es sehr viele Klein- und Mittelunternehmen umbringen wird und zu einer Überkonzentration im Norden führt. Aber die Widmung erfolgte trotz Widerstands von Seiten der Wirtschaftskammer. - Dies ist also eines der absoluten Highlights aus der Fehlerkollektion.

Ein weiteres derartiges Highlight, auf das offensichtlich heute auch von Seiten der Sozialdemokratie noch eingegangen werden wird, um es irgendwie noch ins rechte Licht zu rücken, war das hier schon oft besprochene Hochhauskonzept, der große Kotau vor den GRÜNEN und vor Christoph Chorherr mit der darin enthaltenen Regelung über den Individualverkehrsanteil, die dazu führen wird, dass Hochhäuser in Wien wahrscheinlich in Zukunft gar nicht mehr gebaut werden können, weil sie unwirtschaftlich und nicht realisierbar sind. 

Das Projekt Monte Laa, das du angesprochen hast, konnte dadurch ja ohnedies nicht mehr verhindert werden, weil es in dieser Regelung ja ausgenommen war. Ich habe hier schon einmal gesagt: Schauen wir uns einmal an, was jetzt in Wien noch an Hochhäusern kommen wird! - Ich glaube nicht, dass es sehr viele sein werden. Also, auch hier eine völlig sinnlose Regelung im Zusammenhang mit dem Hochhauskonzept.

Meine Damen und Herren! Ein weiteres absolutes Highlight aus der Kollektion sind die Leihfahrräder, wobei die Idee an sich gar nicht so schlecht ist, die Umsetzung aber ein fürchterliches Desaster war. Dabei ist es schon interessant, bezüglich dieser Koalition zwischen Rot und Grün, die es ja auch in dieser Frage gegeben hat, und der anfänglichen Euphorie in den Medien, Folgendes zu bemerken: Am Anfang hat man immer den Herrn Stadtrat und Herrn Kollegen Chorherr gemeinsam in den Medien gesehen; kaum aber hatte sich das als Flop herausgestellt, war nur noch der arme StR Schicker zu sehen, von den GRÜNEN sah man nichts mehr. Inzwischen ist das Copyright der Idee wahrscheinlich auch schon bei den Sozialdemokraten gelandet. Es handelt sich hier wohl um eine Kindesweglegung auf Seiten der GRÜNEN. - Es war also ein gescheitertes Experiment. Die Verantwortung dafür allerdings liegt natürlich beim Ressort. 

Viel schlimmer noch als das, was geschieht - und das habe ich an dieser Stelle auch schon einmal erwähnt, meine Damen und Herren -, ist aber das, was nicht geschieht. Es geht gar nicht nur um Flächenwidmungen und um neue Radwege oder neue Straßenzüge, sondern es geht vor allem um die großen Konzepte, Pläne und Visionen für diese Stadt, die eigentlich in dieses Ressort fallen würden und die wir vermissen. Ich erinnere in diesem Zusammenhang nur an ein einziges, an wahrscheinlich das große europäische politische Ereignis, das uns in den nächsten Jahren bevorsteht, auch wenn wir jetzt die Jahreszahlen noch nicht nennen können, nämlich an die Eingliederung von mehreren mittel- und osteuropäischen Staaten in die Europäische Union. Ich vermisse jegliche Impulse, jegliche Ideen, vor allem aus diesem Planungsressort, was diese Integration der neuen mitteleuropäischen Staaten in die Europäische Union betrifft und was vor allem die Rolle betrifft, die Ostösterreich, die die Ostregion mit ihrem Wirtschaftsmotor Wien in diesem Einigungsprozess spielen soll. Dazu kommt aus dem Ressort schlicht und einfach überhaupt nichts. 

Herr VBgm Rieder hat heute schon sehr larmoyant über die vermisste Baukonjunktur in Wien gesprochen. Das hat mich eigentlich daran erinnert, dass er mit Herrn StR Schicker einmal darüber diskutieren sollte, was bei den Aspanggründen, die heute schon genannt wurden, was beim Arsenal, was beim Westbahnhof, was beim Nordbahnhof geschieht oder eben nicht geschieht. Würde man nämlich dort mit den Widmungen etwas schneller sein und bei den ÖBB, die ja, wie Chorherr - da bin ich einmal seiner Meinung - richtig gesagt hat, letztendlich auch ein Staatsbetrieb sind, schneller zu Widmungen kommen, sodass man wirkliche Großprojekte, etwa im Zusammenhang mit der Westbahnhof-Überplattung, endlich einmal durchführen könnte, dann würden wir in diesem Baubereich Tausende, wenn nicht sogar Zehntausende Arbeitsplätze schaffen. Auch das ist einzumahnen und bisher leider völlig zu vermissen. 

Zur Siedlungspolitik von Christoph Chorherr. - Eines hat er dabei natürlich wieder zu sagen vergessen: Wenn man die Bürger schon in der Stadt herinnen halten will und eine Abwanderung verhindern will, dann muss man eben auch in der Stadt Garagen bauen. Das ist eine der vordringlichsten Aufgaben, um letzten Endes auch die Lebensqualität in der Innenstadt und in den inneren Bezirken zu erhalten. Ich kann das als Innenstadtbewohner nur immer wieder selbst sagen: Ohne Garage wäre die Lebensqualität etwa im 1. Bezirk wirklich nicht mehr erträglich. Solange das nicht geschieht, wird die Absiedlung ins Umland sich weiter fortsetzen und wir können uns dagegen gar nicht wehren. 

Meine Damen und Herren! Weil die Stunde ja wahrlich schon fortgeschritten ist, will ich nur diese wenigen Punkte aufgezählt haben und werde Sie nicht mit dem nackten Zahlenwerk über den Rechnungsabschluss langweilen. Ich darf noch eine letzte Anmerkung machen und vielleicht den Herrn Stadtrat dabei in Schutz nehmen: 

Ich habe in irgendeiner Presseaussendung - ich weiß nicht mehr, von welcher Partei - gelesen, dass Schicker ein schwacher Stadtrat wäre. - Schwach oder gut ist ja immer eine Frage der Relation. Ich will es jetzt gar nicht in Relation zur vorherigen Stadtregierung setzen, aber wenn ich mir die restlichen Ressorts und seine Kollegen anschaue, so kann ich Ihnen sagen: Er ist nicht schwächer und er ist nicht besser, denn das einzige Maß, das diese Stadtregierung kennt, ist die Mittelmäßigkeit, und da gliedert sich auch dieses Ressort bestens ein! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ing Wolfram zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu viel ist schon gesprochen worden, darum möchte ich mich in Details hineinleben. Über den Wiener Individualverkehr und über die Straßen, Gassen und Wege, über die er tagtäglich rollt, könnte man ja tagelang referieren, ohne mit dem Aufzählen aller Negativa zu einem Ende zu kommen. Daher greife ich nun einige Schwerpunkte heraus, die die Bürger unserer Stadt besonders nerven und den Verkehr behindern. Da in wenigen Tagen Schulschluss und Zeugnisverteilung ist, werde ich mir erlauben, der Stadtregierung und speziell den für Stadtentwicklung und Verkehr Zuständigen auch Zeugnisnoten auszustellen. 

Als erste Problemzone ist zunächst einmal der Gürtel zu nennen. Der Gürtel war einst ein beliebtes Wohnviertel. Damals haben sich die Hausherren gerühmt, am Gürtel ein Haus zu besitzen. Das war schon etwas! - Und heute? Heute ist der Gürtel eine Verkehrshölle, hervorgerufen durch den Transitverkehr, aber auch durch die Verkehrspolitik, die den Verkehr zum Gürtel dirigiert, um die Seitengassen links und rechts vom Gürtel zu beruhigen. Ein halbes Jahrhundert lang hat man es verabsäumt, geeignete Maßnahmen zu setzen, um dem jährlich ansteigenden Autoverkehr am Gürtel Rechnung zu tragen. 

Ein Vergleich mit München, wo der Mittlere Ring die gleiche Funktion wie der Gürtel zu erfüllen hat, nämlich den Autoverkehr aufzunehmen, wieder an die angrenzenden Bezirke zu verteilen und den Durchzugsverkehr zu ermöglichen, zeigt uns, dass man dort zu Beginn der Siebzigerjahre angefangen hat, den Mittleren Ring kreuzungsfrei auszubauen. Man begann, in einem ersten Schritt die Kreuzungsbereiche mit sicherlich hässlichen Stahlbrücken zu überspannen, um den Verkehr zweispurig in jede Richtung kreuzungsfrei darüber rollen zu lassen. Der zweite Schritt war die Tieferlegung der Mittleren Ring-Trasse, ohne den Verkehr während der Bauphase maßgeblich zu beeinträchtigen. Schon über zehn Jahre ist der Mittlere Ring nun kreuzungsfrei, weite Strecken sind untertunnelt, und der Verkehr kann dort fließen.

Anders am Gürtel, auf dem durch störende Ampelphasen bei niveaugleichen Kreuzungen der Verkehr viel zu oft ins Stocken gerät und somit die Fahrzeiten vom Süden in den Norden und umgekehrt unerträglich lang werden lässt. 

Weiters wäre auch am Gürtel ein sinnvolles Leitsystem unbedingt notwendig. Dabei sollte signalisiert werden, dass mindestens zwei Spuren als Durchzugsroute zur Verfügung stehen, und die Abbiegespuren sollten rechtzeitig mit Informationstafeln gekennzeichnet werden, wobei darauf Bedacht genommen werden soll, dass nur rechts abgebogen werden soll. Wo gibt es, meine Damen und Herren, Richtungspfeile nach Fünfhaus, Ottakring, Hernals, Lerchenfeld und Währing? - Nirgends, weil sie fehlen!

Zu den katastrophalsten ganztägigen Staus am Gürtel kommt es vor der Nußdorfer Straße am inneren Gürtel. Hier hat sich die Anordnung des Bezirksvorstehers aus dem 9. Bezirk, den rechten Fahrstreifen zur Kurzparkzone zu erklären, als gefährlich und stauerzeugend herausgestellt. Gefährlich insofern, weil Autofahrer trotzdem die ganze rechte Fahrspur, soweit kein Auto dort parkt, befahren, um sich dann vor einem parkenden Wagen in die linke Fahrspur zu pressen, wobei der Verkehr auf dieser dann durch diese Aktion ins Stocken gerät. 

Ebenso ist der Rechtsabbiegepfeil in Richtung Stadt von der Nußdorfer Straße ein täglicher Stauproduzent. Dieser Abbiegepfeil muss wieder weg, und die Busspur der Linien 35A und 37A sollte auf den Gleiskörper der D‑Wagen-Zubringertrasse, vorbei an der Glatzgasse, verlegt werden und nicht dem Individualverkehr eine Spur wegnehmen. 

Auch ist die Signalanlage am Lichtenwerder Platz für den Gürtelverkehr um einige Sekunden länger auf Grün zu schalten, sodass die Autos die Heiligenstädter Straße im Bereich zwischen Nußdorfer Straße und Lichtenwerder Platz schneller verlassen können, damit der Einbiegeverkehr vom 19. Bezirk nicht von wartenden Autos behindert wird, wie dies täglich der Fall ist. Hier hat die Stadtregierung nichts getan, aber auch nichts geplant, denn im Masterplan sehe ich keine Verbesserungsvorschläge für diesen Bereich. 

Auch auf der Gürtelbrücke herrscht das tägliche Verkehrschaos. Die von der Lände auf die Gürtelbrücke auffahrenden Autos müssen sich mit einem Stau von bis zu 2 Kilometern - Anfahrtszeit zirka 20 Minuten - täglich abfinden. Hier wäre auf der Gürtelbrücke ein Fahrspurwechsel, von der Adalbert Stifter-Straße kommend nach der Kreuzung mit der Klosterneuburger Straße, von zwei Spuren auf eine Spur eine mögliche Lösung. Damit wäre die Auffahrtspur von der Lände kommend einspurig durchgehend bis zur Kreuzung mit der Döblinger Hauptstraße vorhanden. Dadurch bekäme der Bus eine eigene Busspur auf der Gürtelbrücke. Über eine Verbesserung des Gürtelbrückenbereichs steht auch nichts im Masterplan. - Daher Beurteilung: Note 5.

Zweite Problemzone: die Reichsbrücke. - 22 Jahre jung und schon baufällig! Die Fertigteilverkleidungsplatten sind seit langem brüchig und mussten stellenweise schon vor Jahren entfernt werden, um die Fußgänger und Radfahrer nicht zu gefährden. Die Brückendilatationen sind ausgeschwemmt und verrostet. Bei der Vergabe des Brückenbauwerks Ende der Siebzigerjahre hat man sich damals für eine Billigvariante ausgesprochen. Jetzt fällt uns das Ganze auf den Kopf. Eine Sanierung ab dem nächsten Jahr steht bevor, und Sie, Herr StR Schicker, beziffern die Kosten dieser Sanierung mit 35 Millionen EUR, das sind eine halbe Milliarde S. Wären die Instandhaltungsarbeiten zeitgerecht und regelmäßig durchgeführt worden, dann hätten wir nicht so einen desolaten Brückenzustand. Auch hier hat die Stadtregierung jahrelang nichts unternommen. Sie, Herr Stadtrat, müssen jetzt dort handeln. - Beurteilung: Note 4.

Das Projekt B 227 - Verlängerung der Nordbrücke über die Lundenburger Gasse zur Brünner Straße: Im Masterplan wird die Fertigstellung der Nordbrückenverlängerung für das Jahr 2006 ausgewiesen. Derzeit gibt es ein unausgereiftes Straßenprojekt. In diesem Projekt wird der Kreuzungsbereich der B 227 mit der Brünner Straße niveaugleich vorgesehen, sodass der tägliche Stau vor dem jetzigen Kreuzungsbereich mit der Brünner Straße nur um 400 Meter stadtauswärts verlagert wird. Nicht geklärt sind einerseits die Einfahrten in das Parkhaus Trillerpark und zu dem gegenüberliegenden Industriegebiet und anderseits die Anbindung an die Ignaz-Köck-Straße. Nach meiner Kritik an diesem Projekt wurde von der MA 28 mitgeteilt, dass dieses Projekt wahrscheinlich die ASFINAG übernehmen wird und es somit nicht mehr in die Kompetenz der MA 28 und der Stadtentwicklung fällt. Hier schiebt die Stadtregierung die Verantwortung von sich. Daher Beurteilung: Note 4. - 4 deshalb, weil auch ein sehr guter Anschluss der B 3 zur Prager Straße vorgesehen ist. 

Die B 301, die Wiener Südrandstraße, wurde heute schon mehrmals erwähnt. Hier gebe ich Herrn Chorherr nicht Recht, wenn er glaubt, dass diese Straße jetzt noch vermehrt Industrie anzieht, sondern die Industrie ist ja bereits dort, und es ist eine Notwendigkeit, diese auch zu bedienen.

Der erste Bauabschnitt der Wiener Südumfahrung kommt, wie wir alle wissen, um Jahre zu spät. Zähes Ringen von Stadt und Land gingen dem Projekt voraus. Als jedoch die Frau Infrastrukturministerin im Herbst vorigen Jahres den Spatenstich vornahm, da strömten die Stadt- und Landesoberhäupter aus den Gemeinderatssälen, um ja beim Spatenstich dabei zu sein und sich in den Medien zu profilieren - jene Landeshauptleute und ihre Vorgänger, die zwei Jahrzehnte lang den Bau dieser für Wien so wichtigen Schnellstraße verzögert haben. - Daher Beurteilung: Note 5.

Generell ist zu bemerken, dass der Individualverkehr unserer Stadt auf Grund von einschneidenden Maßnahmen der sozialistischen Stadtregierung einer Verdrängungspolitik ausgesetzt ist. Das Verkehrsaufkommen wird größer und die Straßen werden immer schmäler. Meine Damen und Herren, die Schere kann so nicht aufgehen und auch nicht zugehen! Vernünftiges Nebeneinander des öffentlichen Verkehrs und des Individualverkehrs gibt es kaum. Dabei wäre es so wichtig für die Stadt!

Es gäbe auf unseren Straßen genug zu tun. Zu erwähnen wären etwa die optische Kenntlichmachung mittels Bodenmarkierungen bei Haltestellen, Aufdoppe-
lungen - nicht wenige übersehen die Rampe, speziell in der Nacht und bei Regen -, Ampelanlagen in der verkehrsberuhigten Zeit auf Gelbblinken schalten, Beleuchtung der Wartehäuschen et cetera. Aber dafür haben die Regierenden in der Stadt kein Auge. Vielmehr konzentriert man sich jetzt in trauter Zweisamkeit von Rot und Grün auf die Aktion Leihfahrräder für die City. Pressekonferenzen mit viel Öffentlichkeits-Tamtam waren dem Fahrradprojekt vorangegangen. Die sicherlich gut gemeinte Aktion mit der jedoch - entschuldigen Sie, bitte - naiven Auffassung von der Ehrlichkeit der in Wien lebenden Bürger wurde ein vorauszusehender Flop. Es geht, meine Damen und Herren, die Chuzpe ja schon so weit, dass die Fahrrad-Entnehmer der Ansicht sind, sie haben "ordnungsgemäß" die 2 EUR bezahlt und damit gehört das Rad ja auch ihnen. Die Bewerbung war ja auch dahin gehend: "Räder für alle!" - Da kann man nur sagen: Die Radl-Aktion von Rot-Grün war ein Gag, nur: Jetzt sind halt die Radln weg! (Beifall bei der FPÖ.) 
Die ab nun anfallenden Kosten für die zusätzliche Umrüstung wird wieder der Steuerzahler zu tragen haben. 

Auch ist meines Erachtens das Projekt nicht ausgereift. Schon allein die Tatsache, dass man sich mit dem Fahrrad nur innerhalb des Gürtels bewegen darf, löst Unmut in den anderen Bezirken aus. Ich bin daher der Auffassung, dass es nur dann Sinn macht, wenn auch bei jeder U‑Bahn-Station und in deren Umgebung Radterminals aufgestellt werden, damit die Anrainer im Umkreis der Station die Räder benützen können. - Beurteilung für die Fahrradaktion daher: Note 4.

"Mit Sicherheit mehr Sicherheit", so lautete das Motto einer Podiumsdiskussion mit Verkehrsminister Matthias Reichhold. Hier wurde das Verkehrssicherheitsprogramm für die nächsten Jahre bis zum Jahr 2010 vorgestellt, zu dessen Zielen die Reduzierung der Anzahl der Verkehrstoten um 50 Prozent zählt. Endlich setzt sich ein Minister unter Mithilfe der Autofahrerklubs und des Kuratoriums für Verkehrssicherheit für die Verbesserung der Sicherheit auf unseren Straßen ein und erstellt Maßnahmen zur Unfallsvermeidung! Kein Politiker der SPÖ, der ÖVP oder der GRÜNEN aus diesem Haus war bei dieser Diskussion anwesend. - "Uninteressant"! Wahrscheinlich ist das auch kein Thema für die Stadtregierung. - Daher Beurteilung: Note 5.

Im Masterplan Verkehr vermisse ich ganz wichtige Straßenverbindungen, die in Niederösterreich geplant und teilweise bereits auch in Bau sind und die natürlich auf unsere Stadt einen großen Einfluss haben, zum Beispiel den Ausbau der B 3 auf vier Spuren von Tulln nach Krems, die Donaubrücke von Hollenburg nach Theiß, die Verlängerung der S 33 nach Traisen, den Ausbau des Knotens A 2 mit A 3 und der Verbindungsstraße von A 3 zu B 16 dahin gehend, dass man auch auf der A 2 vom Süden kommend auf die A 3 auffahren kann. Damit wäre bei Staus eine Ausweichmöglichkeit über Münchendorf zur B 16 gegeben. - Dies alles fehlt und noch vieles mehr.

Zusammenfassend gebe ich der Stadtregierung, Abteilung Stadtentwicklung, drei Fünfer und drei Vierer. Mit drei Fünfern und drei Vierern kann man auch in der liberalsten Schule nicht aufsteigen. Daher: Tun Sie etwas, verbessern Sie Ihre Verkehrspolitik - sonst bleiben Sie das nächste Mal sitzen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dkfm Dr Maurer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat!

Vorerst einmal eine Anmerkung zu den Ausführungen, die Herr Mag Chorherr gleich zu Beginn des heutigen Tages betreffend die Untersuchungskommission über die Flächenwidmungen gemacht hat. 

Es wurde jetzt schon mehrmals hier geäußert, die Sozialdemokratische Fraktion der Untersuchungskommission, der ich angehöre, hätte kein Interesse an einer wirklichen Aufklärung der Materie. - Dazu sage ich: Das ist eine unhaltbare Unterstellung, die ich auf das Schärfste zurückweise! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es war genau Herr Mag Chorherr, der in einer Pressekonferenz vor Beginn der Tätigkeit dieser Kommission so quasi Bedingungen betreffend die Objektivität dieser Kommission gestellt hat. Dazu gehörte erstens, dass die Sitzungen öffentlich sein sollten - die Sozialdemokraten hatten nie etwas anderes vor -; die zweite Forderung war, dass keine Zeugen abgelehnt werden - auch das hatten die Sozialdemokraten niemals vor -, und eine weitere Bedingung war, dass in der Kommission auch keine Fragen als unzulässig deklariert werden - das ist, wie man weiß, bisher kein einziges Mal geschehen. 

All diese Bedingungen sind also auch tatsächlich erfüllt worden - und trotzdem kommen immer wieder diese Vorwürfe! 

Ich kann dazu nur eines sagen: Selbstverständlich besteht ein eminentes Interesse an einer Aufklärung all der Dinge, die nicht ordnungsgemäß gelaufen sind. Bisher sind Verfahrensmängel sichtbar geworden und in einigen Fällen selbstverständlich ein Fehlverhalten einzelner Beamter - aber sonst nichts. Wenn jemand behauptet, wir seien an einer Aufklärung nicht interessiert, dann sollte er einmal fragen, wer wirklich an der Aufklärung nicht interessiert ist! - Nämlich diejenige Person, die Beweise in Händen hätte! Herr Kenesei hat uns einen Aktenvermerk präsentiert, in dem er einen Zeugen genannt hat. Er hat ihn nicht namentlich genannt, sondern nur gesagt, es gäbe einen Zeugen, der allerdings schwer wiegende Beschuldigungen hätte. Allerdings: Er nennt diesen Zeugen nicht. 

Das heißt, Herr GR Kenesei hätte es in der Hand, hier Näheres bekannt zu geben. Daher sage ich: Wenn jemand kein Interesse an einer wirklichen Aufklärung hat, dann sind es jedenfalls nicht die Sozialdemokraten! (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau GRin Trammer möchte ich nur vorschlagen, dass sie sich in ein Kolloquium mit Herrn GR Gerstl begibt, denn Frau GRin Trammer hat das Gesamtverkehrskonzept sehr hoch gelobt, und Herr GR Gerstl hat kritisiert, dass viele Dinge nach hinten verschoben und hinausgezögert wurden. - Das ist genau der Inhalt dieses Gesamtverkehrskonzepts, das hier so präsentiert wird, dass viele Dinge, deren Realisierung eigentlich vorher schon für viel früher angekündigt wurde, auf die lange Bank geschoben wurden. Es sollten sich daher Frau GRin Trammer und Herr GR Mag Gerstl zusammentun und einmal diskutieren, wie das geschehen ist, denn genau das, was Herr Gerstl kritisiert, haben Sie, Frau GRin Trammer, hoch gelobt, nämlich - Sie haben mir vorher nicht zugehört -, dass im Gesamtverkehrskonzept viele Termine stark hinausgeschoben wurden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Aber nun zum Ressort Stadtentwicklung und Verkehr. 

Es konnten hier im Hinblick auf die Europaregion Wien sehr markante Schwerpunkte - sie wurden teilweise schon aufgezählt - gesetzt werden. Das bedeutet jetzt nicht ein Schlechtmachen früherer Stadträte, weil viele Dinge ja schon von früher datieren beziehungsweise damals gemeinsam, oft konsensual, vorbereitet worden sind. - Umgekehrt hätte ich mir aber auch gerade von der ÖVP so viel Fairness erwartet, dass die Wortmeldungen ihrer Redner nicht auf die Feststellung hinauslaufen, dass in der Vergangenheit alles gut war und jetzt alles Mist ist. Diese Fairness hätte ich mir eigentlich doch erwartet, zumal zu vielen Dingen vorher wirklich eine gemeinsame, konsensuale Haltung eingenommen worden war. Und was die Ausführungen von Herrn Neuhuber betrifft, so nimmt sich seine Position zum Hochhauskonzept jetzt ganz anders aus als damals, als wir es ausführlich diskutiert haben, nämlich insofern, als er es jetzt völlig ablehnt.

Ich sehe die Arbeit, die in diesem Ressort geleistet wurde, wie ich bereits gesagt habe, besonders im Hinblick auf ihre Bedeutung für die Europaregion Wien. Ich möchte in diesem Zusammenhang zunächst erwähnen, dass eine Planungsmanagerin für den Nordosten von Wien bestellt wurde. Ich sage das ganz bewusst, weil speziell in der Regionalpolitik noch sehr viel zu tun sein wird. Ich will jetzt nicht alles beschönigen und behaupten, dass all das, was in diesem Bereich jetzt geschehen ist, schon ganz wunderbar ist - im Gegenteil: Es gilt, in die Zukunft zu blicken, und da ist offensichtlich, dass vieles noch offen ist! Das muss man ganz einfach zugeben und das tun wir auch. Gerade in der Regionalpolitik sehe ich noch große Defizite, aber ich muss dazusagen: Es hängt da nicht nur alles von Wien ab, sondern sehr vieles auch vom Willen Niederösterreichs, wo, wie wir wissen, die Landesinteressen und die Gemeindeinteressen ziemlich stark auseinander gehen und das Land natürlich nicht sehr viele Kompetenzen an die Gemeinden übertragen will. Das muss man hier also schon dazusagen.

Es ist im Laufe des letzten Jahres viel geschehen, was die Projekte der Neugestaltung von Schwarzenbergplatz und Wiener Messe betrifft. 

Der Masterplan Verkehr wurde bereits ausführlich diskutiert. 

Die Erstellung von Machbarkeitsstudien für den weiteren U‑Bahn-Ausbau ist auch ein wichtiger Markstein in diesem ganzen Prozess. 

Die Strategische Umweltprüfung "SUPer NOW" ist im Laufen. Dazu möchte ich sagen, dass ich es für sehr sinnvoll halte, dass dies ein mehrstufiges Verfahren ist und dass sich diese Strategische Umweltprüfung jetzt eben nur auf strategische Planungsebenen - Pläne, Konzepte, Programme - bezieht und ausdrücklich nicht auf die Projektebene. Deshalb verstehe ich auch nicht, warum die GRÜNEN grundsätzlich gegen diese Dinge sind, denn es soll ja jetzt erst einmal untersucht werden, und diese Untersuchung auf der Planungsebene soll eben die Grundsatzfragen genau klären, zum Beispiel den Bedarf nach einer Nordostumfahrung, aber auch Fragen betreffend Kapazitäten im Zusammenhang mit dem öffentlichen Verkehr oder betreffend Bebauungsdichten.

In einem ersten Ergebnisbericht, der ja bereits erstellt wurde, sind die zu untersuchenden Entwicklungsszenarien definiert. Es ist dies nur ein erster Schritt, aber hier werden die vier Szenarien schon einmal genannt: Nullvariante, Entwicklung innen, Entwicklung außen, vernetzte Region. 

Die Schlussfolgerungen der ersten Auswertungsstufe sollen in ein neues Szenario einfließen und nach Bewertung der Szenarien soll es zu den Schlussfolgerungen kommen. Den Abschluss bilden dann der Experten- und der Umweltbericht. 

Ich sage jetzt nichts zum Zeitplan. Es war einmal Ende des Jahres angedacht; ob das halten wird, kann ich nicht sagen, es spielt aber auch keine besonders wichtige Rolle. Aber von vornherein zu sagen, das ist alles unnötig und soll gar nicht geschehen, das halte ich für keine positive Herangehensweise an ein großes städtisches Problem.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich komme nun auf die Hochhausdebatte zu sprechen. Die Erstellung des Hochhauskonzepts war, glaube ich, einer der wichtigsten Fortschritte, die in den vielen Tätigkeitsbereichen des Planungsressorts erzielt wurden, und zwar nicht deshalb, weil es sehr spektakulär ist, sondern im Gegenteil: Es ist eine praktische Handlungsanleitung - eben unspektakulär, allerdings auch nicht feig und vor allem an der Bevölkerung orientiert. 

Wir sehen ja die negativen Auswirkungen, die eintreten, wenn eine Hochhausdebatte sehr lange läuft: Der Schandfleck Wien-Mitte ist nach wie vor ein ungelöstes Problem. Es zeichnet sich ab, dass es hier bessere Methoden gibt, aber für die Zukunft soll so etwas vermieden werden: dass es endlose Debatten gibt und dann eben solche Standorte entstehen, die eigentlich eine Schande für den Wirtschaftsstandort Wien sind - für ganz Wien und für die Ostregion. 

Die andere Methode, alles beim Alten zu belassen, ist in einer dynamischen Stadt eben nicht vernünftig. Das ist vielleicht im Zentrum anzustreben, aber auch dort nicht immer sinnvoll und vor allem auch dort nicht immer zu verwirklichen. Fragen Sie den Bezirksvorsteher des 1. Bezirks! 

Um also dieser fruchtlosen Diskussion in Hinkunft zu entkommen, gibt es jetzt ein Konzept mit klaren Definitionen, bei dem nicht nur auf die Höhenmeter geachtet wird, sondern bei dem man ein Gesamtkonzept vor Augen hat. Ich wünsche mir das auch für andere Bereiche. Es gibt hier dann eben Richtlinien, bei denen auch Verkehrsüberlegungen eine Rolle spielen, aber auch ein Bewusstsein für den Wirtschaftsstandort und auch für kulturelle Nutzungen. 

Der Vorteil des Hochhauskonzepts liegt sicher darin, dass man nicht in jedem Einzelfall wieder von neuem mit Erhebungen beginnen muss, sondern dass klare Regeln gesetzt werden, die von vornherein zeigen, wie die Möglichkeiten aussehen. Der Katalog - und das halte ich für eines der wichtigsten Dinge - geht von einem kompakten Stadtaufbau aus. Es werden dabei, wie dies auch von den GRÜNEN gefordert wird, Bebauungsdichten in Abhängigkeit von öffentlichen Verkehrsanbindungen gesehen, wobei der Vorrang für die Innere Stadtentwicklung dekretiert wurde und eine kleinräumige Nutzungsmischung vorgesehen ist - all das wurde heute schon erwähnt und gefordert - und die Stadterweiterung nur auf den Siedlungsachsen mit guten öffentlichen Verkehrsanbindungen erfolgen soll. Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, halte ich für einen wichtigen Fortschritt in der Debatte.

Da schon sehr viel über dieses Thema diskutiert wurde, kann ich mir die Erläuterung von Details ersparen und komme nun zum Schluss meiner Ausführungen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In Schätzungen wird davon ausgegangen, dass in der Bevölkerungsentwicklung der Wiener Stadtregion - also nicht nur innerhalb der Wiener Stadtgrenzen, sondern im Bereich der gesamten Stadtregion - wegen der stärkeren Wachstumsdynamik, die in Wien und im Umland erfreulicherweise gegeben ist, bis zum Jahr 2030 ein Anstieg um 285 000 Personen - das sind nicht ganz 15 Prozent - auf knapp 2,5 Millionen Bewohner zu verzeichnen sein wird. Das ist noch immer keine katastrophale Entwicklung, die Stadtplanung ist aber schon jetzt gefordert, sich offensiv darauf einzustellen. Ich bin überzeugt, dass sie das kann und dass sie das auch tun wird! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr GR Kenesei zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte - nur kurz, aber doch - auf diese eigenartigen Aussagen von Herrn Kollegen Maurer und auf seine Konstruktionen hinsichtlich der Untersuchungskommission erwidern, weil auch in der Kommission selbst immer so unterschwellig und eigenartig die Meinung vertreten wird, eigentlich sei an der ganzen Geschichte ohnedies nichts dran. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich erinnere nur daran: Es gibt fünf Kontrollamtsberichte, die eine klare und eindeutige Sprache sprechen. Vielleicht sollten Sie darin von Zeit zu Zeit wieder einmal nachlesen, Herr Kollege Maurer, um Ihre Erinnerung an das, was das Kontrollamt geschrieben hat, ein bisschen aufzufrischen. Da ist zum Beispiel die Rede von "bewusster Inkaufnahme", "um die Bevorzugung von Dritten zu ermöglichen". Da geht es nicht, wie es von Seiten der Sozialdemokratischen Fraktion immer so schön heißt, um Verfahrensfehler, sondern da geht es darum, dass entgegen gesetzlichen Bestimmungen - also ungesetzliche - Vorgangsweisen geduldet und gesetzt wurden!

Daher wird zu klären sein, wer von dieser Duldung, von diesen Ungesetzlichkeiten hier im Hause sowohl auf der Vorgesetzten- beziehungsweise Beamtenebene als auch auf der politischen Ebene gewusst hat. Tun Sie nicht immer so, als ob eigentlich ohnedies alles in Ordnung wäre und wir uns jetzt eben mit diesem leidigen Thema Untersuchungskommission auseinander setzen müssten. 

Ich habe es Ihnen und den Mitgliedern der Kommission schon einmal erklärt, aber vielleicht muss man es Ihnen öfter erklären. - Ich habe einmal einen Lehrer gehabt, der nicht unbedingt zu den Freunden der Schüler gezählt hat und der auch immer Strafen ausgeteilt hat; weil aber Strafen verboten waren, sagte er immer: "Nur zur Übung, nicht zur Strafe!"

Daher, Herr Kollege Maurer, darf ich es Ihnen - nur zur Übung, nicht zur Strafe! - im Folgenden nochmals erklären: Nicht der Aufdecker, wie Sie meinen, ist der Vertuscher! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wer ist denn der Aufdecker?) Ich hätte liebend gerne den Beweis geführt! (GR Godwin Schuster: Wer ist der Aufdecker? - GRin Mag Sonja Wehsely: Den gibt es nicht!) Herr Kollege! Sie haben ohnedies in der letzten Kommissionssitzung die für mich eigenartigste Frage - um das vorsichtig zu formulieren und keinen Ordnungsruf zu riskieren - gestellt, nämlich: "Gibt es den Zeugen überhaupt?" (Zwischenrufe der GRe Dr Kurt Stürzenbecher, Mag Sonja Wehsely und Mag Andreas Schieder.) - Wahrscheinlich habe ich ihn erfunden, und das Kontrollamt hat die Berichte genauso geschrieben, wie sie sind, weil dieser Zeuge erfunden wurde! - Also so etwas Dummes habe ich in diesem Haus noch nicht gesehen, das muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen! (GRin Mag Sonja Wehsely: Na, wer ist der Zeuge?)

Liebe Frau Kollegin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie wissen ganz genau, dass Personen, die sich in der Bauwirtschaft bewegen, in einem gewissen Abhängigkeitsverhältnis zu verschiedensten Institutionen oder auch zu anderen Firmen, vor allem auch zu ihren Investoren stehen. Sie wissen auch ganz genau, dass jemand, der in der Baubranche tätig ist, es nicht leichtfertig riskiert, seinen guten Namen aufs Spiel zu setzen und als Zeuge in einem Zusammenhang aufzutreten, wo ihm bewusst ist, dass er Schwierigkeiten bekommen könnte. Und es geht in die Richtung, dass eben dieser Zeuge auf Grund der Situation, in der er sich befindet, leider - und ich betone es: leider! - nicht zur Verfügung steht, denn ich hätte gerne den Prozess gegen Herrn Vokaun geführt, ich hätte gerne die Beweislage vor Gericht erläutert, ich hätte gerne gemeinsam mit diesem Zeugen die ganze Sache schon viel früher ins Rollen gebracht und ich hätte auch gerne die Sache Vokaun auf dem Gerichtswege erledigt. - Es ist leider nicht dazu gekommen, weil mir eben dieser Zeuge für eine öffentliche Darstellung und für eine Aussage so nicht zur Verfügung gestanden ist und ich daher, zu meinem Leidwesen, den ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Infolgedessen ist das gegenstandslos! Was Sie im Aktenvermerk stehen haben, ist gegenstandslos, solange der Zeuge das nicht bestätigt!) Sie können das auch als gegenstandslos hinstellen, Sie können auch so tun, als ob es die fünf Kontrollamtsanträge nicht geben würde. Sie können aber zum Beispiel nicht so tun, als ob es das, was wesentlich ist und was die Quintessenz ist, nicht gegeben hätte, dass es nämlich zum Beispiel von Herrn OSR Vokaun offensichtlich eine falsche Zeugenaussage gegeben hat. (GR Godwin Schuster: Ja, zum Beispiel jene von Herrn Kenesei!) Was für eine hat es denn von mir gegeben, Herr Kollege Schuster? (GR Godwin Schuster: Du wurdest genau befragt: Woher waren die Informationen?) Ja? (GR Godwin Schuster: Und was hast du gesagt? - Da gab es ein Gespräch, da gab es ...! - Kein Wort von ...! Kein Wort von einem Besuch ...!) Ist ja nicht wahr! Und Informanten! (Weitere Zwischenrufe des GR Godwin Schuster.) - Aber! Lest es doch durch! - Es ist ja Wurscht: Ihr könnt die Stecknadel im Heuhaufen suchen! Ihr müsst nur aufpassen, denn der ganze Heuhaufen besteht aus Stecknadeln! Wenn ihr draufsteigt, dann tut das ziemlich weh auf den Füßen! Da ist Vorsicht geboten!

Vielleicht werdet ihr irgendwann einmal draufkommen - nach dem Studium der Kontrollamtsberichte, nach dem aufmerksamen Lesen der Protokolle, nach dem Lesen und Hören. (GR Godwin Schuster: ... falsche Zeugenaussage!) Wenn ich mir nur auf der einen Seite das vor Augen halte, was sich auf Grund der Aussage von Frau Mag Mischek darüber, wann sie die Gespräche mit der MA 21B und mit Herrn OSR Vokaun geführt hat, ergeben hat, und auf der anderen Seite die Aussage von Herrn OSR Vokaun zwei Wochen davor: Da fehlen halt einfach "lächerliche" zwei Jahre dazwischen! Mein Gott, die kann man ja vergessen! (GR Godwin Schuster: So wie du deinen Informanten!) Zwei Jahre - das fällt ja nicht ins Gewicht! Ob ich jetzt im Jahr 1995 oder im Jahr 1997 nach der öffentlichen Auflage mit jemandem gesprochen habe - mein Gott, das ist ja nicht so wesentlich! - Nur: Wesentlich ist es deshalb, weil es in diesem Fall vorher noch keine Aktivitäten von Seiten der Gemeinde gegeben hat, sondern diese Informationen offensichtlich hinausgegangen sind. 

Und das wollen Sie nicht sehen, das wollen Sie nicht hören. Ich weiß auch, dass natürlich die Aussagen in der Heftigkeit und in der Deutlichkeit, wie sie vorige Woche etwa von Herrn Dipl Ing Steiner gekommen sind, natürlich unangenehm sind. Das ist keine Frage, dass das unangenehm ist, und es wird zu verifizieren sein, inwieweit diese schwer wiegenden Fakten (GR Godwin Schuster: Welche denn? - GRin Mag Sonja Wehsely: Welche Fakten?), die auf den Tisch gekommen sind, auch den Aussagen des OSR Vokaun und den Aussagen der anderen Personen gegenübergestellt werden. 

Aber klar ist offensichtlich, dass die Sozialdemokratische Fraktion hier im Haus mit Aufdecken, mit Aufklären ein ziemliches Problem hat und dass sie offensichtlich sehr geübt ist im Schönreden - das sieht man auch an den Stickers, die ihr heute habt, mit der Aufschrift "Wien macht's besser!". - Wenn ihr darüber einmal nachdenkt, dann werdet ihr draufkommen, dass das eine ganz schlechte Idee gewesen ist, sich das heute anzustecken, wenn man sich all diese Fakten ansieht - egal, ob sie die Untersuchungskommission betreffen, ob sie die Finanzpolitik, die Wirtschaftspolitik oder andere Bereiche betreffen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Klar ist und bleibt: Es hat in Wien leider einen Widmungsskandal gegeben. Fünf Kontrollamtsberichte sprechen eine deutliche Sprache. In der Untersuchungskommission wird nach wie vor und weiterhin ausgezeichnet gearbeitet werden, auch wenn die Sozialdemokratische Fraktion hier versucht, vom Thema abzulenken und ein bisschen von ihrer Schuld abzuwälzen auf andere, die in diesem Bereich keine Schuld auf sich geladen haben. Aber die Diskussionen und die vielen weiteren Sitzungen und Zeugeneinvernahmen werden zu einem Ergebnis führen (GR Kurt Wagner: Wo haben Sie denn den Zeugen?), und Sie werden dann sehen, dass Sie letztendlich mit leeren Händen dastehen werden und sich eingestehen müssen, dass es auch eine politische Verantwortung auf Seiten der Sozialdemokratischen Fraktion, aber auch auf Seiten des damaligen amtsführenden Stadtrats gegeben hat. Es wird dann der Öffentlichkeit zu überlassen sein, zu bewerten, welches Gewicht das auf der einen und auf der anderen Seite hat. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Franz Ekkamp: Zuerst die Beweise!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich noch einmal Herr GR Deutsch zum Wort gemeldet. - Sie haben noch 16 Minuten und 36 Sekunden Redezeit. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn im Rahmen dieser Spezialdebatte auch eine erste Bewertung der Ergebnisse der Untersuchungskommission nach einer mittlerweile dreimonatigen Tätigkeit dieser Kommission vorgenommen werden soll, so greife ich den Ball gerne auf, weil von schwer wiegenden Vorwürfen, von denen Kollege Kenesei soeben gesprochen hat, in der Tat keine Rede sein kann. Ich habe allmählich den Eindruck, dass wir vorige Woche an unterschiedlichen Sitzungen teilgenommen haben! Es geht außerdem nicht um einen Flächenwidmungsskandal, den Sie immer wieder erwähnen, sondern der Anlass - und das möchte ich vielleicht in Erinnerung rufen - waren fünf von insgesamt 400 Plandokumenten, die das Kontrollamt aufgelistet hat und bei denen es auch Verfahrensfehler festgestellt hat. (GR Günter Kenesei: Fünf haben sie angeschaut und bei fünf haben sie einen Treffer gehabt!) Ich verstehe die Aufregung nicht, die es hier jetzt gibt. (Rufe bei der SPÖ: Weil er nichts hat! Weil er nichts hat! Wo ist der Zeuge?) Aber möglicherweise liegt das daran, dass die GRÜNEN - und ich sehe natürlich schon auch das Problem, das sie dadurch jetzt haben - zwar eine Untersuchungskommission verlangt haben, aber im Zuge der letzten Sitzungen immer mehr erkennen, dass es eigentlich keine neuen Fakten gibt (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.), die über den Kontrollamtsbericht hinausgehen, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Es gibt nämlich bis dato keinen einzigen Hinweis auf eine politische Verantwortung - und dies zu klären ist ja letztendlich die Aufgabe der Untersuchungskommission. Ich kann das, was Kollege Maurer vorhin gesagt hat, nur unterstreichen: dass die Sozialdemokratie an einer restlosen und umfassenden Aufklärung selbstverständlich interessiert ist und deshalb auch jene Person in den Zeugenstand gerufen hat, die im August 2000 im Rahmen einer Pressekonferenz sehr schwere Vorwürfe gegen die MA 21B erhoben hat (GR Günter Kenesei: Falsch! Nein, falsch! Sie zitieren falsch, Herr Kollege Deutsch! Gegen eine Person, nicht gegen die MA 21!) - gut, das ist möglich: der also gegen eine Person der MA 21 schwere Vorwürfe erhoben hat. 

Aber das Ergebnis deiner Einvernahme war sehr enttäuschend, muss ich sagen, denn die bereits in der Pressekonferenz im August und im September 2000 angekündigten Unterlagen hat es weder nachher gegeben, noch sind sie bis dato vorgelegt worden. Das heißt, letztendlich bist du das, was hier angekündigt wurde, auch schuldig geblieben. 

Es gab auch in der letzten Sitzung der Untersuchungskommission insofern keine Bereitschaft, zur Wahrheitsfindung beizutragen, als es ja um den Aktenvermerk vom 30. August 2000, an dem ein Gespräch im Grünen Klub stattgefunden hat, gegangen ist, dem nur die Initialen "M.M." zu entnehmen sind, und auf die Frage von Mitgliedern der Untersuchungskommission, um welche Person es sich dabei handle - zumal meiner Erinnerung nach ursprünglich bei deiner Einvernahme auch nicht erwähnt wurde, dass es hier eine dritte Person gibt -, keine Bereitschaft bestand, zu einer Aufklärung beizutragen. Es gab auch bei dieser Einvernahme, so wie auch bei allen anderen Einvernahmen, keine Hinweise auf eine politische Verantwortung und daher auch keine neuen Erkenntnisse. 

Und vielleicht noch einige Worte, weil auch die Befragung von Herrn SR Steiner von der MA 18 letzte Woche angeschnitten wurde, der sich entsprechend der Einvernahme auch über die Flächenwidmungspläne informiert hat, der aber nach mehrmaligem Befragen, um welche Hinweise es gegangen sei, welche Absprachen es angeblich gegeben hätte, mir diese Fragen nicht konkret beantworten konnte. Es gab eigentlich nur eine Fülle von teilweise sehr flotten Sprüchen, von allgemeinen Formulierungen und theoretischen Feststellungen, wo Vermutungen oder Verdächtigungen in den Raum gestellt wurden, die zwar dem Zuhörer einen relativ breiten Interpretationsspielraum gelassen haben, aber letztendlich keine Hinweise ergeben haben. 

Daher kann ich für mich aus diesen Befragungen nichts entnehmen. Wir haben noch die nächsten Zeugeneinvernahmen vor uns und wir werden sehen, ob es hier noch weitere Hinweise gibt. Aber Sie als Mitglieder der Untersuchungskommission wissen ja ganz genau, dass es bis dato nach einer sehr eingehenden Zeugenbefragung keinen einzigen Hinweis auf eine politische Verantwortung gegeben hat (GR Günter Kenesei: Irgendwer ist politisch verantwortlich!), weshalb Sie jetzt krampfhaft versuchen, eine Verbindung zu konstruieren, nur weil Sie sich sonst eingestehen müssten, dass Sie hier über das Ziel geschossen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf daher zusammenfassend feststellen - ohne der weiteren Tätigkeit der Untersuchungskommission vorgreifen zu wollen, in der ja noch viele Zeugenladungen anstehen -, dass es aus heutiger Sicht der Dinge für die vom Kontrollamt festgestellten und aufgezählten Verfahrensmängel nach den Ergebnissen der bisherigen Sitzungen der Untersuchungskommission keine politische Weisung und auch keine Hinweise auf eine politische Verantwortlichkeit gegeben hat. (GR David Ellensohn: Man ist auch ohne Weisung verantwortlich!) Es gab bis dato - und die Zeugen haben ja alle unter Wahrheitspflicht ausgesagt - auch keine konkreten Hinweise oder Vorwürfe, die über die im Kontrollamt festgestellten Mängel hinausgegangen sind. Auf der anderen Seite sind aus diesen kritisierten Verfahrensfehlern, die uns ja allen bekannt sind - diese Verfahrensmängel sind vom Kontrollamt dankenswerterweise ja sehr genau, sehr penibel aufgelistet worden (GR Günter Kenesei: Nach unseren Hinweisen!), und der Kontrollamtsbericht wurde heuer präsentiert (GR Günter Kenesei: Von selber sind Sie nicht draufgekommen!) -, auch bereits die erforderlichen Schlussfolgerungen gezogen worden. So wurden die Transparenz des Planungsablaufs, die Dokumentation, aber auch die Nachvollziehbarkeit des Planungsprozesses und von Entscheidungen erhöht. 

Sie wissen genauso gut wie ich, dass die Umstrukturierung der MA 21 und die Zusammenfassung von drei auf zwei Abteilungen ebenfalls bereits umgesetzt wurde, dass aber letztendlich das Ziel natürlich auch eine Qualitätssteigerung des Planungsablaufs, aber keine Verkomplizierung oder ein Planungsstillstand sein soll. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Die Debatte haben Sie sich selbst zuzuschreiben, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie. Es war überhaupt kein Anlass, um diese Zeit eine Debatte zum Untersuchungsausschuss zu führen. Wir haben noch genug Möglichkeit, darüber zu reden. Aber wenn es schon einmal so ist, dann wollen wir hier die Wahrheit auf den Tisch legen.

Kollege Deutsch ist natürlich immer bemüht - auch im Ausschuss -, seinen Bezirksvorsteher, die Bezirksvertretungen, seinen StR Faymann zu schützen, weil die alle in Liesing beheimatet waren. Und in Liesing hat es an Flächenwidmungen den Maurer Hauptplatz gegeben, in Liesing hat es den Friedhof gegeben und so weiter.

Wenn Sie von Verfahrensmängeln sprechen, dann ist das das Mindeste, was das Kontrollamt festgestellt hat, sonst hätten wir den Untersuchungsausschuss gar nicht einzuberufen brauchen. Aber es geht nicht um Verfahrensmängel, da ist die Trefferquote 100 Prozent. Wovon reden Sie? Was reden Sie von 400? Fünf haben wir beziehungsweise in dem Fall Kollege Kenesei oder der Grüne Klub eingebracht. Die Trefferquote ist fünf. Es gab katastrophale Verfahrensmängel, es gab eine katastrophale Gesprächsbasis - ich will jetzt nicht von Weisungen reden - innerhalb der einzelnen Geschäftsgruppen.

Von dieser Basis gehen wir aus. Wir haben dem Kontrollamt weitere vier Fälle übergeben. Das sind unter anderem der so genannte ökologische Wohnpark Hetzendorf, der jetzt zu einem Big Point ausgebaut wird, das Bürozentrum Hervicusgasse, bei dem wieder einmal die Wien Süd mitspielt - in der Hetzendorfer Straße ist es übrigens die Sozialbau -, die koptische Kirche über der Donau und so weiter.

Und wenn Sie jetzt immer sagen, es gibt keine politische Verantwortung, kein Zeuge hat irgendetwas dazu gesagt, dann ist das selbstverständlich, denn wir haben ja überhaupt noch gar keinen Politiker einvernommen. Wir haben zwar schon Politiker vorgeladen, aber überhaupt noch gar keinen gehört, daher können wir überhaupt noch nicht sagen, was die Politiker unter Wahrheitspflicht aussagen. Wir haben StR Swoboda noch nicht gehört, der sehr wichtig sein wird, der entscheidend wichtig sein wird, wir haben StR Faymann noch nicht gehört, der natürlich Mitwisser sein könnte, auch nicht StR Edlinger, BV Wurm oder Hezucky und wie sie alle heißen. Das steht ja eindeutig im Kontrollamtsbericht. Die Aßmayergasse war ja der Anlassfall, meine Damen und Herren, sich überhaupt einmal damit zu beschäftigen, wie so ein Flächenwidmungsverfahren aussehen soll, und wir haben natürlich die Bezirksvorsteher eingeladen.

Und zwei Zeugen haben - das erkennen Sie, wenn Sie das genau lesen - auf jeden Fall jetzt schon die Unwahrheit gesagt: Der eine ist der Herr OSR Vokaun, und zwar nicht nur einmal, sondern mehrere Male. Der hat nämlich das letzte Mal behauptet - oder das vorletzte Mal, denn letztes Mal war er nicht da -, diese ganzen Trakttiefen von 12, 15 auf 16 Meter in der Aßmayergasse, die Verbauung, die Höhen sind erst zustande gekommen, nachdem ein Gutachten über die Wohnzufriedenheit vorgelegen ist. Das ist falsch, nachweislich falsch. In Wirklichkeit gibt es andere Aussagen - auch vom Kontrollamt - und Briefe, dass diese Flächenwidmungsänderungen erst nach einem Gespräch mit dem Bezirksvorsteher in Meidling stattgefunden haben. Das ist einmal nur eine Aussage am Rande, wo er sich entweder geirrt hat oder eine falsche Aussage getroffen hat.

Und das Zweite ist der Herr Wöhrer von der Wien Süd, der gesagt hat - Sie werden sich alle erinnern -, er ist Schriftführer gewesen bis zu dem Zeitpunkt der Widmungen, er kann sich überhaupt nicht mehr erinnern. In Wirklichkeit saß er zu dem Zeitpunkt, wo die ganz großen Flächen gekauft worden sind, im Vorstand und war natürlich voll involviert in den Kauf. Wir werden daher diese Herren noch einmal in diese Richtung befragen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist schon auffallend, dass in allen fünf Akten im Handakt keine einzige schriftliche Aufzeichnung oder ein Protokoll vom Herrn OSR Vokaun aufzufinden ist. Es gibt kein Schriftstück! Haben Sie irgendetwas gefunden? - Das ist doch unüblich. Das kann mir doch niemand erzählen, dass das normal ist, dass sich in einem Akt, in einem Handakt, der so dick ist, der einen halben Meter dick ist, nicht eine einzige schriftliche Aufzeichnung vom Herrn Obersenatsrat, der ja der Überdrüberplaner oder Flächenwidmungsplaner in diesem Fall war, findet. 

Wir werden darüber nachdenken, wir werden sehen, wie das ist. Herr SR Steiner hat ja gesagt, dass er das eine oder andere kopiert hat. Wir werden uns damit auch noch beschäftigen.

Meine Damen und Herren! Sie freuen sich, glaube ich, zu früh, denn politische Verantwortung heißt ja nicht Weisung. Sie klammern sich immer an das Wort "Weisung". Natürlich wird kein Stadtrat so dumm gewesen sein, dass er irgendwie gesagt hat, das machen wir jetzt als Weisung. Aber auch eine Unterlassung oder eine Forderung kann durchaus politische Verantwortung widerspiegeln, und ich bin sicher, dass wir gemeinsam, da ja Sie ebenfalls an der Aufklärung interessiert sind, doch eine politische Verantwortung herausfinden werden, auch wenn Sie es nicht glauben. Ich bin sicher, denn wir haben so einen dichten Terminkalender im Oktober, Frau Kollegin Wehsely, wir werden noch genug Politiker haben und dann werden wir über die politische Verantwortung hier diskutieren. (GRin Mag Sonja Wehsely: Dann, aber nicht jetzt!) 

Jetzt brauchen wir nicht zu diskutieren. Jetzt haben wir den Herrn Vokaun. Wir sind nicht einmal noch mit dem dritten Akt fertig. Seid nicht ungeduldig! Es gibt Akten noch in Hülle und Fülle. Ihr werdet staunen, was noch alles zu Tage kommt, Frau Wehsely. Ihr werdet staunen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr amtsf StR Dipl Ing Schicker gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe eigentlich erwartet, dass wir bei der Rechnungsabschlussdebatte dieses Jahr ein bisschen über Stadtentwicklungspolitik diskutieren werden und uns nicht in einzelne Verkehrslösungen, Miniverkehrslösungen ergehen, teilweise auch mit falschen Zahlen.

Zunächst: Was ist Stadtentwicklungspolitik und Verkehrspolitik aus meiner Sicht für diese Stadt? - Wir stehen vor der Erweiterung der Europäischen Union, wir stehen davor, dass der Städtewettbewerb in Europa und weltweit deutlich zunimmt. Wir stehen davor, dass die Grenzen der Städte längst nur mehr administrativ und für den Finanzausgleich von Interesse sind, aber nicht mehr für die Industrie, nicht mehr für die Wirtschaft und schon gar nicht für die Menschen, die hier leben. 

Genau das sind die Probleme von Stadtentwicklungspolitik heute: sehr rasch reagieren zu müssen auf neue Veränderungen in der Welt, sehr rasch reagieren zu müssen auf Neuerungen, die sich aus wirtschaftlichen und technologischen Veränderungen ergeben. Genau hier gilt es daher, für den neuen Stadtentwicklungsplan, den wir 2004, 2005 fertig zu stellen beabsichtigen, die entsprechenden Grundlagen jetzt zu erarbeiten, aufzusetzen auf dem, was in dieser Stadt zur Verfügung steht, nämlich aufzusetzen darauf, dass wir im vergangenen Jahrzehnt eines bewältigt haben, was ganz offensichtlich auch Kollege Chorherr wieder einmal vergessen hat: Wir haben es bewältigt, dass innerhalb von drei Jahren mehr als 100 000 Menschen nach Wien zugezogen sind. 

Diese Menschen bringt man nicht dort unter, wo man lang verhandeln muss mit großen Grundeigentümern wie zum Beispiel der Bundesbahn, diesen Menschen bietet man nicht Wohnung und Arbeit dort, wo man mit Einzellückenverbauungen in den dicht verbauten städtischen Gebieten neuen Wohnraum oder neue Beschäftigung schafft, sondern wenn die Zuwanderung so blitzartig und plötzlich einsetzt, wie das 1989 bis 1991 der Fall war, dann bedarf es der Nutzung von Flächen, die einem in der Stadt selbst zur Verfügung stehen. Zur Zeit von StR Swoboda sind im Stadtentwicklungsplan, der jetzt noch Gültigkeit hat, die Weichen in diese Richtung gestellt worden, nämlich dort die Besiedelung anzukurbeln, wo die Grundstücksflächen schon zur Verfügung standen, ob das im 23. Bezirk war, ob das im 22. Bezirk oder im 21. Bezirk war. Genau diese Flächen konnten genützt werden und binnen kürzerster Zeit konnte auch der Wohnbau angekurbelt und der damalige Wohnungsbedarf gedeckt werden. 

Wenn das eine Politik der Mittelmäßigkeit ist, dann war diese Politik mittelmäßig, wenn das eine unambitionierte Politik war, wie ich es auch in den Zeitungen lesen konnte, dann ist das eine unambitionierte Politik. Aber Menschen, die in diese Stadt kommen, die in dieser Stadt wohnen wollen, die in dieser Stadt Beschäftigung finden wollen, all das in einer Qualität zu bieten, wie es der sechsreichsten Stadt Europas ansteht, das muss doch unser Ziel sein. Dafür sind wir alle hier in diesen Gemeinderat oder im Stadtsenat dafür verantwortlich. 

Dazu zählt auch, dass wir Vorkehrungen für die Erweiterung der Europäischen Union treffen, damit wir auch innerhalb der Stadtgrenzen gerüstet sind, auch mit dem Umland gemeinsam. Da heute von den verschiedensten Vertretern der Parteien mehrfach die Kritik geäußert wurde, dass wir innerhalb der Stadt und gerade in meinem Ressort nichts tun oder nichts vorbereitet hätten für diesen Beitritt, weise ich darauf hin, dass heute zum Beispiel wieder ein Treffen der drei Landeshauptmänner von Wien, Niederösterreich, Burgenland stattfindet, und bei diesem Landeshauptmännertreffen geht es darum, dass die Verkehrsinfrastruktur in dieser Region ernsthaft erledigt wird. 

Ist es Nichts, wenn beispielsweise das Burgenland bereit ist, die große Ebenfurterschleife aus eigenen Mitteln und aus Mitteln der Europäischen Union zu finanzieren? 

Ist es Nichts, wenn für diese Region ein einheitlicher gemeinsamer Verkehrsverbund aus sechs Verkehrsverbünden, die jetzt existieren, zusammengestellt wird und damit jedem, egal, ob das ein Wiener, ein Niederösterreicher oder ein Burgenländer ist, gleiche Bedingungen zur Verfügung gestellt werden? 

Es ist nicht Nichts und es ist nicht unambitioniert, wenn man für die Bewohner Ungarns zwischen Györ und der Staatsgrenze einen Pendlerzug in Richtung Wien einführt und dort das Ticket der Wiener Linien an jene, die aus Ungarn kommen, um 50 Prozent verkauft wird, damit sie sich den öffentlichen Verkehr leisten können, damit sie nicht mehr mit den Autos kommen. 

Es ist nicht Nichts, wenn dasselbe mit Bratislava vorbereitet wird.

Es ist auch nicht unambitioniert, wenn wir gerade dabei sind, über bilaterale, trilaterale, multilaterale Aktivitäten zwischen Ungarn - Österreich, Österreich - Slowakei, Österreich – Tschechien, solche Verknüpfungen zu schaffen und das Heading mit der Europaregion Wien in den Vordergrund zu stellen. 

Wir werden diese Region allerdings nicht Europaregion Wien nennen, denn der Kolonialismus ist glücklicherweise ausgestorben, und wir werden auch nicht mehr zurückkehren in die Zeiten der Haupt-, Reichs- und Residenzstadt Wien, denn das wäre purer Kolonialismus gegenüber diesen neuen Staaten, die gerade dem Kommunismus entkommen sind, sondern wir werden gemeinsam mit den Schülerinnen und Schülern hier in Österreich, hier in Wien, aber auch mit den Schülerinnen und Schülern jenseits der Grenzen die Namensfindung für diese Region im Herbst abgeschlossen haben. Dann haben die Menschen, die die Zukunft in dieser Region haben, nämlich die Schülerinnen und Schüler, auch dafür gesorgt, dass sie das richtige Etikett für diese Europaregion gefunden haben. 

Lassen Sie mich noch ein paar Punkte zu dem sagen, was hier zur Verkehrspolitik vermeldet worden ist, und bei manchem kann ich nicht anders, als "vermeldet" zu sagen.

Das beginnt damit, dass man die Behauptung in die Welt setzt, dass es einen Generalverkehrsplan des Bundes gäbe. Frau Kollegin Trammer, es gibt keinen beschlossenen Generalverkehrsplan Österreich. Es gibt einen Regierungsbeschluss, der vom Parlament in keiner Weise zur Kenntnis genommen wurde, weil er dem Parlament nicht einmal vorgelegt worden ist. Das ist der Unterschied zu diesem Gemeinderat, Frau Kollegin Trammer, dass der Masterplan Verkehr jedenfalls hier in diesem Gemeinderat diskutiert und zur Kenntnis genommen worden ist und wir damit eine gemeinsame Position haben. Ich möchte Ihre Fraktion daran erinnern, dass sie damals mitgestimmt hat, nachdem wir diesen Verkehrsmasterplan für diese Stadt zurechtgeschneidert haben, und zwar gemeinsam. Ich würde mich daher von diesem gemeinsamen Produkt an Ihrer Stelle nicht gar so verabschieden. 

Dass der Kollege Gerstl das tut, das verstehe ich, er verabschiedet sich im Moment von ja sehr vielem, unter anderem von seinem Job. Aber es ist doch etwas merkwürdig, dass Herr Kollege Gerstl sich ganz besonders auf die Aussagen beruft, die mein Vorgänger hier in diesem Haus des Öfteren getätigt hat, und dass Kollege Gerstl darauf hinweist, dass der Bahnhof Wien laut Görg schon 2006 zur Verfügung stünde, dass er darauf hinweist, dass das Nahverkehrsgeschoss schon 2006 benützungsreif sein sollte. 

Wenn dem so wäre - Kollege Gerstl ist ja jetzt leider nicht da, er ist wahrscheinlich auf Jobsuche -, dass wir das 2006 schon fertig hätten und benützen könnten, dann müssten wir jetzt schon im Bau sein, dann müssten die Verhandlungen schon längst erledigt sein, dann müssten die Genehmigungen vorliegen. Und das ist das Problem, wenn Kollege Gerstl sagt, 2006 hätte das laut Dr Görg schon fertig sein sollen. Er sagt seinem eigenen Stadtrat a.D., dass er damals offensichtlich nicht rechtzeitig die Vorbereitungen getroffen hat. Es tut mir Leid, Herr Dr Görg. Wir haben immer ein ganz ein gutes Arbeitsverhältnis miteinander gehabt, aber der Herr Gerstl hat Sie vorhin kritisiert, er hat Ihnen gesagt, Sie haben die Vorbereitungen für den Bahnhof Wien nicht rechtzeitig getroffen. 

Ich muss auch sagen, es ist natürlich nicht einfach, dort etwas zu tun, wo doch die Österreichischen Bundesbahnen nicht in die Lage versetzt sind, selbst zu agieren, wo ihnen gerade von einer der Regierungsparteien, nämlich der ÖVP, andauernd ausgerichtet wird, dass sie eigentlich zerschlagen gehören, dass die Infrastruktur getrennt gehört vom Betrieb und dass man die Immobilien verwerten und verkaufen soll, damit man die Staatsschulden decken kann. Wenn das der Bundesbahn immer wieder von der Österreichischen Volkspartei gesagt wird, wie soll sie dann einen Bahnhof bauen, wie soll sie das denn machen? 

Ich bin ja sehr froh, dass Staatssekretär Finz sich jetzt sozusagen auf die Wiener Niederungen begibt und der neue Parteiobmann in der ÖVP ist. Ich gehe davon aus, dass dort, wo die Verhandlungen für den neuen Zentralbahnhof Wien noch ins Stocken geraten könnten, nämlich im Finanzministerium und in der ÖVP, der neue Herr Parteiobmann Finz sich entsprechend in die Bresche werfen und das entsprechend beschleunigen wird. Bis 2006 wird er es auch nicht schaffen, das geht sich rein technisch schon nicht aus, aber wenn wir es bis 2008, bis 2010 schaffen, dann sind wir sehr, sehr froh. 

Ich kann es dem Herrn Kollegen Gerstl nicht ersparen, ihm zu sagen, dass ich manchmal nicht ganz mitkomme, in welche Stoßrichtung ich denn meine Politik machen sollte, wenn er einerseits vorschlägt, man soll die U‑Bahn über die Stadtgrenze hinaus verlängern, und andererseits kritisiert, dass man, wenn wir das tun, dann da draußen die Geschäfte baut und dass dann die Einkaufszentren nahe der B 301 entstehen. Herr Kollege Gerstl, Sie müssen sich entscheiden: Entweder wollen wir die U‑Bahn zur Stadtgrenze, wollen wir, dass es dort Umsteigemöglichkeiten von der Straße auf die Schiene gibt, dann müssen wir in Kauf nehmen, dass sich wirtschaftlich etwas tut in diesem Gebiet, oder wir wollen es nicht. Kalt und warm zugleich wird nicht gut gehen und halbschwanger geht auch nicht. (GR Kurth-Bodo Blind: Soll ich es Ihnen erklären?) Nein, Herr Kollege Blind, lassen wir die Erklärungen. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich erkläre es Ihnen dann!) Sie können es mir nachher erzählen. Ich möchte nämlich noch ein paar andere Punkte zum Verkehr erwähnen. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich erkläre es Ihnen gerne!) 

Das berühmte Mischsystem, das sehr viele immer wieder in die Diskussion bringen, nämlich U‑Bahn-Züge auf der Schnellbahn fahren zu lassen oder die Straßenbahn oder die U‑Bahn auf den Straßenbahnschienen auf der Straße zu führen, na ja, da würden sich viele bedanken. Das Problem ist doch nicht, dass wir das nicht wollten, so etwas Ähnliches wie eine Stadtbahn oder eine Regionalbahn gibt es ja bei uns. Das ist die Badner Bahn, die indirekt sogar im Eigentum der Stadt Wien ist. Also dass wir das nicht wollen, das nimmt Ihnen doch niemand mehr ab. Worum es aber dabei geht, ist etwas anderes: Wir haben ein hervorragend funktionierendes System der Wiener U‑Bahn, egal, ob das die Voll‑U‑Bahnen sind, wie die U 4, die U 1, die U 2, die U 3, oder ob das die U 6 ist, die mit anderen Wagengarnituren fährt. Wenn wir dort den Betrieb, wo wir teilweise in Zweiminuten-, Zweieinhalbminutenintervallen fahren, durch ein zusätzliches anderes Betriebsmittel ergänzen, etwa durch die Badner Bahn oder durch das Hinausfahren auf andere Gleise mit anderen technischen Anlagen, wie Signalschaltungen und Blocksystemen, dann ist das System gerade in der Stoßzeit in seiner Funktion massiv gefährdet. 

Wenn man das will, dann soll man es sagen. Wir wollen es nicht. Wir stehen dafür, dass die U‑Bahn weiterhin gut funktioniert und dass die U‑Bahn in ihrer Qualität nicht verschlechtert wird. 

Wenn dann noch die Forderung zur U 5 kommt, dann bin ich noch mehr verwirrt, Herr Kollege Gerstl, denn mit der U 5 komme ich ja nicht einmal an den Stadtrand. Und außerdem: Was soll ich denn in Neuwaldegg machen? Soll ich dort die vielen Sportler zur Marswiese hinausführen? - Da reicht wahrscheinlich eine Autobusladung voll. 

Also hier gibt es Inkonsistenten, Herr Kollege Gerstl, und mich hat ja nur gewundert - ich habe sehr genau aufgepasst -, dass man bis zur Frau Kollegin Trammer gebraucht hat, bis endlich auch der Ausbau der U 4 bis Auhof wieder einmal in Erwähnung gekommen ist. Sie haben das diesmal weggelassen, ich nehme an, ein bisschen etwas haben Sie schon gelernt. Hervorragend! Danke, dass Sie die U 4 bis Auhof nicht mehr erwähnt haben, denn das hat ja Dr Görg damals schon gesagt, nachdem er die Studien gesehen hatte und die damalige Wahl vorbei war, dass es eigentlich gescheiter ist, man baut die U 4 nicht bis dorthin. 

Lassen Sie mich noch ein bisschen etwas zum Budget sagen, denn der Rechnungsabschluss ist ja das eigentliche Thema heute. Kollegin Trammer hat vorgerechnet, dass wir 27 Millionen im vergangenen Jahr im Straßenbaubudget weniger hatten als davor. Frau Kollegin Trammer, ich sage Ihnen die richtigen Zahlen. Wir hatten vergangenes Jahr laut Rechnungsabschlüssen um 12,1 Millionen S mehr, das sind 2 Prozent Steiger-ung, also ganz etwas anderes, als Sie versucht haben, uns hier weiszumachen. (GRin Heike Trammer: Sie haben ein eigenes Budget!) 

Ich bin sehr froh, Frau GRin Trammer, dass wir seit diesem Jahr, seit 1. April, die Verländerung der Bundesstraßen haben, auch wenn wir vom Bund das Geld nicht in der Menge bekommen haben, wie wir es benötigen. Trotzdem haben wir damit endlich die Chance, dass wir die Bundesstraßenmittel, die früher irgendwann im Mai oder Juni erst zugesagt wurden, schon zu Jahresbeginn zur Verfügung haben. Wenn Sie durch Wien fahren und die 88 Baustellen sehen, die es zurzeit gibt, dann ist das ein Erfolg, der daraus resultiert, dass wir mit der Verländerung endlich das Geld ausgeben können. 600 Millionen S allein für die Hauptstraßen in einem Jahr auszugeben, war früher nicht möglich, weil wir das Geld vom Bund nicht bekommen haben. Jetzt haben wir das, jetzt wird das ausgegeben. 

Wir werden das nächstes Jahr genauso halten, damit wir das Bundesstraßennetz in Wien endlich komplettieren können. Es wird nicht so sein, wie das in den vergangenen Jahren der Fall war, wo wir elendslang darauf warten mussten, bis das Geld kam, und am Jahresende ist uns gesagt worden, es ist verfallen.

Weil es gar so nett war, Frau Trammer: Gender Mainstreaming ist ein Thema, das natürlich besonders in der Stadtplanung Platz gegriffen hat. Ich sage das nicht, weil Frau StRin Brauner schon da ist, aber wir beide haben uns gemeinsam darum gekümmert, dass wir in der Stadtplanung wesentlich mehr gendern, als das früher der Fall war. Ich habe es irgendwie herzig gefunden, wenn Sie den Slogan, den die Gegner dieser Bundesregierung erfunden haben, nämlich das Kindergeld bringt die Frauen zurück an den Herd, dazu verwenden, dass Sie sagen, die Frauen werden zurück zum Umsteigen gezwungen, nur weil die U 2 noch nicht dorthin fährt, wohin Sie wollen. Sie wissen genau, warum das so ist, warum die U 2 noch nicht dorthin fährt, wo Sie glauben, dass die richtige Endstation sein soll: weil erst entschieden werden muss, in welche Richtung wir die U 2 dort führen. 

Wenn wir wieder so eine Zuwanderung haben werden, wie wir sie schon einmal hatten, dann müssen wir die Möglichkeit haben, dort wieder Wohnungen zu bauen, dort wieder Industrie anzusiedeln, wo wir freie Flächen verfügbar haben. Es ist wunderbar, wenn wir zum Hausfeld hinausfahren, dort, wo Sie jetzt hinwollen, dort gehört der Stadt Wien nämlich kein Grundstück, da müssen wir darauf warten, bis Private investieren. Auf dem Flugfeld hingegen gehören die Grundstücke der Stadt Wien, dort können wir sofort zu investieren beginnen, sollte wieder eine Welle von Zuwanderung kommen. Diese Entscheidung, ob wir die U 2 in die eine oder in die andere Richtung verlängern, werden wir treffen ab dem Zeitpunkt, zu dem wir die entsprechenden Daten zur Verfügung haben. 

Damit zurück zu den Äußerungen betreffend die Bahn. Es ist ja wunderbar, wir hören, die Bahnhofsüberbauungen sollen unbedingt und blitzartig kommen. Herrlich! Ich erinnere nur daran, dass auch hier in diesem Gemeinderat eine Partei sitzt, die alles dazu tut, dass so eine Bahnhofsüberbauung, zum Beispiel in Wien Mitte, nicht kommt, auch wenn der eigene Minister dort schon seine Juristen ansiedeln möchte. 

Ich finde es auch wunderbar, wenn wir über den Westbahnhof und dessen Überbauung reden. Die Bundesbahn hat vor mehreren Monaten, im Oktober, angekündigt, dass dort ein städtebaulicher Wettbewerb stattfinden wird. Wissen Sie, wie weit die Bundesbahn mit den Unterlagen ist? - Noch nicht fertig. Wir können bis jetzt noch nicht ausschreiben, weil die Bundesbahn mit den Unterlagen noch nicht fertig ist. Grundstückseigner ist die Bundesbahn, und Sie würden mir schön etwas erzählen, wenn wir dort eine Ausschreibung im städtebaulichen Wettbewerb machten, wenn wir nicht einmal wissen, ob dann überhaupt etwas realisiert wird, weil es der Grundstückseigner vielleicht nicht will.

Das sind die Probleme, die Sie bei solchen Debattenbeiträgen zu Rechnungsabschlüssen geflissentlich übersehen. 

Genau dasselbe gilt für die Frage Monte Laa. Ich habe es nett gefunden, dass Herr Chorherr sich mit diesem Projekt zu einem Zeitpunkt auseinander setzt, wo es nur mehr darum geht, ob ein hässliches Projekt in seiner Voluminösität, das von meinem Vorgänger damals zur Beschlussfassung in den Gemeinderat gebracht wurde, realisiert wird, oder ob man in der Lage ist, dort etwas hinzustellen, das wirklich Sinn macht und auch baulich entsprechend attraktiv wird. Genau diese Veränderung werden wir am Mittwoch hier im Gemeinderat zur Beschlussfassung haben und nichts anderes. 

Wenn Kollege Chorherr jetzt erst draufkommt, dass dort die A 23 unten durchführt, dann tut mir das Leid, denn das war bei der letzten Flächenwidmung auch schon so, doch damals habe ich von der Lärmhölle am Monte Laa noch nichts gehört. Er braucht ja nicht hinzuziehen. Jeder weiß, dass dort drunter die A 23 ist, aber es gibt eine Menge Menschen, die offensichtlich dort hinziehen wollen.

Ähnlich schaut das aus, wenn ich an die Architektenwettbewerbe denke. Ich habe am Beginn meiner Tätigkeit viel mit der Architektenschaft diskutiert und ich tue es noch heute. Damals gab es ein Projekt, bei dem bei einem Wettbewerb ganz offensichtlich ein Fehler passiert war. Der ist korrigiert worden und mittlerweile redet niemand mehr darüber außer die Opposition, weil sie die anderen Wettbewerbe nicht kennt. 

Der Stand ist, dass, unabhängig davon, ob wir mit der Kammer eine Wettbewerbsordnung vereinbart haben oder nicht, auf meine Initiative hin kein einziger Wettbewerb mehr stattfindet, bei dem nicht in der Jury ein Frauenanteil von 25 Prozent ist, bei dem nicht bei geladenen Wettbewerben mindestens ein Anteil von 25 Prozent Architektinnen mit eingeladen wird, sich am Wettbewerb zu beteiligen. Das ist eine der wesentlichen Veränderungen gegenüber früher, denn damit bekommen wir junge Menschen, bekommen wir Frauen, die sich massiv einbringen können in den Gestaltungswettbewerb dieser Stadt. 

Nur damit, nur mit solchen einzelnen und klaren Schritten können wir dazu kommen, dass sich die Architekturwettbewerbe in eine Richtung bewegen, dass nicht nur ein paar große, sondern die breite Masse der Architekten die Möglichkeit hat, sich daran zu beteiligen. Man muss allerdings auch sehen, dass Architekturwettbewerbe nicht wirklich das Gelbe vom Ei sind, wenn es darum geht, Büros, die in Schwierigkeiten sind oder im Aufbau sind, wirklich zu retten. Denn in so einer Situation sind Wettbewerbe, die man verliert, besonders teuer und besonders nachteilig.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte mich nicht einmischen in die Diskussion der Untersuchungskommissionen, ich möchte nur die Meinung von Herrn GR Kenesei teilen, dass es natürlich auch dazu gehört, zu klären, welche Vorgesetzten was gewusst haben. Und dafür gibt es diese Untersuchungskommission. Wenn ich die Pressemeldungen - denn das Wortprotokoll kenne ich noch nicht - richtig gelesen habe, dann ist das offensichtlich in vielen der Abteilungen nicht wirklich üblich gewesen, denn sonst hätte der Kollege Steiner nicht sagen können, dass er dem Planungsdirektor Klotz nichts sagt, denn der könne nichts in der Stadtplanung. 

Wenn es darum geht, dass man Vorgesetzte befragt, dann wird man das wohl auch zur Kenntnis nehmen müssen, dass der eine oder andere Beamte keine Ahnung haben konnte, weil es unter Umständen üblich war, dass ihn seine Untergebenen nicht informiert haben. (GR Günter Kenesei: Lassen Sie sich das Protokoll kommen!)

Damit komme ich zum abschließenden Punkt. Lassen Sie mich abschließend zu diesen Beamten und Bediensteten des Rathauses noch etwas sagen. Wir haben gerade in den beiden Widmungsabteilungen eine sehr schwere Phase durchlaufen, denn bis vor kurzem hat es nicht geheißen, da gab es nur einen Obersenatsrat, sondern bis vor kurzem hat es geheißen, die Flächenwidmung in Wien ist kaputt und das ist ein Skandal, das ist ein Widmungsskandal, womit alle in denselben Topf geworfen worden sind. (GR Günter Kenesei: Noch nicht!) Genau das ist herausgekommen. Herr Kollege Kenesei! Wir können gerne die Protokolle dieses Hauses ausgraben, da werden Sie das nachlesen können. (GR Günter Kenesei: Ja, die können Sie gerne anschauen!) Sie haben gerade vorhin noch davon gesprochen, dass es ein Widmungsskandal war. 

Wenn Sie meinen, dass es nur auf eine Person bezogen ist, wie Sie das vorhin auch gerade gesagt haben, dann lassen Sie bitte die anderen Beamten, die hervorragende Arbeit leisten in diesem Haus, auch wirklich in Ruhe! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Sie sagen ja was anderes! Das ist ja lächerlich!) Dann lassen Sie auch die beiden Flächenwidmungsabteilungen wirklich in Ruhe arbeiten, die neu zusammengestellt worden sind, für die es neue Richtlinien und neue amtsinterne Erlässe gibt, wie Flächenwidmung zu machen ist, in die das gesamte Wissen aus den Kontrollamtsberichten bereits eingeflossen ist. Dafür brauche ich keine Untersuchungskommission, so etwas machen der Magistratsdirektor und ich ohne Kommissionen dieses Hauses. Das ist bereits erfolgt. Die beiden Abteilungen arbeiten am Aufbau dieser neuen Flächenwidmung, in der solche Dinge von Haus aus einfach nicht passieren sollen. 

Daher ersuche ich Sie dringend - egal, von welcher Fraktion, das gilt auch für meine -, dass wir von solchen Pauschalbeschuldigungen gegenüber dem Magistrat Abstand nehmen, dass wir aber klar feststellen, dass es auch zur Beamtenpflicht gehört, dass man Vorgesetzte über Vorkommnisse informiert, auch wenn man sie persönlich vielleicht nicht leiden kann. (Beifall bei der SPÖ.) 
Damit ein herzliches Dankeschön noch meinen Mitarbeitern in dieser nicht gerade kleinen und einfachen Geschäftsgruppe. Sie haben hervorragende Arbeit geleistet. Ich weiß, dass es manchmal nicht einfach ist, wenn man einen Stadtrat hat, der an einem Plan vielleicht die eine oder andere Linie selber korrigiert, so wie es richtigerweise auch in der Zeitung gestanden ist. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Herr Stadtrat. - Zur Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Bevor wir zur Beratung der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal kommen, möchte ich nur mitteilen, dass ich als interessierten Zuhörer hier auf der Galerie Herrn Staatssekretär Finz sehe. Ich möchte ihn im Namen des Gemeinderats begrüßen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vana. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben über die Integrationspolitik heute schon einiges gesagt. Ich möchte mich in meiner Rede auf die Frauenpolitik konzentrieren, und zwar nicht nur deshalb, weil sie bisher in den Debatten einen recht niedrigen Stellenwert hatte, bis auf ein paar kurze Exkurse in der Stadtplanung, und weil die Frauenpolitik für GRÜNE sehr wichtig ist, sondern vor allem, weil die Frauenpolitik - wie soll ich sagen - akut in Gefahr ist. Wir haben akuten Handlungsbedarf, die Zukunft der Frauenpolitik steht auf dem Spiel. 

Seit Amtsantritt der blau-schwarzen Bundesregierung haben wir - Rückschritt kann man schon gar nicht mehr sagen - ein Desaster in der Frauenpolitik und es herrscht akuter Handlungsbedarf. Da würden wir uns wirklich wünschen, nein, wir wünschen es uns nicht, wir fordern es heute eigentlich von Ihnen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, die sie hier "Wien macht's besser plakatieren" - sehr rührend -, dass Sie das auch wirklich tun und dass Sie Ihre Lippenbekenntnisse umsetzen, vor allem in der Frauenpolitik, wo sie verbal ja eine sehr wortgewaltige Stadträtin haben.

Wir werden heute drei Vorschläge machen. Sie werfen uns ja immer vor, dass wir keine Vorschläge machen, wobei Sie, glaube ich, das ganze letzte Jahr und unsere diversen Anträge verschlafen haben. Aber ich will das jetzt nicht weiter bereden und hoffe, dass wir es heute schaffen, gemeinsam zumindest ein Signal zu setzen, ein Signal, dass Wien wirklich anders ist, vor allem in der Frauenpolitik, und ich hoffe, dass wir ein starkes Signal setzen für Frauenpolitik.

Zunächst aber zu den blau-schwarzen Regierungsparteien, zu den blau-schwarzen Kolleginnen und Kollegen. (GR Heinz Christian Strache: Das ist die Opposition hier! Das ist der Rechnungsabschluss heute!) Ich habe aber von Ihnen nicht sehr viel an Kritik gehört, vor allem nicht in der Frauenpolitik. Ich würde mich daher sehr freuen, wenn Sie meine Ausführungen wirklich zum Anlass nähmen, einmal gegen das zu protestieren, was Ihre Parteikollegen und ‑kolleginnen in der Bundesregierung aufführen. (GR Heinz Christian Strache: Wir diskutieren den Rechnungsabschluss!) Es würde mich sehr freuen, wenn Sie mich heute hier quasi Lügen straften, dass ich Sie so ganz zufällig nicht subsumiere unter Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Bundesregierung. Was die sich seit ihrem Amtsantritt leisten in der Frauenpolitik, ist nicht nur beschämend, es ist inakzeptabel für uns. (GR Walter Strobl: Rechnungsabschluss! Rechnungsabschluss!) Es ist eine Politik gegen Frauen und wir GRÜNE nehmen das ganz sicher nicht ohne Widerstand hin. (GR Walter Strobl: Rechnungsabschluss!) Das glaube ich schon, Sie fangen schon an, sich aufzuregen, wenn man nur über Frauenpolitik redet. (GR Heinz Christian Strache: Sie haben das Thema verfehlt!) Jetzt warten Sie einmal! Warten Sie einmal! (GR Heinz Christian Strache: Der Rechnungsabschluss steht hier zur Debatte!) Integration, Frauenfragen - ich komme schon noch zu meinen Vorschlägen. Sie werden genug Zeit haben, sich dazu noch zu äußern.

Es hat begonnen mit der Abschaffung des Frauenministeriums, mit dem Einsatz einer Männerabteilung und der Umdefinition der Frauenpolitik als Familienpolitik. Es hat sich fortgesetzt mit einer desaströsen Nulldefizitpolitik zu Lasten der sozial Schwächsten und vor allem zu Lasten der Frauen: Studiengebühren, Ambulanzgebühren, Besteuerung der Unfallrenten, Streichung der Familienzuschläge beim Arbeitslosengeld, Streichung der kostenlosen Mitversicherung in der Krankenversicherung für kinderlose Frauen, wobei Sie da zwischen Frauen mit Kindern und Frauen ohne Kinder unterscheiden, was eine Ungeheuerlichkeit für uns ist. Es hat sich fortgesetzt mit dem Schmäh des Kindergeldes (GR Georg Fuchs: Sie wissen ja nicht, wovon Sie reden!), der mit der Ausweitung des Bezieherinnenkreises nur eine Ausweitung der Abhängigkeiten gebracht hat, denn ich glaube, von rund 6 000 S im Monat kann wohl keine Frau leben. (GR Walter Strobl: Dass man dazuverdienen kann, wissen Sie nicht!) Dass das Kindergeld eine Ausgrenzung und ein Hinausdrängen der Frauen aus dem Arbeitsmarkt ist und dass Sie damit noch dazu die Vereinbarkeit von Beruf und Familie und die Väterkarenz erschweren (GR Georg Fuchs: Warum reden Sie erst jetzt darüber?), ist mit den ersten Zahlen, die wir jetzt vorliegen haben, sehr wohl schon erwiesen.

Ihr so genannter Frauenminister fordert uns Frauen überhaupt ganz ungeniert zum Verzicht auf die Karriere, zum Verzicht auf Wohlstand auf und sagt so quasi: Gebäre statt Karriere! 

Was Sie jetzt vorhaben, was Sie jetzt machen, das ist überhaupt der Gipfel. Das ist der Grund, warum wir heute hier stehen und sagen, es ist akuter Handlungsbedarf, es ist Zeit, wirklich zu handeln, auch von Wien aus, denn auch Wien ist jetzt ganz massiv betroffen von dem, was Sie uns seit einigen Monaten in der Bundespolitik vorführen, nämlich das inquisitorische Vorgehen gegen unabhängige Frauenvereine und Frauenorganisationen in einem parlamentarischen Untersuchungsausschuss. Da sind auch sehr viele Wiener Vereine und Organisationen betroffen. (GR Johannes Prochaska: Das ist Sache des Untersuchungsausschusses!) Das kann doch wohl nicht Ihr Ernst sein: Einen Ausschuss, der eigentlich zu "Euroteam" eingesetzt wurde, missbrauchen Sie dazu, 44 Frauenvereine zu kriminalisieren, zu diskreditieren, zu diffamieren. Das ist ungeheuerlich. (GR Johannes Prochaska: Einfach zu fragen, was sie mit dem Geld des Steuerzahlers gemacht haben!) Sie führen Frauenvereine vor und unterstellen ihnen pauschal mit den unglaublichsten Fragen ... (GR Johannes Prochaska: Sie müssen sich auch rechtfertigen, auch wenn es Frauenvereine sind!) Ich kann Ihnen alle Protokolle vorlesen. (GR Johannes Prochaska: Sie wollen die Frauen unter einen Quargelsturz stellen, und die anderen sollen sich rechtfertigen!) Dann erkundigen Sie sich bei Ihren Kollegen im Untersuchungsausschuss! (GR Johannes Prochaska: Wir diskutieren hier den Rechnungsabschluss!) Mit den unglaublichsten Fragen werfen Sie den Frauenvereinen Subventionsbetrug vor. 

Ich brauche an dieser Stelle nicht zu erwähnen, dass bisher alle Ihre Vorwürfe haltlos waren. Alle! (GR Johannes Prochaska: Zur Sache! Zur Sache!) Ja! Ja! Sie werfen Frauen und Frauenvereinen sogar vor, sich für sozial Schwache einzusetzen, nur weil sie nicht überprüfen, ob diese sozial Schwachen jetzt legal oder illegal im Land sind. (GR Johannes Prochaska: Sie sind hier nicht im Parlament! Und Sie werden auch nie hinkommen!) 
Sie missbrauchen auch noch den Gleichheitsgrundsatz, indem Sie, wie beim Verein "CheckART" zum Beispiel, den Vereinen vorwerfen, sie dürften Frauen nicht mehr aufnehmen oder nicht mehr bevorzugt Frauen aufnehmen, denn das würde dem Gleichheitsgrundsatz widersprechen, weil sie keine Männer aufnehmen. (GR Johannes Prochaska: Und vice versa!) Das ist ein sehr, sehr gefährliches Spiel.

Wir werden und wir leisten dagegen Widerstand, nicht nur hier, sondern wir werden ihn auch weiterhin, auch mit den Frauenvereinen gemeinsam, auf der Straße leisten. Wir werden weiter gegen diese Bundesregierung demonstrieren. (GR Johannes Prochaska: Ja, bei den Demos!) Wir werden weiterhin sagen: Diese blau-schwarze Koalition ist ein Desaster für die Frauenpolitik in diesem Land, und ich hoffe, ihre Tage sind gezählt. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Traurig ist aber, dass ich bei der Demonstration der Frauenvereine letzte Woche vor dem Parlament von meinen Kolleginnen oder Kollegen von der Sozialdemokratie niemanden gesehen habe, aber vielleicht habe ich Sie nur nicht bemerkt, es war nämlich eine große Demonstration. (GR Johann Driemer: Sie haben nicht genau geschaut!) 

Sie machen Politik gegen Frauen, gegen die Eigenständigkeit und gegen die Unabhängig. Wir machen Politik für ökonomische Unabhängigkeit von Frauen und für die Unabhängigkeit von Frauenvereinen. Und das lassen wir uns auch von Ihnen nicht nehmen. Und das ist keine Themenverfehlung, das ist akuter Handlungsbedarf. (GR Johannes Prochaska: Das ist jetzt nicht das Thema! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Halten Sie sich einmal zurück! Ihr könnt euch nicht benehmen!) 
Nun zu Ihnen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! "Wien macht's besser". In der Frauenpolitik - mein Kollege Margulies hat das heute schon angesprochen - ist das nicht schwer. Ja, ich gestehe Ihnen zu, Sie machen es besser in der Frauenpolitik. Wie gesagt, von null und von Rückschritt an ist es auch nicht besonders schwer, Sie machen es aber nicht gut. Sie machen es nicht gut. 

Schauen wir einmal Wien an, schauen wir uns das letzte Jahr in Wien an. Ja, wir haben eine Frauenstadträtin. Ja, wir haben eine eigene MA 57, zwar krass unterdotiert mit 7 Millionen EUR im Jahr, was wohl nicht gerade wirklich reicht, um offensive Frauenpolitik zu machen, aber zumindest gibt es das, im Gegensatz zur Bundesebene. Aber damit hat es sich schon. 

Dann haben wir zum Beispiel die Arbeitsmarktpolitik. Bei der Arbeitsmarktpolitik streichen Sie, so wie die blau-schwarze Bundesregierung, einfach die Gelder. Sie halbieren die Gelder für Frauenförderung im WAFF. Ich habe Ihnen das schon öfter vorgeworfen, ich mache diesen Vorwurf nicht das erste Mal - Frau Kollegin Frauenberger nickt; wir haben schon öfter darüber diskutiert -, ich habe aber noch nie eine Stellungnahme von Ihnen dazu gehört, wo denn das verschwundene Geld hingekommen ist. Herr StR Rieder hat heute von den verschwundenen Mitteln für Arbeitsmarktpolitik auf der Bundesebene gesprochen, aber es gibt auch die verschwundenen Mittel für Arbeitsmarktpolitik in Wien, nämlich die verschwundenen Mittel für die Arbeitsmarktpolitik für Frauen. 

Sie haben bisher - auch das sage ich hier nicht zum ersten Mal - keinesfalls und in keiner Form auf die Rekordarbeitslosigkeit von Frauen reagiert. Wir haben 29 000 arbeitslose Frauen in Wien, wir haben einen Rekordanstieg gemessen an allen Bundesländern - ich brauche das nicht zu wiederholen, auch das haben meine Kollegen und Kolleginnen heute schon des Öfteren erwähnt, dass Wien nicht gerade so rosig dasteht bei den Wirtschafts- und Arbeitsmarktdaten -, wir haben eine zunehmende Segregation am Arbeitsmarkt für Frauen, ein zunehmendes Abschieben von Frauen in atypische, nicht mehr existenzsichernde Arbeitsverhältnisse, wir haben zum Beispiel bei der Jugendbeschäftigung, bei den jungen Frauen, bei den 19‑ bis 25‑Jährigen einen Anstieg der Arbeitslosigkeit von 57 Prozent - 57 Prozent! - und bei den Migrantinnen 31 Prozent. 

Und wie haben Sie reagiert? Ich frage jetzt vor allem auch Sie, Frau Frauenstadträtin, wie Sie reagiert haben, denn das, was von der Sozialdemokratie an arbeitsmarktpolitischen Vorschlägen im letzten Jahr kam, das war schon ein bisschen männerdominiert, da war Ihre Stimme nicht gerade laut, Frau Stadträtin. Und ich frage mich wirklich: Wo waren Sie in dieser Zeit? Und was sagen Sie dazu, dass Ihr Finanzstadtrat Rieder auf dem rein männlich besetzten Sozialpartnergipfel wiederholt zwar Mittel für die Jugendbeschäftigung ankündigt - wir haben das auch positiv zur Kenntnis genommen -, dass zwar 18,4 Milliarden für die Bauwirtschaft lockergemacht werden - auch das haben wir schon wiederholt konstatiert -, aber kein einziger Euro mehr für die Bekämpfung der Frauenarbeitslosigkeit lockergemacht wird, Sie kein frauenpolitisches Aktionsprogramm vorlegen? - Das Einzige, was man hört an zusätzlichen Maßnahmen - ich betone: an zusätzlichen Maßnahmen -, auf Grund der Rekordarbeitslosigkeit, sind 140 IT-Ausbildungsplätze im Rahmen Ihrer Jugendbeschäftigungsinitiative. 

Das ist ein bisschen wenig und ich frage mich, ich frage Sie erneut - wie gesagt, das ist ja auch nicht das erste Mal heute, aber ich habe nie, nie befriedigende Antworten bekommen -, ich frage Sie heute: Wo ist Ihr Aufschrei? Wo ist Ihr Aktionsprogramm für Frauen? Wo sind Ihre Konzepte, Wien zur frauenfreundlichsten Stadt auch in der Arbeitsmarktpolitik zu machen? 

Ich kann Ihre Schönfärberei wirklich nicht mehr hören. Ich habe mir heute die Rede von Finanzstadtrat Rieder sehr gut angehört und habe gewartet, ob Sie ihm vielleicht wenigstens einen Satz aufgeschrieben haben, damit er irgendetwas zu Frauen sagt im Rahmen seiner Rede zur Arbeitsmarktpolitik. Nichts ist gekommen. Nichts! Das Einzige, was StR Rieder gesagt hat, war eine Lobhudelei über die höchste Frauenbeschäftigungsquote in Wien und über die höchsten Fraueneinkommen in Wien. 

Ja, die zwei Tatsachen so für sich stimmen, aber da verschweigen Sie schon einiges, da machen Sie es sich schon ein bisschen leicht. Das ist nämlich wirklich nichts anderes als Schönfärberei. Die höchste Frauenerwerbsquote - das wissen Sie genau - geht auf Kosten der Struktur der Arbeitsplätze, auf Kosten der Absicherung der Arbeitsplätze, geht auf Kosten von Teilzeitbeschäftigungen, auf Kosten von geringfügigen Beschäftigungen. 

Wir haben - und auch das wissen Sie genau - in Wahrheit einen Beschäftigungsrückgang von Frauen, von Frauenarbeitsplätzen von 366 000 auf 363 000. Sie lassen damit einfach die arbeitslosen Frauen aus der Statistik verschwinden. Das hat Herr StR Rieder nicht dazugesagt. 

Das Zweite, was der Herr Finanzstadtrat zitiert hat, sind die angeblich so tollen Bruttojahreseinkommen. Ja, das sind die höchsten aller Bundesländer, aber was Sie nicht dazugesagt haben, ist: Wir haben unter allen Bundesländern auch den größten Trend zu Einkommensdisparitäten. Die Fraueneinkommen sinken und die Männereinkommen steigen relativ zueinander immer mehr. Der Trend zu niedrigeren Reallöhnen gerade für Frauen ist in Wien ein unaufhaltsamer, ein anscheinend unaufhaltsamer, denn von Ihnen habe ich an Konzepten noch nichts gehört. 

Die Fraueneinkommen liegen über ein Drittel unter den Männereinkommen. Auch das ist ja nicht neu. Ich sage das auch nicht zum ersten Mal. Von Ihnen habe ich leider keine Konzepte dazu gehört. 

Dass jede vierte Frau keinen eigenen Pensionsanspruch mehr hat, dass jede dritte Frau unter 10 000 S netto verdient, dass immer mehr Frauen von ihrem Job nicht mehr leben können, das hat der Herr Finanzstadtrat auch nicht dazugesagt bei der Schönfärberei.

Das können wir wirklich nicht mehr hören. Wir können all das nicht mehr hören und wir wollen von Ihnen jetzt wirklich endlich ein klares Bekenntnis, dass Sie das, was Sie ankündigen, dass Sie Ihre Lippenbekenntnisse für Frauen auch umsetzen. Sie sagen ja ständig - und man kann es auch in allen Zeitungen nachlesen -, wie stark Sie sich für Frauen einsetzen, aber setzen Sie es doch wirklich einmal um.

Wir stellen heute drei Anträge und wir hoffen, dass es für die Damen und Herren von der Sozialdemokratie wirklich kein Problem ist, diesen zuzustimmen. Es sind eigentlich keine großen Geschichten, aber es sind wichtige und wertvolle Signale für die Frauen in dieser Stadt, gerade auch weil akuter Handlungsbedarf für ein solches Signal besteht. Ja, wir wollen heute sagen: Wien ist anders!

Der erste Antrag betrifft Maßnahmen gegen die Frauenarbeitslosigkeit. 

"Die Stadt Wien möge verstärkt Anstrengungen im Kampf gegen die Frauenarbeitslosigkeit setzen und finanzielle Mittel in der Höhe von 3,3 Millionen EUR" - das ist so viel, wie Sie für die Jugendbeschäftigung zugesagt haben - "aus dem Budget für wirtschaftliche Notmaßnahmen bereitstellen." 

Das Geld ist da. Sie können sich sicher nicht darauf ausreden, dass wir das Geld nicht hätten. Sie haben im Budget 14 Millionen EUR für wirtschaftliche Notmaßnahmen vorgesehen. Die sind meines Wissens nach noch nicht ausgegeben, aber Sie können mich heute gerne eines Besseren belehren. Die 3,3 Millionen haben wir, glaube ich, für die Frauen, sollten wir haben. 

"Insbesondere sind bestehende vom WAFF durchgeführte Maßnahmen zur Beratung, Qualifizierung und Vermittlung von Frauen sowie Initiativen zur Förderung des beruflichen Wiedereinstiegs und zur Vereinbarkeit von Beruf und Betreuungstätigkeiten auszuweiten."

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Ich hoffe, dass Sie heute wenigstens unserem Antrag für ein frauenpolitisches Aktionsprogramm zustimmen. Sie haben es in der Vergangenheit wiederholt abgelehnt. Wenn Sie das heute wieder tun, dann kann ich wirklich nur mehr sagen, Sie sind die Lippenbekenntnisse nicht wert, die Sie in dieser Stadt wiederholt für Frauen abgeben. 

Das Zweite - ich habe es schon angesprochen - ist das inquisitorische Vorgehen der Bundesregierung gegen Frauenvereine, das auch Wien betrifft. Zahlreiche Frauenvereine in Wien werden von der Bundesregierung ausgehungert, kaputtgespart und sollen nach dem Willen der Bundesregierung überhaupt vom Markt verschwinden, denn man braucht sie ja nicht. Das ist ein systematisches Vorgehen gegen jahrzehntelange Aufbauarbeit von Frauen, von Frauenvereinen, die wertvollste Arbeit auch in dieser Stadt leisten. 

Lassen Sie uns daher heute ein Zeichen setzen, dass Wien es anders macht, dass Wien auf der Seite dieser Frauenvereine steht! Lassen Sie uns in Wien endlich den Wunsch der Frauenvereine nach mehrjährigen Finanzverträgen, nach mehrjähriger Absicherung erfüllen, um das Bestehen und die Qualitätssicherung zu gewährleisten. Ich weiß, dass Sie vorhaben - ich habe wiederholt Anfragen gestellt -, 2003 eine solche Mehrjährigkeit der Finanzverträge vorzusehen. Ich denke, es ist Zeit, das jetzt schon zu machen. Lassen Sie uns jetzt schon ein Zeichen für die Frauenvereine setzen: Wir lassen euch nicht hängen. Wien ist anders. Ihr bekommt von uns endlich die mehrjährigen Zusagen, die ihr euch seit Jahren wünscht. (Beifall bei den GRÜNEN. - GRin Martina LUDWIG: Das ist aber die Rechnungsabschlussdebatte!)

Unser Antrag lautet: "Die Stadt Wien möge Wiener Frauenvereinen und Frauenprojekten, die sich durch ihre Tätigkeit bereits ausgezeichnet haben, mehrjährige Finanzierungen zusichern, sofern sie dies wünschen."

Ich darf einmal die ersten beiden Anträge an die Frau Stadträtin übergeben, die, glaube ich, nicht sehr begeistert ist. Sie sagt: Na, geh bitte! - Bitte schön. 

Der dritte Antrag betrifft das Gender Mainstreaming. Wir haben uns dazu bekannt. Auf Antrag der Grünen hat es der Integrationsausschuss am 5.12. beschlossen, dass Wien Gender Mainstreaming macht. Allein, da ist noch nicht sehr viel passiert. Lassen Sie uns einen ersten Schritt zur Umsetzung setzen! Lassen Sie uns finanzielle Mittel für den Gender-Mainstreaming-Prozess in allen Ressorts bereitstellen! Lassen Sie uns die Mittelvergabe aller Ressorts - das wäre einmal eine spannende Geschichte; das steht auch in Ihrem Leitfaden; übrigens ein sehr guter Leitfaden von der MA 57; also wenn Sie nicht wissen sollten, wie man das macht, lesen Sie in Ihrem Leitfaden nach, Sie brauchen das nur umzusetzen - nach geschlechtsspezifischen Kriterien evaluieren. 

Es wäre doch einmal ganz spannend, zu schauen, wo denn die Mittel der Gemeinde Wien so hinfließen in der Wirtschaftsförderung, in der Kulturförderung, in der Bauwirtschaft. Ich glaube, da werden wir dann sehen, dass die Frauen nicht allzu viel von diesen Mitteln bekommen, aber doch ein paar Peanuts für die Frauen in dieser Stadt bei der Mittelvergabe abfallen. Da wird es einige Überraschungen geben. Lassen Sie uns das tun. Andere Städte haben das auch gemacht. Es spricht nichts dagegen. Stimmen Sie zu! 

Der Beschlussantrag lautet: "Die Stadt Wien möge in allen Ressorts finanzielle Mittel für den Gender-Mainstreaming-Prozess bereitstellen und die Mittelvergabe aller Ressorts nach geschlechtsspezifischen Kriterien evaluieren." - Darf ich Ihnen das übergeben.

Zeigen Sie uns, dass Sie es wirklich ernst meinen mit der Frauenpolitik, indem Sie unseren drei Anträgen heute zustimmen. 

Ich habe noch eine letzte kurze Bemerkung zur Frauenförderung im öffentlichen Dienst, die Sie vielleicht auch nicht ganz ernst meinen. Oder vielleicht doch. Vielleicht können Sie mir das dann erklären. Sie machen wunderbare Frauenförderpläne und sagen, dass Sie Frauen im öffentlichen Dienst bei ihrer Karriere fördern wollen und dann lese ich hier im "wien.at, Wien Aktuell, Journal für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter" vom 23. Mai 2002 eine Anzeige, unterzeichnet von MagDior Ernst Theimer, über ein Pilotprojekt der Gemeinde Wien: "Karrierechancen für Engagierte" - das klingt zumindest ganz gut -, "ein Pilotprojekt für 30 TeilnehmerInnen". Das ist wenigstens gesplittet. "Der Magistrat bietet qualifizierten und engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Kanzleidienstes, Verwendungsgruppe C, D1 und D, einen dreisemestrigen Aufstiegslehrgang an, um in die Verwendungsgruppe B aufzusteigen." 

Sie wenden sich hier nicht bevorzugt an Frauen, Frauenförderung ist hier nicht erwähnt in diesem Inserat, sondern Sie schreiben: "Der umfassende und intensive Kurs findet ausschließlich außerhalb der Dienstzeit (Abendstunden, Samstage und Urlaub) statt. Die Kosten trägt zur Gänze die Stadt." Wenigstens das. 

Ich frage mich jetzt wirklich: Wie laden Sie mit solchen Inseraten Frauen ein, sich da zu bewerben? Warum fehlt da jeder Hinweis auf die bevorzugte Teilnahme von Frauen? Warum fehlt da überhaupt jeder Hinweis auf die Einladung von Frauen, endlich die Karrierechancen, die Sie ihnen angeblich bieten, zu nützen? 

Ich finde, dieses Inserat ist ein ziemlicher Skandal. Am 14. Juni war der Einsendeschluss der Bewerbungen. Ich möchte Sie heute fragen, wie viele Frauen sich beworben haben. Sie können mich ja Lügen strafen oder meine Befürchtungen ausräumen, wenn Sie mir jetzt sagen, dass zumindest mehr als die Hälfte der BewerberInnen, die sich bis 14. Juni - das ist ja vorbei - gemeldet haben, Frauen sind. Dann ziehe ich meine Kritik gerne zurück und sage: Okay, so ein Inserat richtet sich anscheinend wirklich auch an Frauen. (GRin Josefa Tomsik: Sie tun ja in Ihrer Wortmeldung so, als ob Frauen zu dumm wären, das zu erkennen!) Ich glaube das nur nicht. Ich glaube, so ein Inserat ist stark verbesserungswürdig. Ich möchte so etwas eigentlich im "wien.at" nicht mehr lesen. 

Damit möchte ich schließen. Sie haben genügend Gelegenheit, darauf zu antworten, und ich hoffe, Sie stimmen unseren Forderungen heute wenigstens zu. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! 

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, möchte ich nur eine kurze Bemerkung machen. Ich verstehe schon, dass Zwischenrufe das Salz jeder Debatte sind, das ist überhaupt keine Frage. Ich möchte aber den ehemaligen Klubobmann Prochaska schon daran erinnern, dass er eine gewisse Vorbildfunktion hat aus der damaligen Zeit. (GR Johannes Prochaska: Was wollen Sie damit sagen?) Ich denke auch, dass die Wortwahl zu überlegen ist. Ich habe es mit meinem guten Ohr gehört, also ich glaube, beim Frauenthema "vermummt" zu sagen, ist nicht am Platz. (GR Johannes Prochaska: Mit Demo war die Donnerstag-Demo gemeint!) Das "vermummt" ziehen Sie hoffentlich, nehme ich an, mit einem Ausdruck des Bedauerns zurück. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. 

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die heutige Rechnungsabschlussdebatte ist geprägt von ungerechtfertigter Kritik an der Bundesregierung. Besonders ungerechtfertigt ist diese Kritik im Bereich der Integrationspolitik, und ich darf an den Anfang meiner Ausführungen ein Zitat stellen. Ich zitiere: "Das von Innenminister Strasser geschnürte Integrationspaket bewertet Küberl grundsätzlich positiv. Diese Regierung ist die Erste, die das Wort Integration überhaupt in den Mund nimmt." 

Sehr geehrte Damen und Herren! "Die Presse", 21.2.2002. Und mit Recht sagt Küberl das, denn selbstverständlich haben wir einen Beitrag zur Integration der Fremden in Österreich zu leisten und selbstverständlich haben wir so ein Hilfsangebot in Form des Integrationsvertrags an die Zuwanderer anzubieten. 

Das Beherrschen der Landessprache ist Voraussetzung für jede Integration, und die Sprachkurse sind eine wichtige Chance für sie. 

Aber es geht nicht nur um das Angebot von Sprachkursen, es gibt auch noch andere Verbesserungen in diesem Integrationsvertrag für die Fremden, und zwar insbesondere für die ausländischen Studenten, für Angehörige von Ausländern sowie für Jugendliche, die in Österreich die Schule absolviert haben. Es wird erstens für ausländische Studenten möglich sein, in den Ferien zu arbeiten, es wird zweitens so sein, dass Studenten, die ihr Studium in Österreich abgeschlossen haben, nicht in die Niederlassungsquote fallen, und drittens wird es so sein, dass nach fünf Jahren legalem Aufenthalt im Inland Angehörige von Ausländern einer Arbeit nachgehen können, ebenso wie - vierte Verbesserung - Jugendliche, die das letzte volle Pflichtschuljahr in Österreich absolviert haben, freien Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten.

Dazu kommt, dass wir uns in der Familienzusammenführung besonders bemüht haben und eine hohe Familiennachzugsquote haben, wie das unter sozialisti-
schen Innenministern nie der Fall war, nämlich um rund 1 000 mehr. Wir haben im Jahr 2001 und im Jahr 2002 5 490 Plätze für Familienzusammenführung. 1998 ist diese Quote noch bei 4 550 Plätzen gelegen. 

Wie macht es nun Wien? - Am Anfang des heutigen Tages haben die meisten Gemeinderäte der SPÖ - jetzt haben sich da die Reihen schon ein bisschen gelichtet - so einen Button getragen mit "Wien macht’s besser - SPÖ". Die SPÖ in Wien macht’s in vielen Bereichen nicht besser. 

Sie macht’s insbesondere in der Integrationspolitik nicht besser. Dort ist es nicht gelungen - ich frage mich, wo das soziale Gewissen der Sozialdemokratie ist -, für die Fremden menschenwürdiges Wohnen zu gewährleisten. Ich frage mich, wie es mit einer funktionierenden Integrationspolitik zusammenpasst, dass der Integrationsfonds von seinen sieben Außenstellen zwei schließt. Wir haben damit nur noch fünf Außenstellen des Integrationsfonds und eine erhebliche Einschränkung des Angebots damit, und wir haben ein skurriles Wahlrecht, das uns die SPÖ in Wien beschert hat.

Zu den Wohnungen. An erster Stelle in der Prioritätenliste der Fremden in Österreich steht der Wunsch nach einem Dach über dem Kopf, nach menschenwürdigem Wohnen. Und da stellt sich schon die Frage, warum sich die SPÖ nach wie vor unserer Forderung verschließt, Gemeindewohnungen für Fremde zugänglich zu machen. Auf Grund unserer Intervention in der vergangenen Legislaturperiode ist es zumindest möglich gemacht worden, über Notfallswohnungen einige Fremde in den Genuss einer Sozialwohnung kommen zu lassen. Tatsache ist, dass wir viel zu wenig Notfallswohnungen haben, dass der Bedarf nicht annähernd gedeckt werden kann, dass es sehr kompliziert ist, zu so einer Notfallswohnung zu kommen.

Es gibt verschiedene Indikatoren, um zu so einer Wohnung zu kommen. Eine davon ist, wenn man einem Spekulanten zum Opfer fällt, was verlangt man dann von so einem geschädigten Zuwanderer? - Man verlangt von ihm ein rechtskräftiges Urteil, auf welches er möglicherweise jahrelang warten muss. Darüber hinaus ist es so, dass eine gesundheitsgefährliche Unterkunft verlangt wird, um ihn in eine solche Notfallswohnung einweisen zu können. Die Gesundheitsgefährdung an sich reicht bei der Vollziehung dieses Gesetzes nicht aus, dieser Vorschrift nicht aus, man will bereits ein Attest haben darüber, dass bereits eine Erkrankung eingetreten ist.

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Diese Politik in der Frage Wohnung und Wohnen, soziales Gewissen, ein Dach über dem Kopf - hier ist es eine herzlose Integrationspolitik, die Sie an den Tag legen! (Beifall bei der ÖVP.)
Lassen Sie mich jetzt zum Integrationsfonds kommen. Dort, wo die eigentliche Arbeit passieren sollte in den Außenstellen, in den Anlaufstellen für Rat suchende Fremde, dort wird gespart, dort wird reduziert, dort verlieren wir zwei Außenstellen und müssen in Hinkunft mit fünf auskommen. Es gibt eine ungeheure Aufblähung in der Verwaltung. Wir haben ein Verhältnis von 4:3 zu Gunsten der Zentralstelle und zu Lasten der Außenstellen und es hat auch der Betriebsrat im Integrationsfonds diese geplante Veränderung strikt kritisiert.

Besonders das Zentrum Nordost ist ein solch diskriminiertes Zentrum. Dort wird es der Fall sein, dass pro Mitarbeiter eine doppelt so große Bevölkerungsanzahl betreut werden muss, wie beispielsweise im Zentrum West. In den beiden Zentren Nordost und Südost werden in Hinkunft weniger Bedienstete für Fremde zur Verfügung stehen, als das noch im Vorjahr oder bis dato der Fall war.

Wir haben bis jetzt, zu Recht meine ich, immer wieder kritisiert, dass der Geschäftsführer des Fonds weniger Sprachrohr der Migranten als Sprachrohr der SPÖ ist. Und seit der letzten ausführlichen Debatte zu diesem Thema haben wir es auch schriftlich in die Hand bekommen, und zwar ist es so, dass es einen Veranstaltungskalender der SPÖ-Margareten gibt, wo der Herr Geschäftsführer Seitner Funktionär ist. Und aus diesem Veranstaltungskalender, der auch von ihm unterschrieben ist, zitiere ich jetzt sehr gerne. Dort heißt es nämlich, dass für allgemeine politische Aktionen außerhalb der Partei Freiraum geschaffen werden muss zur Wiedererlangung der politischen Hegemonie der SPÖ in Österreich. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das heißt nämlich Vorherrschaft!)

Sehr geehrte Damen und Herren! Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen, ja? Da verlangt der Geschäftsführer des Integrationsfonds, der immer der Erste ist, wenn es gegen Rassismus und für Antidiskriminierung und ähnliche Arbeitskreise geht, der da immer an vorderster Front steht, der verlangt jetzt für eine Fraktion die politische Hegemonie. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Unter Hegemonie versteht man nicht nur, dass man Erster ist, sondern dass man dem anderen seinen Willen, seine Kultur aufzwingt, dass der andere unterdrückt und unterjocht wird. Dafür steht der Geschäftsführer des Integrationsfonds, und Sie tun damit dem Integrationsfonds einen Bärendienst! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Integrationspolitik ist ein trauriges Kapitel der Wiener Stadtpolitik. Aber es ist ja jetzt noch eines draufgesetzt worden mit einem völlig skurrilen Wahlrecht. Es ist bereits andiskutiert worden. Die Wahlrechtsreform sieht vor, dass in Hinkunft Fremde aktiv wahlberechtigt sein sollen, das passive Wahlrecht grundsätzlich auch haben sollen, nicht allerdings für die Wahl zum Bezirksvorsteher, zum Bezirksvorsteher-Stellvertreter oder zum Mitglied des Bauausschusses. Wir schaffen daher mit dieser skurrilen Regelung Mandatare erster und zweiter Klasse, Bezirksräte erster und zweiter Klasse, und führen diesen gewählten Bezirksräten dann tatsächlich eine Diskriminierung vor Augen, die absolut unnotwendig und überflüssig ist. Denn dass der eine, der neben dem anderen in der Bankreihe sitzt, nun plötzlich für einen gewissen Ausschuss nicht wählbar sein soll, das kann dieser doch nur als diskriminierend empfinden.

Aber die Frage, ob es verfassungsrechtlich zulässig ist, überhaupt ein aktives Wahlrecht vorzusehen, die darf schon gestellt werden, denn die Bundesverfassung sieht bei allen Vertretungskörpern eindeutig vor, dass der Wähler österreichischer Staatsbürger ist. Das ist so beim Nationalrat vorgesehen, beim Landtag und selbstverständlich auch bei den Gemeinden. Aus der Homogenität des Wahlrechts ist nichts anderes ableitbar als das. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Es gibt ein Gutachten!) Zum Gutachten komme ich gleich, Herr Kollege! Ich komme sehr gerne gleich zum Gutachten. Aber es ist kein anderer Schluss ableitbar: Wenn die Bezirksvertretung ein allgemeiner Vertretungskörper ist, können nur Staatsbürger auch aktiv wahlberechtigt sein. Jedenfalls aber nicht Drittstaatsangehörige, Herr Kollege!

Es ist ja interessant, dass die SPÖ immer wieder unterschiedliche Meinungen vertritt, ob jetzt die Bezirksvertretung allgemeiner Vertretungskörper ist oder nicht. Beim aktiven Wahlrecht für Fremde ist es offensichtlich kein Vertretungskörper, denn sonst könnte man dieses aktive Wahlrecht ja nicht vorsehen.

Geht es allerdings um das Resolutionsrecht von Bezirksvertretungen, dann ist es ganz plötzlich ein allgemeiner Vertretungskörper, denn sonst bestünde nicht die Möglichkeit, solche Beschlüsse zu fassen, solche Beschluss- und Resolutionsanträge auf Bezirksvertretungsebene. Es gibt da ein Gutachten: Richtlinien aus der Magistratsdirektion. Es handelt sich um einen Obersenatsrat, der immer wieder Stellung nimmt zur Zulässigkeit von Anträgen in der Bezirksvertretung. 

Sie werden sich schon entscheiden müssen, wie Sie die Bezirksvertretung in Wien qualifizieren. Eine einheitliche Beurteilung wird Ihrer Glaubwürdigkeit nicht schaden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber was ganz sicherlich verfassungswidrig ist, das ist, das passive Wahlrecht durch Fremde vorzusehen. Und da darf ich Sie auf Artikel 3 des Staatsgrundgesetzes hinweisen, aus welchem ich zitieren möchte: "Die öffentlichen Ämter sind für alle Staatsbürger gleich zugänglich. Für Ausländer wird der Eintritt in dieselben von der Erwerbung der österreichischen Staatsbürgerschaft abhängig gemacht." 

Das ist an sich kaum mehr irgendeiner Interpretation zugänglich für jeden, der lesen kann, aber man versucht es natürlich dennoch, weil es ein skurriles Wahlversprechen der SPÖ gibt.

Und weil man sich doch nicht getraut hat, die Argumente, nicht zuletzt der ÖVP-Fraktion, zur Gänze vom Tisch zu wischen, hat man sich ein Rechtsgutachten von Prof Mayer geholt. Sie haben nur ein großes Problem: Dieses Rechtsgutachten ist nämlich bereits in sich selbst unschlüssig, und ich werde Ihnen das unschwer nachweisen können. Auch Herr Prof Mayer sieht natürlich diese Problematik, in der er sich befindet, und er glaubt, einen Ausweg finden zu können, indem man das öffentliche Amt mehr oder weniger damit definiert, dass eine hoheitliche Kompetenz vorgesehen ist. Diese hoheitliche Kompetenz gibt’s einmal ganz sicher, so sagt er, beim Bezirksvorsteher, beim Stellvertreter und beim Bauausschuss, denn dieser Bauausschuss entscheidet über unwesentliche Abweichungen von den Bebauungsvorschriften. Gibt es eine solche hoheitliche Kompetenz, dann ist ein passives Wahlrecht für einen Fremden nicht möglich.

Jetzt hat er aber ein großes Problem, der Herr Prof Mayer, denn eine solche hoheitliche Kompetenz ist auch für die Bezirksvertretung und damit für alle Mitglieder der Bezirksvertretung vorgesehen, und somit dürfte ein Bezirksrat, selbst nach der Argumentation von Herrn Prof Mayer, nicht passiv wahlberechtigt sein. Wo findet sich das? Nur, dass hier niemand im Saale glaubt, ich erfinde das, und das hat vielleicht überhaupt keine Grundlage. Falls Sie das meinen sollten, empfehle ich Ihnen dringend, den § 4 des Kleingartengesetzes zu lesen. Dort steht drinnen, dass über Antrag des Magistrats auf Beschluss der örtlich zuständigen Bezirksvertretung die vorübergehende kleingärtnerische Nutzung zulässig ist und dieser Beschluss im "Amtsblatt der Stadt Wien" kundzumachen ist. Nicht anders als eine Verordnung, kann das interpretiert werden, selbstverständlich ein hoheitlicher Akt, selbstverständlich eine hoheitliche Kompetenz und selbstverständlich ist das Wahlrecht, das passive Wahlrecht für Fremde in die Bezirksvertretung verfassungswidrig. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Das wird möglicherweise, wenn Sie es sich nicht noch anders überlegen sollten, letztendlich auch der Verfassungsgerichtshof so sehen. Dort, wo Sie völlig unproblematisch, verfassungsrechtlich völlig unproblematisch in wichtigen Punkten dieses Wahlrecht hätten ändern können, dort tun Sie es nicht, dort, wo es um ein faires Wahlrecht geht, um ein faires Verhältniswahlrecht, dort tun Sie es nicht. Wenn wir sagen, jede Stimme soll gleich viel wert sein, jede Stimme soll gleich viel zählen, hat man aus machtpolitischen Überlegungen kein Interesse daran. Sie haben natürlich Interesse daran, dass Sie mit 46 Prozent der Stimmen 52 von 100 Mandaten erlangen können. (Ruf bei der SPÖ: 47 Prozent!) 47 Prozent waren es nicht, Herr Kollege! Ich möchte in keinen Rundungsstreit hier mit Ihnen eintreten, mir reichen auch 46,9 Prozent! (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ihr seid verantwortlich dafür! Anträge hat es gegeben!) - Soviel zum Thema Wahlrecht. 

Lassen Sie mich noch zur Sicherheit kommen, die - fast muss ich sagen: leider - auch in diesem Ressort angesiedelt ist und ein Thema ist, welches auch vermeintlicherweise sehr geeignet scheint für Rot-Grün, die Bundesregierung zu kritisieren. Immer wieder wird ungerechtfertig Kritik geübt an der Personalentwicklung im Innenressort und bei der Polizei. Lassen Sie mich Ihnen einige Daten und Fakten sagen.

Es war zu lesen, dass die Reform von Innenminister Strasser greift. Aber ich verstehe schon: Wenn eine Fraktion oder eine Regierungspartei es schafft, mit einer Reform auch Einsparungen vorzunehmen, dann ist das für Sie natürlich etwas besonders Unangenehmes, vielleicht sogar etwas Suspektes. Abgesehen davon, dass Sie das Wort "Einsparen" fast nicht kennen. Wir haben es in letzter Zeit ausschließlich mit Gebührenerhöhungen zu tun, ob das jetzt der Müll ist oder der Strom ist oder die Tarife der Wiener Linien, was auch immer, und von einer Reform ist selbstverständlich überhaupt keine Rede. Daher glaube ich schon, dass Sie das ein bissel stört, wenn es eine Reformpolitik gibt, die Sparen, nämlich sinnvolles, intelligentes Sparen, mit effizienter Reform verbindet.

Wie schaut das nun im Sicherheitsbereich aus? - Im Sicherheitsbereich gelingt es, Beamte von den Zentralstellen hinaus zum Bürger zu bringen, vom Innendienst auf die Straße zu bringen. Mehr Polizisten auf der Straße bedeutet mehr Sicherheit, bedeutet mehr Sicherheitsgefühl beim Bürger. (GR Godwin Schuster: In welchem Bezirk? Sagen Sie mir das!) Wir haben es geschafft, gewisse Dinge auszulagern vom Innendienst, die keine eigentlichen Exekutivaufgaben sind, wie das An- und Abmelden von Kraftfahrzeugen, wie das Meldewesen, das mittlerweile bei der Gemeinde ressortiert. Selbstverständlich sind da Schlussfolgerungen gezogen worden und mehr Polizisten auf die Straße gebracht worden.

Und ich sage Ihnen nun den Anstieg in Zahlen. 1999 7 617, im Jahr 2000 7 748, im Jahr 2001 7 822 und im Jahr 2002 7 997 bundesweit. Wien profitiert am meisten, weil es mit Abstand die größte Polizeieinheit hat. Im Innendienst nimmt die Zahl der Mitarbeiter ab, keine Frage, aber das ist auch das, was wir wollen, weil das unsere Form von intelligentem Sparen und effizienter Reform bedeutet. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Sagen Sie die Wahrheit! Sie erzählen weiterhin Unwahrheiten! Das ist der Punkt!) Herr Kollege Schuster! Ich komme gerne auch gleich zu Ihnen. Ich weiß gar nicht, warum Sie sich so aufregen! Herr Kollege, eine Reform, wie wir sie machen, ist vorbildhaft, und wenn Sie mir zuhören und die Zahlen überprüfen wollen, dann hoffe ich, dass Sie mir bald Recht geben werden.

Sie wissen, dass wir bei der Kriminalitätsstatistik Schlusslicht sind, dass wir Schlusslicht sind, was die Aufklärungsquote betrifft, im Vergleich mit allen Ländern. Ich habe Ihnen die Zahlen schon oft genug gesagt, auch was die Gesamtaufklärungsquote betrifft, ich sage es Ihnen aber gerne wieder. Während wir bundesweit eine Gesamtaufklärungsquote von 48,7 Prozent haben, liegt sie in Wien bei 36,9 Prozent. Und so schauen auch die Zahlen bei Delikten gegen Leib und Leben aus, bei Sittlichkeitsdelikten, bei den strafbaren Handlungen gegen fremdes Vermögen, überall.

Aber lassen Sie mich noch ein weiteres Beispiel für die sinnhafte Reform nennen: der Führerschein. Ich kann mich erinnern: Wie ich den Führerschein gemacht habe, haben zu den Tagen, die am langsamsten vergangen sind, die Tage gehört zwischen der Führerscheinprüfung und der Aushändigung des Führerscheins. Dank unserer Reformen, unserer bekannt bürgerfreundlichen Reformen, haben wir es geschafft, dass der Führerschein noch am selben Tag ausgehändigt wird, nämlich innerhalb von zwei Stunden (Beifall bei der ÖVP.), am Verkehrsamt, am Josef-Holaubek-Platz. Sie können zu jedem Schalter gehen, haben dort keine Wartezeit mehr. Sie brauchen nur noch die Bestätigung über den Erste-Hilfe-Kurs vorzulegen und das Formular über die bestandene Prüfung, und 40 bis 60 Parteien werden problemlos dort betreut. (GR Godwin Schuster: 700 Menschen fehlen bei der Polizei in Wien!)

Herr Kollege Schuster, Sie sind wahrscheinlich aus ganz anderen Gründen so nervös. Sie sind nämlich der erste Sicherheitssprecher, nein, ich möchte dem Kollegen Ellensohn von den GRÜNEN nicht die Ehre absprechen, aber Sie gehören zu den ganz wenigen Sicherheitssprechern, die stolz darauf sind, bei rechtswidrigen Demonstrationen teilzunehmen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Bei rechtswidrigen Demonstrationen?) Herr Kollege, ich würde Ihnen empfehlen, sich Ihre eigenen Zwischenrufe ein bisschen zu überlegen! Sie haben das nämlich am 26.4.2002 gesagt. Ganz stolz waren Sie! (GR Godwin Schuster: Das war eine angemeldete Demonstration!) Da steht es! Lesen Sie es nach! Und seien Sie auch bei Ihren jetzigen Zwischenrufen vorsichtig, sonst kommt vielleicht wieder etwas heraus, womit Sie nicht einverstanden sind. Bitte, da steht es, am 26.4.2002: "(GR Godwin Schuster", stolz - also "stolz" sage ich, das steht nicht drinnen -: "Ich war auch dabei!") Und zwar geht es um die Demonstration im Zuge der Opernballdemonstration zum Kirchweger-Haus. (GR Godwin Schuster: Nein!) Bitte, da steht es. Ich zitiere wörtlich. (GR Godwin Schuster: Das ist genug!) Horchen Sie mir kurz zu! Ich zitiere ganz, nicht nur den Klammerausdruck: "... und Herr GR Margulies ebenfalls, der ja ein Naheverhältnis hat zum Kirchweger-Haus, wo man bei einer vergangenen Opernballdemonstration ja auch zig Gewalttäter festnehmen konnte, die dort vor Ort angetroffen worden sind, und der Bezirksrat Galhaup, der auch dabei war. (GR Godwin Schuster: Ich war auch dabei!)" (GR Godwin Schuster: Ich habe mich geirrt!) Okay, ich nehme das zur Kenntnis. Herr Kollege, ich nehme zur Kenntnis, dass Sie sich geirrt haben. Das war vielleicht in der Aufregung der letzten Debatte. Sie wollten Solidarität mit Kollegen, mit Bundesräten oder mit Bezirksräten demonstrieren. Ich nehme also zur Kenntnis, dass Sie bei diesen Ausschreitungen und bei dieser rechtswidrigen Demonstration nicht teilgenommen haben. Ich nehme es eigentlich mit Freude und Genugtuung zur Kenntnis. 

Im Zusammenhang mit diesen Demonstrationen sei mir aber doch noch die eine oder andere Anmerkung erlaubt. Es waren sehr unerfreuliche Debatten, nicht nur unerfreuliche Zwischenrufe, sondern unerfreuliche Debatten über diese Demonstrationen, die am 8. Mai stattgefunden haben und auch am 13. April im Zusammenhang mit der Wehrmachtsausstellung. 

Von SPÖ-Seite hat man Strasser aufgefordert, den Nazispuk am 8. Mai zu verbieten, Neonazidemonstrationen am 8. Mai  nicht zuzulassen. Sie wissen genau, dass es dafür erstens keine Handhabe gegeben hat und es zweitens auf Österreichs Straßen am 8. Mai glücklicherweise keinen Nazispuk gegeben hat. 

Was Sie aber gemacht haben, war, eine politische Gruppe, die anderer Meinung ist als Sie, politisch zu diffamieren. Und begonnen hat diese Diffamierung eigentlich auch schon im Zuge der Wehrmachtsausstellung am 13. April 2002. 

Man wird jetzt untersuchen von Seiten des Straflandesgerichts, inwieweit und in welchem Umfang es tatsächlich "Sieg heil"-Rufe auf der Kärntner Straße gegeben hat. Das ist selbstverständlich von der Polizei verfolgt worden und liegt jetzt beim Straflandesgericht zur weiteren Untersuchung.

Aber was wir schon ganz genau wissen, das ist, dass es bei einer linken Demonstration von 3 000 Teilnehmern 34 verletzte Polizisten gegeben hat und dass Abgeord-
nete der GRÜNEN und der SPÖ auf Seite dieser gewalttätigen Demonstranten gestanden sind. Das ist eine Tatsache, die Sie auch mit einem Zwischenruf nicht so leicht wieder rückgängig machen können. 

Ich fordere Sie auf: Überlegen Sie Ihr Verhältnis zum Rechtsstaat, überlegen Sie, worauf Sie als Abgeordneter das Hauptaugenmerk Ihrer Tätigkeit legen wollen. Mit dem Rechtsstaat ist es uns nämlich sehr ernst, nicht nur bei rechtswidrigen Demonstrationen, sondern auch bei ganz wesentlichen Rechtsschutzeinrichtungen, wie zum Beispiel dem Unabhängigen Verwaltungssenat. Der Unabhängige Verwaltungssenat ist ein ungeliebtes Kind der SPÖ. Es hat die skurrilsten Anträge schon gegeben von SPÖ-Bezirksorganisationen auf Überprüfung der Möglichkeit der Abschaffung des UVS Wien. Der UVS Wien wird mit zu wenig Personal versorgt, die EDV-Einrichtungen sind mangelhaft und die Kommunikation mit dem Magistrat ist unerquicklich. 

Bei der letzten Debatte sind Sie sogar herausgekommen und haben gesagt: Es handelt sich um einen Irrtum. Man hat dann den Antrag zurückgezogen. (GR Godwin Schuster: Welchen Antrag haben Sie?) Aber welch Geistes Kind Ihre Fraktion ist, Herr Kollege, schafft Ihnen das eigentlich überhaupt kein Kopfzerbrechen? Sie gehen über eine Rechtsschutzinstitution, die den Magistrat kontrollieren soll, die auch die Polizei kontrollieren soll, wo es um eminente Bürgerrechte geht, ganz locker hinweg. 

Ich gebe hier auch zu überlegen, ob man dem UVS Wien nicht stärker als das bisher der Fall war zur Seite stehen soll, ist doch der UVS die Oberinstanz über den Magistrat. Der Magistrat kehrt jetzt die Verhältnisse um, indem er sie eigentlich oberhalb des UVS ansiedelt und genau überlegt: Na ja, die werden schon auskommen mit dem Personal, mit der EDV kommen sie wahrscheinlich auch aus. Und der Magistrat überlege jetzt, welche EDV-Einrichtungen die bekommen sollen und wie viel Personal sie bekommen sollen und in welcher Art und Weise man miteinander kommunizieren soll.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir von der ÖVP werden uns immer für den Rechtsstaat in dieser Stadt einsetzen, weil Rechtsschutz und Rechtsstaatlichkeit zu den wichtigsten Dingen für uns in dieser Stadt und in diesem Land gehören. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte ganz kurz auf Gemeinderatskollegin Vana eingehen, weil sie doch heute den Eindruck vermittelt hat, die Örtlichkeit zu verwechseln. Sie hat versucht, hier eine Parlamentsdebatte zu beginnen. Wir haben also den Rechnungsabschluss für Wien, und da ist es noch allemal so, dass sich die Freiheitliche Partei und die Österreichische Volkspartei in dieser Stadt in Opposition befinden, und es ist schade, dass Frau Kollegin Vana mehr als 50 Prozent ihrer Redezeit eigentlich dahingehend und dafür verwendet hat, wieder einmal in alter Manier auf die Bundesregierung loszugehen. Und die Probleme der Stadt, die hier vorhanden sind, sind eigentlich viel zu kurz gekommen in ihrer Rede. Aber es ist zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich möchte vielleicht punktuell auf ein Thema, das sie angesprochen hat, eingehen, wo sie gemeint hat, dass das Kindergeld ein Schmäh ist und dass die Frauen jetzt schlechter gestellt sind. Also ich wundere mich, wenn ich solche Inhalte hier hören muss und das immer wieder stakkatoartig wiederholt wird, wo doch genau das Gegenteil der Fall ist, wo doch erstmals Arbeiterinnen die Möglichkeit haben, neben einem Kind etwas dazuzuverdienen, nämlich 140 000 S im Jahr, und mit einem Kind im Optimalfall bei dem Durchschnittseinkommen, das heute der Fall ist, sogar mehr verdienen können als ohne Kind. Ich wundere mich, wie man das als Nichtchance darstellt, wie man das hier darzustellen versucht als keine Wahlfreiheit für Frauen, die nämlich jetzt erst mit dem Kindergeld die Freiheit haben und die freie Wahlmöglichkeit haben, sich auch für eine Karriere und für ein Kind zu entscheiden. (Beifall bei der FPÖ.) Das halte ich für eine große Leistung der Bundesregierung. 

Natürlich ist es so, und da gebe ich Ihnen Recht: Wenn die Karrierefrauen im Management, die 40 000 S und mehr verdienen, die Karenzzeit in Anspruch nehmen, verlieren sie etwas. Aber, Frau Kollegin Vana, die Masse der Frauen verdient nicht 40 000 S oder so viel wie Sie, die Masse der Frauen lebt nun einmal mit einem wesentlich geringeren Einkommen. Und für die ist das auch ein Vorteil, und das ist gut so, denn für diese Frauen besteht eben jetzt diese Möglichkeit. Das wollte ich nur eingangs kurz erwähnen, weil das so salopp hier in den Raum gestellt wird.

Und 11 666 S netto im Monat dazuzuverdienen, das haben ja wir geschaffen. Wir haben diese Zuverdienstmöglichkeit geschaffen. Wenn es nach uns gegangen wäre, hätten wir eh keine Grenze eingesetzt. Leider Gottes hat der Koalitionspartner dann doch auf eine Grenze bestanden. Aber wenigstens haben wir diese Grenze hochgebracht, weil bei Ihnen lag sie bei 40 000 S. (Zwischenruf der GRin Martina LUDWIG.) Na ja, entweder eine Betreuungsperson, die man sich jetzt leisten kann um 6 000 S, die man bekommt im Monat. Also um 6 000 S, Frau Kollegin, kann ich mir Betreuungspersonen leisten. (Neuerlicher Zwischenruf der GRin Martina LUDWIG.) Es gibt Au-pair-Möglichkeiten, auch davon werden Sie schon gehört haben. Es gibt Au-pair-Möglichkeiten, es gibt Kinderbetreuungsmöglichkeiten, es gibt die Möglichkeit, privat eine Tagesmutter allfälligerweise einzusetzen, halbtags vielleicht, wenn man den anderen halben Tag arbeiten gehen will. Man hat so viele Entscheidungsmöglichkeiten, die Ihnen gar nicht recht sind, weil Sie ja das Interesse haben, von der Wiege bis zur Bahre die Kinder schon unter Ihre politisch-ideologische Fuchtel zu bringen. Deshalb ist es Ihnen nicht recht, dass jetzt die Wahlfreiheit da ist, dass Eltern und vor allen Dingen auch Mütter die Chance haben, zu sagen: Ich kann jetzt zweieinhalb Jahre auch zumindest einen halben Tag bei meinem Kind zu Hause sein, mich auch um die Erziehung meines Kindes kümmern und trotzdem etwas dazuverdienen. Das ist eine große Chance, die die Frauen auch sehr wohl erkennen. Da können Sie 100 Mal versuchen, das madig zu machen: Die Mütter in diesem Land erkennen, wie vorteilhaft das Kindergeld für sie ist. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wenn Frau Kollegin Vana - ich mache es kurz - davon gesprochen hat, dass es fürchterlich ist und verboten ist, von Frauenvereinen das Gleiche zu verlangen wie von allen anderen Vereinen in dieser Republik, nämlich dass sie ordnungsgemäß Haus halten mit den Subventionsgeldern und dass sie auch nachweisen können, was sie mit den Subventionen gemacht haben, dann weiß ich nicht, was das soll? Was das auf sich gehabt hat? - Na selbstverständlich muss sich jeder Verein, ob Frauenverein, ob Jugendverein, ob Männerverein, auch der Kontrolle stellen. Natürlich! Und da ist überhaupt nichts Böses dabei. Böses nur dann, wenn vielleicht wirklich etwas Böses dahinter steckt. Und so wie Sie heute hier gesprochen haben, hat man fast den Eindruck gehabt, hier gibt es etwas zu verbergen. Ich hoffe nicht. - Das ist also schon auch eine sehr, sehr eigenartige Wortmeldung von Ihnen gewesen.

Aber nun zum Thema Integration. Da hat Kollege Ulm ja einiges heute schon angesprochen, wo man eigentlich nicht viel hinzufügen kann, weil er das heute wirklich exzellent gemacht hat. Aber ich glaube, dass es doch noch einige Dinge gibt, die man hinzufügen muss und die man auch hinzufügen kann. (Zwischenruf des GR Dr Kurt Stürzenbecher.) Jetzt bin ich bei Ihnen, Herr Kollege Stürzenbecher!

Überall in Europa lernen auch Sozialdemokraten dazu, nur Sie in Wien nicht. Der Schröder hat jetzt beim letzten EU-Ratsgipfel dazugelernt und hat gesagt, wir müssen unsere Zuwanderungspolitik ändern, wir müssen restriktiver werden, wir müssen dafür Sorge tragen, dass weniger Illegale nach Europa kommen. Der Tony Blair, Ihr Freund und Genosse aus England, ist sogar soweit gegangen, dass er gesagt hat, wir müssen militärische Überlegungen anstellen, wie wir verhindern können, dass Illegale nach Europa kommen, und dass wir die Probleme, die wir heute erleben müssen auf Grund der Fehler, die wir in der Vergangenheit gemacht haben, nicht noch mehr verstärken. 

Das ist ja das, was auch Sozialdemokraten in Europa jetzt schön langsam merken und interessanterweise als Kopieranstalt tätig werden und unser freiheitliches Programm kopieren. Es ist ja schön, zu sehen, dass, wenn man jahrelang und jahrzehntelang geprügelt worden ist, plötzlich diejenigen, die einen auch geprügelt haben, draufkommen, dass wir immer schon Recht gehabt haben und uns plötzlich auch Recht geben bei solchen Sitzungen, wie das jetzt in Sevilla der Fall war und wo auch Sozialdemokraten sich dieser Meinung, nämlich der freiheitlichen Fremdenpolitik, angeschlossen haben. Ich sage, hier hat uns die Geschichte wieder einmal Recht gegeben, dass wir unserer Zeit voraus waren bei einem Thema. Sie brauchen halt ein bissel länger, bis Sie das kapieren, bis Sie das verstehen. Vielleicht wird das auch bei Ihnen einmal der Fall sein. Ich hoffe es, nämlich im Interesse der Österreicher in diesem Land. 

Und ich hoffe es, dass Sie auch einmal verstehen werden und sich eingestehen werden, dass Ihre grenzenlose und hemmungslose Zuwanderungspolitik, die Sie 30 Jahre lang propagiert haben und die letzten 10 Jahre, wie Sie in der Regierung waren, auch dementsprechend umgesetzt haben, ein Fehler war. So wie das jetzt in Sevilla der Fall war, wo man gesagt hat, dass durch diese unkontrollierte Zuwanderung im Kriminalitätsbereich viele Probleme entstanden sind. Wo sozialistische Politiker beim EU-Ratsgipfel gesagt haben: Ja, leider Gottes müssen wir eingestehen, dass dadurch die Kriminalitätsraten angestiegen sind, überall in Europa, überall in Europa durch soziale und kulturelle Probleme, die wir uns geschaffen haben, weil wir nicht eine kontrollierte Zuwanderung möglich gemacht haben. Weil wir aus ideologischen Gründen vielleicht den einen oder anderen Fehler gemacht haben. Und es wäre doch schön, wenn man einmal auch nachdenklich wird und versucht, auch der Meinung anderer Sozialisten in Europa, zumindest einmal Überlegungen zu folgen und vielleicht auch einmal in sich zu gehen und zu sagen: Na ja, da haben sie eigentlich in einigen Punkten Recht. 

Es ist auf der anderen Seite schon auch spannend, anzumerken, dass sich, wenn man sich die Integrationspolitik in dieser Stadt ansieht, ja in der Frage nichts verändert hat bei Ihnen. Sie stellen sich her und meinen, wenn Sie von Integration sprechen, noch immer die unkontrollierte Massenzuwanderung. Sie meinen nach wie vor Modelle wie Stadtbürgerschaft, Wohnbürgerschaft, die Sie in andere Worte kleiden, wie halt dann Wiener Modell, Partnerschaft für Integration. Wo Sie halt genau eine Politik weiter fortsetzen, die nicht im Interesse der österreichischen Staatsbürger liegt, wo vielen Staatsbürgern - und wenn es nach Ihnen geht, soll ja das bald in Wien der Fall sein - auch Rechte weggenommen werden sollen, die diskriminiert werden sollen. Sie versuchen ja, bald, wie man hört, im Wiener Landtag ein Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger auch möglich zu machen in dieser Stadt, klar und deutlich, wie das heute auch schon ausgeführt wurde, letztlich gegen die Verfassung einen Gesetzesbeschluss herbeizuführen, wo halt dann die Bundesregierung die Möglichkeit hat, das durch ein Ministerratsveto kurzfristig zu Fall zu bringen. Dann werden Sie wahrscheinlich mit einem Beharrungsbeschluss das wieder festsetzen. Na, und dann wird sich halt der Verfassungsgerichtshof damit auseinander setzen müssen. 

Aber eines ist klar: Sie gehen in einer Frage, die Verfassungsgrundsätze betrifft, über die Staatsbürgerinteressen hinweg. Und Sie sind nicht bereit, die Staatsbürger einzubinden in irgendeine Fragestellung. Sie sind nicht bereit, die Österreicher zu fragen: Ja, wollt ihr überhaupt eine Veränderung der Verfassung? Wollt ihr, dass Nicht-EU-Bürger ein Wahlrecht bekommen? (Zwischenruf des GR Dr Kurt Stürzenbecher.) 
Herr Kollege Stürzenbecher! Sie wissen, dass heute die Europäischen Unionsbürger nach dem völkerrechtlichen Prinzip der Gegenseitigkeit in Österreich auf Bezirksvertretungsebene Wahlrecht genießen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das hat aber nichts damit zu tun!) Da genießen sie es auf Grund des völkerrechtlichen Prinzips der Gegenseitigkeit, weil es Vertragswerke gibt, die zwischen allen Europäischen Unionsmitgliedsländern ausgehandelt und auch unterfertigt wurden. Sie wollen aber am völkerrechtlichen Prinzip vorbei und darüber hinaus auch gegen das Völkerrecht Nicht-EU-Bürgern das Wahlrecht geben (GR Dipl Ing Martin Margulies: Na und?), wo es die Gegenseitigkeit nicht gibt, wo wir umgekehrt nicht die gleichen Rechte haben wie die Bürger, denen Sie die Rechte bei uns geben wollen. Das ist nicht dem Völkerrecht entsprechend. 

Genauso ist es auch beim Verfassungsrecht und beim Verfassungsgrundsatz. (Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.) Schauen Sie, Sie werden doch nicht abstreiten, dass das Prinzip der Gegenseitigkeit ein völkerrechtliches Prinzip ist. Das werden Sie doch nicht abstreiten. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber das Völkerrecht schreibt keine Gegenseitigkeit vor!) Nicht vorschreiben. Aber das ist gelebte Politik seit Hunderten von Jahren auf der Welt, auf dieser politischen Welt. Das ist doch gelebte Politik, gelebte Politik seit Hunderten von Jahren, dass man nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit handelt und nicht das Prinzip der Gegenseitigkeit einseitig durchbricht. 

Und wie kommen die Staatsbürger dazu, dass sie jetzt überhaupt mit so einer Thematik konfrontiert werden müssen? Dass sie als jene Personen, die Rechte und Pflichten haben in diesem Land, plötzlich von Ihnen einen Vorschlag unterbreitet bekommen, ohne gefragt zu werden? Wie kommen die dazu, dass heute jeder, der zu uns zuwandert, kurzfristig alle und die gleichen Rechte wie ein Staatsbürger erhalten soll? Ja, wo gibt es denn das auf der Welt? Wenn ich heute in die Türkei auswandere und dort frage, geh bitte, gebt mir eine Gemeindewohnung, dann schauen mich die an wie ein Autobus. Das gibt es dort gar nicht! Wenn ich heute in die Türkei auswandere und sage, geh bitte, ich möchte ein Wahlrecht haben, dann werden mich die mit noch größeren Augen anschauen. (Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Ihnen schwebt halt vor, die Österreicher zu diskriminieren. Denn dann ist das Staatsbürgerschaftsrecht ja gänzlich ad absurdum geführt, wenn Sie Ihren Gedanken fortsetzen. Und deshalb gibt es ja eine Verfassungsrichtlinie in dem Fall. Deswegen gibt es ja eine Verfassungsbestimmung, die ganz klar und deutlich festgelegt hat, dass Wahlen zu allgemeinen Vertretungskörpern natürlich auch nur von Staatsbürgern wahrgenommen werden können. Und deshalb gibt es auch diese Verankerung. Und die können Sie natürlich verändern, aber nur, wenn Sie eine Zweidrittelmehrheit im Parlament zustande bekommen, sonst ist es illegitim. Sonst ist es einfach illegitim. Und es wird spätestens der Verfassungsgerichtshof, wenn Sie das wirklich so durchpeitschen wollen, wie Sie das vorhaben, mit Sicherheit die Entscheidung in diese Richtung fällen. (GRin Martina LUDWIG: Das überlassen Sie dem Verfassungsgerichtshof!) Das überlassen wir dem Verfassungsgerichtshof. Aber da haben wir auch großes Vertrauen in den Verfassungsgerichtshof (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.), dass dies der Fall sein wird. (Anhaltende Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich glaube, die Nervosität zeigt, dass ihr nicht so ein großes Vertrauen habt in den Verfassungsgerichtshof. Wenn ich mir also dieses laute Schreien hier anhöre, dann entnehme ich daraus, dass ihr kein Vertrauen in den Verfassungsgerichtshof habt. - Also ich habe das Vertrauen in den Verfassungsgerichtshof, weil es ja klar und deutlich festgehalten ist. 

Und Gemeinderatskollege Ulm hat ja auch heute festgehalten, dass hier eine Ungleichheit hergestellt werden würde von Ihrer Seite. Aber dass Sie überhaupt diesen Diskriminierungsansatz so weit durchdenken, ist ja das Entsetzliche, das ist eigentlich das Erschreckende, dass Sie so offen hergehen und die Staatsbürgerinteressen beiseite schieben, die Staatsbürgerschaft aushöhlen wollen und letztlich die ganze Staatsbürgerschaftsrechtsgebung verwässern wollen. Das ist ja das eigentlich Verwerfliche an der ganzen Debatte. 

Und die Staatsbürger werden sich das merken. Und die ganze Debatte, die jetzt in Gang getreten wird, zeigt ja auch, dass die Staatsbürger und vor allem die Wienerinnen und Wiener eigentlich schon sehr traurig sind über ihre letzte Wahlentscheidung, die sie getroffen haben in Wien (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.), sehr traurig sind, weil sie nämlich jetzt die Bestätigung bekommen von Ihnen, dass wirklich solche Irrsinnsideen bei den Sozialdemokraten bestehen und zur Durchsetzung gelangen sollen. Wir werden in den nächsten Jahren die politische Auseinandersetzung leidenschaftlich führen, und ich bin guter Dinge, dass Sie bei dieser politischen Auseinandersetzung dann auch sehen werden, wie der Staatsbürger in der Frage denkt.

Aber folgen wir weiter dem Thema Integration, wo es ja noch viele, viele Themen zu behandeln gibt, wie zum Beispiel der Bereich der Masseneinbürgerungen, wo die GRÜNEN immer wieder verlangt haben, eine Einbürgerungsoffensive für Wien vorzunehmen. Wir brauchen eine Einbürgerungsoffensive; haben die GRÜNEN gesagt. 

Ich frage mich, warum wir eine Einbürgerungsoffensive brauchen, wenn wir die letzten zehn Jahre schon eine Einbürgerungsoffensive erleben. Allein im Jahr 2001 hat die Stadt Wien 13 671 Einbürgerungen vorgenommen, davon 25 Prozent im Rahmen der Ermessungseinbürgerungen, also so nach dem Prinzip: Schauen wir einmal mit dem Daumen, passt es oder passt es nicht. In Ordnung. Dem geben wir es. Ist zwar erst vier Jahre da, aber kein Problem, wir sind ja human. Geben wir sie ihm. Ob er Deutsch spricht oder nicht. Machen wir sozusagen aus einer Ausnahmeregelung die Regel. Machen wir aus einer Ausnahmeregelung die Regel: Der ist wichtig für Wien, und eine Wichtigkeit kreieren wir im Rahmen des Ermessens, und deshalb kriegt er sie vorzeitig. 

Das hätten wir ja gerne überprüft, aber da wird dann natürlich aufgejault, wenn man das überprüfen will, weil man aufgeregt ist, wenn es darum geht, das einmal zu beleuchten. 
Im Jahr 2000 hat man 9 469 Bürger eingebürgert, im Jahr 1999 11 007 und allein in den letzten Jahren gab es 110 887 Einbürgerungen nur in Wien. 

Jetzt nehmen wir einmal Wien her. Wien hat 25 Prozent der Bevölkerung in Österreich, Herr Kollege Schuster. Über 40 Prozent aller Einbürgerungen in Österreich wurden allein in Wien vorgenommen. Na, komisch. Hat das ideologische Gründe? Woran liegt das? Warum ist das so? Man fragt sich. Na klar, natürlich. (GR Jürgen Wutzlhofer: In Kärnten gibt es keine! - Heiterkeit bei der SPÖ.) So ist es ja nicht ganz. Nur, dort wird ihnen nicht unbedingt alles geschenkt. Das ist ein Unterschied. - Aber klar, bei 6 500 Stimmen, die ein Mandat ergeben, da ist das vielleicht schon ganz dienlich. Und wenn man dann auch noch durch Fehlinformationen und Desinformationen versucht, den zugewanderten Menschen darzustellen, pah, da gibt es die böse FPÖ, die ist so böse, die FPÖ, die ist gegen euch, und wenn man mit Desinformation auch noch versucht, ihnen gewisse Dinge einzureden, dann hat man halt die Hoffnung, dass man dort auch alle eingebürgerten Stimmen gewinnen kann. Dass dem nicht so ist, das ist eine andere Geschichte. Aber die Rechnung wird nicht aufgehen, weil viele Zuwanderer in den letzten Jahren erkannt haben, dass sie durch Ihre unkontrollierte Zuwanderungspolitik letztlich selbst zutiefst betroffen sind, weil sie sich mühevoll etwas in dem Land aufgebaut haben, sich einen bescheidenen Wohlstand erwirtschaftet haben und jetzt draufkommen müssen, dass nach Ihren Ideen eine weitere Zuwanderung stattfinden sollte und sie von weiteren, vielleicht noch billigeren Arbeitskräften verdrängt werden sollen. Das war und ist nämlich Ihre Politik. (GR Godwin Schuster: Das ist ja lachhaft!) Ihre Politik war nämlich immer eine Politik, die billigen Arbeitskräfte aus dem Ausland ins Land zu holen und damit österreichische Arbeitnehmer zu verdrängen. Das war Ihre Politik! Wir haben sie beendet. Ich werde Ihnen nachher gleich skizzieren warum. Sie haben immer bei Ihrer Zuwanderungspolitik, solange Sie in der Bundesregierung waren, nie darauf geachtet, Herr GR Schuster, welche Ausbildung derjenige hat, der zu uns kommen will. Sie haben nie danach gefragt. Warum haben wir heute so viele arbeitslose Zuwanderer? - Weil Sie Menschen ins Land gelassen haben, ohne zu fragen, welche Ausbildung er hat, ob wir ihn am Arbeitsmarkt benötigen oder ob er überhaupt nur als Hilfsarbeitskraft tätig sein kann. Sie haben so viele Menschen ins Land gelassen, die keine Ausbildung haben oder nur eine unzureichende, die nur als Hilfsarbeiter hier arbeiten können und letztlich ausgebeutet werden und jetzt draufkommen, dass sie wieder verdrängt werden vom nächsten Zuwanderer, der hereinkommt und eine bessere Ausbildung hat. Und das war Ihre Zuwanderungspolitik! 

Diese Probleme müssen wir jetzt lösen, und wir haben sie gelöst, mit guten Ansätzen. Wir haben sie gelöst mit einem Integrationsvertrag, der endlich einmal hier auch unterscheidet, wo endlich einmal auch zwischen integrationswilligen Zuwanderern und integrationsunwilligen Zuwanderern unterschieden wird. 

Und ich sage Ihnen, Herr Kollege Schuster (GR Godwin Schuster: Ich habe nichts gesagt!): Die integrationswilligen und die fleißigen und anständigen Zuwanderer haben das verdient in dieser Stadt. Die haben es verdient, nicht mit Kriminellen, nicht mit Asylmissbrauchern in ein Boot geworfen zu werden. Die haben das verdient. Und wir haben das endlich als erste Bundesregierung auch so verankert mit dem Integrationsvertrag! Das ist eine Leistung, die Sie nie zu Stande gebracht haben! (Beifall bei der FPÖ.)
Und erstmals ist es auch so: Sie haben ja immer von Schlüsselarbeitskräften gesprochen, Sie haben es aber nie mit einem Gehalt festgemacht. Sie haben Ihre Schlüsselarbeitskräfte nie mit einem Gehalt festgemacht. Bei Ihnen war auch der un- und nichtausgebildete Hilfsarbeiter eine Schlüsselkraft. Bei uns ist eine Schlüsselkraft in Zukunft jemand, der eine gewisse Ausbildung haben muss und der mindestens 28 000 S brutto im Monat verdienen muss. Wir verhindern das, was Sie möglich gemacht haben, dass nämlich jeder, der gar keine Schlüsselkraft ist, als solche verkauft werden kann. Wir haben hier auch endlich eine klare Regelung getroffen. Und bevor man Schlüsselarbeitskräfte ins Land nimmt, schaut man natürlich von Seiten der Bundesregierung, dass man durch rechtzeitige Ausbildungsschienen auch österreichische Arbeitskräfte für die jeweiligen Segmente heranbildet, damit man sich diese so gut wie möglich erspart. Aber auch das ist eine Altlast, die Sie uns übrig gelassen haben, weil Sie nicht rechtzeitig gewisse Berufsausbildungsnischen geschaffen haben und wir hier einen Nachholbedarf haben. Wir müssen letztlich all das in dem Bereich aufarbeiten, was Sie uns an Löchern übrig gelassen haben, an Fehlern verursacht haben. Da haben wir jetzt die Verantwortung zu tragen. Wir erfüllen sie mit Sicherheit sehr gewissenhaft und korrekt, und in dem Bereich goutieren das auch die Österreicher. 

Interessant ist ja auch, wenn von den Sprachkursen immer wieder gesprochen wird, wie tolle Angebote Wien in dem Bereich möglich gemacht hat. Und dann kriege ich ein schönes Heft von der Volkshochschule Floridsdorf, wo also steht: Mitteilungen Nummer 6, Programm und Bildungszeitschrift, Frühjahrsprogramm 2002. Ich schaue natürlich interessiert hinein, weil ja die Stadt Wien und vor allem die StRin Brauner immer sagt: Wir in Wien, wir leben ja Integration, bei uns lernen ja die Zuwanderer die Sprache. Sie können sie alle perfekt. Ich wundere mich nur immer, wenn ich dann Staatsbürger treffe, die Neo-Österreicher sind und kaum Deutsch sprechen. Da wundere ich mich nur immer, wie das in der Stadt Wien überhaupt möglich ist, bei diesen tollen Integrationsprogrammen, die es angeblich seit einem Jahrzehnt gibt. Und dann schaue ich da hinein bei der Volkshochschule Floridsdorf und sehe 33 Sprachange-
bote, Sprachkursangebote. Da wird also Dänisch unter anderem angeboten, Finnisch, Französisch, 13 Kurse auf Französisch, Gebärdensprache, 4 Kurse Italienisch, 32 Kurse Kroatisch, 2 Kurse Neugriechisch auch. Also wunderschön, toll. 

Aber Deutschkurse gibt es eventuell einen. Eventuell einen dort. Und da wird das dann hier wie folgt beschrieben - ich zitiere -: "Im Rahmen der Sprachoffensive der Gemeinde Wien wird es wahrscheinlich im kommenden Semester wieder geförderte Kurse geben." Wahrscheinlich. So schaut die Sprachoffensive der Stadt Wien aus, dass es vielleicht einen Kurs gibt im Jahr 2002, einen Kurs, während man sogar zig exotische Sprachen findet, die dort angeboten werden. Man ist aber nicht fähig, wirklich eine Sprachoffensive im Bereich Deutsch anzubieten, damit wir eben eine Situation schaffen und erreichen können, dass die Zuwanderer wirklich gesichert Deutsch lernen können. - Das ist natürlich wirklich ein Schwächezeichen. 

Und da sind wir auch gleich beim Integrationsfonds, beim Integrationsfonds, der heute auch schon erwähnt wurde vom Gemeinderatskollegen Ulm, wo ja die SPÖ-Margareten in einer sehr intensiven, personell besetzten Häufung vorkommt, keine Frage. Die StRin Brauner kommt ja aus der SPÖ-Bezirksgruppe Margareten, da muss man ja die Freunderln bedienen. (GRin Josefa Tomsik: Siehe Gaugg!) Das verstehe ich schon. Aber es ist halt nicht korrekt. 

Der Integrationsfonds hat ja seit dem Jahr 1993/94 "nur" knapp über eine halbe Milliarde S an Subventionsgeldern bekommen von der Stadt Wien. Das sind ja wirklich Peanuts. Über eine halbe Milliarde S Subventionsgelder ist ja nichts. Er hat wirklich wenig Geld gehabt, um die Integration in der Stadt voranzutreiben. Das muss man ja wirklich sagen. Da haben wahrscheinlich einige Milliarden gefehlt. 

Ich denke, dass es anders aussieht. Ich denke, dass viele dieser Gelder, die an Subventionen in diesen Verein gelaufen sind, leider Gottes nicht in den Bereich der Integration geflossen sind, sondern in parteipolitische Agitationsgeschichten, in diverse Plakate, wo man wieder schön gegen die Bundesregierung wettern kann. Was das aber im Bereich der Integration bewirken soll, das frage ich mich wirklich. Und da hat der Integrationsfonds letztlich auch bewiesen, dass er in dieser Stadt gescheitert ist. 

Und Gemeinderatskollege Ulm hat ja auch angesprochen die Kürzungen, die stattfinden sollen. Außenstellen sollen gestrichen werden, von 7 auf 5 gekürzt werden. Es wird vielleicht nach außen als Verschlankung, als effiziente Verschlankung dargestellt. Also in Wirklichkeit sind halt zwei Außenstellen ein bissel selbständig geworden, und diese Selbständigkeit gilt es sofort im Ansatz zu ersticken. Jetzt muss man halt hergehen und muss gleich wieder reduzieren, damit man ja nicht eine Verselbständigung stattfinden lassen kann. 

Es ist lustig, dass die GRÜNEN heute nichts in dem Bereich erwähnt haben, denn ich habe es vor allen Dingen auch immer wieder in Diskussionen und Gesprächen von grün-interessierten Mitmenschen in dieser Stadt gehört, dass hier wirklich Unglaubliches stattfindet. Ich wundere mich, dass Ihre nicht vorhandene Koalition - aber doch SP-Treue, obwohl es keine Koalition gibt - so weit geht, dass Sie diese Themen in diesem hohen Haus nicht ansprechen und halt die so genannten Grün-Roten-Projekte so in den Vordergrund stellen, dass man eigentlich überhaupt keine Oppositionspolitik in diesem Haus mehr betreibt, weil man es sich nicht verscherzen will mit den Genossen, um ja irgendwo bedacht zu werden, vielleicht einen kleinen Verein wieder subventioniert zu bekommen, wieder ein kleines Projekt subventioniert zu bekommen. Das ist halt zutiefst menschlich, was Sie hier im Gemeinderat darlegen mit Ihrer Politik, und das ist auch für uns letztlich eine traurige Situation, dass das so von Ihnen politisch dargelegt wird und gelebt wird. 

Wir haben aber auch den Punkt ganz kurz noch anzusprechen, weil heute Frau Kollegin Vana von Frauenpolitik gesprochen hat. Ich frage mich ja nur, wann man endlich von Seiten der Stadt Wien, so wie das im Integrationsvertrag jetzt endlich eine Verankerung findet, auch den zugewanderten muslimischen Frauen die Möglichkeit bietet und ihnen hilft, sich aus dem familiären Druck, der oftmals stattfindet, auf Grund der Religion heraus begründet, zu emanzipieren, endlich auch konkret in diesen Bereich hineintritt mit konkreten Angeboten, um nicht eine Zweiklassengesellschaft in dieser Stadt zu fördern. Die sieht man aber leider Gottes in dieser Stadt. Man erlebt leider Gottes in dieser Stadt, dass viele muslimische Frauen noch immer als zweite Wahl betrachtet werden von manchen, auch wirklich so behandelt werden, als hätten sie nicht die gleichen Rechte, wie man sich das wünscht. Und auch da erwarte ich mir endlich einmal von Ihrer Seite konkrete Maßnahmen, die nicht nur in Lippenbekenntnissen enden, sondern die auch wirklich zu einer Verbesserung in diesem Bereich führen. 

Ich glaube, ich werde die anwesenden Damen und Herren, vor allen Dingen der Regierungspartei, nicht länger quälen. Es war ausreichend heute. Aber ich freue mich natürlich immer wieder, wenn ich Ihnen den Spiegel vorhalten kann. Es macht immer wieder Spaß, es ist immer wieder ein Vergnügen, zu sehen, wie Sie dann auf gewisse Dinge reagieren. Ich denke, Sie sollten trotzdem einmal so weit sein, gewisse Dinge auch zu beleuchten, in Frage zu stellen und vielleicht auch bei dem einen oder anderen Genossen in Europa sich einmal etwas abzuschauen und auch vielleicht sich einzugestehen, Fehler gemacht zu haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Margulies gemeldet. - Bitte schön. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die tatsächliche Berichtigung bezieht sich nicht auf Herrn Strache, sondern auf Herrn Ulm. Es geht nämlich um Folgendes, Herr Ulm: Sie haben gesagt, die ÖVP schützt den Rechtsstaat.

Ganz so war diese Situation, wie ich sie von der Demonstration in Erinnerung habe, nicht. Es war so, dass die Demonstration der Rechtsextremisten, obwohl alle maßgeblichen Organisationen, seien es parteipolitische Organisationen, Non-profit-Organisationen, im Vorfeld darauf hingewiesen haben, dass es sich bei diesen Demonstranten um Neonazis handelt - Sie wissen, welche ich meine, die vom Heldenplatz, wo die Rechtsextremisten gestanden sind und nachher durch die Kärntner Straße marschiert sind und "Sieg heil!" geschrieen haben -, von einem ÖVP-Innenminister nicht untersagt wurde, sondern Sie haben sie demonstrieren lassen. So schützen Sie den Rechtsstaat! 

Zweiter Punkt: Sie haben nicht einmal den Anstand, den Ihr Kollege Khol erwiesen hat, indem er sich verglichen hat mit dem Kollegen Öllinger und dem Kollegen Van der Bellen, vor allem mit dem Kollegen Öllinger, und festgestellt hat, dass er den Vorwurf, der Kollege Öllinger habe sich an gewalttätigen Auseinandersetzungen beteiligt, nicht mehr länger aufrecht erhält. 

Aber Sie versuchen genau dasselbe, was der Khol vorher gesagt hat. Sie rücken Menschen - und da gebe ich Ihnen in einem Punkt Recht: Ja, ich habe demonstriert -, die gegen wiederaufkeimenden Rechtsextremismus demonstrieren, in die Nähe von Gewalttätern. Das ist Ihre Politik und diese Politik ist verabscheuenswürdig. 

In Frankreich haben Hunderttausende Menschen demonstriert nach dem Wahlerfolg von Jean-Marie Le Pen, der Schwesterpartei der Freiheitlichen Partei in Österreich. Da ist es legitim, weil die vertreten in der Integration ungefähr dieselben Inhalte: Jean-Marie Le Pen und Heinz Christian Strache. Da sind Millionen fast auf die Straße gegangen und haben demonstriert. 

Das würde ich mir in Wien erwarten, und das würde ich mir auch von einer ÖVP erwarten, dass sie sagt: Wir demonstrieren gegen Rechtsextremisten. Und nicht, dass versucht wird, diejenigen Menschen, die gegen Rechtsextremisten demonstrieren, ins gewalttätige Eck zu rücken. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste tatsächliche Berichtigung: Herr GR Strache. - Bitte schön. 

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Zur tatsächlichen Berichtigung. Herr Kollege Ulm hat heute ein Zitat, soweit ich es gehört habe, von einer Rede von mir verlesen, hat aber offensichtlich den Inhalt nicht ganz verstanden und hat es deshalb sozusagen auf einen falschen Ort verlegt, nämlich auf das Kirchweger-Haus. 

Gemeint war damals von mir die rechtswidrige Demonstration am 13. April, die zwar angemeldet wurde, aber nicht genehmigt worden ist, wo Herr Gemeinderatskollege und Sicherheitssprecher Schuster hier freudig hineingerufen hat: "Auch ich war dabei, auch ich war als Sicherheitssprecher bei einer rechtswidrigen nicht genehmigten Veranstaltung und Demonstration." Das ist sozusagen das, was auch wirklich passiert ist und Sache ist.

Und zum Herrn Kollegen Margulies. Faktum ist, Herr Kollege, am 13. April hat es eine angemeldete und genehmigte Veranstaltung am Heldenplatz gegeben, die vom roten Polizeipräsidenten auch legitimiert worden ist als ordnungsgemäße, legitime, auch rechtsstaatliche Veranstaltung. Im Gegenzug hat es eine Gegenveranstaltung gegeben, die nicht ordnungsgemäß war, die rechtswidrig war, wo es zu massiven Gewalttätigkeiten gekommen ist - und wir haben es hier ja auch schon einmal in der Aktuellen Stunde behandelt -, wo mit Pflastersteinen geworfen wurde und wo man mit Eisenstangen auf Polizeibeamte losgegangen ist mit dem Wissen, dass man in Kauf genommen hat, Menschen schwer verletzen, ja vielleicht sogar umbringen zu können. Und da waren nun einmal auch Politiker der Grünpartei dort. Da waren auch grüne Gemeinderäte dort neben sozialistischen Nationalratsabgeordneten und auch der GR Schuster. Und da muss man bitte schon auch klar und deutlich sagen können und auch müssen: Es haben bitte Gemeinderäte nichts bei gewalttätigen und vor allem rechtswidrigen Veranstaltungen zu suchen! Und ich erwarte mir eigentlich, dass, wenn so etwas passieren sollte, derjenige, dem so etwas passiert, weil es kann ja vielleicht einmal passieren, dann sich auch herausstellt und sagt: Ich distanziere mich von dieser Gewalt, ich habe damit nichts zu tun und ich will damit nichts zu tun haben. Solange das nicht passiert, hat man den fatalen Eindruck, dass Sie diese Gewalt verherrlichen, unterstützen und dahinter stehen, und das ist mit Sicherheit nicht die Art und Weise, die man von Politikern erwartet! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine weitere tatsächliche Berichtigung von Herrn GR Schuster. - Bitte schön.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Geschätzter Gemeinderat!

Nachdem nun zum zweiten Mal auf eine Demonstration hingewiesen wurde, bei der ich dabei war, und ich war nicht bei einer Demonstration dabei, Kollege Ulm, die zum Kirchweger-Haus geführt haben soll, sondern ich war bei einer Demonstration dabei, die vom Westbahnhof weggegangen ist und über die Mariahilfer Straße und Ring dann Richtung Ballhausplatz geführt hat, da war ich dabei, sage ich Ihnen, ich würde wieder mitgehen und ich würde 100 Mal wieder mitgehen, wenn damit verhindert werden könnte, dass dieser Rechtsextremismus hier in diesem Land hoffähig gemacht wird! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP.) 

Wenn Sie sich - und die Möglichkeit haben Sie wahrscheinlich mehr als ich - die Polizeiaufzeichnungen anschauen, und ich bin auf diese hingewiesen worden, dann werden Sie feststellen können, wie sehr sich der GR Schuster bei dieser Demonstration dafür verwendet hat, dass eine Eskalation, wie sie in der Tat stattgefunden hat, nicht verstärkt wird. Wenn Sie sich diese Videobänder anschauen würden, dann würden Sie feststellen, wie sehr wir uns bemüht haben, auch seitens der Demonstrationsleitung - und da sage ich Hut ab vor den Jungen, die sich hier engagiert haben -, wie sehr sich diese bemüht haben, eine Gruppe von vielleicht 100, die sich hier in diesen Bereich reingedrängt haben, zu isolieren und mit dem restlichen Teil der Demonstranten hier nicht zu vermengen. Das müssten Sie ganz einfach feststellen.

Nur ich sage Ihnen in aller Ehrlichkeit: Ursache dafür ist die Möglichkeit gewesen, dass die Rechtsextremen am Heldenplatz demonstrieren durften (GR Heinz Christian Strache: Der Wiener Polizeipräsident ist ein Sozialist!), am Heldenplatz demonstrieren durften. Das war die Ursache und das ist eigentlich das, was uns alle so irritiert hat, dass das stattfindet. (GR Heinz Christian Strache: Der Wiener Polizeipräsident ist ein Sozialist!) Und das findet unter einem ÖVP-Minister statt, der ständig in aller Öffentlichkeit behauptet, die Kriminalitätsrate geht zurück und das Gegenteil ist leider der Fall! Der ständig behauptet, es gibt mehr Uniformierte auf der Straße, aber das Gegenteil ist leider der Fall und ich sage Ihnen ... (Aufregung bei der ÖVP.) 

Ja, es ist Ihnen unangenehm, nur all diese Dinge könnten nicht passieren, wenn ausreichend Personal bei der Wiener Polizei gegeben ist, die sich redlich bemüht hat, all dies zu verhindern. Nur, in der Kärntner Straße gab's offensichtlich ganz einfach keinen Kriminalbeamten, der da einschreiten konnte! (Aufregung bei GR Heinz Christian Strache. - Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Tomsik. Ich erteile es ihr.

GRin Josefa Tomsik (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

"Eines haben wir hier gemeinsam: Jeder Einzelne, und das ist das Einzige, was wir gemeinsam haben, sieht anders aus und ist anders." 

Diese Worte hat hier jene 15‑jährige Schülerin anlässlich des Redewettbewerbs der Landesschulreferats als ersten Satz zum Thema "Integration" gesprochen, die die Preisträgerin geworden ist. Dort waren AHS-SchülerInnen, BHS-SchülerInnen. Sie ist aus einer - was wir da oft schon hören - so genannten Restschule - nicht in unserem Sinne, sondern von den Oppositionsparteien -, nämlich aus dem Polytechnischen Lehrgang in der Brigittenau und hat die beste Arbeit gemacht. Sie ist von allen Juroren an die erste Stelle gereiht worden. Gestik, Inhalte und Sprache wurden hier gewertet.

Meine Damen und Herren! Einer der Juroren, dem ich nichts Böses anhängen will, hat gefragt - sie ist hübsch, jung, schwarzhaarig -: "Aus welchem Land kommen Sie?" Und sie hat gesagt: "Ich komme aus Österreich." "Na ich meine, wo sind Sie geboren?", hat er weiter gefragt. Und sie antwortete: "Ich bin in Wien geboren. Ich bin Zigeunerin, ah nein, jetzt sagt man Roma." 

Dieses Mädchen mit 15 Jahren sollte uns hier alle zum Nachdenken bringen, ob wir bei manchen Wortmeldungen nicht über die Stränge schlagen und hier nicht nachdenken, dass es bei manchen dieser Aufgaben, die unser Ausschuss hat - Integration, Frauenfragen, Personal, Marktamt -, um ein Miteinander, um Menschen geht. Hier geht es um Menschen, egal aus welchen Herkunftsländern sie sind. Hier geht es um Menschen, die nicht unbedingt eine Hochschulbildung haben, aber eines haben - so wie es die Sabrina bewiesen hat, die den ersten Platz hier gemacht hat -: Intelligenz und Herzensbildung. 

Das ist in allen unseren Ausschüssen von größter Wichtigkeit und manchmal habe ich das Gefühl, leider wird es zeitweise nur von den Sozialdemokraten weitergeführt. Und hier meine ich, sollten wir von dem 15‑jährigen Mädchen lernen, die jetzt die Chance hat, durch die gute Ausbildung, die sie beim Polytechnischen Lehrgang gemacht hat, in eine AHS zu gehen und hier die Matura zu machen, wo sie vor Jahrzehnten auch in Österreich keine Chance gehabt hätte, weil sie ein Roma-Kind ist und weiter geblieben wäre. Nehmen wir uns selbst bei der Nase und sagen wir: Denken wir einmal nach. 

Und ich werde wirklich wahnsinnig, ich bin keine Juristin, aber wenn sich hier ein Gemeinderat herstellt, das Völkerrecht über 100 Jahre zurück strapaziert, das Verfassungsrecht hier um Fragen, die die Menschen in Wien betreffen, strapaziert, nicht einmal in ganz Österreich, dann frag' ich mich, ob Sie wirklich solche Heuchler sind, dass Sie hier schön reden, aber wenn es dann um Taten geht, da vergessen wir das! 

Und wenn hier die FPÖ über den Integrationsfonds was Schlechtes sagt, dann seh' ich es ein, denn die haben ja nicht einmal mitgestimmt und waren nie im Forum. Wenn aber die ÖVP, wo noch einer der Vizepräsident der ehemalige GR KARL ist, und der Kollege Ulm hier hergeht und sagt: Wieso kann ein Geschäftsführer des Integrationsfonds ein sozialdemokratischer Funktionär sein? - dann sag’ ich: Na Gott sei Dank, haben wir hier Wien, und soll es nie so weit kommen, wie es jetzt bei der neuen Bundesregierung ist, dass egal, wer dort ist, wenn er nicht den Blauen und der ÖVP angehört, dann kommt er überhaupt nirgends rein! Und der beste Beweis ist für mich der Herr Gaugg, der in einen Sozialversicherungsträger kommt und überhaupt keine Ahnung, wenig Ahnung - ich will ihn jetzt nicht schlechter machen - von der Sozialversicherung hat. Dann freu ich mich, lieber Hannes Seitner, dass du ein Funktionär der SPÖ-Margareten bist und trotzdem Geschäftsführer des Wiener Integrationsfonds bist. (Beifall und Heiterkeit bei der SPÖ.) 
Ich hoffe, wir kommen in den Genuss, die Dienstprüfung vom Herrn Gaugg hier zu sehen. Auf das freu' ich mich! Ich komme aus der Sozialversicherung, Kollege Serles, wie Sie ja wissen, und ich weiß, dass es nicht sehr leicht ist, eine Dienstprüfung in der Sozialversicherung, die A‑Prüfung, zu machen, geschweige denn die B‑Prüfung. Das müssen Sie in wenigen Monaten machen, so wie die Kolleginnen und Kollegen in der Sozialversicherung innerhalb eines halben Jahres. Und dann würde ich sagen: Hut ab vor dem Herrn Gaugg. Er ist wahrscheinlich wirklich gescheiter als alle annehmen. Das würd' ich da hier sagen und ich sage hier nichts Diskriminierendes gegen den Herrn Gaugg. Ich weiß nur, dass, wie er dort reingekommen ist, mehr als eigenartig war. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber dafür wäre er gerne pragmatisiert!) Ja, und einen Sondervertrag muss man auch noch haben und nicht darüber nachdenken, wie es halt so bei der Sozialversicherung ist, dass es hier nicht unbedingt nur Sonderverträge gibt. (GR Kurt Wagner: Er darf eh nur 66 000 S verdienen!)
Zum Integrationsvertrag, den sowohl der Kollege Ulm als auch der Kollege Strache hier so hochgejubelt haben, denk' ich mir, ich nehme an, Sie haben diesen Integrationspakt, -paket - ein Vertrag würde zwei Partner brauchen, da gibt es nur einen und das ist die Bundesregierung und die Länder müssen es dann natürlich vollziehen -, also den Integrationspaktvertrag nicht genau gelesen, weil sonst können Sie doch nicht sagen: Wir denken, dass Schlüsselkräfte mit einem Mindesteinkommen von 1 900 EUR - ich glaub', 1 900 EUR sind's, also zirka 27 000 S - dann hier herkommen. Dass es aber auch Schlüsselkräfte gibt, wie Heimhilfen und Krankenschwestern - und das sind für mich Schlüsselkräfte, nicht nur Hightech-Ingenieure, das sind die Schlüsselkräfte, die wir hier brauchen -, und wir sagen dann, sie können nur zu diesem Betrag kommen, denn nur dann sind sie Schlüsselkräfte, also da möchte ich sagen. Ich gratulier' Ihnen, weil Sie wissen anscheinend nicht, wie die Menschen bezahlt sind! Wenn ich in einem Glashaus sitze und zwar mit Steinen werfe, aber nicht darüber hinausschaue, nicht über den Rand, dann weiß ich auch nicht, was eine Krankenschwester eigentlich verdient und was eine Schlüsselkraft verdient, auch ein Arbeiter, den wir vielleicht brauchen. Sie haben keine Ahnung, nehm' ich an, weil sonst könnten Sie so etwas nicht sagen! 

Wenn Sie hier immer wieder sagen, dass die Integrationspolitik in Wien zum Schmeißen ist - ich sag's jetzt mit meinen Worten, aber so ungefähr klingt es ja -, dann möchte ich sagen, anscheinend haben Sie auch hier keine Ahnung, was Integrationspolitik in Wien ist. Sie lesen nichts, Sie schauen sich nichts an, Sie sehen nicht, dass es hier Querschnitte über alle Magistratsabteilungen gibt, wo auch Integrationspolitik durchgeführt wird. Die Krokodilstränen, die der Kollege Ulm über's Wahlrecht vergießt, sind nicht echt - wie ungut nur die Sozialdemokraten sind und eigentlich wieder die armen Ausländer diskriminieren, dass sie bei der Bezirksvertretungswahl ihr Wahlrecht nicht ausüben können, die armen Ausländer, die jetzt zur Wahl gehen dürfen und bei den Hoheitsgebieten wie dem Bauausschuss, Bezirksvorsteher und die Gartenzwerge - ich hoffe, der Vorsitzende unserer Fraktion im Gartenverein, der Kollege Oxonitsch, ist nicht böse, wenn ich immer sag' "die Gartenzwerge", ich weiß schon, die Kleingartenvereine - dürfen sie nicht drinnen sein. Das wär' ja diskriminierend. Also das ist der größte Schmäh, den ich überhaupt je in meinem Leben gehört hab'! 

Wenn Sie hier die politische Hegemonie ansprechen, dann frag' ich mich, Kollege Ulm - ah ja, er ist eh da -, ob Sie wissen, was das heißt. Ich nehme an, Sie wissen es, Sie sind ja ein Jurist und Sie werden das auch verstehen, nämlich wenn hier der Kollege Seitner in einer Sektionsveranstaltung die politische Hegemonie für die Sozialdemokraten in Anspruch genommen hat, dann heißt das, die geistige Vorherrschaft im Rahmen auch der Demokratie. Ich glaube, dass nicht sehr viel andere Parteien hier eine geistige Vorherrschaft für Integrationspolitik in Wien haben werden! 

Mir tut es jetzt Leid, dass Ihr neuer Parteiobmann nicht da ist. Sie werden wahrscheinlich die Aussendung kennen, wo er ja sogar Ansätze gezeigt hat, die uns eher gefallen würden, nämlich: "Hier in der Ausländerpolitik müsse man anerkennen, dass Österreich Zuwanderung braucht. Man müsse aber auch auf die Ängste der Menschen eingehen." Und dann: "Wien war immer eine multikulturelle Stadt. Unsere Stärke war es immer, Fremde zu Wienern zu machen." Da muss ich sagen, Sie sehen das nicht so, Sie sehen das ein bisserl anders, wenn ich mir das da jetzt richtig angehört habe. Ein Wahlrecht gehört zu einem Demokratiebewusstsein! Und wenn vor mehr als 80 Jahren in Österreich nicht das Frauenwahlrecht gefordert und dann umgesetzt worden wäre, dann hätten wir so wie in der Schweiz das Wahlrecht erst vor fünf, sechs Jahren in den eigenen Kantonen bekommen. Aber auch damals war es für die Männer die größte Angst, wenn Frauen wählen können. Wer weiß, was die für einen Blödsinn machen. Ich weiß das aus Erzählungen meiner Großmutter, die damals schon für das Frauenwahlrecht gekämpft hat. Also da hat sich nicht viel geändert. Und vor allem immer, wenn es um Frauenförderung, Frauenpläne und Vereine geht, dann wird die ÖVP so hektisch. 

Jetzt tut es mir Leid, dass sich der Kollege Prochaska so aufgeregt hat. Ich hab' mir gedacht, was ist denn auf einmal passiert? Die Kollegin Vana hat hier gerade berichtet, dass Frauengruppen vom Bund keinen Zuschuss mehr bekommen, was ja stimmt, das ist ja keine falsche Antwort. Ich hab' die Kollegin Vana so verstanden, dass die Frauen jetzt ganz besonders kontrolliert werden, aber bisher ist noch nichts herausgekommen, das gegen ein Gesetz verstoßen hat. Der Kollege Prochaska aber ist da fast ausgezuckt! Da hab' ich mir gedacht: Gut, ich muss eine Frau nicht unbedingt wollen, aber ich kann doch Frauengruppierungen und Frauenvereine, die etwas tun, dass sich Frauen wohl fühlen, dass sie mehr lernen können, dass sie hier etwas durchführen können, was bisher halt nur Männern erlaubt war, akzeptieren. Gut, ich mein', ich reg' mich auch nicht auf, wenn es Männer-
vereinigungen gibt. Mir gefallen sie nicht, mir passen sie nicht. Mir passt auch nicht, dass es ein Männerbüro im ehemaligen Frauenministerium gibt, aber wegen dem fall' ich nicht aus und werd' nicht hektisch. Das möchte ich hier dazusagen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Ich möchte hier noch auf Frau Kollegin Vana eingehen und auf ihre Ausführungen, die sie hier gebracht hat. Ich denke mir, wenn Sie hier sagen, Frauenpolitik wurde überhaupt nicht erwähnt, dann geb' ich Ihnen Recht - nicht von sehr vielen der vorherigen Debattenredner. Aber wenn Sie hier auch sagen, dass Wien nicht anders ist und es nicht besser macht, weil zum Beispiel beim WAFF spezielle Frauenprojekte nicht gefördert werden, dann hat Ihnen hier die Kollegin Frauenberger, glaube ich, und die Kollegin Martina LUDWIG bei einer Anfrage in fast 20 Minuten vorgelegt, was der WAFF alles macht, vor allem bei arbeitspolitischen Themen für Frauen. 

Hier möchte ich wirklich was ganz Neues vorstellen. Das ist "FRECH", das heißt, Frauen ergreifen Chancen, und ich glaube, dass das zu Frauen passt. FRECH und hier Chancen zu ergreifen, denn als das Wahlrecht für die Frauen vor mehr als 80 Jahren eingeführt wurde, mussten die Frauen frech sein, denn sonst hätten sie kein Wahlrecht bekommen. Ich denke, dass die jetzige Wahlrechtsdebatte über 16‑Jährige zur Wahl und mit ausländischen Mitbürgern, die schon fünf Jahre in Wien sind, natürlich auch in den Augen der meisten Oppositionsparteien außer den GRÜNEN frech ist, dass man so etwas überhaupt verlangt, und an und für sich: Ihr werdet schon sehen, die Verfassungsrichter werden anders entscheiden. Wieso das jemand wissen kann, wenn er nicht im Verfassungsgerichtshof ist, stimmt mich ein bisschen bedenklich.

Ich denke aber auch, dass wir hier wirklich gerade bei Frauenprojekten, auch in den letzten Jahren als Gemeinde Wien, wenn es vor dem Zusperren war, ausgeholfen haben. Aber Frau Kollegin Vana, es kann wirklich nicht sein, dass die Gemeinde Wien alle Projekte übernimmt, wo der Bund gestrichen hat! Das wird nicht möglich sein, weil wir dann - ich hoffe, ich darf das sagen - einen Geldscheißer brauchen und den haben wir leider nicht. 

Das muss ich sagen, aber ich denke, dass wir gerade auf dem frauenpolitischen Sektor hier in Wien sehr viel durchgeführt haben, zum Beispiel mit den Gleichbehandlungsbeauftragten, die jetzt in der zweiten Periode sind und die hier wirklich alles Mögliche über das Gleichbehandlungsgesetz durchführen, sodass Frauenförderungspläne in allen Magistratsabteilungen durchgeführt werden können. 

Zu dem, was Sie gehabt haben vom wien.at., kann ich Ihnen nur sagen, es waren zirka 70 Anmeldungen. Wir nehmen an, dass ein Großteil davon Frauen waren, weil es ja in dieser Gehaltsgruppe leider 80 Prozent Frauen gibt. Wir hätten natürlich auch viel lieber, dass in den höheren Gehaltsgruppen mehr Frauen sind, und hier haben wir schon einen guten Weg gewählt. Denn eines ist ganz klar, dass hier natürlich sehr viel mehr auch in das Denken der Frauen reinkommen muss: "Auch ich kann etwas." Ich weiß schon, dass es oft sehr schwierig ist, dass man hier sagt: Warum meldest du dich nicht, du bist eh gut. Und meistens sagen dann die Frauen: Na ja, ich weiß es nicht, ich glaube es nicht, weil da werden andere schon da sein. Aber dieser Prozentsatz der Frauen, die vor ihrer eigenen Courage eine Angst haben, hat sich ja Gott sei Dank verringert und dadurch sind hier auch Kurse und frauenpolitische Förderungsprogramme sehr im Ansteigen. 

Ich denke hier auch, und das muss ich jetzt doch noch sagen, dass von allen Politikern und Politikern der Opposition manchmal so Drohgebärden gegen die sozialdemokratische Mehrheit kommen, hier vor allem von der FPÖ. Sie werden schon schauen, wie die Wahlen ausfallen, Herr Kollege Strache! Seit der letzten Nationalratswahl, egal welche Wahl wo geschlagen wurde, seien es Personalvertretungswahlen, seien es Betriebsratswahlen, hat die FPÖ verloren, und das können Sie ja nicht wegstecken! Sagen Sie mir eines: Wo hat die FPÖ ... (GR Dr Wilfried Serles: Das ist falsch! - GR Heinz Christian Strache: Aber das ist doch falsch!) Bitte? (GR Dr Wilfried Serles: Das ist falsch! - GR Heinz Christian Strache: Das ist doch falsch!) Ich hab' gesagt, angefangen von den Nationalratswahlen haben Sie, egal welche Wahl es war, verloren, und das stimmt! (GR Heinz Christian Strache: Das stimmt nicht!) Ja, sagen Sie mir dann halt vielleicht, wo Sie etwas ... (GR Heinz Christian Strache: Die Personalvertretungswahlen in Wien!) Die Personalvertretungswahlen in Wien haben Sie gewonnen? (GR Heinz Christian Strache: Da haben wir dazu gewonnen!) Wo haben Sie zugelegt? (GR Heinz Christian Strache: Spitäler!) Wo haben Sie zugelegt? Wo, wo? (GR Heinz Christian Strache: Spitäler!) Na, nur bei den Straßenbahnern, aber nur bei den Straßenbahnern! Lesen Sie doch die ganzen Wahlergebnisse! (Aufregung bei der FPÖ.) 

Ich hätte überhaupt eine Bitte, Herr Strache. Sie nehmen ja alles sehr lustig. (GR Heinz Christian Strache: Das ist es auch!) Wenn Sie hier das Kindergeld angesprochen haben und wie gut es den Frauen geht, wenn sie jetzt 6 000 S Kindergeld haben, dann können Sie nur Ihr eigenes Klientel meinen, die reiche Eltern haben, reiche Schwiegereltern haben, wo Sie egal von wem hier unterstützt werden. Wenn Sie hier sagen, dass eine Arbeiterin - aber das habe ich doch schon ich weiß nicht wie oft gesagt -, eine Angestellte, die im Handel tätig ist, dann mit einem Kleinkind arbeiten gehen kann, dann liegen Sie so falsch wie nur irgendwas! Sie wird sich das nämlich nicht leisten können, nicht irgendeine Betreuung, weil sie das ja dann bezahlen muss. Kinderbetreuungseinrichtungen, Krippenplätze sind zwar in Wien da, aber sonst nirgends in ganz Österreich. Jetzt nehme ich halt an, Sie hören auch von Ihren Nationalräten etwas, Sie nehmen das und das ist gut. 

Kindergeld ist gut, sagen natürlich alle, die nicht aus einer Versicherungsleistung einen Anspruch auf das Karenzurlaubsgeld gehabt hätten. Alle anderen Dienstnehmerinnen, die einen Anspruch auf Karenzurlaubsgeld auf Grund der Versicherungsleistung gehabt haben, verfallen, denn sie können sich das nicht leisten, weil es gerade durch die Versicherungsleistung möglich war, das Karenzurlaubsgeld in einer Höhe zu haben, die dem vorherigen Lohn in Prozentanzahl entsprochen hat. Also das kann ich Ihnen nicht so vorwegnehmen!

Ich möchte hier auch noch zum Integrationsfonds etwas sagen. Sie wissen, ich bin ein Fan vom Integrationsfonds, vielleicht weil es nur mehr zwei gibt, die von Anfang an dabei waren, nämlich der Mag Schüller und meine Wenigkeit. Da denkt man sich: Ist das geschehen, was ich mir vorgestellt habe? Vielleicht in manchem wünsche ich mir mehr, in manchem weniger. Aber wenn Sie hier zu den Außenstellen sagen, von sieben auf fünf, wie arm die nicht sind, dann muss man sagen, gerade Sie haben alle gesagt, man muss ja Umstrukturierung machen. Als eine Vertreterin des Bezirks, der die erste Außenstelle gehabt hat, nämlich die in der Brigittenau, wo die FPÖ damals die Zustimmung gegeben hat - als ich das da einmal gesagt habe, habe ich Drohanrufe bekommen, weil Sie dann gesagt haben, das war nicht wahr, es ist aber wahr -, möchte ich Ihnen etwas zum Lesen geben, weil Sie auch über Sprachkurse sprechen. 

Lieber Herr Kollege Strache, würden Sie mir eine Minute zuhören, dann können Sie weiterplaudern, weiterlachen, aber hier gebe ich Ihnen ein Exemplar Sprach- und Bildungsoffensive. Ich nehme an, Ihre Parteifreunde, die im Ausschuss sind, werden es Ihnen schon gegeben haben, aber ich gebe Ihnen ein einzelnes Programm, ein einzelnes Buch, damit Sie auch genau durchlesen können (GR Heinz Christian Strache: Sind da Sprachkurse drinnen?), wo überall Sprachkurse stattfinden, nicht nur in den Volkshochschulen, sondern zum Teil in den Vereinen und zum Teil bei anderen Organisationen, die Sprachkurse anbieten.

Das Zweite ist - ich weiß, ich hoffe, ich krieg' jetzt keine übern Kopf -, alle, die im Integrationsfonds vertreten sind, haben ein Konzept "Außenstelle neu". Ich übergebe Ihnen das auch, weil ich denke, wenn Sie es vielleicht lesen, begreifen Sie, was gemeint ist. Ich reiße nur was heraus, weil ich mir da was draufgeschrieben hab', aber das hat nichts mit ... Das sind die Beratungsstellen, das kann man bestimmt noch nachreichen, aber da ist wirklich von mir ein Plan gezeichnet, dass ein Mensch ... (GR Heinz Christian Strache: Ich kenne es! Ich habe es! Es ist sehr dürftig! Sehr, sehr dürftig!) Ach so, dann ist ja nicht ... (GR Heinz Christian Strache: Sehr dürftig! Sehr dürftig ist es! Ich kenne es!) Dann lesen Sie es und vielleicht begreifen Sie dann doch etwas besser, was hier gemeint ist.

Sie wissen aber dann auch, wenn Sie es kennen, dass das noch immer ein Diskussionspunkt ist, weil ja auch Stellen gesucht werden müssen, dass die Menschen dort auch menschenwürdig arbeiten und sich untereinander besser unterhalten können.

Aber ich will jetzt aufhören, weil ich sonst nur über Frauenfragen und Integration rede. 

Ich habe schon am Anfang gesagt, dass unser Ausschuss hier alles, was dazugehört, nämlich auch zum Beispiel die fremdenrechtlichen Angelegenheiten, wo Sie auch sagen, wir haben 30 Jahre lang ungehindert zuwandern lassen, ... (GR Heinz Christian Strache: Das stimmt ja auch!) Sie wissen, dass leider - für meine Begriffe, nicht für alle anderen - ein Fremdenrecht hier schon seit zehn Jahren gültig ist, wo Quotierungen und so erstellt werden. Es war dies unter Innenminister Löschnak und das ist keine Neuerfindung von Ihnen. Nur, der Integrationsvertrag ist eine Erfindung. Auf das musst du erst kommen, dass man sagt, man will ja nur Schlüsselarbeitskräfte und man soll hier Arbeitskräfte, die wir brauchen, die anständigen und die fleißigen, nehmen. 

Dann haben wir ein Saisoniermodell, wo der Saisonier sechs Monate hier bleiben kann, wo kein Arbeitgeber verpflichtet ist, eine Unterkunft zu stellen, kein Arbeitgeber dazu verpflichtet wird, dass hier alle sozialrechtlichen Fragen in Ordnung sind, weil es nur sechs Monate sind. Das wird sehr schwierig sein. 

Mit Ihrem Schmäh "Abfertigung neu" ist es natürlich auch so. Das ist ja nur ein Saisonier, der wird das nicht kriegen. Wenn Sie das hier als Modell von überdrüber sagen und hier immer die Schweiz anführen und wie gut es die Schweizer haben: Seit 1. Juni 2002 haben sie kein Saisoniermodell mehr, weil sie dadurch leider erfahren haben, dass noch mehr illegale Menschen hier wohnen, dass hier noch mehr Menschen oder Kinder im Untergrund da sind, denn wenn ich es zwei Mal auf ein Jahr verlängern kann, so wie es da bei uns hier gefordert wird, dann werden natürlich diese Arbeiter genauso wie Ende der 70er Jahre kommen. Viele haben geglaubt, es werden nur Arbeitskräfte kommen, die gehen wieder, und Menschen sind gekommen und Familien. Ich denke, dieses Saisoniermodell ist einer der größten Unfuge, die es gibt, der hier auch am Arbeitsplatz nicht nur die fleißigen und anständigen Österreicher, sondern auch die fleißigen und anständigen Ausländer wegtreibt, weil die dann einem Lohndumping unterstehen. Wenn der Saisonier dann sagt, er kann nicht so wenig verdienen, dann wird er früher weg sein als er da war. Es gibt hier keine Unterschiede. 

Saisoniermodelle gibt es seit Jahren in Kärnten. Aber vielleicht haben Sie es von dort, weil in der Gastronomie, in den Wäldern und so weiter immer Saisoniers aus Slowenien gearbeitet haben, genauso wie am Rande zu der Tschechoslowakei und zu den anderen ehemaligen Oststaaten wie Ungarn.

Ich denke, dass die fremdenrechtlichen Angelegenheiten, kurz MA 20, hier sehr viel macht, damit es den Menschen, die zu uns kommen, leichter fällt. Sei es beim Vollzug, beim Verlängerungsverfahren oder durch verstärkte Onlinezugriffe und dass es hier heute schon möglich ist, wenn man um Verlängerung einreicht, dass man das am selben Tag bekommt. Ich glaube, da muss man allen Kolleginnen und Kollegen, die in der MA 20 ihre Arbeit aufgenommen haben und diese menschlich jetzt auch weiter durchführen, herzlich gratulieren, denn sie haben hier einen sehr hohen Stand der Arbeit! 

Ich möchte nur ein paar Zahlen nennen. Eingelangte Anträge für Aufenthaltstiteln: Erstanträge 6 001, Weiterbewilligung 4 567, negative Erledigungen 798. Akte, die in der Quotenwarteposition sind, noch immer 7 750. Sie haben hier gesagt, die erhöhte Anzahl von Staatsbürgerschaften, die Wien ausgestellt hat, wollen Sie nicht zur Kenntnis nehmen, und der Integrationsvertrag hat auch einen Boom bei den zuziehenden Familienangehörigen, die erst später gekommen sind, ausgelöst, und der Antrag für die Staatsbürgerschaft wurde hier auch durch Angehörige, die schon österreichische Staatsbürger sind, gestellt. Und zu den Deutschkursen, die Sie fordern: Hier gibt es eine wissenschaftliche Untersuchung, dass man in einer Fremdsprache in Wort und Schrift erst etwas lesen kann, wenn man sie 600 Stunden lang erlernt hat. 

Die Staatsbürgerschaften, das sag' ich noch einmal, wurden im Jahr 2001 an 13 671 Personen verliehen, bei den meisten nach zehn Jahren, so wie es im Gesetz steht. Und nur 1 008 Personen wurden nach einem mindestens 6‑jährigen ununterbrochenen Inlandwohnsitz und weitere 184 Personen wurden bereits nach einem mindestens 4‑jährigen ununterbrochenen Inlandwohnsitz eingebürgert, wobei immer ein besonders berücksichtigungswürdiger Grund für die vorzeitige Staatsbürgerschaftsverleihung vorgelegt wurde. 

Ich glaube, dass diese Zahlen für sich sprechen. Bei diesen Staatsbürgerschaftsverleihungen wurden 1 013 Ehefrauen, 4 817 minderjährige Kinder und 228 Ehemänner berücksichtigt.

Natürlich braucht man auch ein Standesamt, von der Geburt bis zum Tode, weil das ein Amt registrieren muss. Ich denke, dass es wirklich gut ist, dass das heute auch sehr schnell geschieht. 

Das Einzige, was mich etwas kränkt, weil ich eine alte Oma bin, eine begeisterte, ist, dass die Geburten zurückgegangen sind. Bei den Eheschließungen macht es mir weniger aus, wenn sie zurückgehen, aber dass die Sterbefälle in Wien auch mit 3,6 Prozent zurückgegangen sind, das, glaube ich, zeigt auch die gute Gesundheitspolitik, die in der Stadt Wien stattfindet. 

Ich denke, dass hier die MA 38 eine sehr wichtige Magistratsabteilung, nämlich die Lebensmitteluntersuchungsanstalt, ist, die hier vor allem bei den BSE-Vorfällen, die es in Europa gegeben hat, auch sehr viele Untersuchungen durchgeführt haben. Gott sei Dank war kein BSE in Wien und ich denke, dass das für die Sicherheit der Menschen auch etwas Gutes ist, denn sie wissen, dass sie in Wien sicher sind, wenn sie hier etwas essen und trinken. Und ich denke auch, dass das Marktamt und natürlich das Veterinäramt hier einen wesentlichen Anteil daran haben, dass die Menschen in Wien Sicherheit haben.

Ich habe mich natürlich wie immer wieder von dem hinreißen lassen, auf meine Vorrederinnen und Vorredner einzugehen. Ich hoffe trotz alldem, dass Sie alle hier, die es wissen wollen, die es verstehen, doch meinen, dass unser Ressort, das das wichtige Miteinander als Logo hat, auch wirklich ein Ressort ist, das das Miteinander pflegt. Dafür möchte ich allen MitarbeiterInnen, unserer Stadträtin und allen, die hier das Miteinander auch wirklich wollen, herzlich danken.

Ich glaube, dass der Rechnungsabschluss 2001 zeigt, dass wir hier gerade bei den Magistratsabteilungen, wo es um das Miteinander geht, nichts eingespart haben, sondern Gott sei Dank auch auf dem gleichen Level geblieben sind wie 2000. - Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich habe jetzt mehrere tatsächliche Berichtungen. 

Die Erste ist Herr GR Blind. - Bitte. 3 Minuten und so weiter.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich denke nicht daran, die Demonstranten vom 13. April in Schutz zu nehmen, sondern ich möchte eines hier feststellen: Die Reporterin Hopfmüller hat im "Report" dem Innenminister ebenfalls gesagt, dass in der Kärntner Straße "Sieg Heil" gerufen worden wäre, so wie es heute Herr GR Margulies hier dargestellt hat. Der Innenminister hat gesagt, dass auf dem Band, das ihm übergeben worden ist, diese "Sieg Heil"-Rufe nicht drauf sind. Ich halte mich hier einmal an die Aussage unseres Innenministers und ich würde schon eines bitten: Wenn Repräsentanten dieser Stadt - und Gemeinderäte und Landtagsabgeordnete sind ja Repräsentanten dieser Stadt - hier so locker herausgehen und einfach sagen, in dieser Stadt, in unserer Heimatstadt wird "Sieg Heil" gerufen und es stellt sich heraus, dass dieses nicht der Tatsache entspricht, dann schaden diese haltlosen Behauptungen der Reputation unserer Stadt und sogar der ganzen Republik. 

Es ist nicht so, dass bei uns in Österreich Neonazis aufmarschieren können. (StRin Mag Maria Vassilakou: Wenn Sie es nicht sehen können!) Bitte? (StRin Mag Maria Vassilakou: Wenn Sie es nicht sehen können! - Aufregung bei den GRÜNEN.) Der Herr Innenminister hat gesagt, es wurden ihm keine Beweise vorgelegt, auf dem Tonband ist nichts drauf. Ich habe den "Report" gehört. Ich habe den Herrn Innenminister gehört. Sie können sich dann zu irgendwas melden, wenn Sie meinen, dass ich was falsch berichte. Ich berichte, dieser Innenminister der Republik hat gesagt, auf dem ihm vorgelegten Band - das hat er mit der Frau Hopfmüller besprochen im Fernsehen - sind diese Rufe nicht drauf. 

Und ich möchte eines feststellen: Wir schaden der Reputation unserer Stadt, wenn wir so locker einfach von Neonazi-Aufmärschen sprechen, wenn wir sagen, zum Beispiel am 8. Mai hätten sich Neonazis am Heldenplatz oder am Josefsplatz versammelt. Ich weise es zurück, dass man Neonazis - und das sind Nationalsozialisten gewesen -, dass man Nationalsozialisten einfach verharmlost, ihre Taten, und sie mit der Versammlung von Burschenschaftern am Josefsplatz gleichsetzt. Ich bitte, passen Sie auf, was Sie hier sprechen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, die nächste tatsächliche Berichtigung: Herr GR Prochaska. - Bitte.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Tomsik irrt gewaltig mit mehreren ihrer Darstellungen hier. Zum einen, wenn sie meint, ich wäre ausgezuckt, weil es um Frauen gegangen wäre. Sie sehen, ich bin weder ausgezuckt, noch habe ich ausgezuckt, meine Damen und Herren, zu Ihrem Leidwesen (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.), sondern vielmehr habe ich etwas ganz Normales mit Nachdruck verlangt, nämlich dass die Stakkato-Unterstellungen der Frau Dr Vana, etwas, was jeder normale Verein leisten muss, nämlich einen Nachweis zu bringen, wie er mit Steuerschillingen umgegangen ist, ein Denkmal der Unterdrückungspolitik dieser schwarz-blauen Bundesregierung wäre, weil offensichtlich Frauen von Ihrer Partei als schwachsinnig angesehen werden, die nicht in der Lage sind, einen normalen Nachweis zu liefern, die jede Jugendorganisation liefern kann, den jeder Verein liefern kann! Und weil das auf einmal verlangt wird, bricht die Frauenwelt zusammen, allerdings nur Ihre, meine Damen und Herren! 
Zum Zweiten ist Ihre Schlussfolgerung ... (GR David Ellensohn: Die müssen auch abrechnen!) Na sicher müssen die auch abrechnen. Offensichtlich haben sie keinen, weil sonst hätten sie es schon gewusst.

Zum Zweiten, meine Damen und Herren, irren Sie noch viel gewaltiger, Frau Kollegin Tomsik, indem Sie meinen, das sei - als Schlussfolgerung - nur deshalb, weil ich Frauen nicht möge. Ich mag sie sehr. Was ich nicht mag, ist eine Politik, die Frauen nicht wie normale Menschen behandelt, sondern als zurückgebliebene Wesen, die quasi im Reservat eines rot-grünen Quargelsturzes dahinvegetieren, weil sie für alles und jedes nicht herangezogen werden dürfen. Das ist die falsche Politik für Frauen und das wissen Gott sei Dank in diesem Lande die Frauen schon lange! (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ. - Aufregung bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die Serie der tatsächlichen Berichtigungen beendet. 

Ich darf nun Frau StRin Mag Vassilakou als Nächster das Wort erteilen. Redezeit: 20 Minuten Maximum.

StRin Mag Maria Vassilakou:  Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Ich melde mich nur kurz zum Wort, weil ich ein paar der Ausführungen meiner Vorredner nicht unbeantwortet lassen möchte. 

Zunächst einmal, weil ja hier die Debatte nach wie vor zum Bereich Integrationspolitik abzuführen wäre, zwei, drei Sätze zur Integrationspolitik der Stadt Wien aus meiner Sicht. Ich habe das eigentlich sehr, sehr oft und sehr ausführlich von hier aus dargelegt, daher denke ich, kann ich das auch mit zwei Sätzen tun. 

Ich denke, dass die Stadt Wien ein recht zufrieden stellendes Beratungs- und Betreuungsangebot entwickelt hat und in den letzten Jahren sogar weiterentwickelt hat. Ich denke allerdings, und das habe ich auch in der Vergangenheit immer betont, dass gerade in diesem Bereich der Beratung und Betreuung für eine Reihe von Dienstleistungen, die notwendig wären, vielleicht etwas wenig Geld vorhanden ist und dass dieses Geld von anderen Bereichen zu holen wäre und in den Bereich der Integrationspolitik zu investieren wäre. Es ist halt einfach, wie immer in der Politik, eine Frage der Prioritäten. Ich denke, dass die Prioritäten hier insgesamt in der Stadt etwas falsch liegen. 

Das Problem in der Integrationspolitik ist nach wie vor dennoch nicht das Beratungs- und Betreuungsangebot der Stadt Wien, sondern vielmehr die Tatsache, dass nach den Debatten von so vielen Jahren immer noch Drittstaatsangehörige in dieser Stadt rechtlich diskriminiert werden, wenn es um die sozialen Leistungen der Stadt Wien geht. Und ich habe heute am Vormittag eine Reihe von Anträgen eingebracht, von denen ich sehr hoffe, dass sie Unterstützung finden, damit zumindest dieses Fundament einer Integrationspolitik, nämlich gleiche Rechte, geschaffen wird und dass auf diesem Fundament dann das Beratungs- und Betreuungsangebot greifen kann. (GR Walter Strobl: Wir haben schon Anträge eingebracht! Sie sind schon zu spät!)
Und apropos Anträge, da bin ich beim Wolfgang Ulm und seinen Ausführungen. Also lieber Wolfgang Ulm, du hast dich nach wie vor zur Öffnung von Gemeindebauten bekannt. Ich freue mich darauf, dass die Wiener ÖVP höchstwahrscheinlich unserem Antrag morgen dann auch zustimmen wird. Wir werden sehen. Wir werden sehen, inwieweit nämlich von hier nicht die große Lippe geschwungen wird und dann aber das Händchen unten bleibt oder ob es sich doch erhebt und beweist, dass Sie es doch ernst meinen, wenn Sie herkommen und ganz, ganz groß verlangen, der Gemeindebau möge geöffnet werden. Wie gesagt, wir werden das morgen erleben. 

Zweiter Punkt Wahlrecht: Lieber Wolfgang Ulm, du bist Jurist und als Jurist weißt du ganz genau, dass die Frage der öffentlichen Ämter auch eine Auslegungsfrage ist. Und genau darum und um nichts anderes dreht sich die Debatte der Juristen derzeit, wenn es darum geht, ist jetzt das passive Bezirkswahlrecht für MigrantInnen konform mit der Verfassung oder ist es das nicht. Die Frage ist, selbstverständlich gibt es in der Verfassung eben den Inländervorbehalt, der ja besagt, dass öffentliche Ämter nur von österreichischen Staatsbürgern zu bekleiden sind. Aber erstens ist dieser Inländervorbehalt längst dadurch relativiert, dass EU-Bürger auf der Bezirksebene bereits diese Ämter bekleiden dürfen, denn es gibt keine Einschränkung, die besagt, EU-Bürger dürfen nicht Bezirksvorsteher oder Bezirksvorsteherin werden, und es gibt keine Einschränkung, die besagt, sie dürfen nicht in die Baukommission, in den Bauausschuss des Bezirks nominiert werden. Wir haben übrigens schon eine EU-Bürgerin in einem Bauausschuss im 16. Bezirk nominiert. Also wenn das schon für EU-Bürger gilt, sagen mir die Juristen, ist der Inländervorbehalt bereits relativiert, denn auch EU-Bürger sind erstens einmal Ausländer. 

Zweitens einmal stellt sich hier die Frage, wie gesagt, wie viel Kompetenzen braucht man, damit es tatsächlich ein Amt ist. Und das wirst weder du entscheiden, noch ich entscheiden. Das entscheidet vielleicht traurigerweise tatsächlich der Verfassungsgerichtshof, denn es wirkt schon so, wie wenn ihr wirklich bitter entschlossen wäret, das dort auch anzufechten. 

Aber was mich schon sehr wundert und mich extrem enttäuscht von der Wiener ÖVP, ist, dass Sie, Sie alle vor ein paar Jahren noch die Ausländerbeiräte mit der Begründung abgelehnt haben: Sie wollen das Wahlrecht. Sie haben sich hier hergestellt und haben gesagt: Ausländerbeiräte sind Scheindemokratie, das lehnen Sie ab, Sie bekennen sich zum Wahlrechtsprinzip, denn nur durch das Wahlrecht hat man echte Demokratie hergestellt. Und dann können Sie herkommen und das richtig stellen, ja! Aber ich mache mir die Mühe, ich habe mir nämlich die Protokolle aller Rechnungsabschlussdebatten und aller Budgetdebatten der letzten Jahre, immer wenn sie gekommen sind, aufgehoben, weil es mich immer sehr, sehr interessiert hat, auch zu sehen, was die verschiedenen Leute wollen, wie sie stehen und wie sie sich weiterentwickeln. 

Und ich stelle schon bei der Wiener ÖVP eine äußerst bedauernswerte Entwicklung fest. Denn da, wo wirklich auch meinetwegen indirekte Bekenntnisse zum Wahlrecht Ihrerseits waren, ist jetzt nichts mehr. Nichts mehr! Beiräte wollen Sie nicht, weil die sind Scheindemokratie. Die wahre Demokratie wollen Sie nicht, weil die nur für die Inländer ist. Und dann vergießen Sie auch noch Krokodilstränen über die BezirksrätInnen zweiter Klasse! Na wirklich, also das ist eine traurige Bilanz! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Nun zum Thema, wechseln wir das Thema. Wie gesagt, der Herr Prochaska wird wahrscheinlich dann herauskommen, mich berichtigen und für die Ewigkeit festhalten, dass die Wiener ÖVP sich niemals, niemals zum kommunalen Wahlrecht für alle Menschen in dieser Stadt bekannt hat! Meinetwegen stellen Sie es klar. Ist auch vielleicht eine Auszeichnung in Ihren Augen, in meinen nicht! (GR Johannes Prochaska: Sagen Sie mir, wer das war! - GR Walter Strobl: Wer war es?) Gut. (GR Johannes Prochaska: Wer war es? - GR Walter Strobl: Wer war es? Sagen Sie es!) 

Oh ja, ich werde es Ihnen sogar nachweisen, wie gesagt. Jetzt ad hoc kann ich es nicht, aber ich kann mich ziemlich genau erinnern, dass es doch der Herr Kollege KARL war. Er war ja in früheren Jahren Integrationssprecher. Und ich werde das wirklich suchen und ich werde das finden. Im September, ich habe eh über den Sommer Zeit, werde ich mich sozusagen auf die Recherche begeben und wir werden schon sehen, ob es dann so war oder nicht so war. 

Aber selbst, wie gesagt, wenn es so nicht war und ich irre, selbst wenn es so nicht war, Sie werden nicht leugnen, dass Sie immer die Ausländerbeiräte mit dem Argument "Scheindemokratie" abgelehnt haben. Dann frage ich Sie, was ist für Sie Demokratie? Was ist dann echte Demokratie? Was ist für Sie echte Demokratie? Dann erklären Sie mir das! Weil wenn Sie das Wahlrecht nicht wollen und die Beiräte nicht wollen, was ist Demokratie für Sie? (GR Walter Strobl: Staatsbürgerrechte!) 

Runden wir den Teil ab, denn angesprochen worden ist auch die Reform vom Herrn Innenminister Strasser und dazu möchte ich auch zwei bis drei Worte verlieren. 

Also es ist wahrlich nicht das erste Mal, dass politische Umfärbungen in einem Ministerium passieren. Und Herr Strasser hat gewiss weder Umfärberei noch Parteibuchwirtschaft im Innenministerium erfunden. Aber derart unverschämt, derart flächendeckend, derart brutal und derart ungeachtet aller Verluste, das sucht seinesgleichen! (Heiterkeit bei der ÖVP.) Und Sie stellen sich da her und erzählen uns, das soll ein Mehr an Sicherheit bringen! Sie stellen sich da her und erzählen uns, das bedeutet mehr Polizisten auf der Straße! Ja, woher sollen sie kommen? Glauben Sie denn wirklich, dass Sie uns hier - es ist ja hier ein einigermaßen qualifiziertes Publikum - verkaufen können, dass die Damen, die früher das Meldewesen innehatten, sich jetzt die Uniform anziehen und ohne Ausbildung auf die Straße gehen oder wie? (GR Godwin Schuster: Die gibt es nicht mehr! Die gibt es nicht mehr! Die sind schon weg!) 

Wenn man Verwaltungsposten einspart, dann hat man nicht mehr Leute auf der Straße, weil die Ausbildung der Leute - und das weißt du, Wolfgang Ulm, genauso wie ich, wenn man die einspart, dann kann man die nicht auf die Straße schicken, weil sie ganz einfach anderen Bereichen angehören. Und gleichzeitig weiß man, dass auch die, die auf der Straße sind, eingespart werden, und weil Leute, die in Pension gehen, nicht nachbesetzt werden, weil auch hier Planposten eingespart werden müssen und weil Überstunden auch noch eingespart werden müssen, und das habe ich auch noch vergessen, weil es schon seit zwei Jahren keine Neuaufnahmen mehr auf der Akademie gibt. 

Jetzt frage ich mich: Wer soll, wenn sich das Ganze so weiterentwickelt, für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in der Stadt sorgen? Setzt du dich in ein Wachzimmer hinein, wenn dann keiner mehr da ist? (GR Godwin Schuster: Er ist ja kein Polizist!) Oder setzt sich der Herr Innenminister in die Wachzimmer und wartet darauf (GR Godwin Schuster: Er ist auch kein Polizist!), oder soll ich mich hineinsetzen? (GR Gerhard Pfeiffer: 1 700 im Außendienst gegen 1 400 vor zwei Jahren!) 

Also Sie wissen ganz genau, dass es so ist. Und anstatt dass Sie dann zumindest schweigen und sagen, gut ist so, ist halt peinlich genug, wollen wir halt drüber nicht reden und hoffen wir, dass die SPÖ oder die GRÜNEN das nicht ansprechen, setzen Sie sich da her, stellen Sie sich da her und sprechen von sich aus! Also das ist mir völlig unverständlich! (GR Gerhard Pfeiffer: 1 700 im Außendienst gegen 1 400 vor zwei Jahren!) 
Ein Letztes noch, und es ist mir schon einmal wichtig. Also zunächst einmal zum Herrn Strache ein kleines Detail: Demonstrationen werden nicht bewilligt. Wenn er sich schon hier herstellt und darüber redet, dann sollte er sich rechtlich ein bissel erkundigen. Demonstrationen werden wenn, dann untersagt. Wenn sie nicht untersagt werden, Kollege Strache, dann gelten sie als rechtens. 

Sie haben sich hier hergestellt und haben uns von einer rechtswidrigen, weil nicht bewilligten Demonstration am 13. April erzählt. Na also wirklich, Sie kennen sich da aber wirklich vorn und hinten nicht aus! Es gibt keine derart bewilligte Demo! Und wenn Sie sich hier herstellen und über diese Dinge reden, dann sollten Sie sich zumindest ein bissel damit auseinander setzen, wie etwas rechtlich ist. 

Und im Übrigen, wirklich, eine derartige Anhäufung von plumpen, inkompetenten Aussagen, die dann unter dem Kapitel "Integrationspolitik" von hier aus kommen sollen, voll von Fehlern noch dazu, die ich jetzt nicht aufzählen will, weil das zu lange in Anspruch nehmen würde und das ist es auch nicht wert, ist mir selten untergekommen! Ich kann mir vorstellen, dass Sie sich den Bereich Integrationspolitik ausgewählt haben, um auf die Brust zu klopfen und in der altgewordenen Tarzannummer uns hier sozusagen zu zeigen, dass Sie jetzt der neue starke Mann in der FPÖ sind und dass Sie würdig sind, diesen Bereich vom Herrn früheren, fast muss ich sagen früheren, egal jetzt, vom Herrn Klubobmann Kabas übernommen zu haben. Oder dass Sie es wert sind, die Nachfolge eines Herrn Westenthaler anzutreten!

Aber ich finde das wirklich zutiefst bedauerlich. Hätten Sie doch Ihre Kollegin Schöfnagel vorgelassen, denn sie ist im Stande, in der Integrationspolitik zwar Kritik anzubringen und Positionen zu vertreten, mit denen ich überhaupt nichts anfangen kann, aber zumindest mit einem gewissen Niveau, mit einer gewissen Kompetenz und mit einem gewissen Anstand. Ich bitte Sie, wenn Sie schon zum Bereich der Integrationspolitik reden müssen, dann bemühen Sie sich wirklich, zumindest ein Niveau zu wahren, bei dem es dann erträglich ist, mit Ihnen überhaupt zu diskutieren. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Strache gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Gemeinderatsvorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Eine tatsächliche Berichtigung zu meiner Vorrednerin, die davon gesprochen hat, dass die Veranstaltung am Heldenplatz, wo die Gewalttäter tätig waren, eine angemeldete Veranstaltung gewesen ist. Ich darf Sie berichtigen, Frau Kollegin, es hat eine angemeldete Veranstaltung gegeben, die auch eine Route genehmigt bekommen hat, ausdrücklich diesen Ort am Heldenplatz nicht genehmigt bekommen hat und die Veranstalter sich trotz der Nichtgenehmigung nicht daran gehalten haben, widerrechtlich zu diesem Ort gekommen sind und daher nicht rechtens dort demonstriert haben. Das sind Fakten. 

Wenn Sie sich heute hier hinstellen und Wörter nach dem Prinzip, man sollte sich informieren, man sollte sich vorher kundig machen, in den Mund nehmen, dann Frau Kollegin, haben Sie bewiesen, dass Sie eigentlich diese Worte für sich selbst anwenden sollten. Denn das war wirklich traurig, was Sie hier über rechtswidrige oder nicht rechtswidrige Veranstaltungen philosophiert haben, weil es unrichtig ist. (StRin Mag Maria Vassilakou: Es ist nicht unrichtig!) 
Ich habe es Ihnen gerade klar und deutlich noch einmal erklärt, damit Sie es auch verstehen. Ich hoffe, Sie verstehen es. Es ist bedauerlich, wenn Sie immer wieder versuchen, so etwas schönzureden, umzufärben, zu ändern. Sie sollten sich herausstellen und - das erwarte ich mir eigentlich - sagen, dass Sie nicht mehr zu einer rechtswidrigen Veranstaltung gehen, zu einer Veranstaltung, die rechtswidrig auf einem nicht genehmigten Ort stattfindet und Sie sich von Gewalttätern distanzieren, die dort mit Pflastersteinen werfen und auf Polizeibeamte losgehen. (GR Godwin Schuster: Das haben wir das letzte Mal schon besprochen!) Wenn dann ein Sicherheitssprecher dort steht, das nicht bedauert und sich nicht davon distanziert, dann weiß die Polizei auch, dass so ein Sicherheitssprecher für die Anliegen der Polizei sicherlich nicht der Beste ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Lakatha zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Frau Gemeinderätin, es ist zwar die Rednerliste ein bisschen durcheinander gekommen, aber die Grundreihenfolge ist immer noch aufrecht.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Nachdem sich mein ehemaliger Klubobmann so glaubhaft verteidigt und die Stellung zur Frau dargelegt hat, erspare ich mir jegliche weitere Erklärung, denn er hat Recht. (GRin Josefa Tomsik: Dass die ÖVP für Frauen ist!) Er spricht dafür, dass er Frauen unterstützt und dass wir für Frauen sind. Das gibt es.

Zu den Vereinen, die Sie angesprochen haben auf Bundesebene, kann ich Ihnen nur sagen, es sind sicher keine Subventionen gekürzt worden. Es kann nur sein, wenn irgendwelche Unterlagen nicht vorhanden sind, dass das Geld nicht zur Auszahlung kommt. 

Eigenartigerweise war der erste Punkt, zu dem ich heute sprechen wollte, die Frauenhäuser in Wien. Es ist keine Rede gegen die Frauenhäuser, denn sie sind gut geführt. Ich muss auch sagen, das vierte Frauenhaus, das jetzt neu eröffnet wurde, haben wir besichtigt und das ist ganz großartig renoviert worden. Es ist also für die Kinder, für die Frauen vorgesorgt. Es gibt auch eine Privatsphäre. Also dagegen gibt es gar nichts zu sagen, außer der Wunsch, dass dort nicht alles belegt wird und nicht zu viele Frauen dort seien.

Worauf ich mich bei meiner Rede beziehen möchte, ist der Tätigkeitsbericht des Kontrollamts über die Frauenhäuser, und zwar von den Jahren 1997 bis 2000. Es gibt etliche Beanstandungen in diesem Bericht. Ich muss zugeben, dass uns schon viele Sachen zugesichert wurden, dass diese ab jetzt anders geführt werden. Das Kontrollamt hat allerdings die finanzielle Gebarung der Frauenhäuser sehr kritisiert. Es gab keine wirtschaftlichen Zahlen. Es gab auch keine Zahlen über die Auslastung, über die Plätze, über die Kosten pro Platz, die Aufenthaltsdauer, keine Bewertung des Einsatzes pro Mitarbeiter und vor allem keine Qualitätsvorgabe.

Wie schaut es mit der Evaluierung aus? - Am Besten fragt man nicht danach. Öffentlichkeitsarbeit ist notwendig, aber sie darf nicht überhand nehmen. Das Kontrollamt hat festgestellt, dass diese ständig ausgeweitet wurde und sich inzwischen das für die Betreuung der Frauen vorgesehene Personal wesentlich mit PR-Arbeit beschäftigt hat. Das kann doch bitte nicht sein! Eigene Öffentlichkeitsarbeit für Frauenhäuser finde ich überhaupt sinnlos. Es gibt in Wien Anlaufstellen für Frauen, die von Gewalt bedroht sind, die miteinander vernetzt sind oder vernetzt sein sollen und die die eigentliche Öffentlichkeitsarbeit leisten, die nämlich dort, wo es notwendig ist, die Frauen auch auf den richtigen Ort und auf die richtige Hilfe hinweisen. Eine eigene Öffentlichkeitsarbeit ist absolut sinnlos.

Das Kontrollamt hat auch angeregt, die Vereine auf Doppelgleisigkeit der Angebote zu überprüfen. Ich kann Ihnen nur in Aussicht stellen, dass die ÖVP auf diesen Vorschlag - das ist mehr als ein Vorschlag - bestehen wird. 

Ich kann und will auch nicht auf alle Punkte eingehen, die beanstandet wurden, muss aber feststellen, dass die Frauenhäuser bisher mehr gefühlsmäßig - das ist eine sehr diplomatische Formulierung - und nicht einmal ansatzweise wirtschaftlich geführt werden. Seit September 2001 gibt es allerdings eine neue Geschäftsführerin. Ich muss sagen, ich traue es dieser Frau zu, einen Verein in dieser Größenordnung wieder in Ordnung zu bringen. Was ich persönlich allerdings nicht verstehe, ist, dass die MA 57, die diese Schwierigkeiten gewusst hat, das die Aufgaben übernommen hat, die eigentlich die MA 57 überfordert haben und nicht schon längst darauf hingedrängt hat, einen Wechsel in der Geschäftsführung herbeizuführen. Ich meine, es ist nicht Aufgabe der MA 57, aber es ist sicher Aufgabe der Stadträtin, hier ordnend einzugreifen. Auf die neue Geschäftsführerin wartet also viel Arbeit, sicher auch eine Änderung der Betriebsvereinbarung, denn die Gehaltszusagen, die den Mitarbeiterinnen in diesen Frauenhäusern zugesagt worden sind, sind so, dass andere Mitarbeiter von sozialen Vereinen, die Subventionen von der Gemeinde Wien haben, eigentlich nur davon träumen können.

Nun komme ich zu einem anderen Thema, über das ich hier eigentlich gar nicht mehr sprechen wollte, und zwar zum Kindergeld. Ich komme deshalb darauf zurück, weil es bei den Sozialdemokraten im Bund eine Sinnesänderung gibt. Das war nicht zu erwarten, aber Ihr Vorsitzender Gusenbauer hat sich für einen Zickzackkurs, den ich in diesem Fall nur befürworten kann, entschieden. Das Zick war, Sie sind gegen das Kindergeld, das Zack ist jetzt, Sie sind für das Kindergeld. Ich muss sagen, er hat sehr viel Mut bei den Frauen bewiesen, denn die Frauenministerin Prammer hat festgestellt, wer nicht versichert wird, wer nicht gearbeitet hat, hat kein Karenzgeld und daher auch keinen Anspruch auf das Kindergeld. Ich weiß zwar nicht aus welchem Grund diese Sinnesänderung herbeigeführt wurde, aber ich kann nur sagen, Gott sei Dank ist es so. Es hat lange gedauert, aber es ist eine gute Sache, dass Sie sich dafür entscheiden. Ich bin nur darauf gespannt, wie die Sozialdemokraten diesen Kurs in Wien ändern werden, da sie nach wie vor behaupten, das Kindergeld hindert die Frau an der Karriere. Aber ich muss sagen, Ihr Gusenbauer dürfte erkannt haben, dass das ein Meilenstein in der Frauen- und Familienpolitik ist. Darüber freuen wir uns wirklich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Noch einmal, er ist ein ganz besonders interessanter Mann für mich. Der Herr Vorsitzende Gusenbauer ist nicht nur gegen das Kindergeld, sondern er hat auch gewisse Vorschläge. Und zwar ist er dafür, dass der Kündigungsschutz von 24 auf 36 Monate ausgedehnt wird, dass es einen Anspruch auf Teilzeitarbeit für Frauen gibt und außerdem nach dem 6. Lebensjahr des Kindes ein Recht auf den Wiedereintritt zur Vollbeschäftigung. Es hat sich da wirklich ein großer Sinnesumschwung ergeben, muss ich Ihnen sagen. Es ist aber unbestritten, dass ein generelles Recht auf Teilzeitarbeit die Frauen vom Arbeitsmarkt verdrängt und Teilzeitarbeit können die Frauen bereits ausüben, denn sie können bis zu 200 000 S im Jahr dazuverdienen. Außerdem ist es der SPÖ augenscheinlich nicht bekannt, dass junge Mütter bereits jetzt das Recht auf Teilzeitkarenz bis zum 4. Lebensjahr des Kindes haben. Während die SPÖ wenig sinnvolle Vorschläge macht, hat die ÖVP bereits längst gehandelt. Es kann an und für sich sein, dass auf Grund der Sinnesänderung bei der nächsten Abstimmung ÖVP, FPÖ und SPÖ, was das Kindergeld betrifft, gleicher Meinung sind, ebenso für die Frauenförderung. Immerhin sind im April 2002 5,2 Prozent mehr Babys auf die Welt gekommen, also was das Kindergeld alles bewirkt, mehr Babys und eine Änderung in der Sinneshaltung der SPÖ, das hat sich doch wirklich ausgezahlt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Länder sind jetzt gefordert, und zwar auch die Stadt Wien. Wir fordern, dass die zuständigen Stadträte, vor allem StRin Laska und auch StR Rieder, feststellen lassen, welche Einsparungen die Stadt durch die Auszahlung des Familiengelds und im nächsten Jahr durch den erhöhten Familienzuschuss hat, denn wir bestehen darauf, dass dieses Geld wieder der Kinderförderung zugute kommt. 

Im Rechnungsabschluss steht bei Mehreinnahmen bei den Kindergärten 72,403 Millionen S, und zwar Mehreinnahmen an Elternbeiträgen. Ich möchte Sie jetzt fragen, warum wir das als Mehreinnahmen haben und Sie in manchen Bereichen die Kindergartenpreise erhöht haben, und zwar ganz gewaltig. Man hätte da eine Senkung der Kindergartenpreise herbeiführen können. 

Wien hat die höchste Zunahme der Frauenarbeitslosigkeit. Das kann nicht auf den Bund geschoben werden, auch wenn Herr StR Rieder relativ salopp in seiner Rede gesagt hat, Frauen verdienen zwar in Wien weniger, aber die Arbeitsmarktlage ist gut, in Wien hat sie um 36,3 Prozent zugenommen, während sie in Tirol um 3,4 Prozent und im Burgenland, das ich aus einem ganz bestimmten Grund nicht auslassen will, um 1,8 Prozent abgenommen hat. Schuld an dieser hohen Arbeitslosigkeit der Frauen ist ausschließlich die sozialistische Alleinregierung! Auf Grund der Rede des Herrn StR Rieder ist auch keine Hilfe für Frauen zu erwarten. 

Wir werden diesem Rechnungsabschluss nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Harwanegg zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats! 

Das Ressort der Frau amtsf StRin Mag Brauner ist sehr vielfältig. Selbst in der Detaildebatte ist es unmöglich, im Besonderen auf einzelne Bereiche einzugehen. 

Das Jahr 2001, dessen Rechnungsabschluss wir heute diskutieren, hat gerade auf dem Gebiet des Personals zahlreiche Veränderungen und Weichenstellungen für die Zukunft gebracht. Dazu zählt nicht nur eine verantwortungsvolle Ausgabenpolitik bei den Aufwendungen für das Personal. Nur ein stabiler Ausgaberahmen bei den Personalausgaben legt letzthin den erforderlichen Handlungsspielraum für eine Arbeits- und Wirtschaftsförderung fest. Um den dargelegten Zielsetzungen einer kundenorientierten Dienstleistung beziehungsweise Verwaltung gerecht zu werden, bedarf es vor allem motivierter, leistungsbereiter und bestens ausgebildeter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

Das Hauptziel Reformen wird immer wieder in unserer Stadt diskutiert. Wenn diese nur damit argumentiert werden, dass Einsparungen beim Personal am Effektivsten wären, so können wir das natürlich nicht akzeptieren, denn gerade die Wiener Politik - "Wien ist anders" - zeigt, dass wir eine ganz andere Politik als zum Beispiel der Bund machen, der sehr wohl in dieser Funktionsperiode 15 000 Bundesplanstellen bis nächstes Jahr einspart, der einen Sozialgesetzesplan beschlossen hat, indem die Kolleginnen und Kollegen in den so genannten Vorruhestand geschickt werden und der eine Pensionierungswelle ausgelöst hat. Es ist paradox, wenn die Frau Vizekanzlerin jetzt den Spieß umdreht und dem Management Vorwürfe macht, zuerst den politischen Druck auf die Manager auszuüben, dass sie bei den Bundesbediensteten Personal abbauen und dann die Konsequenz, dass das Management die Personaleinsparungen vornimmt und die dann letzten Endes dann wieder von der Frau Vizekanzlerin kritisiert werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats! Das Personal der Stadt Wien ist mit den vielfältigsten Aufgaben beschäftigt. Im Mittelpunkt steht aber die Dienstleistung für die Wiener Bevölkerung. Die Bewohner Wiens haben zweifellos das Recht, dass diese Aufgaben der kommunalen Einrichtungen ordnungsgemäß erledigt werden. Ich behaupte, dass dies in einem hohen Ausmaß zur allgemeinen Zufriedenheit unserer Bürger passiert. Viele Anliegen werden an unsere Kolleginnen und Kollegen der Stadtverwaltung herangetragen und von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern positiv erledigt. Das zeigen auch die jüngsten internationalen Untersuchungen, die eine besondere Stellung der Verwaltung Wiens zum Ausdruck bringen. Dass dabei der richtige Umgang mit den Menschen gelernt werden muss, ist eng mit ihrer Tätigkeit verbunden. Die Beschäftigten unserer Stadt repräsentieren tausendmal unsere Stadt selbst. Wir können daher mit Fug und Recht behaupten, dass unsere Mitarbeiter wirklich das Beste für die Wiener Bevölkerung geben. Dafür sollten wir ihnen zumindest einmal im Jahr anlässlich des Rechnungsabschlusses herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir haben vor zwei Jahren mit der Verwaltungsreform begonnen. Auch im Ressort von StRin Renate Brauner sind einige Reformen vorgenommen worden. Ich darf hier nur einige Beispiele nennen:

Die bisherige MA 2 wurde mit der MA 3 zusammengelegt und es wurde eine neue Abteilung unter der Bezeichnung MA 2 geschaffen. Dieser Reformschritt ist im Zeichen einer Verwaltungsmodernisierung mit der Zielsetzung, nicht nur das Serviceangebot für die Bürgerinnen und Bürger, sondern auch als interner Dienstleister im eigenen Unternehmen noch effizienter und kundenorientierter zu arbeiten, zu sehen. Die Vorbereitung und die Umsetzung dieser Maßnahmen prägten die Arbeit der Abteilung im abgelaufenen Jahr entscheidend. 

Mit gleichem Tag erfolgte die Übernahme der Aufgaben der Lehrlingsausbildung von der Magistratsdirektion. Bisher war das eine Angelegenheit der Verwaltungsakademie. Die Gesamtanzahl unserer MitarbeiterInnen, der Beschäftigten, der Beamten, der Vertragsbediensteten, hat sich auf insgesamt 65 307 erhöht. Das Verhältnis von öffentlich-rechtlich Bediensteten zu privat-rechtlich Beschäftigten änderte sich auch zu Gunsten der Vertragsbediensteten. Wir haben derzeit 34 182 Vertragsbedienstete. Eine geringfügige Veränderung hat es bei der Zusammensetzung des Bedienstetenstands, aber auch bei der Anzahl der männlichen und weiblichen Bediensteten gegeben. Ich darf ebenfalls positiv erwähnen, mehr als 50 Prozent unserer Bediensteten sind weiblich, nämlich 41 201. 

Auf Grund der Personalfluktuation ist es natürlich in so einem großen Dienstleistungsbetrieb, wie es die Stadtverwaltung ist, unbedingt notwendig, auch Neuaufnahmen vorzunehmen. Unsere zuständige Abteilung hat immerhin im Jahr 2001 die Aufgabe zu bewältigen gehabt, 3 250 Neuaufnahmen vorzubereiten. Dies vor allem auch, weil natürlich viele Pensionierungen im letzten Jahr vor sich gegangen sind. 

Mit Stichtag 31.12.2001 wurden im Magistrat der Stadt Wien - darauf sind wir sehr stolz - 1 886 teilzeitbeschäftigte BeamtInnen und über 5 000 teilzeitbeschäftigte Vertragsbedienstete beschäftigt.

1 482 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unseres Magistrats erhielten voriges Jahr anlässlich ihres 25‑, 40‑ oder 50‑jährigen Dienstjubiläums entsprechende Ehrungen. Wer schon Gelegenheit gehabt hat, bei einer solchen dabei zu sein - sie wird immer sehr feierlich gestaltet -, der weiß, welche Bedeutung diese Veranstaltung für die betroffenen Kolleginnen und Kollegen hat. 

In der Frage des Ruhestands darf ich sagen, dass voriges Jahr 341 BeamtInnen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, in Pension gegangen sind. Unser Durchschnittspensionsalter beträgt 57,36 Jahre. Das ist gegenüber dem Vorjahr ein annähernd gleiches Pensionsalter. 

Hinsichtlich der Pragmatisierungen darf ich feststellen, dass von der MA 2 voriges Jahr, im Berichtsjahr, 470 Pragmatisierungen positiv erledigt wurden, aber auch eine ganze Menge Anträge leider abgelehnt werden musste.

Ich habe schon erwähnt gehabt, dass die Personalaufnahmen unbedingt notwendig sind, um zumindest einen Teil der Abgänge auszugleichen. Immerhin waren es voriges Jahr fast 7 000 schriftliche Bewerbungen, die eingelangt sind und die zu bearbeiten waren. 

Seitens der MA 2 gibt es ein Informationsreferat, das vor allem die Kolleginnen und Kollegen sehr gerne in Anspruch nehmen, wo sie alle Auskünfte über dienstrechtliche Angelegenheiten erhalten. Zur umfassenden Information unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, vor allem in Fragen des Elternkarenz, aber auch in anderen dienstrechtlichen Fragen, steht diese Gruppe zur Verfügung. 

Ein Schwerpunkt der Tätigkeit war voriges Jahr die Euro-Umstellung. Immerhin mussten von der Personalabteilung zahlreiche Aufgaben, sowohl EDV-mäßig als auch verwaltungsmäßig, bewältigt werden. Über 100 000 Konten von Aktiven und Ruhegenussbeziehern mussten bearbeitet werden. Auch wurde - das haben wir als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte ebenso erlebt - ein neuer Gehaltsbeleg erstellt, der informativer und übersichtlicher gestaltet wurde. 

Ein Punkt, auf den wir sehr stolz sind: Mit 31.12.2001 standen insgesamt 796 Lehrlinge in 33 verschiedenen Berufssparten in einem Lehrverhältnis zu unserer Stadt. Im Lehrberuf Bürokaufmann wurde ab September in der Berufsschule für Verwaltungsberufe ein Schulversuch unter dem Titel "Wirtschaftsinformatik" gestartet, der recht gut besucht war. Die kaufmännischen Informationslehrgänge im Controlling wurden ebenfalls gerne von den Lehrlingen in Anspruch genommen. Ein weiterer Schwerpunkt bei den Lehrlingen war die Fremdsprachenausbildung. Hier können wir besonders stolz darauf sein, dass unsere Lehrlinge bei internationalen Veranstaltungen immer wieder vertreten sind und auch einen zweiwöchigen Sprach- und Ausbildungsaufenthalt auf Malta besucht haben. Den Lehrlingsaustausch mit der Stadtverwaltung von Helsinki möchte ich heute hier erwähnen. Diese Form von Ausbildung soll künftighin fortgesetzt werden.

Zur Erinnerung, wir haben voriges Jahr eine ganze Menge wichtige neue Gesetze oder Novellen beschlossen, angefangen von der Dienstordnung, Besoldungsordnung bis zum Gehaltsabkommen 2001, das ebenfalls umzusetzen war. Die doch längere Diskussion betreffend die Novelle zum Gleichbehandlungsgesetz konnte letzten Endes voriges Jahr positiv abgeschlossen werden. Jene EU-Richtlinien, die in dieses Gesetz eingeflossen sind, haben, glaube ich, eine Verbesserung für die Kolleginnen und Kollegen gebracht. Die Novelle zum Personalvertretungsgesetz - es war die fünfte - stand ebenfalls im Mittelpunkt unserer Tätigkeit im vergangenen Jahr. Auch hier waren umfangreiche Vorbereitungen in unserem Ausschuss notwendig.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, positives Auftreten erfordert ein entsprechendes Verhalten. Im Zuge meiner Vorbereitung, bei der Sichtung der Unterlagen, ist mir dabei besonders unsere Wiener Feuerwehr aufgefallen, die ein großes öffentliches Engagement zeigt. Ich möchte daher ganz kurz auch auf die Kolleginnen und Kollegen der Feuerwehr eingehen. Im vergangenen Verwaltungsjahr hat es fast 30 000 Einsätze unserer Feuerwehr gegeben, davon allein über 13 000 Interventionen in verschiedenen gesetzlichen Normen. Dass die Feuerwehr Einnahmen einbringt, sei nur erwähnt. Immerhin waren es fast 3 Millionen EUR, die hier erwirtschaftet wurden. 

Im Mittelpunkt stand budgetmäßig die Evaluierung der neuen Hauptfeuerwehrwache Floridsdorf, die nach den neuesten Erkenntnissen des Bedienstetenschutzgesetzes ausgestattet wurde, ebenso Anschaffungen aus den Katastrophenfonds, die finanziell entsprechend gedeckt wurden. Wichtige Bau- und Sanierungsmaßnahmen wurden ebenfalls in der Zentralfeuerwehrwache, in der Hauptfeuerwache Mariahilf, in den Feuerwehrwachen Floridsdorf, Döbling, Hernals und Am Spitz vorgenommen, nicht zu vergessen die neue Feuerwehrwache in Kaisermühlen, die heuer in Betrieb genommen wurde. Im Rahmen der Erneuerung des Fuhrparks war es notwendig, eine neue Gelenkdrehleiter anzuschaffen und einige Größtlöschfahrzeuge auszutauschen, die ihr Alter erreicht haben. Manche waren immerhin schon 17 Jahre alt und daher war ein Austausch unbedingt notwendig. 

Auch möchte ich erwähnen, dass das EDV-System der Leitzentrale der Wiener Feuerwehr verbessert wurde. Wir haben Rechnereinheiten installiert. Diese wurden neu verbunden und auf den neuesten technischen Stand gebracht. Zwei Einsätze haben voriges Jahr das Geschehen der Wiener Feuerwehr geprägt: der altbekannte Brand in den Sofiensälen am 16. August und ein weiterer Großbrand im Kabelwerk im 12. Bezirk, in der Oswaldgasse. 

Zum Schluss darf ich zum Feuerwehrbereich sagen, dass wir auch so sehr stolz auf unsere Kolleginnen und Kollegen der Feuerwehr sein können. Unlängst, bei den 24. Sommerspielen der Berufsfeuerwehren in Salzburg, konnten unsere Feuerwehrvertreter nicht nur den Gesamtsieg im Fußball und im Kegeln erreichen, sondern auch bei den Rettungsschwimmern gute Spitzenplätze erzielen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ein wichtiger Beitrag in unserer Stadt ist ein gutes Arbeitsklima und letzten Endes auch ein Miteinander in der Wiener Stadtverwaltung. Ich glaube, hier hat unsere Gewerkschaft der Gemeindebediensteten einen großen Anteil am Erfolg, sodass mit großem Engagement viele Kolleginnen und Kollegen tätig sind, die sich um die Kolleginnen und Kollegen der einzelnen Dienststellen kümmern. Diese ausgezeichnete Zusammenarbeit zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer bei der Lösung schwieriger Fragen ist nicht nur für uns als Sozialdemokraten eine Selbstverständlichkeit, sondern wird auch weiterhin das Klima in diesem Bereich bestimmen.

Somit wundert es nicht, dass die Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter bei den Personalvertretungswahlen heuer ganz ausgezeichnet abgeschnitten hat und bei den Wahlen zum Dienststellenausschuss 78,2 Prozent - das ist ein Zuwachs von 4,19 Prozent der gültigen Stimmen - erzielt hat. Die Kolleginnen und Kollegen im Magistrat und bei den Wiener Stadtwerken wissen eben, wer sie vertritt. Dieses Wahlergebnis ist schon deshalb bemerkenswert, weil in der Stadt im Gegensatz zu anderen Bundesländern eine Vielzahl von politischen Gruppen, Namenslisten und Berufslisten kandidiert. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wenn ich daher zum Abschluss komme, dann möchte ich nicht unerwähnt lassen, dass vor allem Kollege Ulm in der Frage der Sicherheit, in der Frage der Reformen des Innenministers, eine Argumentation an den Tag gelegt hat, die keinesfalls unseren Vorstellungen als Sozialdemokraten entspricht. Tatsache ist, dass im Innenressort in den letzten Jahren bei der Gendarmerie zahlreiche Gendarmerieposten in den Bundesländern geschlossen wurden und dass insgesamt 1 000 Planstellen eingespart wurden. Das ist auch in Wien so. Auch in Wien haben wir 700 Polizistinnen und Polizisten weniger, was sich natürlich auf den Straßen bemerkbar macht. Dazu kommt noch die Reduzierung der Kommissariate von 24 auf 14, die ebenfalls nicht zur Verbesserung der Sicherheit in Wien beitragen.

Faktum ist, dass wir in der Polizeischule Wien die größten Probleme haben. Wir haben derzeit auslaufende Jahrgänge und wir haben keine neuen Jahrgänge. Jeder, der um die Geschehnisse der Polizeischule Bescheid weiß, weiß, dass man allein zwei Jahre Vorbereitung braucht, wenn man wieder neue Schülerinnen und Schüler aufnimmt. Diese Jahrgänge werden uns leider früher oder später sehr fehlen.

Frau Kollegin Lakatha hat in der Frauenfrage einige Themen angeschnitten. Ich möchte ganz kurz auch darauf eingehen:

Erstens hat sie ein Gespräch mit der Geschäftsführung der Frauenhäuser geführt und hat, was uns gefreut hat, dem vierten Frauenhaus zugestimmt. 

In der Frage der wirtschaftlichen Daten und Kennzahlen gibt es selbstverständlich Kennzahlen, aber anders aufbereitet als in anderen Wirtschaftsunternehmen. So ein Frauenhaus ist aber eine Besonderheit, sodass man vielleicht nicht ganz nach vollkommen wirtschaftlichen Daten vorgehen kann, sondern auch andere Kriterien einfließen lassen muss. 

Die Frage der Öffentlichkeitsarbeit, die hier auch angesprochen wurde, erfolgt an sich nicht in der Öffentlichkeit. Es ist eine Selbstverständlichkeit, dass wir nicht publizieren, wo sich diese vier Frauenhäuser befinden. Das wäre nicht gerade sehr angenehm, muss ich sagen, wenn dann unter Umständen Streitpartner die Frauen in diesen Häusern besuchen.

Faktum ist aber, dass sich die Kolleginnen und Kollegen in den Frauenhäusern sehr in der MA 11 engagieren, wo immer die Möglichkeit besteht, an Tagungen teilzunehmen, sodass sehr wohl die Kommunikation dementsprechend ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Lieber Herr GR Harwanegg, wir sind in der 21. Minute. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das geht ins Elfmeterschießen!)

GR Volkmar Harwanegg (fortsetzend): Ich bin schon beim Schluss.

Tatsache ist, dass - das darf ich besonders erwähnen - unsere Stadt gut verwaltet ist. Dazu tragen das Frauenressort, das Personalressort und das Integrationsressort bei. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Dr Pilz. - Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Harwanegg hat mir jetzt am Schluss schon ein tolles Stichwort geliefert, weil er sich so erfreut gezeigt hat, dass die Stadt gut verwaltet wird, besonders auf Grund der Verdienste des Frauen-, Personal- und Integrationsressorts. Ich muss dazu eine kritische Anmerkung machen und möchte Ihnen ein Beispiel nicht so gelungener Verwaltung aus diesem Ressort, eines sehr wichtigen Beispiels, nicht vorenthalten. Es geht um die Rolle der Frau Stadträtin, jetzt nicht um Ihre Rolle als Frauenstadträtin, sondern als Vizepräsidentin der KFA. Die KFA spielt, wie man weiß, eine wichtige Rolle und hat ein großes Budget zu verwalten. 

In der letzten Vorstandssitzung wurde uns vom Personalausschuss eine Personalentscheidung vorgelegt. Es ging um die Besetzung des Postens des Leiters beziehungsweise der Leiterin der EDV-Abteilung. Post festum wurde uns diese Entscheidung vorgelegt, denn der Personalausschuss hat schon vorausentschieden, was ihm an sich nicht zusteht, denn es ist der Vorstand, der zu entscheiden hat. Günstigerweise ist vom Gemeinderat nur die Sozialdemokratische Fraktion in diesem Personalausschuss vertreten. Die Opposition kann nicht einmal Beobachterstatus einnehmen. 

Wir sind also auf die Informationen angewiesen, die uns im Vorstand vorgelegt werden. Die sind auch noch sehr interessant, denn - man möchte es nicht glauben - diese Stellenausschreibung für den Leiter beziehungsweise die Leiterin der EDV-Abteilung, eine Spitzenposition in der KFA, wurde ausgeschrieben mit einer ausdrücklichen Einladung an Frauen, sich zu bewerben. Der Schlusssatz: "Die KFA ist bemüht, den Frauenanteil in leitenden Positionen zu erhöhen und lädt daher Frauen nachdrücklich zur Bewerbung ein." Da könnte ich nun denken, die Frauenstadträtin und Vizepräsidentin der KFA meint, gerade der EDV-Bereich ist wohl etwas, wo der Frauenanteil erhöht werden soll, denn wir tun nichts lieber und nichts mehr, als in den Schulen gerade diejenigen Fächer zu unterstützen, wo Frauen gemeinhin sozusagen Nachholbedarf haben und sich in der Ausbildung nicht so breit machen.

Bei dieser Stellenausschreibung - man höre und staune - hat es fünf Bewerbungen gegeben. Vier davon waren nichtakademisch, wohlbestallte Bewerber, die Ingenieure oder Maturanten waren oder aus anderen Berufsgruppen kommen. Eine einzige Bewerbung war mit einem Doktorat und einem Diplomingenieur, einschlägig in EDV und Mathematik. Man höre und staune, diese akademische Bewerbung war - erraten - die Bewerbung der Frau. Eine Frau Doktor Diplomingenieur hat sich um die Leitung der EDV-Abteilung in der KFA beworben.

Da denkt sich jetzt die GRin Sigrid Pilz, es wird der Frau StRin Brauner ihr frauenpolitisches Herz im Leibe gehüpft sein und sie wird nichts anderes getan haben, als die bestqualifizierteste Bewerbung, nämlich die der Frau, heranzuziehen und den Posten mit ihr zu besetzen. Allein dem war nicht so. Der Personalausschuss hat eine ganz andere Entscheidung getroffen. Das kann man dem Protokoll entnehmen, das so dürr wie kurz an den Vorstand kommt. Darin steht nämlich, dass der bisherige Stellvertreter - ein Mann ist dazuzusagen -, der als Elektriker in der Hera begonnen, dann die Berufsreifeprüfung gemacht hat und mittlerweile zum Stellvertreter avanciert ist - das sei ihm sehr vergönnt, denn er hat auch seine Ausbildung verbessert - vorgeschlagen wird, um Leiter der EDV-Abteilung zu werden, weil er - so steht es im Protokoll - bestqualifiziert wäre. Da kann man sich als Frau doch nur wundern, dass die Frau Akademikerin offensichtlich das Nachsehen hat.

Ich hätte diesen Fall nicht in den Gemeinderat gebracht, wenn ich nicht versucht hätte, in der Vorstandssitzung dazu Aufklärung zu verlangen. Ich habe die Frau Vizepräsidentin und Stadträtin für Frauenangelegenheiten gefragt, wie ich das denn nun verstehen soll, dass die einzige Akademikerin, die einzige Frau, nicht zum Zug gekommen ist. Die Frau Vizepräsidentin hat mir mitgeteilt - wofür ich ein gewisses Verständnis habe -, sie hat nicht die Zeit, nicht die Möglichkeit und es ist auch nicht ihre Aufgabe, sich jede Bewerbung persönlich anzuschauen. Da ist was dran. Da wäre etwas dran, allerdings hat die Sache einen Haken. 

Das Protokoll des Personalausschusses weist unter den Anwesenden in der ersten Zeile die Frau Vizepräsidentin und amtsf StRin Mag Renate Brauner aus. Sie war also im Personalausschuss, der diese Entscheidung getroffen hat. Da fragt sich jetzt die Gemeinderätin, wie denn das geht, dass man keine Ahnung hat, dass sich eine qualifizierte Frau bewirbt, wenn man selber in der Sitzung war, in der die Entscheidung getroffen wurde. Wie kann es denn sein, dass die Frauenstadträtin nicht bemerkt, dass sie eine hervorragend qualifizierte Frau als Bewerberin am Tisch hat und sie doch den Mann bestellt, weil er Stellvertreter ist und weil er ein Mann ist? Ein Gewerkschafter hat es dann sehr klar gesagt: "Wo kämen wir denn da hin, wenn man wen von außen nehmen müsste."

Die Stellenausschreibung war eine öffentliche Ausschreibung und die hat ausdrücklich Frauen zur Bewerbung eingeladen, aber die Frauenstadträtin hat sich in der Sitzung des Personalausschusses und in der Vorstandssitzung gegen die bestqualifizierte Frau entschieden. Ich möchte wissen, wie Frau StRin Brauner das abseits der Sonntagsreden den Frauen in Wien erklären möchte. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste hat sich die Frau Stadträtin zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Weder die späte Stunde noch die Anzahl der Argumente erlauben es mir, auf jeden Vorredner oder jede Vorrednerin einzugehen. Keine Sorge, ich werde mich sehr bemühen, es kurz zu machen und mich wirklich auf die wichtigsten Punkte zu konzentrieren. Ich werde versuchen, auf die wichtigsten Argumente der verschiedenen Sprecher und Sprecherinnen einzugehen, sofern sachliche Argumente vorgebracht wurden. 

Vorweg eine grundsätzliche Bemerkung zur ersten Rednerin und zu dem Verhalten der Parteienvertreter, vor allem der männlichen auf dieser Seite. So sehr ich in sehr vielen Fragen und sehr häufig nicht mit der Frau Kollegin Vana einer Meinung bin, so deutlich möchte ich Ihnen, meine Herren, sagen, dass ich mich sehr schützend vor sie und vor jede andere Frau stellen werde, die in ihrer Argumentation - auch wenn ich sie in vielen Punkten nicht teile - von Ihnen so rüpelhaft und sexistisch behandelt wird, wie Sie dies getan haben. So sehr ich unterschiedlicher Meinung mit ihr bin, werde ich dies sicher nicht zulassen. Ich fordere von dieser Stelle, dass sich der Vorsitz das Protokoll kommen lässt und die Zwischenbemerkungen im Zusammenhang mit dem Vermummungsverbot, die ich von dieser Stelle aus gar nicht wiederholen möchte, die aber gegen die Frau Dr Vana gefallen sind, entsprechend anschaut, weil das meiner Ansicht nach ein sehr guter Grund für einen Ordnungsruf ist. Sexismus und Rüpelhaftigkeit Kolleginnen gegenüber, egal von welcher Fraktion sie sprechen, haben in diesem Hause nichts verloren, meine Herren! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Zur inhaltlichen Argumentation: Ich sagte es schon, inhaltlich bin ich in vielen Fragen nicht Ihrer Meinung, Frau Kollegin, denn Sie haben mir vorgeworfen, es wird viel gesprochen und nichts getan. Als nichts getan würde ich das nicht bezeichnen, wenn wir angesichts der Einsparungsmaßnahmen in vielen anderen Bereichen ein viertes Frauenhaus eröffnen, wenn wir ein Gleichbehandlungsgesetz novellieren, das die Quote erhöht und das Gleichbehandlungsgesetz sozusagen mit mehr Biss versieht, wenn wir eine Frauengesundheitsbeauftragte und frauengerechte Alltags-, Planungs- und Baubereiche bei uns in der Stadt haben und wenn wir gerade heute wieder einen Frauenkulturbericht neu vorgestellt haben, weil wir glauben, dass Gender Mainstreaming heißt, dass in allen Bereichen auf die Interessen von Frauen Rücksicht genommen wird. Dass da etwas weitergeht, zeigt zum Beispiel dieser Frauenkulturbericht. 

Ich kann mir ehrlich gesagt nicht vorstellen, dass sich zumindest dieser Teil der Opposition darüber ärgert, dass in Wien die höchste Frauenbeschäftigungsquote ist. Ich kann mir auch nicht vorstellen, wenn die Tatsache ist, dass wir die höchste Möglichkeit von Vereinbarkeit von Beruf und Familie haben, weil wir den höchsten Anteil an Kinderbetreuungsplätzen haben, dass diese Dinge für Sie nicht zählen und als Schönrederei behandelt werden. Sie sind wahr, sie stimmen und sie sind kein Zufall, sondern sie sind Ergebnis sozialdemokratischer Frauenpolitik! (Beifall bei der SPÖ.)
Bei allem Verständnis für die Kritik und den Versuch, sich zu profilieren und frauenpolitisch sozusagen mit einem Sammelsurium von Anträgen aufzuzeigen, die zum Teil aus Dingen bestehen, die schon passiert sind, wenn Sie bei der Rechnungsabschlussdebatte einen Antrag stellen, liebe Frau Kollegin Vana, dass in Zukunft Vereine Mehrjahresverträge bekommen sollen, wo sämtliche Subventionen für dieses Jahr und vom Vorjahr sowieso schon ausbezahlt sind, worüber wir diskutieren und wo wir gerade jetzt schon dabei sind, mit den einzelnen Vereinen zu verhandeln, wer Dreijahresverträge will und wer nicht - und das wissen Sie, weil wir es wiederholt gesagt haben -, seien Sie mir nicht böse, aber das kann ich dann als konstruktiven Beitrag nicht ernst nehmen.

Genauso finde ich es nicht gut, wenn Dinge, über die man diskutieren kann, von Ihnen einfach nicht angesprochen werden. Wir haben eine Frauenarbeitsgruppe, die wir deswegen eingerichtet haben, weil wir signalisieren wollen, dass wir gerade im Frauenbereich gerne bereit sind, über Dinge zu reden. Wenn Sie das auch wollen, dann tun wir es bitte, denn ich hätte Ihnen sehr viele und sehr gute Informationen geben können, gerade über diese Initiative, die Sie kritisch angesprochen haben, dass C‑ und D‑Beamtinnen, denn es ist eine Maßnahme, die sich vor allem an Frauen richtet, die Möglichkeit haben sollen, sich auf B zu qualifizieren. (GRin Dr Monika Vana: Das klingt aber beim Theimer nicht so!) Die Zielgruppe sind gerade die vielen Frauen. Es sind nämlich 80 Prozent Frauen in der Zielgruppe, an die sich die ganze Maßnahme richtet. Wir haben Kinderbetreuung und wir haben über die Gleichbehandlungsbeauftragten und die Kontaktfrauen die Frauen extra aufgefordert, sich zu bewerben und haben ihnen auch gesagt, sie sollen hier mitmachen. Wenn Sie ein Wort sagen und sagen, das interessiert Sie, dann könnten wir Ihnen die entsprechenden Unterlagen zeigen und Ihnen auch, was ich jetzt auswendig, per Schnipp, natürlich nicht kann, sagen, wie viele Damen und wie viele Herren sich dazu gemeldet haben. 

Wenn Sie an einer konstruktiven Zusammenarbeit wirklich interessiert sind, steht mein Angebot noch immer. Wenn Sie es uns, ehrlich gesagt, nicht leicht machen, dann tun wir das bitte und tun wir das nicht mit irgendwelchen undifferenzierten Anträgen, die wir uns gegenseitig an den Kopf werfen, sondern tun wir es in dem Gremium, das wir extra dafür eingerichtet haben, nämlich unsere Frauenarbeitsgruppe, denn es macht wenig Sinn, Beschlussanträge vorzulegen, wie auch den von Ihnen hier wieder vorgelegten zu dem natürlich ganz wichtigen Thema der Arbeitsmarktpolitik für Frauen und Frauenbeschäftigung, der sehr oberflächlich die Situation darstellt und der viele Dinge einfach vernachlässigt, wie dass zum Beispiel das Budget des Wiener ArbeitnehmerInnenfonds gegendert wurde und, soweit ich weiß, das dort sogar in einem gemeinsamen Antrag diskutiert und besprochen worden ist, wo es eine Vielzahl von Maßnahmen gibt. Frau Kollegin Tomsik hat FRECH schon erwähnt, aber das ist nur eines von vielen, wo bei dem Sozialpartnerinnengipfel, den Sie, glaube ich, sogar selber angesprochen haben, Frauenpolitik ein Schwerpunkt war. (GRin Dr Monika Vana: Wovon sprechen Sie?) Über all diese Dinge drüberzuwischen und mit allgemeinen Formulierungen über die Dinge hinwegzugehen, ist, glaube ich, kein verantwortungsvoller Zugang und bringt uns nicht weiter. 

Selbstverständlich sind auch die Spezialmaßnahmen, die wir zum Thema "Jugendarbeitslosigkeit" setzen, mit dem spezifischen Mädchenschwerpunkt versehen. Das ist gerade mir ein großes Anliegen. Dinge wie der erste Wiener Töchtertag, den wir erfolgreich gemacht haben oder unsere Initiative "Jobs for Girls", wo wir sowohl im Internet als auch mit einem eigenen Buch "Role Models" präsentieren, damit Mädchen sich an erfolgreichen Frauen orientieren können und endlich aus dem Eck der Friseurinnen, Verkäuferinnen und der Bürokauffrau wegkommen, sind alles Dinge, die Realität in dieser Stadt sind. Wenn Sie da mitmachen wollen, sind Sie herzlich eingeladen, aber bitte auf einer seriösen Grundlage, denn ich glaube, das wäre für alle Beteiligten besser. (Beifall bei der SPÖ.)
Kollege Ulm hat von der ungerechtfertigten Kritik an der Bundesregierung zum Thema "Integration" gesprochen und dazu ein Zitat gebracht. Es würde mich einfach nur persönlich interessieren, wie lange Sie gesucht haben, bis Sie ein Zitat gefunden haben (GR Dr Wolfgang Ulm: Da habe ich nicht lange suchen müssen!), das, selbst aus dem Zusammenhang gerissen, wie Sie es getan haben, denn den zweiten Teil, den Kollege Küberl gesagt hat, haben Sie sicherheitshalber nicht mehr zitiert, nur einen Hauch von Positivem an diesem so genannten Integrationsvertrag findet, der von allen kirchlichen Integrationsorganisationen, von allen NGOs, von den Fachuniversitäten, von den Experten und Expertinnen einhellig abgelehnt wird, aus vielen Gründen, unter anderem deswegen, weil Dinge vorgetäuscht werden, die in Wirklichkeit nicht passieren, denn zu sagen, es geht darum, dass Zuwanderer die Sprache lernen. Ja, natürlich, aber damit Zuwanderer die Sprache lernen, ist eine einzige Sache notwendig, nämlich Sprachkurse anzubieten. Das tun wir in Wien, aber die Bundesregierung hat bis jetzt keinen einzigen Sprachkurs angeboten. Sie hat unendlich viel Gehirnschmalz und Intensität hineingesteckt, zu überlegen, welche Strafen, welche Sanktionen, welche Ausweisungen man denn machen kann, um Zuwanderer zu bestrafen, wenn sie die Sprache nach vier Jahren nicht können, aber noch kein einziges, auch nur ein bisschen intensives Gedankengut darauf verschwendet, wie man Kurse organisieren kann. Das tut sie nicht. Ich denke, das ist entlarvend. 

Sie können noch so oft behaupten, dass die Familienzusammenführung von Ihnen gelöst wurde. Jeder weiß, dass die Liste der Familienzusammenführungen so lange wie nie war und das ist eine Unmenschlichkeit. Daher kann ich von dieser Stelle aus nur meine Forderung wiederholen, dass wir so rasch wie möglich zu einer Lösung kommen, denn es ist menschlich untragbar, dass die Quote so gering ist, dass Familienzusammenführung erst nach zwei, drei Jahren erfolgen kann. (GR Dr Wolfgang Ulm: Unter dem sozialistischen Innenminister waren es fünf Jahre!) 
Es ist wirtschaftlich untragbar, dass wir jetzt zum Beispiel schon keine Quotenplätze mehr für Menschen haben, die den Wirtschaftsstandort Wien unterstützen wollen. Es sind Ihre Abgeordneten, die zu uns kommen und mit berechtigten Anliegen intervenieren. Da möchte einer kommen, möchte investieren, kann es aber nicht, weil wir keinen Quotenplatz mehr haben. (GR Franz Ekkamp: Da schau her!) Ich sage Ihnen, sagen Sie das Ihrer Bundesregierung, denn die ist dafür verantwortlich, keine Quotenplätze geschaffen zu haben und sie ist für diese wirtschafts- und standortfeindliche Quotenregelung verantwortlich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Es ist wohl müßig, die Diskussion über den Wiener Integrationsfonds hier noch einmal zu führen. Es sind immer die selben Argumente, die kommen. Die Außenstellenreform haben wir im Kuratorium des WIF lange diskutiert. Wir haben lange darüber diskutiert, dass die Darstellung von Ihrer Seite falsch ist. Es werden in Zukunft nicht weniger Menschen in den Außenstellen arbeiten. Es wird auch nicht weniger Geld da sein. Es wird also im Gegensatz zur Polizeireform, wo das wirklich passiert, nicht gespart. Es wird nur besser organisiert, besser für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und besser für die Kunden und Kundinnen. Das ist Ihnen in dieser Kuratoriumssitzung auch sehr deutlich gesagt worden. (GR Dr Wolfgang Ulm: Es stimmt nur leider nicht!) Wenn Sie wider besseres Wissen anderes behaupten, müssen Sie das mit sich selber und mit Ihrem Gewissen ausmachen. 

Es stimmt natürlich auch nicht, dass der Betriebsrat dagegen ist. Der Betriebsrat bekennt sich zu diesem Reformkonzept. Er sagt natürlich - das ist nicht nur sein Recht, sondern das ist seine Pflicht -, dass die Rahmenbedingungen für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen stimmen müssen. Auch die Vertreter der Integrationskonferenz waren einverstanden. Es war ein Beschluss, wie er in letzter Zeit ziemlich häufig ist, nämlich alle Mitglieder des Kuratoriums inklusive des Herrn Vizepräsidenten Karl gegen eine Gegenstimme von Herrn Dr Ulm. Aber das ist kein Wunder bei den Argumenten, die von Ihnen kommen, denn das Argument mit der SPÖ-Margareten und der Hegemonie diskutieren wir jetzt das fünfte Mal, also es wäre zumindest für den Unterhaltungswert dieses Hauses, finde ich, Ihre Verantwortung, sich etwas Neues einfallen zu lassen. Das diskutieren wir jetzt zum fünften Mal, immer wieder dasselbe Argument. 

Ich kann nur sagen, danke, Hannes Seitner, an dich und an dein Team. Offensichtlich ist die Arbeit so gut, dass selbst dem Herrn Dr Ulm fünfmal nichts anderes einfällt, als dieses einzige lächerliche Argument. Ich bitte dich, das deinem Team weiterzusagen. Danke für die hervorragende Arbeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum Thema "Wahlrecht" darf ich die Diskussion, die wir im Kuratorium hatten, in Erinnerung rufen und darf zu der Argumentation der ÖVP, die von uns vorgeschlagene Regelung wäre den Zuwanderern gegenüber diskriminierend, weil sie in den Bauausschuss nicht hineindürfen und nicht Bezirksvorsteherin oder Bezirksvorsteher werden dürfen, den Vertreter der NGOs, Hikmet Kayahan, zitieren, der gemeint hat, es ist der Höhepunkt an Absurdität, zu sagen, wenn man einen gewissen Teil nicht wählen darf, dann ist das diskriminierend. Die Argumentation, sie deswegen überhaupt nicht wählen zu lassen, weil das nicht diskriminierend ist, ist in sich so absurd, dass ich denke, sie richtet sich selber. Wenn Sie wirklich an das glauben, was Sie sagen, dann werden wir diese Sache vor dem Verfassungsgerichtshof austragen müssen. Ich glaube es nicht. Wir haben sehr gute Argumente und wir haben uns sehr seriös und sehr ernsthaft mit dem Thema auseinander gesetzt, sowohl der Verfassungsdienst unseres Hauses als auch ein unabhängiger Experte. Wir halten uns bis Punkt und Beistrich an die Empfehlungen, die er uns gegeben hat und deswegen haben wir ein sehr gutes Gewissen. 

Zum Thema "Sicherheit", das Sie hier angesprochen haben, Herr Dr Ulm, fällt es mir schon weniger leicht, einen gewissen heiteren Grundton zu haben, denn die Dinge, die Sie gesagt haben, sind vor allem im Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen am 8. Mai jenseits dessen, wo ich mit einem Lächeln auf dem Gesicht darüber diskutieren kann. Dass die Zahlen, die Sie hier über die vielen Polizisten, die sich jetzt auf den Straßen und Plätzen in Wien tummeln, genannt haben, nicht stimmen, darauf hat mein Kollege Schuster in diversen Zwischenrufen schon hingewiesen. (GR Dr Wolfgang Ulm: Aber dadurch wird es nicht richtiger!) 
Dass die ÖVP ein bisschen Schwierigkeiten hat und die FPÖ mit den Zahlen, das wissen wir schon seit längerer Zeit, wenn wir uns an die Diskussion mit dem Nullbudget erinnern, wo auf einmal das Problem mit null war. Ist jetzt null null? Oder ist null 0,5? Oder ist null 0,9 oder irgendwie grenzwertig zu 1? Da haben Sie schon bewiesen, dass das mit den Zahlen ein bisschen schwierig ist. 

Aber es hat auch auf Ihrem letzten Parteitag, wie ich voller Interesse dem "profil" entnommen habe, ein bisschen Schwierigkeiten mit Zahlen und Zeilen gegeben. Wir haben alle die Jubelmeldungen gelesen, dass der neue, jetzt leider nicht mehr anwesende ÖVP-Obmann Finz - wahrscheinlich muss er in der Bundesregierung wieder ein paar Planstellen für Wien streichen -, mit der Jubelzahl von 93,3 Prozent der Delegierten gewählt wurde. Mit Interesse lese ich im "profil", dass das auch mit den Zahlen ein bisschen ein Durcheinander war. Ich zitiere: "Von 650 abgegebenen Stimmen waren 71, 11 Prozent, ungültig." - Bitte, ich zitiere, Frau Präsidentin, dass ich mir keinen Ordnungsruf einhandle. - "Die Wiener Schwarzen zu doof zum Wählen? Mitnichten. Die Wahlkommission unter dem Döblinger ÖVP-Chef Adi Tiller hat entschieden, alle Stimmzettel für ungültig zu erklären, auf denen der Name Finz durchgestrichen worden war. Als gültig und damit gegen Finz wurden nur jene Stimmzettel gewertet, auf denen neben der Streichung von Finz ein Alternativkandidat dazugeschrieben war. Ohne diesen Trick hätte Finz nur 83 Prozent bekommen." - Das ist aber interessant. (GR Dr Wolfgang Ulm: Ist das Ihre größte Sorge, Frau Stadträtin?) 
Sorgen, lieber Herr Dr Ulm, bereitet mir dies nicht. Was mir sehr wohl Sorgen bereitet, ist, dass Sie mit der selben Ungenauigkeit des Zählens die Sicherheitslage in dieser Stadt bewerten. Das macht mir große Sorgen. (GR Dr Wolfgang Ulm: Da brauchen Sie sich nicht zu sorgen!) Denn was ist die Wahrheit? - Die Wahrheit ist, im Zusammenhang mit der Wiener Polizei gibt es in dieser Stadt null Neuaufnahmen. Es gibt null Chargenkurse. Es gibt null bezahlte Überstunden. Es gibt null Einhalten von Versprechen, denn wo sind denn diese 100 zusätzlichen Polizisten? Selbst wenn es sie gäbe, wäre es ein großer Abgang, denn es gehen jährlich zirka 350 bis 400 Polizisten und Polizistinnen in Pension. Das heißt, selbst wenn die 100 gekommen wären, wäre es ein großer Abgang, denn seit zwei Jahren gibt es null Neuaufnahmen. 

Sie sind aber auch nicht da, die 100 Polizisten und Polizistinnen. Herr Dr Strasser ist der Erfinder der so genannten Ghost-Cops. Es klingt gut für einen Artikel und es klingt gut für einen Film, aber für die Wiener und Wienerinnen ist es absolut nicht gut. Denn wie endet das Ganze? - Das Ganze endet in einer Nullmotivation der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Und jeder von uns, der mit Polizisten oder Polizistinnen spricht, weiß das. Sie und Ihr Herr Minister Strasser sind verantwortlich, dass das hohe Sicherheitsniveau in dieser Stadt gefährdet wird, denn Tatsache ist, die Kriminalität steigt, die Aufklärungsrate sinkt, und Sie mit Ihrem Minister Strasser sind dafür verantwortlich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Und was mich wirklich empört hat, Herr Dr Ulm, ist auch dieses Mal wieder Ihre Stellungnahme zu den Auseinandersetzungen rund um den 8. Mai. Sie haben schon einmal hier gesagt: Na, sollte sich herausstellen, dass dort irgendetwas, was nicht mit unseren demokratischen Grundsätzen vereinbar ist, vorkommen kann, dann wären Sie natürlich dagegen. Wenn zu diesem Jahrestag eine Kundgebung angekündigt wird, wo Trauerredner sprechen, dann, denke ich, ist das schon mehr als genug, dass jeder aufrechte Demokrat sich davon distanzieren müsste. Müsste, muss ich leider sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und die Verharmlosungen, die Sie hier machen, und diese Gegen- und Entlastungsangriffe, indem Sie versuchen, Demonstranten, die an demokratisch angemeldeten und demokratisch vorgehenden Kundgebungen teilnehmen, mit den anderen, ebenfalls völlig zu verurteilenden Chaoten und Randalierern, in einen Topf zu schmeißen, das ist eine Mischung aus Unterstellung, Verharmlosung, falschen Zitierungen, die gerade Sie als Jurist sich nicht leisten sollten. Herr Dr Ulm, wenn Sie ernst meinen, was Sie hier sagen, dann muss ich Ihr Wissen und Ihre Qualifikation in Frage stellen, wenn Sie wissen, dass die Wahrheit anders ausschaut, Ihre Moral und Ihre Integrität. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie mögen Auseinandersetzungen um Neofaschismus lustig finden; ich finde es nicht.

Und wir haben ja heute eine Premiere erlebt, denn Ihr Nachredner Strache hat ja nahtlos an das angeschlossen, was Sie gesagt haben, das neue Zwillingsduo der Niveau- und Ahnungslosigkeit.

Herr Strasser, Strache - eine Freud’sche Fehlleistung - hat hier unter dem Deckmantel der Immunität (GR Walter Strobl: "Niveaulosigkeit" ist eine Frechheit!) – "Niveaulosigkeit" ist eine Analyse, und ich werde es Ihnen auch sehr gerne beweisen (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist eine Beschimpfung!) - haarsträubende Unwahrheiten gesagt. Er hat der Subventionsvergabe des Wiener Integrationsfonds unterstellt, dass hier Parteienfinanzierung im Gange ist, und das ist nicht nur niveaulos, das ist auch falsch. Und er hat den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen meiner MA 61, von denen ich weiß, dass sie auf höchstem Niveau und äußerst korrekt und sorgfältig vorgehen, unterstellt, sie würden, über den Daumen gepeilt - jeder, der das jetzt nicht hören will, kann es im Protokoll nachlesen -, irgendwie feststellen, ob jemand Deutsch kann und würden dann nach vier Jahren - was gar nicht geht, weil man sollte zumindest das Gesetz kennen, und die vorzeitige Einbürgerung ist erst nach sechs Jahren möglich - Einbürgerungen vornehmen. Das ist eine Unterstellung gegenüber meinen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen unter der qualifizierten Führung des Herrn Dr Leinweber, der dort steht, der ein absoluter anerkannter Experte ist und dessen Seriosität niemand angreift. Und diesen Damen und Herren wird unterstellt, dass sie hier über den Daumen irgendwie das Gesetz biegen. Und da sage ich Ihnen: "Niveaulosigkeit" ist noch das harmloseste Wort, das mir einfällt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Redner der FPÖ hat sein gutes Einverständnis mit dem Dr Ulm zum Ausdruck gebracht. (GR Kurth-Bodo Blind: Sie sprechen Schwachsinn!) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Also, Herr Kollege Blind, der Herr Bürgermeister - ich war damals auch im Vorsitz - hat in einem Zitat das herübergesagt. Aber was Sie jetzt gesagt haben und die Frau Stadträtin hier angegriffen haben, dass das Schwachsinn ist, das ist ein Ordnungsruf. (GR Kurth-Bodo Blind: Ich habe den Herrn Bürgermeister zitiert!)

Bitte, Frau Stadträtin, entschuldige, dass ich unterbrochen habe.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner (fortsetzend): Kein Problem. - Manche Menschen können sich eben nicht inhaltlich auseinander setzen und müssen dann zu anderen Methoden greifen. Ich glaube, auch das spricht für sich selbst. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Integrationspolitik, die hier dann ebenfalls von der FPÖ kritisiert wurde und Hand in Hand mit der ÖVP kritisiert wurde, hat immerhin einen Unterschied. Das muss ich schon sagen, denn die FPÖ ist in ihrer Politik stringent und kontinuierlich. Denn das, was hier präsentiert wird als das neue Fremdenrecht, ist nichts anderes als Verrat an dem Wahlversprechen der Freiheitlichen an ihre Wähler und Wählerinnen. Aber ich sagte schon, das ist kontinuierlich. Denn genauso haben Sie Ihren Wählern und Wählerinnen Steuersenkungen versprochen und Steuererhöhungen gebracht. Sie haben gesagt, es gibt keine Parteibuchwirtschaft; in Wirklichkeit schanzen Sie unverschämt unqualifizierten Leuten hoch bezahlte Jobs zu. Es gibt jetzt eine neue mathematische Definition. Statt der Gauß’schen Normalverteilungskurve haben wir jetzt die Gaugg’sche Kurve, 200 000 für mich und für den Rest nichts. Das ist eine sehr interessante neue Kurve der Verteilung.

Sie haben gesagt, Sie werden die Interessen der kleinen Leute vertreten; in Wirklichkeit kürzen Sie Sozialleistungen und haben die höchste Arbeitslosenrate, die das Land je hatte, hervorgerufen. Und Sie machen eine Zweiklassengesellschaft in der Medizin, und Sie machen eine Gesellschaft, in der sich Bildung und Gesundheit nur mehr jene leisten können, die Geld haben. Also insofern ist es nur konsequent, dass auch Ihre Integrationspolitik die Interessen Ihres Klientels verrät. Denn Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen müssen keine Angst haben vor geregelter, geordneter, korrekter Zuwanderung. Wovor sie aber Angst haben müssen, ist, wenn Billigstarbeitskräfte ohne irgendeine Regelung in dieses Land kommen. Und genau das passiert mit dem neuen Fremdenrecht, mit der Saisonier- und der Pendlerregelung, vor der die Arbeiterkammer nicht zufällig warnt, und deswegen haben wir diese Regelung auch abgelehnt.

Ich sage Ihnen: Diese Wege, die Sie hier beschreiten, haben mit unseren überhaupt nichts zu tun, und ich denke, dass die Unterstellungen, die Sie vor allem gegenüber den Beamten und Beamtinnen geäußert haben, von uns in jeder Weise zurückgewiesen werden.

Und Sie haben einen richtigen Satz gesagt. Sie haben nämlich gesagt: Die Staatsbürger merken sich viel und werden es bei den Wahlen auch entsprechend dann honorieren. Und dieser einzige Satz ist richtig. Denn dieser einzige Satz hat sich bewiesen in allen Wahlen der Vergangenheit, die von den Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen gewonnen wurden und die von den Freiheitlichen verloren wurden.

Und wenn hier in einem Zwischenruf das Ergebnis der Personalvertretungswahl als der letzte überragende Sieg der Freiheitlichen dargestellt wurde, dann darf ich auch hier mit den Zahlen ein bisschen auf die Sprünge helfen. Es hat zwei Listen gegeben - das ist in der FPÖ so üblich -, die Liste KUG/AUF und Liste AUF, und die zweite Liste AUF, die in einem anderen Bereich kandidiert hat: KUG/AUF hat 0,1 Prozent verloren, FA/AUF hat 0,5 Prozent verloren, und KUG/AUF bei den Wahlen einen Anteil gehabt von 2,18 Prozent und FA/AUF mit den so hochgelobten Wahlergebnissen bei den Straßenbahnern von 1,43 Prozent. 
Sehr geehrte Damen und Herren von der Freiheitlichen Partei! Solche Wahlerfolge wünsche ich Ihnen noch weiterhin! (Beifall bei der SPÖ.)
Ganz kurz zu meinen beiden grünen Vorrednerinnen. 

Von der Kollegin Pilz würde ich mir wirklich wünschen, dass sie nicht Einzelfälle, die wir doch wirklich intensiv diskutiert haben in der KFA-Sitzung, hier so darstellt, wie sie dort nicht stattgefunden haben. Natürlich stimmt es, das hat auch niemand bestritten, dass ich Mitglied der Personalkommission bin. Das war nicht unser Diskussionspunkt. Der Diskussionspunkt war: Wer führt die Gespräche mit den Bewerbern und Bewerberinnen, und wer sorgt dafür, wie die Qualifikationen ausschauen, und analysiert das? Und das, bitte, ist Aufgabe des Generaldirektors. Dazu haben wir ihn, und das bin nicht ich. Und wenn man sich auf die Ergebnisse des Generaldirektors nicht verlässt, dann muss man ihm das Misstrauen aussprechen. Aber es kann nicht sein, dass wir diese Aufgabe zu uns in den Aufsichtsrat hineinziehen.

Ich habe nur zwei Wünsche anlässlich dieser Wortmeldung. Der erste Wunsch ist, dass die Personalpolitik weiter so erfolgreich ist, dass dieser Einzelfall, aus dem Zusammenhang gerissen, der einzige Kritikpunkt ist. Und der zweite Wunsch ist: Ich würde mir, zumindest für den konstruktiven Teil der Opposition, wünschen, dass es, wie man in einer Sitzung austauscht, dann auch im großen Rahmen noch zählt. 

Und zu dem, was Frau Kollegin Vassilakou gesagt hat. Ich bin froh, dass Kollege Chorherr jetzt gekommen ist. Ich möchte nämlich zu Maria Vassilakou sagen, dass ich in sehr vielen Kritikpunkten, die sie vor allem geäußert hat an der Politik der Bundesregierung und an der Grundlinie der konservativen Rechtsparteien ÖVP und FPÖ, dass ich in sehr vielen Positionen dieser Meinung bin. Aber ich frage mich dann, wie Sie es moralisch und ideologisch verantworten können, dass angesichts dieser Positionen der Herr Klubobmann Chorherr die politische Linie vorgibt, dass Hauptgegner in der politischen Auseinandersetzung die Sozialdemokratie ist. Nach diesen Argumenten, nach diesen Grundsätzen, die wir hier und heute wieder gehört haben von den Rechtsparteien, frage ich mich, wie dies moralisch und politisch zu verantworten ist, die Sozialdemokratie als politische Hauptauseinandersetzung, als politischen Hauptfeind zu betrachten. Die GRÜNEN sprechen so oft das Wort "Glaubwürdigkeit" aus, und ich würde in diesem Zusammenhang bitten, dieses Wort einmal in der Praxis bei sich selber anzuwenden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und zur letzten Rednerin, zur Kollegin Lakatha. Bei aller Freundschaft, ich schätze sie persönlich sehr und ich weiß, dass sie sich immer auch sehr bemüht um Sachinformationen, dass sie sich die Dinge persönlich anschaut und sich dann auch entsprechend auskennt, aber ich würde doch wirklich meinen: Wenn man schon mit Gewalt versucht, Kritikpunkte zu finden, dann bitte bei einem anderen Thema, als so einem sensiblen wie dem vierten Frauenhaus oder insgesamt den Frauenhäusern. Wir haben so oft über den Kontrollamtsbericht, der grundsätzlich den Frauenhäusern ein sehr, sehr gutes Zeugnis ausstellt, diskutiert, und es gibt vieles zu verbessern, und unendlich viel - und das hast du ja selber gesagt - ist auch schon in die Wege geleitet worden. Aber es stimmt bitte nicht, dass keine Auslastungszahlen bekannt sind, und es stimmt bitte nicht, dass Öffentlichkeitsarbeit unnötig ist. Denn Öffentlichkeitsarbeit bei den Frauenhäusern heißt doch nicht, dass wir Inseratenkampagnen schalten - und das musst du doch wissen -, kommt in die Frauenhäuser, dort ist es so lustig, sondern Öffentlichkeitsarbeit heißt, dass wir Präventionsarbeit machen, um genau den Wunsch, den du zu Recht zu Beginn deiner Wortmeldung formuliert hast, dass wir irgendwann einmal möglichst leere Frauenhäuser haben, zu erreichen. Die Frauenhäuser und die Mitarbeiterinnen machen Präventionsarbeit in der Öffentlichkeit, im Fernsehen, in den Zeitungen, bei der Polizei mit den Schulungen - zumindest taten sie das, solange es noch neue Polizisten und Schulungen gegeben hat -, in den Spitälern. Das ist die Öffentlichkeitsarbeit und die ist dringend notwendig. Ich würde wirklich bitten, das nicht durcheinanderzuwerfen, im Sinne der Frauenhäuser und im Sinne der Arbeit dort, von der ich weiß, dass gerade du sie auch sehr unterstützt, und da sollte man wirklich die Dinge auseinander halten.

Lassen Sie mich zum Abschluss kommen, denn trotz meines Versprechens bin ich länger geworden, obwohl noch immer viel zu sagen wäre, aber es ist wohl nicht möglich. 

Ich möchte mich zum Abschluss bedanken bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen meines Ressorts für die erfolgreiche Arbeit, ich möchte sie bitten, weiter so gut zu arbeiten, und ich bin froh, dass das Niveau der Arbeit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieses Hauses so unvergleichlich höher ist, als das Niveau mancher oppositioneller Kritik. - Danke schön.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Blind zum Wort gemeldet. Ich mache aufmerksam: 3 Minuten.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich habe bei der Bemerkung der Frau Stadtrat, dass sie Mitglieder dieses Hauses als "niveaulos" bezeichnet, den Herrn Bürgermeister zitiert, und zwar habe ich wortwörtlich gesagt: Ich habe gesagt, der Bürgermeister hat gesagt, das ist Schwachsinn, und wenn das der Bürgermeister sagt, dann darf ich das wohl auch sagen. 

Ich wundere mich nur über die Vorsitzführung, möchte sie aber nicht besonders kritisieren, weil ich es ja schon gewohnt bin bei sozialistischen Vorsitzführungen, dass ich das nicht sagen darf, was der Bürgermeister sagen darf, denn ich habe ihn ja nur zitiert, dass er gesagt hat: Das ist Schwachsinn. (GR Johann Hatzl: Was ist das für eine Berichtigung?) Das ist eine Berichtigung! (GR Johann Hatzl: Sie können doch nicht eine Entscheidung des Vorsitzenden berichtigen!) Bitte hören Sie auf! Was Sie für Berichtigungen gemacht haben, unter Bruch jeglicher Stadtverfassung! Da lass ich mich mit Ihnen gar nicht ein! (GR Johann Hatzl: Sie können überhaupt nicht eine Berichtigung gegenüber dem Vorsitzenden machen! Das ist ein Schwachsinn!)

Und jetzt kommt der zweite Punkt, ich habe nur 3 Minuten. 

Es ist hier von der Frau Stadtrat gesagt worden, es wäre der 8. Mai eine Trauerkundgebung gewesen. - Wir haben keine Trauerkundgebung angesagt, sondern wir haben eine Gedenkveranstaltung angemeldet. Und da haben sich Leute aus der Sozialistischen Partei witzig gemacht über die Vorkommnisse, die sich rund und nach dem 8. Mai abgespielt haben, und zwar im 45er Jahr. Da sind die Besatzungsmächte gekommen. Nur Geschichtsverfälscher glauben, da sind die Befreier gekommen. (GR Johann Hatzl: Ungeheuerlich! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Einen Ordnungsruf! - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Sie hätten Befreier ... (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) Bitte sorgen Sie für Ordnung, ich kann die 3 Minuten sonst nicht ausnützen. - Es hätte eine Befreiung sein können ... (Andauernde Zwischenrufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Bitte, meine Herrschaften! Ich verstehe jetzt überhaupt nichts! (Erneute Zwischenrufe.) Ich verstehe jetzt überhaupt nichts! 

Herr Kollege Blind zur tatsächlichen Berichtigung! 

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Ja, ich komme ja zurück! 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Kommen Sie zurück! Aber vom Jahr 1945 zum Jahr 2002!

GR Kurth-Bodo Blind (fortsetzend): Es wurde keine Trauerkundgebung, sondern eine Gedenkveranstaltung angemeldet. Es hätte ein Freudentag werden können für die Republik Österreich, wenn die Besatzungsmächte nicht als Besatzungsmächte gekommen werden, sondern als Befreier, was sie versprochen hatten einmal, dass sie uns befreien werden. (GR Christian Oxonitsch: Was ist die Berichtigung?) Aber es sind in diesem Zusammenhang Vergewaltigungen, Verschleppungen vorgekommen, es ist mein Onkel Knobloch, Karl Knobloch, verschleppt worden, und im 55er Jahr ist der zurückgekommen aus der russischen Verschleppung. Und das war für den Herrn Knobloch, meinen Onkel, kein Feiertag und kein Freudentag. Der Mann hat nichts gemacht. Er hat das Pech gehabt, dass er ein namensgleicher Mann war. Sie haben einen Obernazi gesucht, das stimmt, aber mein Onkel Knobloch ist verschleppt worden, und es war kein Freudentag. Und die Besatzer haben gesagt, sie sind Besatzer, sie haben vergewaltigt, verschleppt und besetzt und Österreich ausgeplündert. - Sie hätten Österreich befreien können. (GR Johann Hatzl: So ein Unfug! - GR Christian Oxonitsch: Da applaudiert nicht einmal die FPÖ!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! 

Zu dieser Berichtigung des Kollegen Bodo Blind müsste man jetzt eine historische Geschichtsstunde halten und das ist wirklich nicht möglich. Aber vielleicht kann man dem Herrn Kollegen Blind Bücher zum Nachlesen geben (GR Harry Kopietz: Er kann ja nicht lesen, er ist ja blind!), damit er weiß, was damals war, oder er sollte mit Betroffenen sprechen, die die Jahre 1933 bis 1945 anders erlebt haben. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Zur Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen. Ich nehme an, dass sich jetzt die Gemüter beruhigt haben, weil bei Gesundheits- und Spitalswesen weiß man doch, wie wichtig die Gesundheit auch zu später Stunde ist. 

Ich darf nun bitten, als erste Rednerin hat sich Frau GRin Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! 

Erlauben Sie mir doch noch eine persönliche Bemerkung. Wir reden zwar über Gesundheit, aber manche Wortmeldungen sind dazu angetan, das einem schlecht wird. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Jawohl! - Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Ich will nur nicht einen weiteren Wichtigmacher provozieren, tatsächliche Berichtigungen hier anzubringen und sich männlich balzend aufzuführen mit dummen Bemerkungen, daher gehe ich darauf nicht ein. Ich sage nur: Mir ist schlecht. So. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Kurth-Bodo Blind: Ordnungsruf!) Dumme Bemerkung! 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Entschuldigen Sie, Frau Kollegin! 

Herr Kollege Blind, Sie sind so schnell immer mit Ordnungsrufen, horchen nicht zu, dann sagen Sie "Ordnungsruf", dann sagt man zu Ihnen, das wäre für mich ein Ordnungsruf, und Sie pudeln sich auf. 

Also bitte: Eine dumme Bemerkung ist für mich kein Grund für einen Ordnungsruf. (GR Kurth-Bodo Blind: Diese Bemerkung ist eine Beschimpfung! - Zwischenruf der GRin Martina Malyar.)
GRin Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Frau Kollegin Malyar, ich muss Ihnen ganz Recht geben: Man wertet sie nur auf, indem man darauf Bezug nimmt, also mache ich es nicht mehr. Ich gehe jetzt zur Gesundheitspolitik. Jetzt reden wir über Gesundheitspolitik. So. Kunstpause. Jetzt reden wir wieder über Gesundheitspolitik. 

Frau Stadträtin! Das letzte Jahr der Gesundheitspolitik war leider - und das ist für mich eine nicht sehr erfreuliche Nachlese - eine Ansammlung von Wünschen und Ankündigungen, von denen viele, die für uns sehr, sehr wichtig waren, nicht in die Tat umgesetzt wurden. Es ist fast schon eine hängen gebliebene Schallplatte, wenn wir im Ausschuss für Gesundheitsfragen abwechselnd in den verschiedenen Oppositionsrollen nachfragen, wo denn der Wiener Krankenanstaltenplan geblieben ist, oder nachfragen, wann denn endlich ein Pflegeheimgesetz das Licht der interessierten Öffentlichkeit zur Begutachtung erblicken wird. Diese Dinge werden uns versprochen, und wir fragen nach diesen Dingen nicht etwa, weil wir lästig sein wollen als Opposition, sondern weil es wichtig ist, dass endlich in Wien Planung gemacht wird in Bezug auf die Weiterentwicklung des Spitalswesens und auf die Weiterentwicklung der durchaus kritischen Situation in den Pflegeheimen. Auf diese Nachfrage der Opposition kommen dann immer gut gemeinte und ernst gemeinte Vertröstungen, und ich bin mir sicher, alle Beteiligten wollen auch wirklich einen Wiener Krankenanstaltenplan vorlegen, allein, er ist uns für den Winter versprochen worden, für den Frühling, jetzt haben wir Sommer. 

Wir haben letztes Mal im Ausschuss darüber gesprochen, dass wir ganz zufrieden wären als Oppositionsparteien, wenn wir uns die Entwürfe mit in den Urlaub nehmen könnten, und wir würden bestimmt lesen, so interessiert sind wir an diesen Konzepten, die endlich auf den Tisch des Hauses gehören. Bis dahin wird gebastelt und dilettiert und werden Lösungen gemacht, die gut gemeint sind, die aber in ihrer Halbheit auch nur halbherzig zu Entscheidungen führen, die dann nichts Ganzes und nichts Halbes schlussendlich sind. 

Das gegenwärtige Beispiel dazu, die Semmelweis-Frauenklinik, ist in allen Medien und ist auch immer wieder Gegenstand bei uns in den Beratungen im Ausschuss. Die Semmelweis-Frauenklinik wurde halbiert, die Gynäkologie wurde abgesiedelt, übrig bleibt die Geburtshilfe, und die Geburtshilfe in Wien ist ein Teil, deren Regelung für die Zukunft sehr, sehr wichtig, sinnvoll, notwendig ist. 

Frau StRin Pittermann möchte auch wirklich - und das konzediere ich ihr in diesem Zusammenhang - gute Lösungen. Allein, der Weg dahin führt über Untiefen, die für das Projekt als Ganzes und für die Geburtshilfe in Wien keine guten Aussichten geben. Denn die Semmelweisklinik wurde nicht nur halbiert, sondern sie wurde auch in ihrer Bedeutung entmachtet, sie ist künftig nur mehr ein Department, der Chef sitzt in der Rudolfstiftung und steuert von Ferne, und für das Department Geburtshilfe - es ist in allen Medien zu lesen - ist Michael Adam, der Leiter des Projekts Geburtshaus Nussdorf, sehr im Gespräch. 

Wer die GRÜNEN kennt und die grünen Argumente, weiß, dass wir viel übrig haben für das Geburtshaus Nussdorf, dass wir zu denjenigen gehören, die Nussdorf sehr schätzen, die das Projekt einer hebammenorientierten Geburt für zukunftsweisend in dieser Stadt ansehen, und dass Michael Adam mit der Betreuung der Leitung der Semmelweisklinik beauftragt wurde, kann daher unsere Unterstützung finden. 

Allerdings nur unter einer Bedingung. Ich habe schon gesagt: Nussdorf ist das Projekt der hebammenorientierten Geburt. Wer je in Nussdorf war, wer vielleicht dort geboren hat, wer sich das Projekt angeschaut hat, der weiß, die Ärzte spielen dort eine sehr untergeordnete Rolle. Sie sind nur dann wichtig, wenn man sie wirklich braucht, wenn eine Situation der medizinischen Intervention notwendig ist. Ansonsten wird die Geburt durch die Hebammen, mit den Frauen, abgewickelt. 

Es wäre nun doch ein Treppenwitz, zur Errettung des Geburtshauses Nussdorf nichts anderes zu tun, als den Leiter dort abzuziehen und ihn zum Chef der Semmelweisklinik zu machen und damit das Projekt seinem Untergang zu weihen. Denn das Geburtshaus Nussdorf ist ohne Kassenvertrag, ohne Unterstützung durch die Gemeinde Wien sicher nicht lebensfähig und steht am Rande des finanziellen Kollaps. 

Man hätte hier eine gute Lösung machen können, die Michael Adam einschließt, aber auch und vor allem auch die Hebammen, wenn Sie, Frau StRin Pittermann, sich entschieden hätten, zu sagen: Ja, ich stehe zu Nussdorf, ich stehe zu diesem Projekt, ich mache Nägel mit Köpfen, ich integriere Nussdorf als Ganzes, als Projekt in die Semmelweisklinik.

Und sagen Sie mir nicht, das ginge nicht. Die Hebammen - ich habe viel mit ihnen gesprochen - wollen nicht pragmatisiert werden, die wollen keine öffentlich Bediensteten sein, sondern sie würden mit einer vertraglichen Regelung dort nur ihre Räumlichkeiten, eine Möglichkeit zur Fortsetzung des Projekts haben wollen, und sie könnten auf eine sehr kompetente Weise ihr Wissen einbringen in das Gesamtprojekt Semmelweisklinik. Dann würde die Bestellung von Michael Adam zum Leiter des Departments Semmelweisklinik Sinn machen, denn dann wäre die hebammen-orientierte Geburt angekommen in der Semmelweisklinik. So wird das eine Projekt sterben, nämlich Nussdorf, und das andere Projekt, nämlich die Semmelweisklinik, keine sinnvolle Zukunft haben. Denn eine Lösung, wo der wirkliche Chef ganz weit weg ist und der Chef vor Ort nur sehr, sehr unklare Kompetenzen hat, ist keine gute Lösung. 

Wer die "Presse" vom vergangenen Samstag gelesen hat, der hat bemerkt, dass die Immobilienhändler über dem Objekt kreisen, um es einmal so zu sagen. Es ist schon die Rede davon, dass es Interessenten gibt, die das Areal kaufen wollen, und dass die Zukunft der Semmelweisklinik ohnehin eine befristete sein wird.

Letzter Schönheitsfehler, der uns aufstößt an diesem Projekt, ist der Umstand, dass mit dem Primar Grünberger, der künftig der Chef sein wird von der Rudolfstiftung aus, als Gutachter auch ein sehr, sehr interessierter Beteiligter zu demjenigen bestellt wurde, der hier für den Landessanitätsrat ein Gutachten über alle eingegangenen Bewerbungen macht. Das halten wir nun doch für keine sehr sinnvolle, für keine saubere Lösung. Es hätte nicht in Wien, weil da kennen alle einander gut und sind miteinander auch in Arbeitsbeziehungen, sondern außerhalb von Wien Primarärzte gegeben, die dazu herangezogen hätten werden können und die ein objektiveres Verfahren gewährleistet hätten. 

Ein Zweites - ich habe es schon angedeutet -, was nicht erledigt wurde, was aber dringend in Wien verbessert werden muss, ist die Situation in den Geriatriezentren. Ich weiß, dass die Sozialdemokratische Fraktion, allen voran Frau StRin Pittermann, nicht mit den GRÜNEN einer Meinung ist, wenn es darum geht, zu urteilen, ob es gut ist, wenn hochbetagte demente Menschen in Achtbettzimmern mit wenig Privatsphäre leben. Ich weiß, dass Frau StRin Pittermann ihren ganz wichtigen Fokus auf die medizinische Versorgung hochbetagter pflegebedürftiger Menschen legt, den wir ihr nicht absprechen wollen. Doch neben dieser medizinischen Versorgung geht es auch um die psychosoziale Versorgung der hochbetagten Menschen und die ist mit der derzeitigen Situation in den Pflegeheimen nicht gewährleistet, nicht befriedigend gelöst. 

Allein das Faktum, dass die Geriatriezentren einen Vertrag haben, der sie praktisch als Beherbergungsbetrieb ausweist und nicht als Krankenanstalt oder als Geriatriezentrum, sie müssen sich nach dem Beherbergungsgesetz verantworten, das ist doch eine Rechtsgrundlage, die mitnichten ausreicht für die Führung solcher Einrichtungen. Und dementsprechend ist der Zugang zu den Bewohnern und Bewohnerinnen ein herrschaftlicher, denn sie kriegen nicht etwa einen Vertrag ihrerseits, der ihre Rechte regelt, sondern sie kriegen einen Bescheid, der ihnen Unterbringung gewährt. Da sieht man schon, wer hier der Chef ist und wer hier zu nehmen hat, was er zu kriegen hat, vor allem dann, wenn die Person alt, gebrechlich und nicht mehr sehr wehrhaft für ihre Interessen ist. Ein Pflegeheimgesetz tut hier Not, und es tut Not, dass endlich Geld in die Hand genommen wird, um eine Sanierung voranzutreiben in den Häusern. 

In der letzten Geriatriekommission wurde mir auf dieses Argument damit begegnet, dass die Sozialdemokratische Fraktion gemeint hat, man kann doch nicht alle absiedeln, man kann doch nicht alles auf einmal renovieren. Von "alles auf einmal" ist ja gar nicht die Rede, aber von einer gewissen Beschleunigung der Prozesse. 

Ich habe mich erkundigt. Im GZW sind Pavillons, wo schon Bettenschließungen vorgenommen wurden, zum Teil in besserem Zustand als diejenigen, wo jetzt die Bewohner und Bewohnerinnen untergebracht sind. Frau Staudinger, auch wenn Sie den Kopf schütteln, das sagen mir Leute, die dort arbeiten. Man könnte die vorübergehend wieder aktivieren und inzwischen die anderen pfundig herrichten. Es passiert nichts von alledem, die Schritte, die gemacht werden, sind viel zu langsam. Da wird noch viel Wasser die Donau hinunterfließen, bis die Menschen in den öffentlichen Pflegeheimen der Gemeinde Wien so untergebracht sind, wie sie es verdienen, nämlich mit Respekt, mit ordentlichen Einrichtungen und mit Rechten, auf die sie Anspruch haben.

Der dritte Bereich, von dem ich sprechen möchte, der nicht erledigt wurde im Sinne einer ordentlichen, durchsichtigen, nachvollziehbaren Gebarung, ist die Betreuung zu Hause, die Betreuung zu Hause, dort, wo Menschen - und das ist gut so - so lange wie möglich in ihrem eigenen Umfeld bleiben und eben Pflege nur so weit beanspruchen, wie sie auch notwendig ist, damit sie in ihrer gewohnten Umgebung so selbstständig wie möglich weiterleben können.

Ich habe eine Anfrage gestellt an die Frau Stadträtin, um einmal genaue Auskünfte zu kriegen, welche Details, welche Zahlen sich hinter den sehr komplexen und komplizierten Leistungsverträgen, die die Gemeinde Wien mit den Anbietern und Organisationen abgeschlossen hat, verbergen, welche Fakten. Und was mich sehr gewundert hat, ist, was wir schon geahnt haben, nämlich das Faktum, dass nicht jeder Mensch, der Bediensteter ist in diesem Bereich, jede Heimhilfe und damit auch jeder gepflegte Mensch der Frau Stadträtin gleich viel wert wäre. Das Gegenteil ist wahr. Wir haben es jetzt auf Weißschwarz auf weiß, dass die Heimhilfen, die im ambulanten Bereich tätig sind, von der einen Organisation mit 257 S refundiert werden und von einer anderen Organisation mit 329 S. 

Die Argumente, die ich höre zu diesem Preisunterschied, überzeugen mich wirklich nicht. Erstens bin ich der Meinung, dass Heimhilfen, Pflegehelferinnen, diplomierte Schwestern und alle die, die in diesem Bereich arbeiten, ordentlich, angemessen entlohnt werden sollen. Das ist eine sehr, sehr schwere Arbeit, eine Arbeit, die viel Verantwortung abfordert und die viel Eigenständigkeit braucht, denn die Menschen sind alleingestellt mit ihren Pflegebedürftigen und müssen vor Ort entscheiden, was zu tun ist. Sie machen - vor allem die Heimhilfen - oft die schmutzige Arbeit, für die sich viele andere zu gut sind. Und dafür sollten sie auch ordentlich bezahlt werden.

Aber warum kriegt man bei der einen Einrichtung für eine Heimhilfe einen anderen Betrag refundiert als bei der anderen? - Da wurde mir mitgeteilt, die einen haben halt Personal, das schon zehn Dienstjahre oder mehr hat, und da muss man 10 Prozent mehr bezahlen für die Heimhilfe. Das ist gut und richtig, und Leute, die länger im Beruf sind, sollen auch mehr verdienen. Allerdings deckt das nie die Differenzen ab und nie die Gesamtsumme, um die es hier geht.

Ein anderes Argument war, dass ja die einen Miete zahlen müssen für ihre Einrichtungen und die anderen nicht. Auch das imponiert mir nicht, denn die Miete kann sich nicht in so einem Maße zu Buche schlagen, dass solche Unterschiede gerechtfertigt wären. Das Prinzip, gleicher Preis für gleiche Leistung, sollte doch der Stadtregierung in diesem Bereich ein Anliegen sein, denn es ist nicht einzusehen, dass sich hier Organisationen Unterschiedliches heraushandeln.

In dieser Anfrage, die sehr dick ist in ihrer Beantwortung, das ist ein kleineres Telefonbuch, habe ich auch nachgefragt, welche Overheadkosten und welche Personalkosten für die einzelnen Organisationen entstehen. Ich wollte eine Darstellung und Aufteilung dieser Kosten.

Ich habe sehr umfangreiche Tabellen zurückbekommen, die durchaus interessant zu lesen sind, aber lapidar steht in der Beantwortung bezüglich der Overheadkosten und der Personalkosten: Die Unterlage basiert auf den Vereins- beziehungsweise Organisationskosten und ist nicht deckungsgleich mit den von der MA 47 anerkannten Kosten. - Na super! Da habe ich jetzt viele Zahlen, die sind von den Organisationen, die sind mir offiziell übergeben worden, sie stellen aber nicht das dar, was die MA 47 den Organisationen bezahlt. Nicht, dass es mich nicht auch interessiert, welche Overheadkosten die Organisationen für sich selber veranschlagen. Auch eine interessante Information. Aber es ist doch viel wichtiger zu wissen, was davon die Gemeinde Wien tatsächlich bezahlt.

Die Tatsache, dass sich in diesem umfangreichen und beeindruckenden Schriftwerk diese Zahlen nicht finden, lässt doch einige Rückschlüsse zu und wird bestimmt zu Nachfragen meinerseits führen.

Wir haben uns die Mühe gemacht, nachzurechnen, was da für Overheads so anfällt - Organisationsaufwand, zentrale Verwaltung, andere Overheadkosten -, und sind draufgekommen, dass es Organisationen gibt, die dafür 91 S verrechnen und andere 258 S. Wenn ich jetzt sage "verrechne", heißt das noch nicht, dass sie das auch kriegen von der MA 47, das wissen wir ja leider nicht. Aber es fällt schon auf, dass die Organisation, die die stolze Overheadsumme von 258 S verrechnet - was ja durchaus mehr als das Doppelte von 91 S ist -, akkurat jener Verein "Wiener Hauskrankenpflege" ist, der Anlass für eine Untersuchung des Kontrollamts eben wegen Overheadkosten geworden ist. 

Sie erinnern sich vielleicht, dass Frau StRin Pittermann das Kontrollamt beauftragt hat, weil in diesem Verein das Fahrzeug, das dazu da sein sollte, weil es ein Dienstwagen der Organisation ist, für die Tätigkeit des Personals und der Organisation da zu sein, schon mal nach Australien verschifft wurde, und dort hat die Geschäftsführerin, die nebenbei die Gattin des Obmanns ist, Urlaub verbracht und dazu dieses Auto verwendet. Na, wenn in einer Organisation so viel Kapazität, so viele freie Mittel da sind, ist schon die Frage: Was bezahlt die Gemeinde Wien für Overheads? - Tut Leid, die Frage wurde nicht beantwortet, wir wären sehr, sehr neugierig gewesen.

Schlussendlich sagt der Bericht auf die Frage, wie sie denn Qualität sichern und wie sie denn Leistungen vergleichen, sehr, sehr eindringlich: Man macht ja Benchmarking. Benchmarking wird allerdings nur verstanden als simpler Kostenvergleich. Das ist nun wohl eine sehr eindimensionierte Vorstellung von Benchmarking. Gleiche Leistungen für gleiches Geld werden hier nicht aufgelistet.

Es wird also dringenden Handlungsbedarf geben, und den gibt es nicht erst, seit die GRÜNEN den Finger darauf legen, sondern - und das ist das Schlimme daran - es gibt eine Studie aus dem Jahr 1997, den der Dachverband der Wiener Pflege- und Sozialdienste erstellt hat, die zu dem Schluss kommt, dass im Primärleistungsbereich ein Defizit besteht in Wien für die ambulante Pflege zu Hause und dass sich die Ressourcendeckung vornehmlich auf den kurativen Bereich richtet und präventive Maßnahmen völlig außer Acht gelassen werden. Die Studie - und nicht etwa die GRÜNEN - stellt Mutmaßungen an, warum es einen so großen offenen Bedarf gibt. Sie mutmaßt, dass es hier Systemschwächen, wie ineffiziente Informationssysteme und Arbeitsabläufe, gibt. Weiters mutmaßt die Studie, dass es inhaltliche und organisatorische Überforderungen der Mitarbeiter auf allen Ebenen auf Grund von Informations- und Bildungsdefiziten gebe. Und letztlich ortet sie den Einsatz einer für die Tätigkeit nicht entsprechend qualifizierten Berufsgruppe.

Frau StRin Pittermann! Lesen Sie die Studie, nehmen Sie sich das zu Herzen und handeln Sie! Legen Sie offen, was die Verträge bieten, und schaffen Sie Ordnung und beheben Sie die Defizite in diesem Bereich! (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Letzter Bereich, den ich heute und hier ansprechen möchte, pars pro toto: der PSD. Im Jahresabschluss des PSD, den wir jetzt vor wenigen Tagen bekommen haben, gibt es ein Kapitel, das heißt: Bericht zur Lage. Es ist das allerletzte des Jahresabschlusses, und da heißt es wortwörtlich - ich zitiere -: "Bei gleichbleibenden Budgetmitteln ist es evident, dass eine quantitative Aufrechterhaltung des Angebots nur mit einer Gefährdung des qualitativen Angebots möglich sein wird." Das ist nicht etwa grüne Propaganda, das ist der Schlusssatz zum Bericht zur Lage des PSD. Also - ich wiederhole es nur für die, für die das vielleicht zu kompliziert war -: Die quantitative Aufrechterhaltung des Angebots ist nur mit einer Gefährdung des qualitativen Angebots möglich. - Na bum. Der PSD sagt selbst, hier ist dringend Handlungsbedarf vonnöten, wenn wir wollen, dass die psychisch Kranken künftig nicht unterversorgt sind in dieser Stadt. 

Und dem ist ja etwas vorangegangen. Das Kontrollamt hat vor einem Jahr bereits das Fehlen einer Kosten- und Leistungsverrechnung im PSD festgestellt und die sofortige Einführung desselben empfohlen. Ich habe mir dann hoffnungsfroh den Leistungsbericht 2001 angeschaut, den wir eben bekommen haben, und habe festgestellt, dass nichts, aber auch gar nichts davon in diesem Bericht zu finden ist. Wir sehen hier die üblichen kurzen Darstellungen, deskriptiven Darstellungen der Aufgaben der einzelnen Einrichtungen des PSD. Und der Unterschied, der einzige inhaltliche Unterschied zum letzten Jahr, ist, dass hier Kontakte in ihrer zahlenmäßigen Veränderung zum Jahr zuvor angegeben wurden. 

Was soll sich nun der Mensch und vor allem der Mensch im Vorstand unter einem Kontakt vorstellen? - Darüber gibt dieser Bericht auf vielen Seiten keinerlei Auskunft. Weder sind die Leistungen nach Inhalt noch nach Berufsgruppe, die sie erbringt, aufgegliedert, noch gibt es eine Zuordnung von Kosten zu Leistungen. Diese lapidare Beschreibung als Kontakte macht es völlig unklar, ob es hier einen Telefonanruf, eine therapeutische Intervention, eine Beratung, eine Tagesleistung oder was immer gegeben hat. 

Das alles ist uns viel zu wenig. Und das ist angesichts der Tatsache, dass eben im Jahresabschluss von möglichen qualitativen Einschränkungen die Rede ist, keine Form, wie man mit Berichten umgehen kann. Denn der PSD muss sich selbst fragen, wo sind seine Leistungen zielgerichtet, wo sind seine Leistungen zu verbessern und wo können Veränderungsmaßnahmen vorgenommen werden?

Weiters ist in dem Bericht nicht aufgeführt, auf welche Weise Controlling durchgeführt wird, wie Dokumentation und Evaluation gemacht wird und wie das alles in der Geschäftsstelle angesiedelt ist. Darüber gibt es keinerlei Aussage. 

Um Licht in dieses Dunkel zu bringen, habe ich kürzlich eine Anfrage gemacht, die sich auf die Tätigkeit des Instituts für Psychotherapie und auf die psychotherapeutische Beratungsstelle des PSD bezogen hat. Ich habe diese Anfragebeantwortung vor wenigen Tagen bekommen. 

Unter anderem wollte ich wissen in dieser Anfrage, welche Methoden verwendet werden. Das ist ja nicht unwichtig. In der Psychotherapie gibt es ja einen breiten Markt, von der Analyse, Psychoanalyse bis zur systemischen Therapie, Verhaltenstherapie, Gruppenpsychotherapie und und und. Diese Methoden sind in ihrer zeitlichen Aufwendigkeit und in ihrer Struktur sehr, sehr unterschiedlich und es macht Sinn, zu wissen, wie hier gearbeitet wird. 

Auf diese Frage habe ich eine lapidare Antwort bekommen. Ich wollte wissen, welche Methoden mit welchem Anteil hier verwendet werden. Und da schreibt mir die Frau Stadträtin: "Über den prozentuellen Anteil der Methoden an den geleisteten Gesamttherapiestunden konnte leider nichts angegeben werden, da dieser für den angegebenen Zeitraum nicht erfasst wurde." Arbeit im Blindflug. Wir wissen nicht, was wir tun. Wir tun es schon irgendwie. 

Interessant an dieser Beantwortung ist allerdings die Tatsache: Wenn man Gelder von der Krankenkasse im Sinne der Refundierung für Psychotherapie möchte, muss man zumindest irgendwelche Angaben haben, sonst kommt das Geld ja nicht. Also entweder haben wir die dann nicht gekriegt oder es wurde hier nicht um Refundierung angesucht.

Und dann haben wir uns die Mühe gemacht, ein Verhältnis herzustellen von dem Personal, das in diesen beiden Stellen arbeitet und das hier genau mit Wochenstunden angegeben ist, zu den Patienten und Patientinnen, die dort versorgt werden. Es sind in der einen 256 Patienten, in der anderen 43. Und wenn man da eine Rechnung macht, aus einer Jahresarbeitszeit und den Stunden, die angegeben werden, die der einzelne Patient so im Durchschnitt therapeutisch in Behandlung ist oder in Beratung, dann kann man ausrechnen, wie viel Zeit mit den Klienten direkt gearbeitet wird. Das hat einige Unschärfen, denn bei der Gruppentherapie weiß man nicht, wie viel drinnen waren und wie lange das dauert, aber Pi mal Daumen kommt man hin. Und da stellt man dann fest, wenn man sehr, sehr gut rechnet und Supervision, Krankheit, Urlaub, alles einrechnet, dann kommt man trotzdem drauf, dass für die Arbeit am Patienten und an der Patientin nur die Hälfte der dort geleisteten Arbeitszeit verwendet wird. 

Jetzt gibt es verschiedene Möglichkeiten. Entweder kriegen wir sehr, sehr gute Erklärungen, was in der anderen Hälfte passiert. Verwaltungsarbeit kann es nicht sein, weil da ist eine Sekretärin mit 40 Wochenstunden beschäftigt. Vielleicht gibt es Antworten, die mir erklären, dass die andere halbe Zeit für ganz, ganz wichtige Dinge für diesen Zweck verwendet wird. Allein, ich sehe sie nicht. Und daher muss ich einmal Vermutungen anstellen. Wir wissen nicht, welche Therapien verwendet werden, sondern wir wissen nur, dass hier sehr viel Arbeitszeit zur Verfügung steht. Wir haben gefragt, welche Wartezeiten hier sind. Und das ist interessant. Die Wartezeit - man höre und staune - beträgt drei bis vier Monate. Drei bis vier Monate warten die Patienten und Patientinnen, dort in Behandlung zu kommen. Angesichts der Rechnung, die ich aufgestellt habe, nicht unspannend. 

Ja, und das alles vor dem Licht, dass viele Einrichtungen, NGOs und andere im psychosozialen Bereich tätige Institutionen, darüber klagen, dass, wenn sie psychisch kranke Personen an den PSD vermitteln wollen, unterbringen wollen - und ich sage es jetzt so, wie ich es gehört habe -, das manchmal das Salzamt ist. Das hat mir ein Sozialarbeiter gesagt. Also Anruf genügt nicht. Es kommt keiner. Man weiß nicht, wie man die Leute hier unterbringt. 

Wir haben uns das auch angeschaut in Bezug auf die Wohnplätze des PSD, die nie zu 100 Prozent ausgelastet sind, sondern sehr oft so rund um die 70 Prozent. Wir finden, dass es nicht so sein kann, dass psychisch kranke Menschen obdachlos sind, in der Meldemannstraße wohnen, in der Gruft unterkommen, beim Bahnhofssozialdienst oder bei all den anderen Einrichtungen, die es gibt, und dass irgendwo anders Betten leer sind und man die Leute nicht unterbringen kann, obwohl so eine Einrichtung wie die Meldemannstraße - wer je dort war, wird es sofort glauben - kein Ort ist für psychisch Kranke auf die Dauer. Aber tut Leid.

Argument für diese Situation seitens damit befasster Personen war: Man kann aus gruppendynamischen Gründen nicht in jede Wohngemeinschaft jeden dazulegen. Das sehe ich ein. Aber es kann nicht so sein, dass man sich hier keine Lösung einfallen lässt. 

Zum Schluss haben wir daher zum PSD einen Beschlussantrag vorbereitet, indem wir für die Zukunft sicherstellen wollen, dass es jährliche Tätigkeits- und Leistungsberichte des PSD gibt, die tatsächlich auch Aussagen machen, die interpretiert werden können, wo Parameter wie Qualität, Art und Umfang der Leistung, ausführende Berufsgruppen und so weiter aufgeführt werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung dieses Antrags an den Ausschuss für Gesundheits- und Spitalswesen. 

Zum guten Schluss habe ich noch zwei weitere Beschlussanträge hier einzubringen. 

Der eine betrifft ein Vorhaben, das uns sehr, sehr wichtig ist in Wien. Teil des KliP, des Klimaschutzprogramms, dem sich Wien verpflichtet hat, ist der Umstand, dass man versucht, im Einklang mit der Entwicklungshilfepolitik Österreichs, den Fernhandel mit den Entwicklungsländern auszubauen und zumindest im öffentlichen Bereich dort Produkte aus fairem Handel zu kaufen und zu verwenden, wo dies möglich ist. 

Daher stellen wir einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend sämtliche Pensionistenklubs und -Wohnhäuser. Warum wir auf die kommen, ist auch klar: Dort wird Kaffee getrunken. In den Kindertagesstätten wird es vielleicht etwas weniger sein. 

Wir beantragen die sofortige Abstimmung des Antrags. 

Sie nehmen (zu GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch auf dem Berichterstatterplatz) den Antrag trotzdem. Gut. Wissen Sie, ich bin froh, wenn wir es heute nicht zu lange machen und ich muss morgen nicht noch einmal ans Pult. Ersparen wir alle miteinander Zeit. Also erlauben Sie mir diese kleine Geschäftsordnungsverfehlung und nehmen Sie, Frau Kollegin Neck-Schaukowitsch, meinen Beschlussantrag. Und noch wichtiger wäre es, wenn die Sozialdemokratische Fraktion sich entschließen könnte, dem Beschlussantrag entweder beizutreten oder ihm zumindest zuzustimmen. - Danke schön. 

Für den dritten Beschlussantrag gilt haargenau dasselbe, Frau Kollegin Neck-Schaukowitsch. Da geht es nämlich um die Gleichstellung von Nicht-EU-Bürgern und -Bürgerinnen bei Sozialleistungen der Stadt Wien. Da fällt mir auch auf, dass das zur Frau Kollegin Laska gehört. Nehmen Sie ihn trotzdem. 

Es geht darum, dass alle Regelungen betreffend Sozialleistungen in Bezug auf ihre Ungleichbehandlung von Drittstaatsangehörigen im Gegensatz zu EU-Bürgern überprüft werden sollen und dem zuständigen Gemeinderatsausschuss darüber berichtet werden soll und Maßnahmen zu präsentieren wären, mit welchen die Gleichstellungen hinsichtlich der Sozialleistungen für alle BürgerInnen dieser Stadt, unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft, garantiert werden.

Ich beantrage die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Dr Hahn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! 

Eines meiner Lebensmottos ist: Was 's wiegt, das hat 's. In diesem Sinne stehe ich nicht an, den Verantwortlichen von der betriebswirtschaftlichen Seite für die geleistete Arbeit zu danken. Soweit das zu verfolgen war, ist das Rechenwerk korrekt. 

Mein Dank gilt aber auch all den Mitarbeitern in den Spitälern und Pflegeheimen für die geleistete Arbeit, insbesondere jenen, die den kranken und pflegedürftigen Menschen geholfen haben, aber auch all jenen, die im Hintergrund dafür Sorge getragen haben und ihren Beitrag geleistet haben, dass das möglich wurde. (Beifall bei der ÖVP.) 

Was aber dem Rechnungsabschluss - wie im Übrigen allen Enunziationen der zuständigen Stadträtin, ob schriftlich oder mündlich - fehlt, ist eine gesundheitspolitische Perspektive, ist der notwendige Spagat zwischen dem Behalten von Bewährtem und dem notwendigen Erneuern auf Grund geänderter Bedürfnisse. Frau Stadträtin! Verwalten ist zu wenig. Sie sind gefordert, zu gestalten. 

Ich habe mir heute schon den ganzen Tagen stundenlang und nicht nur bei dieser Debatte anhören müssen, wie konservativ, wie rechts und ich weiß nicht was die Bundesregierung ist. Also ehrlich gesagt: Ich kenne nichts Strukturkonservativeres als die Wiener Stadtregierung, die Wiener Gemeindeverwaltung. Und im Gesundheitswesen ist das ja besonders deutlich sichtbar. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Stadträtin! In Zeiten, wo die Grenzen der Verfügbarkeit öffentlicher Mittel erreicht sind, offenbaren Sie Ihre grenzenlose Ratlosigkeit immer wieder durch das Hinausschieben etwa der Vorlage eines Wiener Krankenanstaltenplans, eines Wiener Pflegeheimplans. Seit Jahren warten wir auf ein modernes, zeitgemäßes Pflegeheimgesetz. Desgleichen warten wir, glaube ich, jetzt schon zwei oder drei Jahre auf ein auf die aktuellen Bedürfnisse abstellendes Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz. 

Sie wissen auch, dass wir im Prinzip zu viele Akutbetten haben. Wir haben vor allen Dingen dann zu viele Akutbetten, wenn es endlich, was menschlich, medizinisch und auch volkswirtschaftlich gesehen geradezu eine Win-Win-Situation wäre, wo also alle Beteiligten etwas davon hätten, mehr tagesklinische Angebote, vorzugsweise in dezentralen Strukturen, gäbe. Stattdessen dilettieren Sie in einer geradezu sensationellen Weise, wie am Beispiel Semmelweisklinik erkennbar. Frau Kollegin Pilz hat das ja schon ausführlich dargelegt. Sie dilettieren, was die Existenz der Semmelweisklinik per se anbelangt. Also entweder, Sie bekennen sich zu der Existenz der Semmelweisklinik, dann müssen Sie anders handeln und agieren, oder Sie bringen den Mut auf und bekennen sich zu dem, was in der einen oder anderen Stellungnahme bei Ihnen ja durchklingt und wovon Sie offensichtlich fachlich auch überzeugt sind. 

Aber Sie dilettieren auch bei der Bestellung des Departmentleiters. Frau Pilz hat es ja schon angesprochen. Also ich höre, dass es ein Spitalshearing gegeben hat, wo der Herr Kandidat Adam in der drittgereihten Gruppe aufgeschienen ist oder aufscheint, obwohl der zuständige Referent, sein künftiger, jetzt sage ich schon künftiger Abteilungsleiter, der selbst dem Spital angehört, nämlich der Prof Grünberger als Referent, ihn als den Bestqualifizierten betrachtet. Also es soll offensichtlich in die Richtung Adam laufen, aber alle, die sozusagen fachlich damit konfrontiert sind, kommen zu anderen Ergebnissen. Also wir werden ja sehr gespannt sein, was bei der Sache herauskommt. Insgesamt ist es für die Semmelweisklinik, für die dort Arbeitenden und auch für die gegenwärtigen und zukünftigen Patienten alles andere als angenehm, wie hier der Status gegenwärtig ist. 

Aber, Frau Stadträtin, was der Bezirk, was Währing braucht, was aber nicht nur Währung braucht, sondern jeder Bezirk, sind dezentral angebotene medizinische Nahversorgungseinrichtungen, die in der Tat auf die Bedürfnisse der kurzen Wege abstellen, medizinische Nahversorgungseinrichtungen eben vorzugsweise mit tagesklinischen Angeboten im Bereich der Rehabilitation nach Schlaganfällen, aber auch nach Unfällen, im Bereich der Onkologie, Chemotherapie, aber auch Dialysemöglichkeiten und wenn es geht, auch die eine oder andere minimale inversive Operation und echte multidisziplinäre Gruppenpraxen. 

Ich glaube, eine derartige medizinische Nahversorgungsstruktur könnte gerade für kleinere Spitäler eine zukunftsweisende ergänzende Organisationsstruktur sein, Strukturen, die den medizinischen Entwicklungen und Möglichkeiten Rechnung tragen und die sowohl medizinisch menschlicher, aber auch kundenfreundlicher sind, wenn die Leute nicht stundenlang wohin transportiert werden müssen und dann wieder stundenlang nach Hause fahren. Und ich würde sagen: Insgesamt - das liegt ja auf der Hand - wären mehr tagesklinische Angebote volkswirtschaftlich betrachtet kostengünstiger als die gegenwärtigen Strukturen. 

Und wie Sie ja selbst wissen, könnten wir bereits heute in einer Menge von Fächern den durchschnittlichen Aufenthaltszeitraum um mindestens einen Tag verkürzen, wenn nicht immer noch die Bettenanzahl die maßgebliche Kenngröße wäre für die personelle Ausstattung von Abteilungen, egal, ob es sich um das ärztliche oder um das pflegerische Personal handelt. Aber wenn die Leute weniger lang im Spital liegen, was ja eigentlich möglich wäre, dann ergibt sich nach der derzeit gültigen Regelung, dass auch die Personalausstattung reduziert werden müsste. Wir wissen aber beide, dass diese vermeintlich einfache Schlussrechnung so nicht richtig ist. Wir brauchen das Personal, wir haben sicher Defizite in der Ablauforganisation, aber das ist kein Grund, deshalb die Leute, die Patienten unnötig lange im Spital zu belassen. 

Was wir brauchen - da ist Kreativität gefordert; ich weiß, dass das woanders auch noch nicht befriedigend gelöst ist, aber hier könnte ja Wien durchaus einmal Innovationskraft beweisen -, was wir brauchen, ist ein Berechnungsschlüssel, der jedenfalls nicht ausschließlich auf die Bettenanzahl abzielt. Und dann kommen wir vermutlich zu vernünftigeren, zeitgemäßeren Strukturen, die letztlich auch wieder im Overhead Kosten sparen, die wir woanders im Gesundheitsbereich besser einsetzen könnten. 

Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich habe jetzt einen durchaus unvollständigen Katalog an Defiziten aufgezählt, allerdings nicht gerade an kleinen. Aber was ich vermisse, ist zu all diesen Fragen eine Positionierung von Ihnen, und zwar nicht nur jetzt, sondern schon in den vergangenen Monaten, eigentlich seit Beginn Ihrer Amtszeit, und zwar eine Positionierung, die über den Grad von Ankündigungen hinausgeht, von Ankündigungen, von denen ich, jahreszeitlich bedingt, oft den Eindruck habe: Das ist sogar weniger als heiße Luft. 

In der Vorwoche haben Sie eine Pressekonferenz mit dem Wiener Ärztekammerchef gemacht, mit dem Chef der Wiener Gebietskrankenkasse, und Sie haben dabei einen Quantensprung in der Weiterentwicklung des Wiener Gesundheitswesens angekündigt. Der von Ihnen apostrophierte "Quantensprung" wird das Gesundheitsnetz Wiens sein.

Also ich sage Ihnen ehrlich, wie ich diese dreiseitige Presseaussendung gelesen habe, habe ich eigentlich nur den oder die Pressesprecher bewundert, die es geschafft haben, auf drei Seiten derart nichts Sagendes und Belangloses zu Papier zu bringen, wie das in dieser Presseaussendung gelungen ist. Ich muss das wirklich so hart und so drastisch sagen, wobei ich durchaus auch konzediere, dass das Grundanliegen, das diesem Gesundheitsnetz Wien zugrunde liegt, nämlich eine funktionierende Verknüpfung des niedergelassenen Bereichs mit dem Spitalsbereich, nicht drei Seiten wert wäre, es wäre 300 Seiten wert, wenn dem Ganzen eine Substanz zugrunde läge, was aber in dem Fall leider nicht der Fall ist. 

Frau Stadträtin! Ich habe das auch recherchiert und mir angeschaut. Es gibt zwei Bundesländer, nämlich Wien und das Burgenland - möglicherweise gibt es da auch einen inneren Zusammenhang, weil es die beiden einzigen sozialdemokratisch dominierten Bundesländer sind -, es sind also Wien und das Burgenland, die das absolute Schlusslicht darstellen, was Projekte zur besseren Kooperation zwischen dem Spitals- und dem niedergelassenen Bereich anbelangt. 

Die bis dato in Wien gestarteten Projekte reichen bezeichnenderweise in die Ära Ihres Vorgängers zurück, und es ist bezeichnenderweise auch der damalige Spi-
talsstadtrat und jetzige Finanzstadtrat gewesen, der auf meine Anregung hin alle im WIKRAF zusammengefassten Spitäler aufgefordert hat, Projekte einzureichen, weil es auf Grund der derzeit gültigen 15a-Vereinbarung, wie Sie ja wissen, im Prinzip Projektmittel für Pilotvorhaben, für Pilotprojekte geben sollte, die eine bessere Zusammenarbeit des niedergelassenen mit dem Spitalsbereich zum Ziel haben.

Meine Kollegin Lakatha wird auch noch kurz auf das Thema der Gesundheitsförderung eingehen, aber auch da haben Sie die ohnedies bescheidenen Mittel, die noch auf Grund der ÖVP-Regierungsbeteiligung in das Budget 2001 hineinreklamiert wurden, nicht einmal vollständig ausgeschöpft.

Die diversen Gesundheitstage, die wir in Wien haben, sind im Prinzip eine gute Idee, aber es geht ja nicht darum, dass die Volkshalle bespielt wird, sondern es geht darum, dass hier Nachhaltigkeit erzielt wird. Ich hoffe zwar, dass die eine oder andere diesbezügliche Veranstaltung jedenfalls in Spurenelementen etwas bewirkt hat, aber was fehlt, ist, wie gesagt, die Nachhaltigkeit, die Hartnäckigkeit. Wien ist in verschiedenen Kriterien, etwa bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen, gesamtösterreichisches Schlusslicht. Wir wissen das, und man kann sagen - was ja auch gelegentlich getan wird -, das ist ein großstädtisches Phänomen, das sehen wir auch in anderen Großstädten. 

Ich weiß, Frau Stadträtin, dass Sie als Ärztin sich mit diesem Befund nicht abfinden, aber als Politikerin diesem Phänomen offensichtlich geradezu ohnmächtig gegenüberstehen und keine Antwort darauf wissen. Ich kann Ihnen nur sagen: Machen Sie Programme! Manchmal ist weniger, nämlich weniger im Sinne von weniger Breite, mehr, wenn man sich auf etwas konzentriert und hier wirklich die Energie hineinbuttert. Glotzen statt kleckern. Machen Sie Kampagnen! Setzen Sie sich Ziele! Wir müssen doch evaluieren können, was in zwei, in drei oder in fünf Jahren konkret herausgekommen ist. Es muss doch Ihr Ziel sein, sagen zu können: Okay, ich habe die letalen Herz-Kreislauf-Erkrankungen in Wien um soundso viele Prozente, um soundso viele Menschen reduzieren können. Das muss doch für eine Gesundheitspolitikerin ein Ziel sein, dem man sich verschreiben sollte. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich weiß schon, dass es im Nähkästchen von Regierenden so etwas wie eine Regieanweisung gibt, sich keine präzisen Ziele setzen zu sollen, jedenfalls keine öffentlich bekannt zu geben, aber ich sage Ihnen, das ist ein veraltetes, überholtes Politikverhalten und das gehört geändert. Ich fordere Sie auf: Setzen Sie sich Ziele! Geben Sie diese bekannt, quantifizieren Sie sie, limitieren Sie sie! Darüber kann man diskutieren, darüber kann man streiten, aber es ist etwas Nachvollziehbares.

Unser Verständnis als Oppositionspartei ist das einer kontrollierenden Opposition, aber nicht nur einer kontrollierenden, sondern wir sind durchaus auch zu einer konstruktiven Mitarbeit bereit. In diesem Sinne möchte ich Ihnen heute auch einen Vorschlag unterbreiten, gegossen in einen Antrag, der darauf abzielt, relativ kurzfristig zumindest ein gut Teil jener Mittel aufzubringen und bereitzustellen, die etwa für eine forcierte Umgestaltung im Bereich der Pflegeheime notwendig wären. 

Im Gegensatz zu Ihnen verfüge ich sicher nicht über genaue Zahlen, doch denke ich, dass ich nicht besonders falsch liege, wenn ich davon ausgehe, dass von den gegenwärtig über 10 000 Seniorenwohneinheiten in den nächsten Jahren mehr als die Hälfte so nicht mehr gebraucht werden, dass aber umgekehrt zu den gegenwärtig ebenfalls über 10 000 Pflegeheimplätzen etwa im gleichen Zeitraum noch einmal die Hälfte dazukommen müsste. 

Ich spreche hier von einem Planungshorizont 2005/2006, und je nachdem, welche außerordentlichen Mittel zur Verfügung gestellt werden könnten, ist von einem Investitionsvolumen in der Größenordnung von 60 Millionen EUR bis, ich würde sagen, 300 Millionen EUR zu reden.

Diese Ziffern berücksichtigen noch immer nicht den personellen Mehrbedarf, der wahrscheinlich auch in einer Größenordnung von etwa 140 Millionen EUR liegen dürfte. Ich gebe auch gerne zu, dass die Verfügbarkeit qualifizierten Personals gerade in der Pflege wahrscheinlich sogar noch das schwierigere Problem ist, als die Bereitstellung der finanziellen Mittel. 

Dass dieser Bedarf auf uns zukommt, das wissen wir, das ist vorhersehbar, dazu gibt es die einschlägigen Studien, aber all das, was ich an Vorhaben, an Projekten Ihrerseits kenne, macht mir in keinster Weise den Eindruck, dass dieser von allen eigentlich als notwendig erkannte Bedarf auch nur annähernd gedeckt werden kann.

Es gibt hier eine Möglichkeit, die entsprechenden Mittel bereitzustellen. Wir werden ja am kommenden Mittwoch im Gemeinderat im Zusammenhang mit dem Wiener Kanalnetz eine entsprechende Finanzierung beschließen, eine Finanzierungsvariante, zu der wir uns bekennen, und ich glaube, dass eine derartige Finanzierungsvariante, nämlich das Cross-Border-Leasing-Verfahren, etwas wäre, was auch für den Wiener Spitalsbereich eine sehr geeignete Möglichkeit darstellen könnte. 

Nur damit Sie wissen, Frau Stadträtin, wovon ich spreche und in welchen Größenordnungen wir uns bewegen - der Einfachheit halber noch in Schilling abgehandelt -: Das SMZ-Ost etwa kann wahrscheinlich in einer Größenordnung von 10 Milliarden S bewertet werden, und das von mir erwähnte und von der Wiener Finanzbürokratie schon angewendete Cross-Border-Leasing-Verfahren würde es ermöglichen, dass wir etwa auf Basis des SMZ-Ost hier 500 bis 700 Millionen S bereitstellen könnten, die, wie gesagt, relativ schnell verfügbar wären und die eigentlich sehr schnell und sehr konzentriert in eine notwendige Umgestaltung des Wiener Pflegeheimbereichs investiert werden könnten.

Ich darf also in diesem Sinne einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen und Sie einladen, mit uns diese zukunftsgerechte, nachhaltige und für die Bürger dringend notwendige Form zu verwirklichen.

Frau Stadträtin! Tun Sie was! Bewegen ist Leben, Stillstand ist Tod. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Rechnungsabschluss ist Gelegenheit, Rückblick zu halten, über das abgelaufene Budgetjahr nachzudenken und auch zu berichten. Ich möchte eingangs darauf hinweisen - es ist heute schon einmal gesagt worden -, dass immerhin ein Viertel des Wiener Budgets ins Gesundheitsbudget einfließt und dass wir weit über 30 000 Mitarbeiter im Krankenanstaltenverbund und weit mehr im gesamten Wiener Gesundheitsbereich haben. Eine stolze Zahl. Aber auch die Budgetzahl ist eine sehr stolze Zahl. 

Das ist für Wien sicherlich eine Auszeichnung und zeigt, dass das Wiener Gesundheitssystem eine breite Basis hat. Wir dürfen durchaus feststellen, dass das Wiener Gesundheitssystem im Wesentlichen Vorbild sein kann für viele andere Städte und auch Regionen. 

Trotzdem ist es angelegen für uns, nachzuweisen, welche Versäumnisse im abgelaufenen Budgetjahr festzustellen waren oder welche Dinge nicht erledigt wurden. Leider muss man sagen, dass das eine ganz erkleckliche Anzahl ist. Ein Teil davon ist heute schon angesprochen worden, aber ich werde noch einige mehr dazu nennen.

Wir müssen feststellen, dass es nach wie vor keinen Krankenanstaltenplan für Wien gibt. Wir müssen feststellen: das fehlende Pflegeheimgesetz, den fehlenden Pflegeheimplan, keine Entwicklung der Gesundheitsregion Ost, keine Stärkung des niedergelassenen Bereichs, kein Ergebnis der so genannten Gemeinderätlichen gesundheitspolitischen Kommission, ungelöste Probleme der Finanzierung der Investitionen im Krankenanstaltenverbund, Stillstand in der Drogenpolitik. Die Berichtslegung des Krankenanstaltenverbunds ist unbedingt auszubauen. Es gibt - das ist auch schon angesprochen worden - kein neues Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz. 

Besonders möchte ich hier darauf hinweisen, dass die Problematik des Pflegepersonals nicht beachtet wurde oder kaum angesprochen wurde. Wir haben zu wenig diplomiertes Pflegepersonal in den Spitälern. Man muss leider von einem Pflegenotstand in geriatrischen Zentren und Pflegeheimen sprechen. Es gibt keine langfristige Planung im Pflegebereich und man müsste eigentlich davon sprechen, dass es ein Chaos im Pflegebereich gibt. 

Dann möchte ich auch noch sagen, dass es keine Weiterentwicklung im Bereich der Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems gibt. Seit eineinhalb Jahren bekommen wir von Frau StRin Pittermann ständig neue Termine für die Vorlage eines Wiener Krankenanstaltenplans. Es ist sicherlich schwierig, hier in Wien einen neuen Krankenanstaltenplan auszuarbeiten, aber ich darf darauf hinweisen, dass es dem Bund gelungen ist, einen Krankenanstaltenplan vorzulegen, und dass wir in Wien aufgefordert sind, auch so einen anzufertigen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Wenn wir auf der anderen Seite feststellen müssen, dass wir über Spitalssperren sprechen - es wurde hier zum Beispiel die Semmelweisklinik schon mehrmals angesprochen -, ist es dringend notwendig, einmal klar zu machen, in welche Richtung die Wiener Spitalspolitik weitergehen wird. Auch ich möchte Ihnen den Vorwurf machen, Frau Stadträtin, dass Sie zögerlich handeln. Auf der einen Seite sind Sie der Meinung - das ist Ihr Selbstverständnis als Ärztin -, dass es notwendig ist, große Einheiten zu schaffen, die es ermöglichen, Patienten, die zum Beispiel irgendwelche Zwischenfälle haben oder wo irgendwelche Zwischenfälle vorkommen können, auch entsprechend zu behandeln, und dass die kleineren Einheiten vielleicht nicht so zu bevorzugen sind. Aber auf der anderen Seite müssen wir jetzt feststellen, dass bei der Lösung des Problems Semmelweisklinik nicht nur ausgesprochen zögerlich, sondern ich würde sogar sagen, nicht sehr ordnungsgemäß vorgegangen wird. Nach wie vor wird das Personal verunsichert, niemand weiß wirklich genau, was passieren wird. 

Aber das ist nicht das einzige Spital, das Angst haben muss, dass es in so eine Sperre hineinkommt, die dann vielleicht doch keine ist. Ich denke nur an das Orthopädische Spital in Gersthof, wo auch davon gesprochen wird, dass es gesperrt werden soll, dann soll es wieder nicht gesperrt werden. Ich weiß auch von Gesprächen, die Sie mit anderen Spitalsdirektoren über die Sperre ihrer Häuser geführt haben. Ich will diese Häuser nicht nennen, um keine Verunsicherung herbeizuführen, aber es ist wirklich notwendig, dass hier ganz klar festgelegt wird, welche Spitäler weitergeführt und welche gesperrt werden. Es ist auch für den Krankenanstaltenverbund nicht einfach, eine Planung vorzunehmen, wenn er nicht weiß, was eigentlich in Zukunft geschehen wird. 

Seit Jahren fordern wir Freiheitliche ein Pflegeheimgesetz. Wir haben, um hier eine Initiative zu starten, einen Gesetzesvorschlag eingebracht, um die Diskussion anzuregen. Wir müssen wieder hören, dass wir demnächst ein entsprechendes Pflegeheimgesetz vorgelegt bekommen, dass die Beamten noch darüber diskutieren. Ich möchte festhalten, dass wir auch das schon seit Jahren fordern und dass früher StR Rieder schwerhörig war. Nun müssen wir Frau StRin Pittermann vorwerfen, dass sie uns vertröstet und eigentlich nicht zu einer endgültigen Lösung kommt.

Dass ein dringender Bedarf für ein Pflegeheimgesetz gegeben ist, mussten wir bei der letzten Sitzung der neu etablierten Gemeinderätlichen Geriatriekommission im Pflegeheim Baumgartner Höhe erkennen, wo die Pflegedirektorin festgehalten hat, dass es ganz dringend notwendig ist, für die Mitarbeiter entsprechende gesetzliche Vorgaben zu haben, und die sind eben nur im Rahmen eines Pflegeheimgesetzes festzulegen. 

Etwas, was wir immer wieder bekrittelt haben und was überhaupt nicht angegangen wurde - allerdings haben wir von einem neuerlichen Gespräch gehört -, ist die Entwicklung einer Gesundheitsregion Ost. Wir glauben, dass das ganz dringend notwendig ist. Wir können nicht verschiedene Krankenanstaltenpläne machen, wir können nicht eine Weiterentwicklung der regionalen Gesundheitseinrichtungen in Wien, Niederösterreich und Burgenland machen, ohne das auf einander abzustimmen. 

Wir fordern das schon seit Jahren und müssen feststellen, dass außer Gesprächen, die auch schon StR Rieder geführt hat und die nunmehr auch StRin Pittermann geführt hat, eigentlich nichts herausgekommen ist. Und wenn wir heute in der Diskussion über den Rechnungsabschluss gehört haben, dass Wien das Zentrum einer Europaregion werden soll, so ist es, glaube ich, dringend notwendig, zuerst einmal unsere eigene Region im Bereich der Gesundheit entsprechend zu organisieren und dann über eine Europaregion weiterzusprechen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es wurde hier ein Kooperationsvertrag zwischen Wien und Niederösterreich angekündigt. Auch das hören wir eigentlich schon seit Jahren. Es sollen Leistungspläne zwischen Wien und Niederösterreich abgestimmt werden. In Wirklichkeit muss man aber eigentlich sagen, dass die Patienten verunsichert sind, auch die, die am Stadtrand von Wien wohnen und teilweise eben in Wien arbeiten, weil sie nicht wissen, wo sie dann letztendlich zuständig sind, während wir in Wien wieder ständig hören müssen, dass die Niederösterreicher das Gesundheitsbudget von Wien belasten. Es ist hoch an der Zeit, hier endgültig zu Lösungen zu kommen, die wirklich für alle tragbar sind. 

Eine Fülle von Versäumnissen gibt es im Bereich der Pflege. Ich muss ehrlich sagen, für mich war es echt erschütternd und ich war auch peinlich berührt, als wir bei der letzten Sitzung auf der Baumgartner Höhe die Sorgen von zwei Pflegedirektorinnen und einem Pflegedirektor hören mussten. Angesagt war ja etwas anderes. Wir hätten hören sollen, wie die Pflege durchgeführt wird und was es hier für Möglichkeiten gibt. In Wirklichkeit ist diese Sitzung zu einem Hilferuf dieser PflegedirektorInnen geworden. Das, was mich am meisten erschüttert hat, war, dass wir als freiheitliche Politiker seit Jahren jene Forderungen gestellt haben, die diese PflegedirektorInnen dort artikuliert haben. 

Ich darf daran erinnern, dass wir ständig und immer wieder eine echte Personalplanung über Jahre hinaus gefordert haben. Es kann ja nicht so sein, dass wir einmal zu wenig Personal haben, dann hat es Zeiten gegeben, in denen wir feststellen mussten, dass das Personal nicht untergebracht werden konnte, und jetzt sind wir wieder soweit, dass wir, ich nehme an, Hunderte Mitarbeiter, diplomiertes Pflegepersonal brauchen. Das hätte man vermeiden können, wenn man eine entsprechende Planung gemacht hätte. Und auch das wurde eben von diesen PflegedirektorInnen angesprochen. 

Wir forderten seit Jahren eine Aufwertung des Altenpflegeberufs. Das wurde von den PflegedirektorInnen auch als einer der Punkte genannt, die sie uns mitgeben wollen. 

Dazu möchte ich eines feststellen, was mich besonders wundert: Zu einem Zeitpunkt, wo die Sozialdemokraten 30 Jahre in Österreich und ich weiß nicht wie viele Jahrzehnte hier in Wien regiert haben, musste die Pflegedirektorin dort feststellen, dass körperliche Arbeit, noch dazu, wenn sie im Zusammenhang mit älteren Menschen erbracht wird, überhaupt nicht angesehen ist. Da muss man sagen, hier wurde sehr viel verabsäumt, und wenn man dieses Problem löst, so ist das sicherlich einer der Schlüssel, der dazu beitragen kann, doch mehr Pflegepersonal zu bekommen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wir forderten seit Jahren gerade für das diplomierte Pflegepersonal in den Pflegeheimen besondere Dienstzeiten. Auch das wurde angesprochen. 

Wir Freiheitliche forderten seit Jahren eine Geriatriezulage für das Pflegepersonal in den Pflegeheimen. Das ist etwas, wo es mich wundert, dass das nicht schon längst von Seiten der Gewerkschaft mit Nachdruck gefordert wurde. Denn es genügt eben nicht, dass man jenen Menschen, die tagein, tagaus unsere Alten pflegen, nur den Dank ausspricht, sondern es muss sehr wohl die Leistung entsprechend abgegolten werden.

Besonders möchte ich auch hier hervorheben, dass von Seiten der Wiener Gesundheitsverwaltung eine Mitarbeiterbefragung durchgeführt wurde, die vornehmlich im Pflegebereich, aber auch im gesamten Bereich des Personals des Wiener Krankenanstaltenverbunds stattfand. Diese Mitarbeiterbefragung wäre meiner Ansicht nach auch die Gelegenheit und die Möglichkeit, herauszufinden, was wirklich durchgeführt werden soll, was auch in Zukunft notwendig ist, und Maßnahmen zu treffen, um den Mangel im Pflegebereich auszugleichen. 

Es ist ja an sich sehr interessant zu hören, dass von den 30 000 Mitarbeitern im gesamten Durchschnitt 33 Prozent, in manchen Spitälern teilweise über 50 Prozent der Mitarbeiter diese Fragebogen beantwortet haben. Das ist meiner Ansicht nach ein Rücklauf, der sehr beachtenswert ist und auch zeigt, dass die Mitarbeiter sehr wohl eine Fülle von Sorgen haben. 

Ich möchte Ihnen das eine oder andere von dieser Mitarbeiterbefragung doch mitgeben und aufzeigen, dass die Menschen wirklich nicht nur deshalb Probleme in der Pflege haben, weil zu wenig Jugendliche bereit sind, den Pflegeberuf zu ergreifen, sondern weil auch die Situation und die gesamte Art und Weise, wie die einzelnen Mitarbeiter in der Pflege behandelt werden, doch auch zu denken gibt. Es gibt tatsächlich viele Probleme für diese Mitarbeiter, und es ist notwendig, den Mitarbeitern endlich wirklich zu helfen und auf ihre Nöte einzugehen. 

Wenn ich zum Beispiel die Antworten und die Befragungen vom Donauspital hernehmen darf. Ich möchte dazu feststellen, dass es sehr interessant war, dass nicht nur die reinen Fragebögen beantwortet wurden, sondern dass außerdem auch so genannte Freitexte dazugeschrieben wurden, die ebenfalls in diese Befragung einfließen konnten. Wenn man das liest, muss man eigentlich wirklich erschüttert sein und sagen, es ist höchste Zeit, dass diesen Menschen sofort und rasch geholfen wird, sonst ist der Pflegeberuf noch mehr gefährdet, als er es bisher schon ist. 

Ich möchte das Donauspital nur als Beispiel hier anführen. Da steht etwa unter Ressourcenmöglichkeit: Führen zu Überlastung und Krankheit und damit zu weiterer Überlastung. 

Führung: Die Auswahl der Führungskräfte erfolgt nicht nach Befähigungskriterien.

Fehlende Managementausbildung: MitarbeiterInnen werden wie Befehlsempfänger behandelt. 

Organisation: Mangelnde Veränderungsbereitschaft durch Fixposten. Projektarbeiten werden torpediert aus Angst um das Image. Keine Fehlerkultur. Ausbildung und Arbeitssituation der Turnusärzte katastrophal. 

Arbeitsbedingungen: Extreme Belastung einzelner fähiger MitarbeiterInnen, teilweise keine Zeit zum Essen - das muss man sich vorstellen -, keine Möglichkeit, Gutstunden zu nehmen. Organisatorische Abläufe nehmen keine Rücksicht auf Fähigkeiten, Möglichkeiten und Ausbildung der Mitarbeiter. 

Zusammenarbeit: Interdisziplinäre Arbeiten werden weder gefordert noch gefördert. Keine Diskussions- und Konfliktkultur. 

Entlohnung hängt mit erbrachter Leistung nicht zusammen. 

Das ist eine kleine Zusammenfassung der Ergebnisse der Fragebögen aus dem Donauspital. 

Ich darf noch einzelne Freitexte in punkto Arbeit zitieren:

Personelle Aushungerung findet statt. Extrem viele Krankenstände sind Symptom dafür. Anstatt Bettensperre sammeln sich Überstunden und Nachtgutstunden an. Ständige Anrufe in der Freizeit, um in den Dienst einzuspringen.

Ähnlich ist es im Kaiser-Franz-Josef-Spital. Ich möchte es Ihnen nicht ersparen, auch hier das eine oder andere zu berichten, denn es ist wirklich notwendig, hier tatsächlich diese Sorgen zu hören und zu kennen. 

Zusammenfassung der Freitexte: 

Missbrauch von Diensten, die wegen Krankheit entfallen. Das ist übrigens etwas, was sich wie ein roter Faden durch alle diese Befragungen durchzieht. 

Patienten: Einige liegen tagelang in Gangbetten; etwas, was im Kaiser-Franz-Josef-Spital besonders unangenehm ist, weil dort eine Reihe von onkologischen Patienten das über sich ergehen lassen muss. 

Arbeitsbedingungen: Grobe bauliche Missstände. 

Zusammenarbeit: Tüchtige MitarbeiterInnen werden überlastet, da einige andere nichts tun. 

Entlohnung: Keinerlei Leistungsanreize. 

Vielleicht noch ein Freitext von der Generaldirektion: Ich vermisse klare Strategien und Ziele sowie das Leben unseres Leitbilds KAV. Vor allem aus politischer Richtung - das ist auch interessant - erfolgen undifferenzierte Aktionen, deren Sinnhaftigkeit nicht erkannt wird. Generell ist auf Sparflamme geschaltet. Einzelinteressen gehen vor Gemeinnutzen.

Und so geht es dahin. Ich will es Ihnen ersparen, auch das von der Wäscherei und anderen Spitälern zu sagen, aber vielleicht doch noch ganz kurz eine Statistik zur Befragung im Allgemeinen Krankenhaus: Jeder fünfte Mitarbeiter leidet an der Arbeitssituation. 

Jetzt müssen wir uns vorstellen, wir wollen neue Pflegerinnen und Pfleger bekommen und müssen zur Kenntnis nehmen, dass auch die schon vorhandenen sehr bedroht sind, kündigen wollen, unzufrieden sind, keine Möglichkeit sehen, weiterzuarbeiten. 

Es ist hier zusammengefasst unter Arbeitsbelastung: Stark belastet. 43 Prozent der Mitarbeiter sagen, sie stehen unter Zeitdruck, 38 Prozent müssen berufsfremde Aufgaben machen, 36 Prozent müssen körperlich schwere Arbeiten machen. 36 Prozent haben - das ist mir überhaupt unverständlich - keine Möglichkeit zur Essenseinnahme. Das muss man sich einmal vorstellen! Man verlangt von den Schwestern einen totalen Einsatz und da können die nicht einmal mehr essen. Umgang mit schwierigen Patienten und so weiter und so fort. 

Es ist hier tatsächlich Not am Mann, und es wird notwendig sein, das, was diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter festgeschrieben haben, zu ihrem Wohle umzusetzen. 

Da möchte ich noch eine kleine Bemerkung machen. An sich ist es mir unverständlich, dass man nicht gleich beginnt, aus diesen Arbeiten heraus zu wirken, sondern dass man noch hergeht und großzügig Diskussionsabende durchführt, bei denen man die Mitarbeiter fragt, welche langfristigen politischen Maßnahmen möglich und notwendig sind, um den Gesundheits- und Krankenpflegeberuf für Jugendliche in Wien attraktiver zu machen. 

Ich fordere hier die Verantwortlichen für die Wiener Gesundheitspolitik auf, diese Befragung ernst zu nehmen und auch danach zu handeln, was die einzelnen Mitarbeiter brauchen und haben wollen. Dann brauchen wir keine neuen Befragungen, sondern wir brauchen nur noch Taten und Leistungen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich gebe schon zu, dass es sicherlich nicht leicht sein wird, das Personal entsprechend zu motivieren, aber ich darf schon darauf hinweisen, dass wir eigentlich jetzt dort sind, wo wir vor zehn oder noch mehr Jahren waren, als die Katastrophe von Lainz stattgefunden hat. Damals hat man alles Mögliche versprochen und gesagt, man wird das und jenes durchführen. Geschehen ist eigentlich nichts. Wir müssen nach wie vor feststellen: Wir haben zu wenig Personal, keinen Nachwuchs, kaum Möglichkeit für Quereinsteiger. Ich will Ihnen jetzt nicht erzählen, was uns die Pflegeheimdirektorin alles erzählt hat, wo die Probleme sind. Überlastung, Frustration und Unzufriedenheit sind also beim Personal in großem Maße gegeben. 

Es ist heute davon gesprochen worden, was man unter dem Begriff "Gesundheit" versteht. Der Begriff Gesundheit sollte nicht nur für jene, die krank sind, zutreffen, sondern auch für jene, die die Kranken behandeln. Dazu gehört eben körperliches, soziales und seelisches Wohlbefinden. 

Ich habe zuerst ganz kurz vom Pflegechaos gesprochen. Es ist heute schon angesprochen worden, dass es auch mit der Pflege zu Hause eine Fülle von Problemen gibt. Ich möchte nur ganz kurz noch darauf hinweisen, dass hier auch unser diplomiertes Personal mehr oder weniger unter die Räder kommt. Wir haben die große Problematik, dass der Pflegebedarf zunimmt und dass im zunehmenden Maße nicht auf angemeldetes diplomiertes Personal zugegriffen wird, sondern dass irgendwelche illegalen Pflegerinnen und Pfleger hier arbeiten, was sich natürlich auch auf das Gehalt jener frei arbeitenden und nicht in irgendwelchen Krankenanstalten beschäftigten Mitarbeiter auswirkt.

Ich meine, hier ist es hoch an der Zeit, dass auch von Seiten der Vertreter dieser Berufsgruppe eine Ausweispflicht oder eine Registrierungspflicht eingeführt wird, um eben zu verhindern, dass ein illegaler Arbeitsmarkt entsteht, der die anderen Krankenpfleger, die diplomierten Krankenpflegerinnen und Krankenpfleger, bedroht. 

Zwei Dinge möchte ich noch sagen. An uns wurden also die Probleme herangetragen, die sich im Pflegeheim Baumgarten ergeben haben. Wir haben heute schon davon gesprochen, dass hier sehr viel investiert wird von Seiten des Krankenanstaltenverbunds und dass es sicherlich auch notwendig ist, dass viel investiert wird zum Wohle Wiens, weil der Krankenanstaltenverbund ein Unternehmen ist, das sehr viele bauliche Vorhaben hat. Aber ich meine, bevor wir an neue Großbauten denken oder an sonst etwas, ist es sicherlich notwendig, die Investitionen in diesen einzelnen Spitälern beziehungsweise Pflegeheimen in Ordnung zu bringen. 

Ich will jetzt gar nicht von den vielen Hebebetten und von den Waschgelegenheiten und so weiter sprechen, aber wenn an uns herangetragen wird, dass zum Beispiel im Pflegeheim Baumgarten bereits Wäschemangel herrscht, so ist das entweder ein Organisationsmangel oder es wird dort bewusst mit Sparmaßnahmen agiert, die natürlich zu Lasten der Patienten und zu Lasten des Pflegepersonals gehen. Und das können wir eigentlich nicht hinnehmen. 

Dass eigentlich keine Klarheit im Bereich der Pflege herrscht, möchte ich noch an einem anderen Beispiel zeigen. Da hat es vor einiger Zeit eine Organisation gegeben, die Pflege zu Hause macht. Diese hat der Stadt Wien ihre Dienste angeboten und musste zur Kenntnis nehmen, dass ihre Angebote nicht notwendig sind, dass augenscheinlich im Bereich der Pflege zu Hause in der Stadt Wien genügend Ressourcen vorhanden sind. Interessanterweise musste diese Vereinigung nach zirka einem halben Jahr zur Kenntnis nehmen, dass von einer Pflegeeinrichtung, die zu Grunde gegangen war, die in Konkurs gegangen ist, plötzlich ohne Probleme das gesamte Personal übernommen wird, dass auf der anderen Seite aber kein Bedarf für diese andere Pflegevereinigung vorhanden war. 

Da kann man nur fragen: Gibt es nun eine Planung in Wien? Gibt es hier wirklich eine festgeschriebene Zahl, welche Pflegeeinheiten benötigt werden, oder wird es eigentlich von Mal zu Mal entschieden?

Ich fordere Frau StRin Pittermann auf, besonders im Pflegebereich aktiv zu werden und zu veranlassen, dass wir beim nächsten Rechnungsabschluss über diese Probleme nicht mehr sprechen müssen. 

Ich möchte nur eines noch festhalten, weil Herr Kollege Hundstorfer ganz kurz über die Krankenkassen gesprochen hat und weil er die Oberösterreichische Gebietskrankenkasse als so vorbildlich hingestellt hat: Die Oberösterreichische Gebietskrankenkasse hat wohl sehr gut gewirtschaftet, aber man darf nicht vergessen, wieso. Weil sie die Verschreibungsgewohnheiten der Ärzte (GR Norbert Scheed: Weil man den Ärzten weniger gezahlt hat!) - sehr richtig - gedeckelt hat. Bitte, da kann man darüber reden, ob das sinnvoll ist oder ob das nicht zu Lasten der Patienten geht. Auf der anderen Seite fordere ich schon auch dazu auf, dass die Krankenkassen untereinander Solidarität üben und nicht nur wir als Versicherte das Solidaritätsprinzip hochhalten sollen. 

Dann möchte ich schon auch noch feststellen, dass die ständige Erhöhung von Krankenkassenbeiträgen in den letzten Jahrzehnten zu keiner Sanierung der Krankenkassen geführt, sondern das Problem jeweils hinausgeschoben hat. Ich könnte mir aber vorstellen, dass man doch einmal darüber spricht, auch in Wien darüber spricht, ob nicht die Finanzmittel in einer Hand gebündelt gehören, sodass man dadurch den Patienten auch in Zukunft einen Zugang zur Krankenversicherung gewährleisten kann. 

Wir müssen leider unter den Umständen, die ich vorher geschildert habe, das Kapitel Gesundheit im Rechnungsabschluss ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matzka-Dojder. Ich erteile es ihr.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Rechnungsabschluss ist der in Zahlen gegossene politische Rechenschaftsbericht über das abgelaufene Jahr. Er bietet uns die Gelegenheit, die Bilanz zu ziehen, was mit dem Geld des Steuerzahlers getan wurde. Da bin ich durchaus mit meinem Vorredner einer Meinung. Aber aus den vielen Gesprächen, die ich im letzten Jahr mit PatientInnen auf den Stationen, mit meinen Kolleginnen und Kollegen und mit den Menschen in unserer Stadt geführt habe, weiß ich es, es kommt ihnen nicht so sehr auf die Zahlen an, sondern darauf, dass wir für ihre Gesundheitsversorgung und für ihr Wohlbefinden Sorge tragen.

Ich habe daher vor allem jenen Details nachgespürt, die Veränderungen, die Anhebung von Qualitätsstandards, verbesserte Angebote und neue Entwicklungen erkennen lassen, und hier gibt es viele.

Trotz später Stunde, meine Damen und Herren, möchte ich einige Bereiche der Gesundheitsversorgung ansprechen, da einige Kolleginnen und Kollegen von der Opposition hier unter sehr starker selektiver Wahrnehmung leiden. Da komme ich zum ersten Punkt meiner Ausführungen, zu Gesundheitsförderung und Gesundheitsvorsorgeprogrammen, die neben Akutspitälern und dem Pflegebereich die dritte Säule der Wiener Gesundheitspolitik darstellen. Diese machen besonders deutlich, auf welch hohem Niveau die Stadt Wien für ihre Bürgerinnen und Bürger Sorge trägt. 

"Wien macht's besser", ist nicht nur eine Aussage über den Vergleich dieser Stadt mit anderen Städten und dem Bund, es ist auch ein Versprechen an die, die ein Leiden oder eine gesundheitliche Beeinträchtigung haben.

Im Rahmen des Wiener Gesundheitsförderungsprogramms wurde im Jahr 2001 wieder eine breite Palette von Aktionen durchgeführt. Schwerpunkte dabei waren Haltungsschäden vermeiden, Kampf den Herz-Kreislauf-Erkrankungen und gesunde Ernährung. 

Im Jänner begann das Programm "Ein Herz für Wien", das mit Herz-Infotag, einer zweiten Enquete und vielen Informationen und Veranstaltungen eine kontinuierliche Arbeit über das ganze Jahr ermöglichte.

Das bereits begonnene Zahngesundheitsförderprojekt wurde 2001 auf weitere vier Bezirke ausgedehnt. 

Im Rahmen der WHO-Initiative "Gesunde Stadt" konzentrierten wir uns auf den Schulbereich und konnten 35 Schulen in die Mitarbeit einbinden.

Im Sommer 2001 haben wir das Bezirksprogramm "Gesunde Leopoldstadt" begonnen. 

In der Unfallverhütung haben wir positive Erfahrungen mit der Initiative "Josefstadt - ganz schön sicher" und "Sicher gehen über 60" gemacht. 

Aber auch die Gesundheitsvorsorge für die MitarbeiterInnen kam nicht zu kurz. Das Projekt "Gesundheitsförderung in Wiener Spitälern und Pflegeheimen" mit Workshops für Führungskräfte und zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen ist hier ebenso zu nennen, wie eine gemeinsame Konferenz aller Netzwerke gesundheitsfördernder Krankenhäuser des deutschen Sprachraums.

Gesundheitsförderung hat in unserer Stadt also einen festen Platz und die Finanzmittel, die sie braucht. Und das wird auch in Zukunft so bleiben, weil wir Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen dafür Sorge tragen werden. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Bei all den Kritiken und plakativen Gesundheitsaktivitäten, die in der Öffentlichkeit stattfinden, darf man nicht vergessen, dass es im Hintergrund eine Fülle von Leistungen in der Planung, Infrastruktursicherung und Gewährleistung gibt. Man soll daher auch einmal einen deutlichen Dank an diese Magistratsabteilungen richten, die oft geringschätzig als bloße Verwalter abgetan werden. 

Hier möchte ich die Krisenmanagementprogramme erwähnen, die im Zuge des internationalen Anthrax-Alarms nach dem 11. September in Koordination mit zahlreichen anderen Stellen von der Kriminalpolizei bis zu den Universitätslabors ihre Aktivitäten entwickelt und in 95 Prozent auch Alarmfälle abgearbeitet haben. Darüber hinaus wurden der neue FSME-Impfstoff für Kinder eingeführt, das Impfprogramm für Auslandsreisende erweitert, das Impferfassungsprogramm für Kinder fertig gestellt und neue Sechsfachimpfstoffe zum Standard gemacht. Wien ist eben vorausschauend und macht's besser. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Ich komme nun zu einem Feld, das ich für besonders wichtig halte, und das sind Gesundheitsaktivitäten für Frauen. Im Rahmen des Frauengesundheitsprogramms gibt es einen bunten Strauß von Angeboten und Initiativen, die alleine schon Stoff für eine ganz lange Rede bieten würden. Einige dieser Angebote will ich trotz später Stunde herausgreifen, etwa das Wiener Brustkrebsvorsorgeprogramm. Hier wurden alle Wienerinnen zwischen 50 und 70 Jahren angeschrieben mit dem Erfolg, dass die Untersuchungsfrequenz für Mammographie um 20 Prozent auf 67 Prozent gehoben werden konnte. Das ist national wie international ein Spitzenwert. 

Das nächste Programm half den jungen Müttern gegen postnatale Depressionen. Hier wurden 4 000 Schwangere mit besonderen sozialen und seelischen Belastungen beraten, betreut und behandelt. 

Zur Förderung der Migrantinnen-Gesundheit - das ist im Übrigen, meine Damen und Herren von der ÖVP und FPÖ, unsere Art, Integrationspolitik zu machen - bieten wir einen ganzen Fächer von muttersprachlichen Beratungen und Informationen an. Besonders erfolgreich war im Jahre 2001 die Beratung über Hepatitis‑B-Vorsorge. 

Viertens gab es die Schulung des Ambulanzpersonals, um Gewalt gegen Frauen und Kinder rechtzeitig erkennen und darauf reagieren zu können. 

Die Initiative gegen Essstörungen: "Ich liebe mich, ich hasse mich". Hier haben wir zahlreiche Programme in den Schulen für Mädchen mit Magersucht, Bulimie und Esssucht durchgeführt. 

Am anderen Ende der Alterspyramide haben wir gesundheitsfördernde Angebote für Menschen über 65 Jahre entwickelt. "Altern mit Herz und Hirn" ist hier zu erwähnen. Von diesen Angebot haben 80 Prozent Frauen Gebrauch gemacht. 

Als weitere große offene Veranstaltungen möchte ich den Frauengesundheitstag mit 35 000 Besucherinnen erwähnen, der hier vor dem Rathaus stattgefunden hat. 

Einige Informationsveranstaltungen und Enqueten zu den Themen Psychiatrie und Frauen, Kinderkriegen in Wien und Empfängnisverhütung waren weitere Angebote für Frauengesundheit. 

Und die Bilanz ist ein klarer Satz: Wien macht das Leben für Frauen besser. (Beifall bei der SPÖ.)
Wien hat ein maßgeschneidertes Pflege- und Betreuungsmanagement, das sich um den optimalen Ausgleich zwischen ambulanter Betreuung in Wohn- und Pflegeheimen bemüht. Die Menschen werden beraten, ihre Bedürfnisse werden erhoben und das Angebot auf eine individuelle Situation abgestimmt. Das Motto dabei ist: So viel ambulant wie möglich und so viel stationär wie nötig. Und an dieses Motto halten wir uns auch, aber nicht deshalb, weil wir abstrakten Prinzipien verpflichtet sind, sondern weil die Bedürfnisse des einzelnen Menschen im Mittelpunkt sozialdemokratischer Politik stehen. - Das gilt übrigens nicht nur für den Gesundheitsbereich. 

Im Frühjahr wurde das sechste Gesundheits- und Sozialzentrum für die Bezirke 12, 13 und 23 in der Arndtstraße eröffnet. 

Das Anton-Benya-Haus beherbergt neben der Koordination der Betreuung zu Hause auch eine Tagesbetreuung für alte und behinderte Menschen und eine Sozialberatungsstelle. 

Das siebente Zentrum für die Bezirke 3 und 11 wird übrigens noch heuer im Hyblerpark in Betrieb gehen. 

Insgesamt wurden vier neue Tageszentren mit 170 Plätzen in Betrieb genommen. 

Von den 132 000 Menschen in Wien, die über 75 Jahre alt sind, haben 36 000 Pflege- und Serviceleistungen der MA 47 in Anspruch genommen. Das wirft ein gutes Licht auf den relativ guten Gesundheitszustand älterer Menschen in Wien, andererseits verlangt das eine gewaltige Leistung. Im Vorjahr wurden 364 000 Pflegestunden geleistet, was eine Steigerung von fast 20 Prozent bedeutet. Insgesamt wurden für städtische und private Heime 2,3 Milliarden S ausgegeben. Der Gesamtbetrag für den Pflegebereich beträgt 4,7 Milliarden S. Immerhin, sehr geehrte Damen und Herren, leben 13 000 Menschen in Wiener Wohn- und Pflegeheimen. Hiefür wurden 2,9 Millionen Verpflegstage geleistet, davon zwei Drittel in den Geriatriezentren der Stadt Wien. 

Wien investiert natürlich weiter, nicht nur für städtische Häuser, sondern ganz massiv auch in den Bereich mit den privaten Trägern. Wien ergänzt dieses Pflegeangebot auch noch durch das dichteste Netz Österreichs im ambulanten Bereich. Auch hier nur eine Zahl als Beispiel: Allein für die ambulanten Dienste der Vereine Heimhilfe und Nichtmedizinische Krankenpflege wurden im Berichtsjahr 1,7 Milliarden S ausgegeben. Wien gewährleistet eine optimale Pflege, meine Damen und Herren.

Wien hat natürlich auch im Jahr 2001 wieder in den weiteren Ausbau der städtischen Gesundheitseinrichtungen investiert. Das dürften einige Kollegen überlesen haben. Das Geriatriezentrum Floridsdorf wurde in einer Rekordzeit von nur zwei Jahren errichtet. In dieser modernsten Pflegeeinrichtung können 120 Langzeitpatienten und 24 akut geriatrische Fälle betreut werden. Die Aufwendungen dafür betrugen 25 Millionen EUR. 

Im Geriatriezentrum am Wienerwald wurde der Pavillon VI generalsaniert. Auf 4 000 Quadratmetern Nutzfläche wurde die gesamte geriatrische Rehabilitation in einer für Österreich bisher einzigartigen Qualität neu gestaltet. Für zwei Stationen mit 72 Betten und einem physikalischen Institut wurden etwa 10 Millionen EUR investiert. 

In den Geriatriezentren Klosterneuburg und Baumgarten wurden Stationen neu adaptiert. 

Auch an räumlichen Standortverbesserungen wird kontinuierlich gearbeitet. Hier nenne ich etwa den Neubau des Geriatriezentrums Süd. 

Ich möchte aber auch noch über andere Zahlen reden, eine andere Art von Rechnungsabschluss machen, nämlich den Abschluss jener Rechnung, die uns der Bund gestellt hat. Das erste Kapitel ist die Rechnung für Patienten, für die Menschen. Wien hat durch sein intensives Angebot erreicht, dass die Kosten für Gesundheit, die der Einzelne selbst zu tragen hat, im Jahr 2000 um 6 Prozent unter dem österreichischen Durchschnitt lagen. Das war natürlich durch größte finanzielle Anstrengungen der Stadt möglich. Die blau-schwarze Bundesregierung hat dagegen die Gesundheitskosten im abgelaufenen Jahr um einiges verteuert. Da nenne ich nur die Ambulanzgebühren, Rezeptgebühren, Spitalsselbstbehalte, andere Selbstbehalte. Gerade Selbstbehalte sind sinnlos, weil sie in der Regel mehr kosten als sie hereinspielen, also nur die Menschen schlechthin schikanieren, ohne ihre Gesundheitsversorgung zu verbessern. Und die nächsten Erhöhungen, meine Damen und Herren, stehen schon vor der Tür. 

Wir Sozialdemokratinnen und Demokraten wollen das nicht, und wir wissen dass es auch anders geht, denn Wien macht's anders und besser. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich nenne noch ein Beispiel. Nehmen Sie nur - ich muss es noch anschließend sagen - die Pflege und die Versorgung alter Menschen. Die Bundesregierung spart hier, seit sie an der Macht ist. 1999 unter einer SPÖ-Sozialministerin gab es die bislang letzte Erhöhung des Pflegegelds. Seither gab es auf diesem Felde nichts mehr. (StRin Karin Landauer: Wer hat denn das Pflegegeld erhöht? Haben Sie das Pflegegeld erhöht?) Wien dagegen hat die Ausgaben für Heimhilfen und Pflegeversicherung in den Jahren 2000 bis 2002 um rund 10 Prozent erhöht. Wir haben das gerne erhöht, aber auch gezwungenermaßen erhöht, weil das Nulldefizit die Möglichkeiten der sozial schwächeren, pflegebedürftigen Menschen Schritt für Schritt abwürgt. Wir wollen den Weg des Bundes nicht, weil wir es eben besser machen. 

Wenn ich mir unseren Rechnungsabschluss und die Gesundheitspolitik des Bundes ansehe, kann ich eines klar erkennen: Der Bund verlangt den Menschen mehr und mehr Geld ab, nur um damit umzugehen wie der Hans im Glück. Ein Teil verschwindet auf Grund dümmlicher Einhebungstechniken - siehe Ambulanzgebühr -, ein anderer muss nach einem Verfassungsgerichtshofurteil zurückgezahlt werden - siehe Frühpensionen -, ein dritter geht in den Personalkosten für Versorgungsjobs auf - siehe Herr Gaugg - und ein vierter verschwindet im Budget für ganz etwas anderes - siehe Abfangjäger. Am Ende hat jeder Mensch für die Gesundheitsversorgung mehr gezahlt und kein Mensch mehr dafür bekommen. 

Wir machen es umgekehrt. Wir schaffen es durch unsere Politik und Verwaltung, dass die Leistungen verbessert werden, dass also jeder Bürger mehr bekommt und kein Bürger mehr dafür zahlen muss. Wir in Wien machen es eben besser und der Bund ist herzlich eingeladen, vielleicht auf eine Studienreise zu uns zu kommen. (StRin Karin Landauer: Nein, danke!) 

Das ist jedoch wirklich keine parteipolitische Argumentation, die ich hier vorbringe (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ und bei der ÖVP.), denn auch der ÖVP-Gesundheitssprecher Rasinger warnte unlängst vor einer versteckten Rationierung von Leistungen und vor der Degradierung von Patienten zu Bittstellern, und ich sage an die Adresse des Bundes auch das, was der Ärztekammerpräsident vorige Woche auf den Punkt gebracht hat: Man soll nicht ständig neue Sparziele, sondern einmal neue Gesundheitsziele entwickeln (Beifall bei der SPÖ. - StRin Karin Landauer: Wo sind denn Ihre Konzepte? - GR Gerhard Pfeiffer: Das müssen Sie von sich selbst fordern!), denn wir haben es schön langsam satt, immer jene Löcher im Sozialnetz zu stopfen, die die blau-schwarze Bundesregierung hineinschneidet. 
Wir haben - und damit möchte ich abschließen, meine Damen und Herren (StRin Karin Landauer: Ist das ein Dauergag?) - Konzepte für die Gesundheitspolitik, wobei wir jeden Euro überlegen, den wir ausgeben. Wir vergeuden kein Geld, sondern setzen die Mittel für die Menschen ein. Wir denken langfristig und nicht daran, nur Löcher zu stopfen. Wir verteilen zugunsten der Schwachen und Kranken um. Wir nehmen die Alten nicht aus, sondern nehmen uns ihrer an. Wir sind sozial und zukunftsorientiert. Wir machen keinen Kahlschlag im Gesundheitsbereich, sondern bauen aus. (GR Rudolf Klucsarits: Das ist gleichbedeutend!) 

Wir können all dies tun, weil die Politik und die Verwaltung, die Frau Stadträtin und die Magistratsbeamten die richtigen Prioritäten setzen und die optimalen Rahmenbedingungen gewährleisten, wir können das, weil sie alle, die Tausenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Wiener Gesundheitsdienst engagiert, kompetent und fleißig arbeiten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ihnen danke ich besonders, weil sie es letztendlich sind, die diese Bilanz des abgelaufenen Jahres so positiv haben werden lassen. Danke - und bitte weiter so! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr. 

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vorsitzende des Gesundheitsausschusses! Sehr geehrte Damen und Herren! 

"Es war einmal ..." So fangen normalerweise Märchen an, aber ich will Ihnen um diese Zeit keine Märchen mehr erzählen, und für dieses Mal habe ich auch Fakten und Versicherungen von Beamten des betreffenden Ressorts, dass es das wirklich einmal gegeben hat, nämlich eine Arbeitsgruppe für betreute Wohngemeinschaften. Ich kann Ihnen auch die Budgetposten seit dem Jahr 1996 auflisten. 

1996: 1 900 000 S im Voranschlag, 3 156 857 S im Rechnungsabschluss;

1997 noch 1 100 000 S im Voranschlag, 1 006 874 S im Rechnungsabschluss; 

Budget 1999: 1 301 000 S im Voranschlag, 149 259 S im Rechnungsabschluss. 

Budget 2000: 1 301 000 S im Voranschlag und nur noch ganze 71 356 S im Rechnungsabschluss; 

Budget 2001: eine Erinnerungspost von 72 EUR. Ich würde sagen, die reichen gerade für ein Abendessen in einer betreuten Wohngemeinschaft. (Zwischenbemerkung der Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch.) Ja, ich weiß, das kommt schon noch. 

Also 2001 findet sich auf der Haushaltsstelle 4240/1/729003 nichts mehr. - Es wurde also immer weniger, wie Sie feststellen können, und zum Schluss gar nichts mehr. 

Allerdings ist es der Frau Vorsitzenden gelungen, trotzdem noch zwei Wohngemeinschaften einzurichten. Ich weiß zwar nicht genau, woher das Geld gekommen ist, auch die Beamten konnte mir das nicht sagen. Das ist vielleicht der Ausdruck einer absoluten Mehrheit, die da besagt: Wenn wir wollen, können wir das alleine. Wir brauchen nämlich keine Zusammenarbeit. Sei's wie's sei. Natürlich freuen wir uns, dass hier noch Initiativen gesetzt werden, auch im Alleingang, besser als nichts. (Zwischenbemerkung der Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch vom Berichterstatterplatz aus.) Ja, wir haben uns genau erkundigt, es war nichts zu finden. (Neuerliche Zwischenbemerkung der Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch.) Ja, versteckt komischerweise. Na gut. - Es gab eine Arbeitsgruppe. Warum im Alleingang ist nicht ganz einzusehen.

Trotzdem möchte ich einen Antrag einbringen, der da lautet:

"Das Programm zur Errichtung der restlichen 1993 beschlossenen Wohngemeinschaften soll fortgesetzt werden. Dazu ist im Budget 2003 und in den Folgejahren bis zur Errichtung der beschlossenen Anzahl von betreuten Wohngemeinschaften auf der Haushaltsstelle 4240 Vorsorge zu treffen."

Wir beantragen eine Zuweisung. 

Nämlich bei der demographischen Entwicklung der Gesellschaft zu einer so genannten grauen Gesellschaft ist wohl gerade auf diesem Gebiet vermehrte Vorsorge wichtig. Es ist eine hervorragende Wohnmöglichkeit für Menschen, die in Geriatriezentren eine Besserung ihrer Krankheit oder ihrer Behinderung erfahren, die aber keine Wohnung mehr haben und auf diese Art und Weise doch in selbst bestimmterer Form ihren Lebensabend noch genießen können. Ich weiß selbstverständlich, dass auch in unseren Pensionistenwohnhäusern mittlerweile immer mehr Pflegewohnungen eingerichtet werden und auch hier der Austausch angeblich sehr gut funktioniert. Trotzdem gibt es noch viel zu viele Menschen, die in unwürdigen Verhältnissen leben, zur Pflege untergebracht sind und deren ganzer Bereich sich auf ein Bett konzentriert.

Ich muss schon sagen, es ist nahezu zynisch, dann immer davon zu sprechen: ein Altern in Würde. Und dann werden Sparmaßnahmen ergriffen, um das Ganze möglichst wieder zum Scheitern zu bringen und alles, was in die Luft geblasen wird in dieser Hinsicht, zu Schall und Rauch werden zu lassen.

Ich würde nur sagen: Aus ganz persönlichen Gründen lassen Sie mich nicht im Stich. Ich bin bereits in einem Alter, dass ich in zehn Jahren damit rechnen kann vielleicht. Und ich sage Ihnen ehrlich: Ins Geriatriezentrum Am Wienerwald werde ich niemals gehen. Ob ich mir allerdings als frei schaffende Künstlerin eine Seniorenresidenz leisten kann, ist sehr fraglich. 

Aber im Ernst: Es waren mindestens 30 Wohnungen geplant und bei der Hälfte wird das Projekt sang- und klanglos eingeschläfert. Und das ausgerechnet in einer Zeit, in der eine Gesellschaft ein hohes Alter erreicht, was natürlich einen vermehrten Pflegebedarf für viele Menschen bringen wird, bei dem die Stadt Wien vermehrt gefordert ist.

Daher haben wir diesen Antrag eingebracht und hoffen auf eine gute Zusammenarbeit. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. - Bitte schön.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin!

Frau Stadträtin, sind Sie sich eigentlich dessen bewusst, wie unhöflich das ist, dass Sie, wenn Redner oder Rednerinnen von der Opposition am Wort sind, immer hinter der letzten Reihe verschwinden? (Beifall bei der ÖVP, bei der FPÖ und bei den GRÜNEN.) Ich meine, es ist doch offensichtlich, dass Sie Beratungen hinten führen, obwohl es jederzeit möglich ist, Ihre Beamten, auch zu Tageszeiten, wenn wir nicht sprechen, zu sich zu bitten. Es ist ein ausgesprochener Akt der Unhöflichkeit. 
Zur Gesundheit. Die ÖVP tritt für ein gutes Gesundheitssystem ein, vor allem für die Vorsorge und dann erst fürs Heilen. Vorsorge - in Kurzfassung - bedeutet vom Baby bis zum hohen Alter. Ich hoffe, dass Sie mir dankbar sind, dass ich Ihnen jetzt nicht alles aufzähle, das mache ich ein anderes Mal.

Von ganz großer Bedeutung für die Gesundheit ist vor allem der Wohnstandort. Sozialmedizinerin Dr Rieder hat nachgewiesen, dass in Wien eine höhere Erkrankungs- und eine höhere Sterblichkeitsrate als in den Bundesländern vorliegt. Weiters sind die Herz-Kreislauf-Sterblichkeiten in Wien um ein Drittel höher. Auffallend ist, dass in den Bezirken 10, 11, 12, 20 und 21 Krebserkrankungen überrepräsentiert und in den Bezirken 11, 15 und 20 die Kreislauferkrankungen höher sind als in anderen Teilen Wiens. Früher hätte man gesagt, das sind die Arbeiterbezirke. Jetzt würde ich sagen, das sind Bezirke, wo die Bevölkerung ein niederes Einkommen hat. 

Es ist gut, dass es solche Untersuchungen gibt, aber es muss auch von Ihnen, Frau Stadträtin, diesbezüglich etwas unternommen werden. Das heißt, es ist mehr auf Vorsorge in diesen Bezirken Wert zu legen. 

Wien hat eine ausgezeichnete Versorgung an Ärzten und Spitälern. Ich wiederhole daher die Volksparteiforderung: Die Einschränkung der Spitalsambulanz, Verbesserung für niedergelassene Ärzte, enge Kooperation zwischen Krankenhäusern und den niedergelassenen Ärzten und eine echte Vernetzung der Spitäler in Wien. Durch die Vernetzung ergeben sich enorme Kostenersparnisse, indem Zwei- oder auch Dreifach-Befundungen entfallen. Auf Grund der ärztlichen Versorgung in Wien ist es absolut möglich, dass die niedergelassenen Ärzte ein wesentlich breiteres Aufgabenfeld erhalten, was zu einer Kostenersparnis führt.

Im Rechnungsabschluss zeigt sich zum Beispiel, dass durch die Auslagerung der Impfungen in den niedergelassenen Bereich 5 Millionen weniger ausgegeben wurden. 

Unter Kostenersparnis verstehe ich allerdings nicht, eine renommierte Klinik zu zerstückeln oder zu teilen. Es ist sicher kein Geheimnis, dass ich über die Semmelweisklinik spreche. Durch die Auslagerung der gynäkologischen Abteilung heißt es, dass man sich darauf verlässt, dass risikoreiche Geburten oder wo sich während der Geburt Schwierigkeiten ergeben noch rechtzeitig ins AKH gebracht werden können. Hoffentlich ist es rechtzeitig. Ich muss sagen, der arme Semmelweis würde sich, wenn er noch könnte, im Grab umdrehen. 

In der Zwischenzeit stellen sich bereits die Immobilienhändler an und rechnen damit, dass diese renommierte Klinik einmal geschlossen wird und dass sie möglichst ein großes Grundstück zum Kauf angeboten bekommen. Sie wissen, dass auf dem Areal leer stehende Gebäude stehen, und wir fordern daher, dass diese Gebäude genutzt werden und unter anderem oder zum Beispiel ein Rehab-Zentrum dort gebaut wird. Und warum ich auf Rehab-Zentrum komme? - Weil Lainz im Pavillon VI ein ganz ausgezeichnet geführtes Rehab-Zentrum hat. 

Und ich möchte hier allen Ärzten, Schwestern und Pflegern meinen Dank für ihren Einsatz aussprechen und auch für den Erfolg, den sie erzielen. Das ist ein Erfahrungsbericht, denn meine Mutti war 91‑jährig nach einem Oberschenkelhalsbruch dort, und sie haben uns ungeheuer viel geholfen. (Beifall bei der ÖVP.)
Mit der Umbenennung von Pflegeheimen auf Geriatriezentrum allein ist es nicht getan. Es ist an und für sich unmöglich, dass Klienten ihren Lebensabend in Achtbettzimmern, ohne Intimbereich, verbringen müssen. 

Von den 10 000 Pflegebetten entfallen zirka 5 700 geriatrische Betten auf die Stadt Wien. Die Stadt Wien betreibt 10 Pflegeeinrichtungen und 13 geriatrische Tageszentren. Das klingt an und für sich sehr gut, nur darf man nicht wissen, dass zum Beispiel im Jahre 2000 in den städtischen Pflegeheimen - damals war noch ein etwas geringerer Pflegebettenstand, und zwar von 4 572 Betten - Patienten, die zwischen 80 und 90 Jahre waren, 1 850 Leute, gepflegt worden sind, und 1 114 waren bitte über 90 Jahre. Also das ist eine ungeheure Summe von älteren Menschen, die eine ordentliche Betreuung wünschen. 

Der Beruf des Krankenpflegers oder der diplomierten Krankenschwester gehört bitte gesellschaftlich aufgewertet und auch besser bezahlt. (Beifall bei der ÖVP.)

Der zweite Bildungsweg zu einem Diplom gehört für die Leute erleichtert, das heißt, dass während der Zeit, wo sie ihre Ausbildung machen, Ersatz von der Gemeinde Wien zur Verfügung gestellt wird.

Als ÖVP-Politikerin sage ich Ihnen, dass alle Wiener und Wienerinnen Anspruch auf Wohnen und Versorgen haben, wenn sie es nötig brauchen, und zwar Anspruch und nicht, dass sie als Bittsteller zu den verschiedensten Stellen laufen müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Schmalenberg. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Rechnungsabschluss 2001: Es ist wieder einmal Zeit, Bilanz zu ziehen und sich Gedanken zu machen über die Effizienz des Wiener Gesundheitssystems.

In der zweiten Runde der Debatte kann man oft auf die Aussagen der Vorredner replizieren. Die Aussagen der Frau GRin Matzka-Dojder zur Gesundheitspolitik der Bundesregierung waren aber so unqualifiziert, dass ich es Ihnen und mir erspare, zu dieser späten Stunde darauf zu replizieren.

Wozu ich allerdings sprechen muss, sind die Defizite des Wiener Gesundheitssystems, Defizite, die alle eine Ursache gemeinsam haben, nämlich die sozialistische Gesundheitspolitik. Unter dem Strich geht diese sozialistische Politik in allen Fällen auf Kosten der Steuerzahler und auf Kosten der Gesundheit der Wiener Bevölkerung. Und die Verantwortung für diese Defizite trägt die StRin Pittermann, denn die Gesundheitspolitik in dieser Stadt trägt ihre Handschrift.

Obwohl Frau StRin Pittermann Ärztin ist, betrachtet sie das Gesundheitswesen in erster Linie als Machtzentrum der SPÖ. Rote Auserlesene werden privilegiert. Das zieht sich wie ein roter Faden durch ihre Amtsführung im Großen und im Kleinen. 

Die Umwandlung der Semmelweis-Frauenklinik hat in vielen Medien negativen Niederschlag gefunden und auch bei der Bevölkerung ist ein Sturm der Entrüstung ausgelöst worden. Die Währinger Freiheitlichen haben einen Antrag gegen die Absiedelung der Gynäkologie eingebracht, der übrigens von allen Fraktionen der Bezirksvertretung vollinhaltlich unterstützt wurde. Für Aufregung sorgt für allem die Besetzung des Departmentleiters, wie das hier schon in vielen Wortmeldungen angesprochen wurde. Es haben sich neun Personen beworben. Am 20.6. hat der Spitalsausschuss des Krankenhauses Rudolfstiftung und der Semmelweisklinik getagt. Dieser Ausschuss bestand aus 18 Personen. Es waren Vertreter der Ärzte und des Pflegepersonals anwesend. Der Grund für diese Tagung war, ein Hearing durchzuführen, um eine Reihungsliste für die Kandidaten zu Besetzung des Departmentleiters zu machen. Der Ausschuss interviewte also diese neun Kandidaten, darunter vier Universitätsprofessoren aus Wien, und machte dann auf Grund dieses Hearings seine Reihung.

Es ist erstaunlich, dass sich der Kandidat, der die Funktion tatsächlich erhalten soll, weder auf Platz 1 noch auf Platz 2 und auch nicht auf Platz 3 findet. Dr Adam wurde nämlich in einem anderen, in einem elitären Auswahlverfahren ermittelt. Vom Vorstand der Gynäkologischen Abteilung in der Rudolfstiftung, Prof Dr Grünberger, wurde ein Gutachten zu seinen Gunsten erstellt, in dem Dr Adam an erster Stelle gereiht ist. Die Tatsache, dass Dr Adam auch der Schwager des früheren SPÖ-Gesundheitsstadtrats Stacher ist, dürfte sich sehr positiv auf seine Auswahl ausgewirkt haben. Der Spitalsausschuss hingegen wurde vollkommen ignoriert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Was hier passiert, ist Günstlingswirtschaft nach alter sozialistischer Manier, wie es in Wien seit 50 Jahren gepflegt wird.

Und was mich persönlich sehr betroffen macht, ist die Tatsache, dass so weder das Geburtshaus Nussdorf gerettet werden wird, noch die Semmelweisklinik am jetzigen Standort verbleiben wird. 

Und dass Immobilienhändler schon Kostenrechnungen anstellen, wenn die Gemeinde Wien die Liegenschaft verkaufen wird, auch das wurde heute schon mehrmals gesagt. Die "Presse" fragt in ihrer Ausgabe vom Samstag, ob das Fell des Bären schon verteilt ist. Sehr geehrte Damen und Herren! Das Fell des Bären ist schon verteilt! 

Schade um das Steuergeld, das in den letzten Jahren in die Semmelweis-Frauenklinik investiert wurde, schade um den Standort in der Bastiengasse, schade aber vor allem auch um den berühmten Namen dieser renommierten Frauenklinik, der durch die halbherzige Demontage beschädigt wird. 

Die Gesundheitsstadträtin, Frau Dr Pittermann, steuert zwar mit Vorliebe ihren sozialistischen Machtapparat, sie hat aber bis jetzt auf die Steuerung des Gesundheitswesen selbst gänzlich verzichtet. Im Allgemeinen, im Alltag ist es vorteilhaft, wenn der, der steuert, eben auch über einen Plan verfügt. Die Frau Stadträtin verfügt - auch heute schon oft angesprochen - noch immer nicht über einen Wiener Krankenanstaltenplan. Wie will sie strukturelle Verbesserungen und Weiterentwicklungen durchführen, wenn sie keinen Plan hat? Und eine begleitende ökonomische Evaluierung der Situation, die dringend notwendig wäre, auch die vermissen wir schmerzlich. Eine Stadträtin, die von sich selbst sagt, Zahlen interessieren mich nicht, wie soll die Weiterentwicklungen und Verbesserungen durchführen?

Sehr geehrte Damen und Herren! Damit bin ich auch schon mitten in der Diskussion, die wir im Gesundheitssausschuss in den wenigen Sitzungen, die es in den letzten Monaten gegeben hat, geführt haben. Denn seit der KAV ein Unternehmen geworden ist und alle Angelegenheiten, die die Spitäler betreffen, also ungefähr 80 Prozent der bisherigen Aktenstücke, nicht mehr durch den Ausschuss gehen, gibt dieses Gremium ein trauriges Bild ab. Keine Information, keine Diskussion, keine Kontrolle! Sehr geehrte Damen und Herren! Dieser Zustand ist demokratiepolitisch zumindest bedenklich und es drängt sich geradezu der Verdacht auf, dass die SPÖ, die noch dazu die absolute Mehrheit in diesem Haus hat, etwas vor der Opposition zu verbergen hat. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich versichere Ihnen hier für meine Fraktion, für die Freiheitliche Partei, dass es uns im Ausschuss um einen sachlichen Diskurs geht, um einen sachlichen Diskurs, der notwendig ist, wenn man Strukturverbesserungen diskutieren möchte. Alle Gemeinderäte in diesem Ausschuss haben das Recht auf Information von der Frau Stadträtin, und nur so können wir unseren Standpunkt einbringen und unsere demokratische Pflicht als Gemeinderäte wahrnehmen. 

Wenn also Ihr Gesundheitssystem, Ihr sozialistisches Gesundheitssystem, so erfolgreich ist, dann verstehe ich nicht, warum Sie eine sachpolitische Diskussion im Ausschuss mit aller Gewalt abwürgen, und ich verstehe auch nicht, warum Sie der Opposition notwendiges grundlegendes Datenmaterial verweigern. Der Grund dafür ist meiner Meinung nach, dass in Wahrheit das System ausgebeutet wird, und zwar durch systematische rote Misswirtschaft zu Lasten der Steuerzahler. 

Im letzten Ausschuss haben wir den ersten Qualitätsbericht des Wiener Krankenanstaltenverbunds bekommen. Auf dem Titelblatt dieses Berichts ist ein moderner transparenter Aufzug abgebildet. Diese Aufmachung soll Transparenz symbolisieren und Fortschritt oder Aufstieg. Aber wenn man den Bericht durchliest, dann findet sich weder das eine noch das andere. Es handelt sich nämlich um eine abstrakte Darstellung von toten Zahlen, die im Grunde nichts aussagen. 

Was wir wollen, Frau Stadträtin, sind die betriebswirtschaftlichen Daten der einzelnen Häuser. Zumindest sollte wenigstens das AKH extra angeführt werden. Wir wollen wissen, wie viele Pflegetage, wie viele Patienten, wie viele Abrechnungspunkte in Summe die einzelnen Häuser aufweisen. Ohne zu wissen, wie der Personalstand und der Dienstpostenplan in den einzelnen Häusern aussieht, können wir mit diesem Bericht überhaupt nichts anfangen, denn hier ist lediglich der Budgetaufwand in Millionen Euro aller drei Teilunternehmungen des Krankenanstaltenverbunds zusammen angegeben. Dieser Bericht ist daher ziemlich wertlos. Es wäre besser, als Titelbild einen Lastenaufzug zu fotografieren, der in den Keller fährt.

Als der Krankenanstaltenverbund ein Unternehmen wurde, wurde ein fünfjähriger Finanzierungsplan beschlossen. 10 Milliarden S mit einem Anstieg von 0,8 Prozent pro Jahr wurden beschlossen. 

Wir Freiheitliche haben damals schon gesehen, dass die SPÖ damit begonnen hat, die Spitäler auszuhungern. 0,8 Prozent liegen weit unter der Inflationsrate, und wovor wir gewarnt haben, das bewahrheitet sich jetzt. Der Zuschuss aus dem Wiener Budget reicht nicht einmal aus, um den Personalaufwand zu decken. Die Mehrkosten bei den Personalaufwendungen müssen aus Rücklagen gedeckt werden. 

Das Kaputtsparen der Spitäler ist also schon im vollen Gange und das steht sogar expressis verbis in diesem Bericht. Es wird nämlich geschrieben, dass die Personalaufwendungen Mehrkosten in der Höhe von 17,6 Millionen S verursachen, und der Schlüsselsatz, der zeigt, dass eben die Rücklagen aufgelöst werden, ist folgender: "Da aus heutiger Sicht keine höheren Erlöse zur Bedeckung der Mehraufwendungen erzielt werden können, wird eine zusätzlich Auflösung von Rücklagen erforderlich werden." Rücklagen, die von den Häusern dringend benötigt werden für Investitionen, werden aufgelöst. Die Wünsche und Bedürfnisse der Häuser bleiben dabei auf der Strecke. 

Was hier passiert, ist Sparen auf Kosten der Substanz, und wir Freiheitliche können so eine Politik nicht mittragen. (Beifall bei der FPÖ.) 
In kurzer Zeit werden die Rücklagen zur Gänze aufgebraucht sein. Und ich frage Sie hier, Frau Stadträtin: Was werden Sie tun, wenn nichts mehr da ist? Was Sie hier tun, nennt man nicht wirtschaften, sondern misswirtschaften, und es ist im höchsten Maße unverantwortlich, wie die SPÖ systematisch das Spitalswesen in Wien ruiniert. 

Den niedergelassenen Bereich haben Sie von der SPÖ noch nie gefördert. Prävention in einem Ausmaß, dass die nächsten Generationen tatsächlich davon profitieren werden, haben Sie in Wien auch noch nie durchgeführt. Ihre Gesundheitspolitik war und ist ausgerichtet auf Apparatemedizin, Ambulanzen und Spitäler. Und wenn Sie jetzt die Spitäler kaputt sparen, was bleibt dann noch übrig?

Sehr geehrte Damen und Herren! Die sozialistische Gesundheitspolitik ist am Ende, weil Sie nicht Haus halten können, weil Sie nicht steuern, weil Sie Reformen blockieren und verhindern. Das ist die traurige Bilanz, die sich in diesem Rechnungsabschluss wieder findet. 

Wir Freiheitliche werden diesem Rechnungsabschluss nicht unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dr Laschan hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn man meiner Vorrednerin jetzt zugehört hat, ohne zu wissen, wo man sich befindet, könnte man glauben, es handelt sich um einen Bericht über die Waneck’sche und Haupt’sche Gesundheitspolitik in Österreich. Aber wir befinden uns hier in Wien, und ich werde versuchen, sozialdemokratische Gesundheitspolitik zu skizzieren, nämlich ausgehend von einem Gesundheitsbegriff, der nicht nur das Freisein von Krankheit beschreibt, sondern auch psychisches und soziales Wohlbefinden ist aus meiner Sicht Gesundheitspolitik, vor allem Sozialpolitik, und nicht das Herumschieben von irgendwelchen Krankenkassenüberschüssen von Bundesland zu Bundesland. (Beifall bei der SPÖ.) 

So wie Politische Bildung Unterrichtsprinzip an unseren Schulen ist, ist die soziale Frage oberstes Prinzip sozialdemokratischen Handelns. Hier unterscheiden wir uns grundsätzlich von anderen, die zum Beispiel ein so genanntes Nulldefizit zum obersten Prinzip ihres Handelns gemacht haben, zum Schaden der Menschen. 

Die Wiener Rechnungsabschlussdebatte gibt Gelegenheit, aufzuzeigen, dass sozialdemokratische Gesundheitspolitik die Menschen in den Mittelpunkt stellt und dass sozialdemokratische Politik die Voraussetzungen für physisches, psychisches und soziales Wohlergehen der Bevölkerung schafft. 

Erstes Beispiel: die Wiener Drogenpolitik. (StRin Karin Landauer: Oh je!) Das Thema Sucht ist ein differenziertes Problem - offensichtlich für Sie nicht - mit multifaktorellen Ursachen und erfordert daher differenzierte Lösungsansätze. 

Der Fonds "Soziales Wien" ist hervorgegangen aus der Wiener Drogenkoordination und umfasst alle Aktivitäten in Sachen Suchtprävention und Suchtkrankenhilfe der Stadt Wien: das Institut für Suchtdiagnostik als Kompetenzzentrum, als Sachverständigenstelle zur Begutachtung und Weiterleitung von Klientinnen und Klienten in eine weiterführende Betreuung, das Institut für Suchtprävention, das für die Koordination und Qualitätssicherung präventiver Maßnahmen zuständig ist, das Projektcenter des Fonds "Soziales Wien" mit den einzelnen konkreten Projekten, ich nenne nur zwei, zum Beispiel "Kontakt" als Spitalsverbindungsdienst oder das "Team Focus", das Erhebungen zur sozialen Situation von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Wien durchführt. 

Die Aufgaben der Wiener Drogenpolitik sind die Förderung von Projekten der Prävention, Integration, Rehabilitation, Behandlung und Betreuung von Suchtgefährdeten und Suchtkranken. Die Förderung der Behandlung und Betreuung von Personen in stationären Einrichtungen der Suchkrankenhilfe und die Durchführung und Initiierung von wissenschaftlichen Studien zur Erarbeitung von Grundlagen und Entwicklung innovativer Ansätze und die Unterstützung regionaler Vernetzungs- und Kommunikationsinitiativen. 

Grundsatz dieser Maßnahmen ist, dass der Konsum aller Drogen aus gesundheitspolitischer Sicht abzulehnen ist. 

Ziel der Wiener Drogenpolitik ist Suchtprävention, Integration der Arbeit mit Drogenabhängigen in das soziale und medizinische Netz der Stadt und Integration von Suchtgefährdeten und Süchtigen in die Gesellschaft. 

Demgegenüber steht die Haltung der FPÖ zur Drogenfrage, die immer, wenn es um das Thema Drogen geht, als Quintessenz den Ruf nach mehr Polizei erschallen lässt, obwohl sie selber in einer Koalition ist mit einer Partei, die Personal reduziert bei der Polizei. Sie sind alle betroffen. Ich komme auf die ÖVP auch noch zu sprechen. 

ÖVP-Vorschlag: Änderung der Straßenverkehrsordnung, indem Drogenschnelltests gefordert werden. Das ist ein Kukacka-Vorschlag, der an Aussagekraft und Sinnhaftigkeit von den meisten Experten negiert wird. Hier handelt es sich offensichtlich, wie so oft, um eine Anlassgesetzgebung. Man will den Eindruck erwecken, handlungsfähig zu sein. 

Peter Hacker hat einmal in einer hitzigen Drogendiskussion auf die Frage, wieso denn die Stadt Wien für die paar Süchtigen so viel Geld ausgibt, gesagt: Der Zivilisationsgrad einer Gesellschaft lässt sich daran messen, wie sie mit ihren Randgruppen umgeht. Und dieser Meinung schließe ich mich an. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Wiener Drogenpolitik ist beispiellos in ihrer Fülle an Maßnahmen und in ihrer Differenziertheit und Professionalität.

Zweites Beispiel: die psychiatrische Versorgung in Wien. Vor dem Hintergrund der Gräueltaten, die Angehörige des widerlichen NS-Regimes auch an Wiener Psychiatriepatienten verübt haben, gewinnt die Psychiatriereform noch mehr an Bedeutung. Wir haben in Wien ein vernetztes Betreuungssystem, bei dem stationär und ambulant vorgegangen wird. Nach dem Prinzip Ambulanz, vorstationär, wohnortnahe Organisation Psychiatrischer Dienste werden psychiatrisch und psychisch Kranke in die Gesellschaft integriert und nicht in Anstalten abgeschoben. 

Psychiatrische Erkrankungen und psychische Störungen sind äußerst vielschichtig. Der Psychosoziale Dienst leistet durch seine vielschichtigen niederschwelligen Betreuungs- und Beratungsangebote einen großen Beitrag zur Erfüllung der WHO-Forderung nach Gleichstellung von psychisch Kranken mit somatisch, also körperlich Kranken.

Von 1977 bis 2002 kam es zu einer Bettenreduktion im stationären Bereich von 3 900 auf 750 Betten. Die Zahl der Personen mit extrem langer Hospitalisierungsdauer, also über zehn Jahre, konnte von 550 auf zirka 20 gesenkt werden.

Drittes Beispiel: Wiener Rettung. Wir haben in Wien eine flächendeckende bedürfnisgerechte Rettungsversorgung. Jede Wienerin und jeder Wiener kann sich sicher sein, dass er nach Anruf der Nummer 144 binnen kürzester Zeit medizinische Hilfe erhält. 

Es gibt im Rettungswesen unterschiedliche Herangehensweisen bei medizinischen Notfällen. Note and go or stay and play. Den Patienten einladen und schnell ins Spital ist das eine, stay and play ist das Prinzip der Notarztwagen. Der Arzt kommt möglichst schnell zum Patienten und beginnt vor Ort mit ersten diagnostischen und therapeutischen Maßnahmen, um den weiteren Krankheitsverlauf positiv zu beeinflussen und Folgeschäden zu vermeiden.

In anderen europäischen Ländern gab es die Diskussion, ob ab einem bestimmten Alter überhaupt ein Notarztwagen ausfahren soll. Eine solche Diskussion wollen wir in Österreich und werden wir in Wien nicht führen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Viertes und letztes Beispiel: die Wiener Spitäler. Die Wiener Krankenanstalten inklusive AKH bieten einerseits spitzenmedizinische Leistungen, die auch von vielen Patienten aus den Bundesländern in Anspruch genommen werden. Andererseits bieten sie aber auch in vielfältigster Form eine ausgezeichnete Basisversorgung für chronisch Kranke und ältere multimorbide Patienten. Die Bestrebungen der Wiener Krankenanstaltenplanung richten sich auf die Schaffung von Zentren, die spezielle medizinische Leistungen in höchster Qualität bieten. Und bei allem steht im Mittelpunkt der Mensch, der Patient mit seiner Erkrankung, seinen Bedürfnissen und seinem sozialen Umfeld. 

Wir werden heute immer älter und erleben daher auch immer mehr Krankheiten. Die so genannte Drehtürmedizin ist oft die Folge. Es ist mir daher besonders wichtig, und das hat Kollege Hahn heute angesprochen, eine noch stärkere Zusammenarbeit des intramuralen mit dem extramuralen Bereich zu erreichen. Und diese Zusammenarbeit funktioniert, was die Zusammenarbeit der Spitäler mit dem Bereich "Betreuung zu Hause" betrifft, ausgezeichnet.

Wo es noch Mängel gibt, ist die Zusammenarbeit mit den niedergelassenen praktischen Ärzten und Fachärzten. Hiezu gibt es im Gegensatz zu den Ausführungen des Kollegen Hahn sehr wohl Projekte, zum Beispiel eines davon im Westen Wiens, wo die Spitäler und die praktischen beziehungsweise niedergelassenen Fachärzte intensiver zusammenarbeiten sollen, indem zum Beispiel praktische Ärzte in den Stationsbetrieb eingebunden werden. Und da gibt es noch viele, viele andere Ansätze. Es hat schon einige Projekte gegeben, die gefördert wurden. 

Noch eine Bemerkung zu den Spitalsambulanzen. Die Ambulanzgebühr wurde unter dem Vorwand eingeführt, die Patienten mehr in den niedergelassenen Bereich zu drängen. Das ist in Wien nicht gelungen, weil die Spitalsambulanzen offensichtlich sehr beliebt sind, weil sie gut und effizient arbeiten.

Wie Sie sicher den Medien entnommen haben, hat es kürzlich in Villach einen Fall von Nichtweiterleitung von Gebärmutterhalsabstrichpräparaten durch einen niedergelassenen Gynäkologen gegeben. Das wäre in einer Spitalsambulanz auf Grund der Organisationsstruktur und des Dokumentationswesens nicht möglich. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang dazu auffordern, den Patientinnen schriftliche Befunde über das zytologische Ergebnis der Vaginalabstriche auszuhändigen, und ich möchte auch die Frauen auffordern, diese Befunde zu verlangen, weil das eben einem selber eine gewisse Sicherheit gibt. Ich habe mit sehr vielen Frauen gesprochen und niemand, keine Einzige gefunden, die jemals von dem niedergelassenen Gynäkologen einen schriftlichen Befund bekommen hätte.

Zum Schluss möchte ich allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen für ihr großartiges Engagement danken. Sie tun es für die Wienerinnen und Wiener. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Rudi Hundstorfer. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine Damen und Herren!

Sie brauchen keine Angst zu haben, es werden keine 20 Minuten, aber ich muss der Rede zur Geisterstunde von Herrn Mag Kowarik einiges antworten. 

Bevor ich das tue, darf ich nur Frau Mag Schmalenberg aufklären. Es tut mir Leid, dass ich das Wort "aufklären" verwenden muss, aber der Herr Alt-Stadtrat Stacher hat alles nur keinen Schwager. Ich würde wirklich bitten, ein bissel besser zu recherchieren. Der Herr Adam ist mit ihm nicht verwandt. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Eine Entschuldigung ist fällig!) Es gab zwar einen Artikel in der Zeitschrift "Presse", und dass die bürgerliche Frau Schmalenberg nur die "Presse" liest, dürfte bekannt sein. Aber es gibt auch Leserbriefe in dieser Zeitschrift von Herrn Stacher, und ich würde ersuchen, diese zu lesen. Das ist einmal Punkt eins.

Nun zu Herrn Mag Kowarik. Ich darf Sie aufklären, dass diese Mitarbeiterbefragung, die Sie hier zitiert haben, eine Initiative der Frau Stadträtin und der Dienstnehmervertretung ist. Punkt eins.

Punkt zwei: Ich darf Sie aufklären, Sie sind ja so ein kleingewerbetreibender Apotheker mit einem Handel dabei. Sie sind ein Kleingewerbetreibender, Sie handeln auch mit Apothekenprodukten, nicht unerfolgreich, sage ich gleich dazu. Ich gratuliere Ihnen auch dazu. Aber zeigen Sie mir bitte einen Großbetrieb in Europa mit 31 000 Mitarbeitern, der sich innerhalb von sechs Monaten diese Mitarbeiterbefragung traut und sie umsetzt. Wenn Sie mir diesen Großbetrieb zeigen, dann gratuliere ich Ihnen recht herzlich. Ich bin auch gerne bereit, dann Ihre Produkte zu kaufen. Weil es diesen Großbetrieb ganz einfach nicht gibt! Nicht einmal die Firma IBM hat diese weltweiten Umfragen bei 31 000 Mitarbeitern in der Art und Weise. Ich kenne ein bisschen das IBM-Qualitätsmanagement, kenne dort auch Mitarbeiter. Es ist nicht mein Thema. Nur, zeigen Sie mir einen Großbetrieb, wo 31 000 Mitarbeiter eingeladen worden sind, erstmalig eingeladen worden sind. Es gab vor einigen Jahren so etwas Ähnliches, aber nicht in der Tiefe, wo wir so etwas gemacht haben. 

Ich darf Sie weiters aufklären, dass der Gesamtdurchschnitt positiv war. 

Ich darf Sie auch aufklären, dass sich natürlich viele der hier aufgezeigten Probleme nicht in der Schreibtischlade oder in der Schublade verlieren, sondern unser tägliches Arbeitsprogramm sind. So ist zum Beispiel eines unserer täglichen Arbeitsprogramme die von der Frau Stadträtin initiierte Imagekampagne, die unter anderem dazu geführt hat, dass sich 800 Kinds spontan gemeldet haben. 800 Kids haben sich spontan gemeldet. (GR Günther Barnet: Kids?) Jugendliche. Herr Floridsdorfer Gemeinderatskollege, Jugendliche haben sich gemeldet. Und diese Jugendlichen, die sich gemeldet haben, sind ein Beweis dafür, dass diese Imagekampagne greift. 

Ich darf nur eines hier anführen: Wir sind das einzige Bundesland, das eine solche Imagekampagne gemacht hat. (StRin Karin Landauer: Die hätten wir schon vor zehn Jahren machen sollen!) Liebe Frau StRin Landauer! Wenn du mir da jetzt erzählst, vor zehn Jahren hätten wir sie machen sollen, dann erzähl das bitte deinen in den Bundesländern verankerten Gesundheitspolitikern, die nur dafür sorgen, dass in den Bundesländern die Krankenpflegeschulen zugesperrt werden und Wien hier die Ausbildung für alle Bundesländer schön langsam übernehmen muss. Sei doch nicht so demagogisch und verlogen! Wien ist hier besser! (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine weitere Antwort dieser gesamten Aktion ist zum Beispiel der massive Ausbau des zweiten Bildungswegs. Und es ist keine Frage, die Frau Pflegedirektorin hat Ihnen eines dieser Probleme gesagt, das ist ja gar nicht das Problem. Wir haben diese Probleme. Wir sind aber auch hier eines der ganz wenigen Bundesländer, wo dieser zweite Bildungsweg in der Arbeitszeit erledigt werden kann. Dies bedeutet, dass natürlich die Kraft fehlt, nachbesetzt werden muss, und hier bei der Nachbesetzung gibt es - das ist überhaupt kein Geheimnis - Probleme. Aber es gibt genauso gut einen sehr ausgebauten zweiten Bildungsweg. Und auch hier darf ich Ihnen als Antwort sagen: So schlecht dürften wir nicht unterwegs sein, weil sich doch einige Bundesländer nicht nur interessieren für diese Einrichtung, sondern sich auch Plätze einkaufen, um in Wien ihr Personal ausbilden zu lassen. Ich sage absichtlich "einkaufen". Gar keine Frage: Wir verkaufen hier Leistung. Und hier eine Leistung zu verkaufen, dürften wir nicht so schlecht sein. Und das sollte man, glaube ich, auch hier bitte anerkennen. (Beifall bei der SPÖ.)
Einer der größten Kritikpunkte bei dieser Fragebogenaktion, die ja nicht verheimlicht wurde, sondern, wie Sie ganz genau wissen, sehr offensiv gespielt wurde, bei der ersten Großpräsentation im AKH waren ja viele anwesend, war unter anderem auch gewesen die überbordende Dokumentation. Das ist gar keine Frage. Das war einer der Kritikpunkte. 

Was haben wir als Antwort? - Hier gibt es eine Projektgruppe, hier gibt es eine interdisziplinär zusammengesetzte Projektgruppe, und ich bin zutiefst davon überzeugt, dass wir hier etwas gemeinsam zustande bringen.

Und abschließend noch, weil hier so gesagt wurde: Na ja, nach Lainz ist nichts geschehen. Ich unterstelle nicht, dass Sie gesagt haben, Lainz droht uns wieder. Das unterstelle ich nicht. 

Darf ich hier ganz offen eines sagen: 1 000 Dienstposten für Pflege, 600 Dienstposten für AbteilungshelferInnen, K‑Schema mit 1 Milliarde Mehrkosten pro Jahr - ist das nichts? Ist das in Ihren Augen ein Neppich? 

Weil wenn ich mir anschaue Ihre Bundesregierung: 15 000 Dienstposten in einem Jahr weg! Ratzeputz weg, auf Wiederschauen! Wir haben das Gegenmodell damals gestartet. Wir haben gesagt: 1 000 dazu! (GR Gerhard Pfeiffer: Die Verwaltungsreform wird durchgeführt!) Bei der Polizei nennt man das Verwaltungsreform, den Abbau der Sicherheitswachebeamten vor Ort. Das ist Verwaltungsreform. Na halleluja! Die Bürgernähe beim Fundamt ist Verwaltungsreform. Herr Pfeiffer, nein bitte, das wollen Sie mir jetzt als Verwaltungsreform verkaufen? 

Es ist hier unter anderem auch die Frage der Entlohnung angesprochen worden. Ich stehe hier nicht an zu sagen: Natürlich kann man über Entlohnung permanent diskutieren und viele von uns werden sich subjektiv immer unterbezahlt fühlen. Das ist gar keine Frage. Das ist ein permanenter Prozess und permanent ist es unser tägliches Leben. 

Aber Fakt ist eines: Das K‑Schema, das wir 1990/91 geschaffen haben, dürfte auch nicht so schlecht gewesen sein, weil alle Bundesländer, alle neun Landtage beziehungsweise alle übrigen acht Landtage, haben sich diesem K‑Schema angeschlossen. Wir waren die Ersten, die dies kreiert haben, die es erfunden haben. Und schön brav sind Wochen hintennach die anderen gefolgt. (Zwischenruf der StRin Karin Landauer.) Das hat mit Lainz allein nichts zu tun, sehr geehrte Frau StRin Landauer. Und so schlecht dürften wir nicht gewesen sein, weil Vorarlberg, Tirol und Salzburg haben kein Lainz gehabt, aber das K‑Schema haben heute alle. Das heißt, demzufolge dürften wir nicht so schlecht gewesen sein.

Wobei ich weiß, dass das Entlohnungsschema immer ein permanenter Prozess ist. Sie als Unternehmer werden das auch wissen, weil Ihre Angestellten wollen auch immer mehr Bezahlung haben. Und ich darf hier feststellen, dass wir mit diesem Schema im Spitzenfeld Österreichs liegen. Es gibt nur ein einziges Schema im Gesundheitswesen, das um Nuancen besser ist, das ist das Sozialversicherungsschema. (Zwischenruf des GR Dr Wilfried Serles.) Kärnten zahlt nach dem Wiener K‑Schema. Herr Dr Serles, seien Sie mir nicht böse. Sie sollten sich besser erkundigen. Aber Ihr Landeshauptmann vom Bärental zahlt nach dem Wiener K‑Schema und keinen Groschen mehr. 

Ich danke für das Zuhören, und, Herr Mag Kowarik, nehmen Sie die Botschaften bitte mit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau StRin Dr Pittermann hat sich zum Wort gemeldet.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender! 

Um diese Zeit, nachdem schon so viel gesagt wurde, will ich eigentlich nur mehr grundsätzlich zur Gesundheitspolitik Feststellungen treffen. 

Allerdings, muss ich sagen, war ich sehr verblüfft über diverse Meinungen zur Semmelweisklinik. Ich erinnere mich, wie oft ich von den Frauen aller Parteien aufgefordert wurde, unbedingt Adam und das Prinzip Nussdorf zu retten. Wie er jetzt abqualifiziert wurde, dass er nicht fähig ist, ist sehr interessant, und ich werde ihm auch die entsprechenden Wortmeldungen zukommen lassen.

Es ist natürlich überhaupt noch nicht beschlossene Sache, dass er es wird. Der Landessanitätsrat tagt erst, und erst dann kommt es auch überhaupt zur Auswahl. Es hat bis jetzt ein Spitalsausschuss stattgefunden. Die finden öfters statt. Das ist nicht immer maßgebend dafür, wer Primarius wird. Mir ist nicht bekannt, dass Herr Adam Mitglied der Sozialdemokratischen Partei ist. Von Prof Grünberger weiß ich ganz sicher, dass er es nicht ist. Also auch da kann man mir keine Parteipolitik vorwerfen. Nur, wenn Sie es für klug finden, wenn einer der Verantwortlichen einen Departmentleiter hat, dass man ihm dort einen hingibt, mit dem er nicht zufrieden und nicht einverstanden ist und dessen Arbeit er nicht schätzt, dann kann ich mir vorstellen, wie lustig Sie Abteilungen und Krankenhäuser führen würden. Und was der Unterschied sein soll zwischen einem Geburtshaus und einer Krankenanstalt, wo Geburten durchgeführt werden, das weiß ich auch nicht recht. Prinzipiell könnten gesunde Frauen ihre Geburten auch zu Hause durchführen, wie wir es immer wieder hören. Man weiß nur nicht immer im Vorhinein, dass eine Geburt normal ausgeht. Nussdorf ist etwas sehr abseits. In der Semmelweisklinik wäre diese Art der Geburt viel sicherer für die Frauen, die es sich wünschen, sie so durchzuführen. Aber, wie gesagt, es ist ja noch ein Meinungsbildungsprozess dabei nötig, und es ist überhaupt nicht gesagt, dass Dr Adam das wird. 

Aber, wie gesagt, Frau Rauch-Kallat hat mich aufgefordert, ich glaube, Sie haben mich aufgefordert, vom Minister Haupt wurde ich aufgefordert. Das Geburtshaus Nussdorf wäre, wenn Sie ihn nicht für qualifiziert halten, wesentlich gefährlicher als die Semmelweisklinik. Wenn wir in der Semmelweisklinik unbedingt gynäkologische Operationen machen sollen, dann muss ich dazusagen: Die Herren kommen nie auf die Idee, dass man Eingriffe an ihren Genitalien auf der grünen Wiese durchführen soll. Diese Ideen hat man hier wirklich nur bei Frauen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es handelt sich im Allgemeinen bei Geburten um junge, gesunde Frauen und bei gynäkologischen Eingriffen um ältere und kranke Frauen, und das macht den massiven Unterschied aus. Noch dazu, da wir genügend gynäkologische Einrichtungen in Wien haben und die Gynäkologen bereits in die interne Medizin und in die Endokrinologie ausweichen und sich so mit der Fruchtbarkeit des Mannes beschäftigen, weil es einfach ein Überangebot an gynäkologischen Einrichtungen in Wien gibt. 

Daher die Entscheidung - und sie war auch nicht neu für Sie, denn ich habe sie einmal bei einer WIKRAF-Sitzung gesagt -, dass ich daran denke, die Geburtenstation offen zu halten, die sehr gut angenommen wird. Die Gynäkologie nicht. Ich habe mir auch die Operationszahlen angeschaut. Im Allgemeinen waren es geburtshilfliche Operationen, die selbstverständlich, da ein Dreierteam auch Dienst macht, wenn es nötig ist, weiter durchgeführt werden. Aber wenn ich mit 22 Inkontinenzoperationen per Laparotomie 33 Prozent der Wiener Leistungen abdecke, muss ich mir die Frage stellen, wieso diese Leistungen gerade dort und sonst nicht in Wien oder sehr wenig in Wien erbracht werden, wenn 22 Operationen 33 Prozent der Leistungen sind. Das heißt, nicht einmal 100 derartige Operationen werden in Wien durchgeführt. Es gibt aber mehr inkontinente Frauen und es werden mehr Inkontinenzoperationen daher durchgeführt. Also all das gibt einem zu denken und man zieht gewisse Rückschlüsse.

Dass Spitäler auf der grünen Wiese nicht ideal sind, ist eigentlich allen bekannt. Man kann es im Falle der Geburtshilfe, wo mit hoher Wahrscheinlichkeit mit einer Nichtrisikogeburt gerechnet wird, durchführen. Bei vorhersehbaren Risikogeburten würde ich die Frauen sicher an geeignete Zentren schicken, weil auch die Versorgung der Kinder für die extrem Frühgeborenen oder möglicherweise schon leicht Geschädigten eine wesentlich bessere ist. 

Was die Semmelweisklinik anbelangt, hat GR Hundstorfer schon gesagt, StR Stacher ist mit niemandem verwandt. StR Stacher selber hat keine Geschwister, daher kann er auf diese Art keinen Schwager haben. Und seine Frau ist keine Österreicherin, sondern eine Deutsche, und die hat auch keine Angehörigen außer ihren Mann in Österreich. StR Stacher hat das auch in einem Leserbrief zur Kenntnis gebracht und auch festgestellt, auf Grund dieser Verleumdung bestellt er sein Abo bei der "Presse" ab. 

Es wurde gemeint, dass man mehr tagesklinische Leistungen erbringen soll. Die sind sehr wohl an bettenführende Stationen gebunden. Ich kann also nur fachlich das sehr anzweifeln, ob es gescheit wäre, irgendwo fernab von Abteilungen tagesklinisch onkologische Leistungen durchzuführen. Es sind sehr schwierige Leistungen, mit einer sehr geringen therapeutischen Breite, es wird aber bei allen Onkologien diese Leistung tagesklinisch angeboten. 

Die Besorgnis wegen der Herzkrankheiten verstehe ich. Wir machen auch genügend Vorsorgeprogramme. Leider ist die Gefährlichkeit des Rauchens schwer drüberzubringen und man hat auch wieder die Ungezogenheit der Raucher mit der Belästigung zu erleben, auch wenn man noch so sehr betont, dass es gesundheitliche Nebenwirkungen hat. In diesem Haus ist es sogar gegen das Gesetz, denn das Tabakgesetz besagt, dass in öffentlichen Einrichtungen das Rauchen untersagt ist. Also es sind alle, die hier in diesem Haus rauchen, durchaus auch als Gesetzesbrecher anzusehen. So lautet das Gesetz. 

Dass die Schwarzarbeit beklagt wird und bekämpft wird, sehe ich ein. Das Arbeitsinspektorat muss da sehr aktiv tätig sein. Aber es ist natürlich auch ein Grund der restriktiven Zuzugspolitik, und Sie haben ja schon gehört, dass wir derzeit nicht genügend Pflegekräfte im eigenen Land haben, sosehr ich mich auch bemühe, es zu verbessern. Es leiden alle darunter. Aber deswegen werden natürlich Pflegekräfte illegal über die Grenze kommen, und ich kann nur die Bundesregierung auffordern, dass sie einmal damit anfängt, dass die Schwarzarbeit endlich aufhört. (StRin Karin Landauer: Wien bildet aus für die Bundesländer!) Na ja, die wandern dorthin ab. Sie können Pflegekräfte, das sind junge Menschen, die noch nicht volljährig sind, nicht mit einem Vertrag an Wien binden, weil das wider gegen die guten Sitten ist. Oder ich müsste mich weigern, Nichtvolljährige auszubilden. Das ist ein Problem. Wenn die herkommen und die Qualifikation haben, und es wird ja durch eine Prüfung überprüft, wer geeignet ist, und das geht strikt nach der Reihung und nicht nach dem Wohnort. Aber wenn Sie es wollen, man kann über alles diskutieren, dann fangen wir an, den Wohnort vor der Eignungsprüfung zu nehmen. Auch das ist eine Möglichkeit der Reihungen, für die man eintreten kann. Nur, wie gesagt, ich kann sie nicht hindern, in die Bundesländer zurückzugehen, weil ich von diesen jungen Menschen keinen Vertrag, der sie an Wien verpflichtet, verlangen kann, was in früheren Zeiten, wo die Ausbildung erst mit dem 21. Lebensjahr begann, durchaus üblich war. Aber das liegt eben daran, ob man volljährig ist oder nicht. 

Es wurde auch bekrittelt, dass nichts gemacht wird für die niedergelassenen Ärzte. Ich möchte nur feststellen, dass Wien die größte Ärztedichte auch im niedergelassenen Bereich hat. 

Und weil wir das so hochgelobte Vorarlberger Modell haben: Dort ist die geringste Dichte an Ärzten, eine geringe an Spitalsbetten. Aber wir hatten unlängst die Strukturkommission unter Vorsitz des Staatssekretärs, und da wurde auch gezeigt, dass Vorarlberg die höchste Auslagerung an Patienten in das Ausland hat, für die wir aber über Mittel des Krankenanstaltenzusammenarbeitsfonds dann noch einmal bezahlen. Also wenn wir unsere Patienten ins Ausland schicken, zahlen auch die anderen, und man steht selber gut da, und so ist es mit Vorarlberg. Es ist auch sehr still geworden um das Vorarlberger Modell, denn wir konnten alle nicht begreifen, wieso dieses kleine Bundesland eine so hohe Anzahl an Patienten im Ausland behandeln lässt, weil sie offensichtlich nicht in der Lage sind, ihre Patienten selbst entsprechend zu versorgen. 

Und weil bekrittelt wurde, dass die Leistungszahlen nicht alle so sind, dass man sie gleich ablesen kann: Sie können über LKF-Punkte, über Personal alles im WIKRAF nachlesen. Alle Fraktionen sind im WIKRAF vertreten und im WIKRAF hat man genaue Aufstellungen über diese Zahlen. 

Die Stadt Wien leistet wesentlich mehr als andere Bundesländer für die gesundheitliche Versorgung der Bevölkerung. Wien ist anders und Wien ist besser und wir erbringen viel mehr Leistungen als alle anderen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir gehen verantwortungsvoll mit den Steuermitteln um und wir setzen sie effizient ein. Wir haben eine Versorgung auf höchstem medizinischem Niveau und wir tragen auch dem Strukturwandel im Gesundheitswesen Rechnung. Es wurden in Wien mehr Betten absystemisiert als woanders. Natürlich hat man dadurch auch manchmal Gangbetten. Aber wenn es nach Ihnen ginge, sollte ich noch weiter Betten absystemisieren. 

Wir richten unser Augenmerk nicht nur auf Behandlung, sondern durchaus auch auf Prävention. Nur, wie gesagt, die Prävention besteht nicht nur darin, dass man den Leuten klar macht, was nicht zur Gesundheit führt, sondern auch dass man aufzeigt, dass auch der Arbeitsplatz, die familiäre Situation, natürlich die Bildung - wir wissen, dass die schlechter Gebildeten einen schlechteren Gesundheitszustand haben - und die Wohnverhältnisse sehr entscheidend am Gesundheitszustand mitwirken. 

Wir haben in Wien mit dem AKH eine Zentralkrankenanstalt von Weltruf mit besten Forschungsergebnissen und hohen Qualitätsstandards. Wir leisten dort Einmaliges und haben einen sehr hohen Impactfaktor. 

Die Wienerinnen und Wiener zeigen sich auch mit ihrer Gesundheitsversorgung in dieser Stadt immer äußerst zufrieden. Auch wenn Sie unser Gesundheitswesen kaputt reden wollen, die Menschen sind damit zufrieden. Wir zeigen eine Patientenorientierung, wir zeigen eine bessere Qualität. Und wenn Sie schon den Personalmangel und alles bekritteln, vergleichen Sie mit den Bundesländern. Unsere Ausstattung ist aber bei Gott eine wesentlich bessere und wesentlich andere. 

Wir haben auch, bedingt durch die Verhältnisse durch die Bundesregierung, natürlich weniger finanzielle Mittel zur Verfügung als wir wollten, und ich weiß durchaus, was ich mir noch alles wünschen könnte und was schön und gut wäre zu erreichen. Leider Gottes sind die Mittel derartig beschränkt. Und auf der anderen Seite hungern Sie die Krankenkassen massiv aus, weil Sie in dem Koalitionspapier die Versicherungspflicht haben, statt der Pflichtversicherung. Was das für das Gesundheitswesen bedeutet, wissen wir alle. Und wir haben es in der Schweiz und in Deutschland gesehen. 

Und im Jahr 2000 sind zum ersten Mal die Zahlen für die öffentlichen Ausgaben im Gesundheitswesen unter die 70‑Prozent-Grenze gerutscht. Die waren früher immer darüber. Das heißt, die öffentlichen Ausgaben werden geringer. Wir haben zwar seit längerer Zeit 8,3 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt Gesundheitsausgaben. Früher waren 6,1 Prozent davon die öffentlichen Ausgaben. Diese 6,1 Prozent sind auf 5,6 Prozent abgesunken. Hätten wir die 0,5 Prozent, gäbe es keine Schwierigkeiten. 

Und es kann nicht sein, dass Wien immer die mangelnde Bereitschaft des Bundes, zu zahlen, kompensieren muss. Wir haben den verminderten klinischen Mehraufwand, wir haben dort ein Vielfaches von Patienten von außerhalb.

Und wenn ich daran denke, wie sich die FPÖ gerühmt hat, dass sie die armen Kinder aus dem Irak in das Allgemeine Krankenhaus einladen wird zur Behandlung - na, heute ist der Brief schon auf meinen Schreibtisch geflattert, die Stadt Wien soll das begleichen. Na ja, da kann man leicht großzügig sein, wenn man die anderen bezahlen lässt. (Bewegung bei der SPÖ.)

Ich habe selbstverständlich angenommen, das wird von Ihrem Sozialfonds beglichen oder es wird der Bund begleichen, aber in der teuersten Einrichtung sollen wir Leukämiebehandlungen durchführen. Ich bin durchaus für humanitäre Maßnahmen, nur dann soll man auch sagen, man wendet sich an die Stadt Wien für die verschiedenen Therapien und man ersucht, dass die Stadt Wien das begleicht. Aber großartig einzuladen und mir dann zu sagen, du zahlst, so kann es doch wohl wirklich nicht gehen!

Ich möchte weiters feststellen, eines der Probleme der Finanzierung ist nicht nur, dass die öffentliche Finanzierung rückläufig ist, sondern dass zum gleichen Zeitpunkt die Gewinne aus den wirtschaftlichen Erträgen wesentlich höher gestiegen sind, als die Einnahmen für die Sozialversicherung. Wenn da eine gewisse Parallelität gegeben wäre, hätten wir es viel leichter.

Wie gesagt, Wien steht für eine solidarische Gesundheitspolitik. Es werden bei uns die Menschen ohne Ansehen des Alters, des Standes, der Bildung und der finanziellen Möglichkeiten behandelt. (GR Gerhard Pfeiffer: Das gilt aber nicht für Gemeinderäte!) Wieso nicht für Gemeinderäte? (GR Gerhard Pfeiffer: Es ist 2 Uhr morgens!) - Ich bin erst sehr kurz am Wort, ich sagte aber, es ist bereits unendlich viel gesagt worden. Es ist nicht unbedingt notwendig, aber ich kann es Ihnen immer wieder sagen, dass wir das beste Gesundheitswesen haben. Sie können es mit England vergleichen. Sie haben jetzt die Diskussion über die britischen Herzpatienten gelesen. In der Zeit vor Thatcher, zur Zeit der Labour-Regierung, war das englische Gesundheitswesen 

eines der führenden der Welt und es sind viele Amerikaner nach Großbritannien gekommen, um sich behandeln zu lassen. Thatcher hat das Gesundheitswesen privatisiert und ruiniert. Menschen, deren Lebenserwartung man nicht mehr allzu hoch einschätzt, wie zum Beispiel des 12‑jährigen Mädchens mit dem Morbus Hodgkin, werden keiner Knochenmarkstransplantation mehr unterzogen, weil man die Chancen als zu gering berechnet, obwohl ein Kind in dem Alter zwar eine nicht sehr hohe Chance bei dieser Erkrankung, aber durchaus noch immer eine Chance hat.

Es wird jetzt daran gearbeitet, diese Patienten in der Welt aufzuteilen. Ich sehe eigentlich nicht ein, wieso andere Länder in der EU diese Patienten versorgen sollen und dort selbst kommen sie in die Armutsfalle, wenn sie sich diese Leistungen zukaufen, es können sich nur die Wohlhabenderen leisten, die Armen sterben. Für so ein Gesundheitswesen, wie es unter Thatcher eingeführt wurde, stehen wir nicht! (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir sind uns bewusst, dass die Zahl der Älteren steigt und haben auch dementsprechend Maßnahmen ergriffen, um die Möglichkeiten der gesundheitlichen Versorgung für die älteren Menschen sicherzustellen. (StRin Karin Landauer: Das glaube ich nicht! Sie haben ein Problem mit Ihren Pflegeheimen!)

Ich möchte Ihnen jetzt nicht all das, was ich vorbereitet habe, wirklich mitteilen, denn ich habe Mitleid, es ist 2 Uhr. Ich möchte nur mehr eines tun, ich möchte allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meiner Geschäftsgruppe ganz herzlich für ihre tagtägliche Arbeit danken. Sie sind es, die diese Bevölkerung so wunderbar versorgen. Es wird viel Leistung von ihnen gefordert. Es sind nicht diejenigen, auf die die Frau Vizekanzlerin immer mit dem Beamtenstatus hinpecken kann, denn an ihren Leistungen haben hoffentlich nicht einmal Sie Zweifel. Ich möchte meinen leitenden Beamten und all ihren Mitarbeitern danken, die all die Arbeit für die Bevölkerung möglich machen, ebenso allen Rathausbeamten hier, die genauso müde wie wir alle ausharren müssen. Ich wünsche noch für die restliche verbleibende Zeit eine angenehme Nachtruhe und werde bei nächster Gelegenheit, wenn meine Geschäftsgruppe früher drankommt - aber ich bin auch aus dem Parlament gewohnt, dass die Gesundheit meist ein Nachterlebnis war -, meine Ideen und meine Meinung dazu näher bringen. - Herzlichsten Dank für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen liegt keine Wortmeldung mehr vor. 

Ich unterbreche nun die öffentliche Sitzung bis heute in der Früh, 9 Uhr, und ich darf den Herrn Klubordner Dr GÜNTHER bitten, der Frau Mag Unterreiner mitzuteilen, dass um 9 Uhr ihr Part ist. - Ich danke recht herzlich und wünsche allen eine gute Heimreise.

(Unterbrechung der Sitzung um 2.05 Uhr.)
